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Vorwort. 


Die nachfolgende Untersuchung will das in Deutschland 
geltende Bischofswahlrecht unter besonderer Berücksichtigung 
des Schreibens: Ad notitiam Sanctae Sedis darstellen, das der 
Kardinalstaatssekretär Rampolla auf Geheiss Leos XII. unter 
dem 20. Juli 1900 durch Vermittlung der Bischöfe an die 
deutschen Wahlkapitel gerichtet hat. 

Sie ist aus Vorträgen hervorgegangen, die von dem Ver- 
fasser über diesen Gegenstand am 14. Dezember 1906 vor der 
Berliner, am 22. und 23. April 1907 vor der Kölner Vereinigung 
für staats- bezw. rechts- und staatswissenschaftliche Fortbildung 
und am 10. Juli 1908 vor der Bonner Juristischen Gesellschaft ge- 
halten worden sind. In letzter Linie aber geht das hier Gebotene 
zurück auf Vorlesungen über badisches Kirchenrecht, die ich 
in den Jahren 1900—1903/4 an der Freiburger Universität 
hielt. Sie haben mir zuerst Anlass zu eingehender Beschäf- 
tigung mit dem oberrheinischen und überhaupt mit dem deutschen 
Bischofswahlrecht gegeben, und schon in ihnen habe ich mich 
mit der Verordnung von 1900 gründlich befasst. 

Ursprünglich war es meine Absicht, über diesen Gegen- 
stand nur eine kleinere Studie zusammen mit anderen, ähn- 
lichen als Beiträge zum neueren und neuesten Kirchenrechte 
zu veröffentlichen. Jedoch meine Amts- und namentlich meine 
Redaktionsverpflichtungen sowie andere dringendere Aufgaben 
liessen mich fürs erste zur Bearbeitung verwandter, dem 
geltenden Recht entnommener Stoffe nicht kommen. Ausser- 
dem aber sah ich bald ein, dass meine Darlegungen, wenn 
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anders sie wirklich fruchtbar werden sollten, Punkt für Punkt 
von einer Auseinandersetzung mit den Quellen und mit der 
Literatur begleitet sein mussten. Dazu kam, dass seit der 
letzten grossen Zusammenfassung des deutschen Bischofswahl- 
rechtes während dreiundeinhalb Jahrzehnten eine Menge von 
Akten, Briefen, Lebenserinnerungen, geschichtlichen Gesamt- 
und Einzeldarstellungen erschienen waren, die in die juristische 
Behandlung unseres Gegenstandes hineinzuziehen und der 
juristischen Literatur zu vermitteln für eine Neubearbeitung 
des viel behandelten Stoffs als unabweisbare Pflicht sich auf- 
drängte. 

In diesem Sinne habe ich, soweit es in meinen Kräften 
stand, und soweit es irgendwie im Zusammenhang mit dem 
Erlass von 1900 geschehen konnte, die wissenschaftliche Be- 
handlung des Bischofswahlrechtes wieder auf das laufende zu 
bringen und zu vertiefen gesucht; mit welchem Erfolg, muss 
der Leser beurteilen. 

Da mir aber sehr viel daran lag, einen für sich lesbaren 
und in sich geschlossenen Text zu liefern, der möglichst knapp 
und scharf die Hauptsache dessen, was ich über den neuesten 
Stand unseres Bischofswahlrechtes zu sagen weiss, dem Leser 
vorführt, und da es mir umgekehrt bei der Erörterung der 
Einzelfragen auf nichts anderes ankommen konnte und durfte, 
als den Dingen möglichst auf den Grund zu gehen und nament- 
lich, soweit ich irgend dazu im stande war, für jeden Streit- 
punkt den oft genug sehr lehrreichen Gang der Erörterung 
klarzustellen, sah ich mich genötigt, letzteres in einem Apparat 
von Anmerkungen und Exkursen zu besorgen, mit dem ich 
die Hauptuntersuchung umgab. 

Daraus entsprangen nun allerdings gewisse Abweichungen 
von der bisherigen Einrichtung dieser Abhandlungen. Nament- 
lich musste das übliche Literaturverzeichnis, das sich sonst 
sehr bewährt und unserem Unternehmen erst jüngst von seiten 
eines besonders sachverständigen und besonders wohlwollenden 
Beurteilers lebhafte Anerkennung eingetragen hat, diesmal weg- 
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bleiben; es hätte angesichts der ungewöhnlichen Fülle der 
heranzuziehenden Literatur, und weil diese zum Teil in der 
Untersuchung selbst zur Sprache kommen musste, teils einen 
unschönen Umfang angenommen, teils eine doppelte ausführ- 
liche Berücksichtigung mancher Werke bedingt. Dem so ent- 
stehenden Mangel habe ich dadurch abzuhelfen gesucht, dass 
ich jeden Schriftsteller mindestens mit allen denjenigen Stellen, 
an denen seine Werke erstmals und mit der vollen Aufschrift 
angeführt sind, in das Register aufgenommen habe; letzteres 
versieht somit in dieser Hinsicht zugleich den Dienst eines 
Literaturverzeichnisses. 

Jedenfalls hoffe ich, man werde es mir nicht verdenken, 
dass ich trotz dieser äusserlichen Abweichungen und trotz an- 
derer Gründe, die dagegen zu sprechen scheinen, meine Unter- 
suchung schliesslich doch den Abhandlungen einverleibt habe. 
Es lag mir eben sehr daran, zu ihnen endlich auch einmal 
einen Beitrag beizusteuern, um damit nicht nur meinen jüngeren 
Freunden und Mitarbeitern, sondern auch den verehrten Kollegen 
und bewährten Forschern nachzueifern, deren erfolgreicher 
Arbeit dies Unternehmen sein Gedeihen verdankt. Und es war 
mir von grösster Wichtigkeit, gerade die nachstehende Ab- 
handlung in die Sammlung aufgenommen zu sehen, die dafür 
Zeugnis ablegen kann, dass, wenn in dem bisher Erschienenen 
das Geschichtliche überwiegt, dies nicht, wie der Eine oder 
Andere anzunehmen versucht sein möchte, in einer einseitigen 
Studienrichtung des Herausgebers seinen Grund hat. 

Uebrigens werden, wenn schon dieser Beitrag juristischen 
Zwecken und — wenigstens unmittelbar — nur ihnen dienen 
will, auch die Kirchen- und Kirchenverfassungshistoriker des 
18. und 19. Jahrhunderts, so hoffe ich, darin manches ihren 
Interessen Förderliche finden; ich verweise namentlich auf den 
Anhang 30 über die Besetzung der preussischen Bischofssitze 
vor der Bulle: De salute animarum sowie auf mehrere, gleich- 
falls im Anhang zu findende Einzeluntersuchungen zur Ge- 
schichte der deutschen und ausserdeutschen Konkordatsäüra des 
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vergangenen Jahrhunderts. Möchte gerade dieses Heft mit 
beweisen, dass das Getrenntmarschieren, das ich für die kirch- 
liche Rechtsgeschichte einerseits und für die kirchenrechtliche 
Dogmatik anderseits fordern zu müssen glaube, ein gelegent- 
liches erfolgreiches Vereintschlagen keineswegs ausschliesst. 

Zum Schlusse aber spreche ich allen denen meinen herz- 
lichsten Dank aus, die mich in irgend einer Weise unterstützt 
haben. Ich bin nicht darauf ausgegangen, Neuigkeiten über 
Bischofswahlen zusammenzutragen und habe nicht mit Frage- 
bogen gearbeitet. Aber wo ich anklopfte, wurde mir aufs 
bereitwilligste und freundlichste die erbetene Auskunft erteilt. 
Ganz besonders verdient hat sich Herr Dr. Gerhard Kallen 
um mein Buch gemacht, indem er sich der grossen Mühe 
unterzog, die Korrektur und die Revision mitzulesen. Ihm 
sei dafür auch an dieser Stelle noch besonders gedankt. 


Bonn a. Rh., den 22. März 1909. 


Ulrich Stutz, 
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Wahlrecht, Wahlstreitigkeiten und Wahlrechts- 
literatur im 19. Jahrhundert. 


Das Recht der Bischofswahl und die Mitwirkung unserer 
Regierungen bei ihr hat im vergangenen Jahrhundert unsere 
kirchenrechtliche und staatskirchenrechtliche Literatur in so 
hohem Masse beschäftigt wie kaum ein anderer Gegenstand 
aus dem vielumstrittenen Grenzgebiet von Staat und Kirche. 

Begreiflicher Weise. Handelte es sich doch dabei um eine 
Neuschöpfung, die um die Wende des ersten und zweiten Vier- 
tels des vorigen Jahrhunderts erst ins Leben gerufen war, und 
die ihre Entstehung einer Reihe von Vereinbarungen zwischen 
den einzelnen deutschen Regierungen und der katholischen 
Kirche verdankte. 

Wohl hatte auch das alte Reich seine Bischofswahlen und 
sein Bischofswahlrecht gehabt; und dass man bei der Neu- 
gestaltung der Dinge auf die Wahlform zurückgriff, geschah 
nicht zum mindesten aus Anhänglichkeit an den altvertrauten 
Wahlgedanken !). Aber ebenso wenig, als etwa das Erzbistum 


!) Wendungen wie, die Bischöfe sollten „in forma hactenus usitata“ ge- 
wählt, das „hergebrachte Wahlrecht der Kapitel“ solle „beibehalten“ oder 
„wiederhergestellt“ werden, kehren in den im zweiten und dritten Jahr- 
zehnt des vorigen Jahrhunderts gepflogenen Verhandlungen auf seiten 
der Regierungen und der Kurie immer wieder. Vgl. z. B. die bei Emil 
Friedberg, Der Staat und die Bischofswahlen in Deutschland, 2 Bde., 
Leipzig 1874, I, S. 46 mit Anm. 2, 47, 71, 73, 97, II, 8. 23, 49, 58 mit- 
geteilten Aktenstücke. Siehe auch J. Hirschel, Das Recht der Regie- 
rungen bezüglich der Bischofswahlen in Preussen und der oberrheini- 
schen Kirchenprovinz, Mainz 1870, 8. 92. 
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Freiburg das Konstanzer Bistum fortsetzt,. das eben in Wahr- 
heit supprimiert und nicht nach Freiburg transferiert worden 
ist, stellt sich unser heutiges deutsches Bischofswahlrecht ein- 
fach als das alte, ın letzter Linie auf das Wormser Konkordat 
zurückgehende dar !), das ohnehin in den letzten Zeiten des hei- 
ligen römischen Reiches deutscher Nation in Folge des Koadju- 
toren-, Kumulationen- und Exspektanzenunwesens vielfach nur 
noch ein Scheindasein geführt hatte ®). Vielmehr ist dies unser 
heutiges Bischofswahlrecht durchaus als etwas Neues geschaffen 
worden. Neuerungen brauchen aber immer Zeit, um sich zu 
klären und einzubürgern. 

Zumal, wenn sie, wie dies neue Bischofswahlrecht, auf 
einer Vereinbarung zweier Mächte wie des Staates und der 
Kirche beruhen, die mit so vielfach sich widerstreitenden Ueber- 
lieferungen und Doktrinen gepanzert sind’). Concordatum est 


') So zu Unrecht Wilhelm Emmanuel, Freiherr vonKetteler, 
Bischof von Mainz, Das Recht der Domcapitel und das Veto der Regie- 
rungen bei den Bischofswahlen in Preussen und der oberrheinischen 
Kirchenprovinz, Mainz 1868, S. 10, 36, 39: „ein altes, deutsches Recht“. 

?) Das Recht der Besetzung der bischöflichen Stühle in Deutsch- 
land im 17. und 18. Jahrhundert harrt noch einer den heutigen wissen- 
schaftlichen Anforderungen entsprechenden Einzeluntersuchung. Doch ist 
eine solche von einem meiner Schüler in Angriff genommen. Vgl. in- 
zwischen ausser der unten in Anhang 30 für die östlichen Bistümer 
der jetzigen preussischen Monarchie namhaft gemachten Spezialliteratur 
namentlich Georgius Christophorus Neller, De sacrae electionis pro- 
cessu Dissertatio I et II, 1756 in Antonius Schmidt, Thesaurus iuris 
ecclesiastici, II, Heidelbergae 1773, p. 697 ss., IV, 1774, p. 1ss.; Joseph 
Edler v. Sartori, Geistliches und weltliches Staatsrecht der Deutschen, 
Satholischgeistlichen Erz-, Hoch- und Ritterstifter, I, 2, Nürnberg 1788, 
ss 264 fi., S. 3 fl.; F. A. Staudenmaier, Geschichte der Bischofswahlen 
mit besonderer Berücksichtigung der Rechte und des Einflusses christlicher 
Fürsten auf dieselben, Tübingen 1830, S. 376 ff., 382 ff. und Franz Heers, 
Beiträge zur Bischofswahl Christoph Bernhards von Galen, Beiträge für 
die Geschichte Niedersachsens und Westfalens, Bd. III, H. 3, Hildesheim 
1908 (auch Münstersche philosophische Dissertation) sowie den Exkurs 
unten in Anhang 30. 

®) Gerade das vereinbarte Bischofswahlrecht ist oft genug dadurch 


“ 


Wahlstreitigkeiten des 19. Jahrhunderts. 5 


mater rixarum, ist man ein altbekanntes privatrechtliches Sprich- 
wort abzuwandeln versucht im Hinblick auf die zahllosen 
Streitigkeiten, die nicht nur durch die Konkordate der alten 
Zeit, sondern auch durch die Konventionsära des vorigen Jahr- 
hunderts bis auf unsere Tage hervorgerufen worden sind. 

So war denn auch an Bischofswahlkonflikten im 19. Jahr- 
hundert kein Mangel). Ich erwähne statt anderer nur: für 
Preussen die Trierer Wahlstreitigkeit von 1836— 1842 nach dem 
Tode des Bischofs v. Hommer und vor der Wahl Arnoldis ?), 


in Frage gestellt oder wenigstens beeinträchtigt worden, dass man einer- 
seits die „unveräusserlichen Majestätsrechte“, anderseits „das kanonische 
Recht“, oder wie man sonst hüben und drüben sein System nannte, in 
es hineintrug. 

!) Doch geht es zu weit, wenn Adolf Rösch, Der Einfluss der 
deutschen protestantischen Regierungen auf die Bischofswahlen, Studien 
aus dem Collegium Sapientiae zu Freiburg im Breisgau, Freiburg i. Br. 
1900, S. 20 sagt: „Der Fall, daß deutsche Bischofswahlen nach den Be- 
stimmungen dieser Konventionen entweder von der einen oder der anderen 
Seite keiner Beanstandung unterlagen, war nicht die Regel, sondern die 
Ausnahme.“ Schon für die Wahlen der ersten fünfzig Jahre seit dem Be- 
stehen des neuen Rechtes, die Friedberg in dem oben S. 3 Anm. 1 
angeführten Werke behandelt hat, liefert die Statistik ein günstigeres 
Ergebnis. Und in den letzten Jahrzehnten hat die Zahl friedlicher Be- 
setzungen ganz erheblich zugenommen. Insbesondere sind die Streitig- 
keiten um das Wahlrecht selbst stark in den Hindergrund getreten. 

:) Friedrich von Sybel, Das Recht des Staates bei den Bischofs- 
wahlen in Preussen, Hannover und der oberrheinischen Kirchenprovinz, 
mit besonderer Berücksichtigung der Praxis, Bonn 1873, 8. 24ff.; Fried- 
berg, Bischofswahlen, I, S. 229 ff., 242 f. und zu Beiden Michael Rosner 
(nach Friedrich H. Vering, Lehrbuch des katholischen, orientalischen 
und protestantischen Kirchenrechts, 3. Aufl., Freiburg i. Br. 1893, $ 138, 
S. 563 Anm. 15 = Dr. Adalbert Krätzig, dem seit 1871 zur Dispo- 
sition gestellten Direktor der damals aufgehobenen katholischen Abteilung 
im preussischen Kultusministerium) im Archiv für katkolisches Kirchen- 
recht, XXX, 1873, 8. 446f., XXXIII, 1875, S. 288 ff. mit XXXV, 1876, 
S. 95 Anm. 1 sowie Heinrich Brück, Bischof von Mainz, Geschichte der 
katholischen Kirche in Deutschland im 19. Jahrhundert, IT, 2. Aufl., Mün- 
ster i. W. 1903, S. 376. 

Bekannt ist ferner der Kölner Konflikt von 1864,65 nach dem Tode 
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für Hannover die Auseinandersetzungen von 1840 und 1841 
nach dem Tode des Bischofs Fritz von Hildesheim und vor 
der Erwählung Wandts !), für die oberrheinische Kirchenprovinz 
den Limburger Konflikt gleichfalls von 1840/41 nach dem Tode 
des Bischofs Bausch und vor der Wahl Blums?), den Mainzer 
von 1849/50 nach dem Tode des Bischofs Kaiser und vor der 
Ernennung v. Kettelers?) und vor allem den Rottenburger Bi- 
schofswahlstreit von 1845—1847 nach dem Tode des Bischofs 
Keller und vor der Wahl Lipps®). 

Wenn wir dabei die Beobachtung machen, dass ein Teil 
dieser Wahlschwierigkeiten in die Zeit der Kölner Wirren von 
1837—1841 oder bald nachher fällt’), so werden wir dadurch 


des Kardinals Erzbischof v. Geissel und vor der Ernennung von Melchers; 
v.Sybel,8.31ff.; Friedberg, Bischofswahlen, I, S.251ff. mit II, S. 165ff.; 
Bosner im Archiv für katholisches Kirchenrecht, XXXIIL, 1875, S. 312 f.; 
Otto Pfülf, Bischof von Ketteler, 3 Bde., Mainz 1899, II, S. 252 £.; Aus 
Bismarcks Briefwechsel, Anhang II zu den Gedanken und Erinnerungen, 
Stuttgart 1901, S. 376 ff. (Brief des Kronprinzen Friedrich Wilhelm von 
Preussen); Georges Goyau, L’Allemagne religieuse. Le catholicisme 
(1800— 1870), 4 vol., Paris 1905-—1909, III, p. 308 ss. 

') Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 274 ffl.; Rösch, Einfluss, 
S. 55 ff. 

?) Historisch-politische Blätter, VII, München 1841, S. 297 fi.: 
Heinrich Brück, Die oberrheinische Kirchenprovinz, Mainz 1868, 
S. 161£.; Derselbe, Geschichte, IT’, S. 217;v. Sybel, 8. 56£.; Fried- 
berg, Bischofswahlen, TI. S. 300 ff. und zu diesen Beiden Rosner, Archiv 
für katholisches Kirchenrecht, XXXI, 1874, S. 94f., XXXIV, 1875 
S. 125 ff.; Rösch, Einfluss, S. 58, 151; Matthias Höhler, Geschichte 
des Bistums Limburg, 2 Teile mit Anhang in einem Bande, Limburg a. L. 
1908, II, S. 137 £., 167. 

®) Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, 8.303 f.; Derselbe, 
Geschichte, III, 2. Aufl. besorgt von J. B. Kissling, Münster i. W. 
1905, 8. 106 fi.; v. Sybel, 8.58 ff. mit 79 £.; Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, S. 296 ff. mit II, S. 195 £. und zu Beiden Rosner, Archiv für 
katholisches Kirchenrecht, XXXI, 1874, S. 95£., XXXIV, 1875, S. 122 f.; 
Rösch, Einfluss, S. 150; Pfülf, Bischof v. Ketteler, I, S. 202 fi. 

*) Brück, Öberrheinische Kirchenprovinz, S. 163; Friedberg, 
Bischofswahlen, I, S. 289 fi.; Rösch, Einfluss, S. 149 f. 

5) Vgl. Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 305. 
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auf eine weitere Quelle von Wahlunstimmigkeiten hingewiesen, 
nämlich auf die grossen Kirchenstreitigkeiten des letzten Jahr- 
hunderts. Reibungen zwischen Staat und Kirche im allge- 
meinen ziehen eben nur zu leicht Zusammenstösse bei Bischofs- 
wahlen ım besonderen nach sich. Hierher gehört zum Beispiel 
der schwere Wahlzwist in Freiburg nach dem am 14. April 1868 
erfolgten Hinscheiden des Erzbischofs Hermann v. Vicari?), ein 


') Vgl..die Aufsätze: (Maas,) Das Veto der Regierungen der oberrheini- 
schen Kirchenprovinz gegen die Wahlen der Capitel, Archiv für katholisches 
Kirchenrecht, XX, 1868, S. 265 ff.; Die Erzbischofswahl zu Freiburg, Histo- 
risch-politische Blätter, LXII, 1868, S. 603 ff.; Die Badische Regierung und 
das Domcapitel von Freiburg (Uebersetzung der von Kardinal Reisach ano- 
nym und ursprünglich französisch veröffentlichten Schrift: Le gouvernement 
Badois et le chapitre de Fribourg, Etudes historiques, documents nouveaux. 
question du moment. Liege 1868), Mainz 1868, S. 61ff.; (Maas,) Die 
Erzbischofswahl zu Freiburg mit Rücksicht auf die seither darüber er- 
schienenen Schriften, dargestellt von einem praktischen Juristen, Archiv 
für katholisches Kirchenrecht, XXI, 1869, 8. 177 fi. (auch separat, 
Mainz 1869); Emil Friedberg, Actenstücke zur Geschichte der 
gegenwärtigen Erzbischofswahl in Freiburg, Zeitschrift für Kirchen- 
recht, VIII, 1869, 8. 355ff.; Derselbe, Der Staat und die katho- 
lische Kirche im Grossherzogtum Baden seit dem Jahre 1860, 2. Ausg., 
Leipzig 1874, S. 212 ff.; Derselbe, Bischofswahlen, I, S. 341 ft.; 
v.Sybel, 8.55£.; Heinrich Maas, Geschichte der katholischen Kirche 
im Grossherzogtum Baden, Freiburg i. Br. 1891, S. 646 ff., 656; Hermann 
Baumgarten und Ludwig Jolly, Staatsminister Jolly, Tübingen 
1897, S. 126 ff.; Pfülf, Bischof v. Ketteler, II, S. 362 ff., und die sehr 
interessanten, dem Tode des Erzbischofs schon vorangegangenen brief- 
lichen Aeusserungen, ebenda, II, S. 347 ff., besonders S. 359; Rösch, 
Einfluss, S. 156; Hermann Lauer, Geschichte der katholischen Kirche 
im Grossherzogtum Baden, Freiburg i. B. 1908, 8. 273 ff., 328f.; Brück- 
Kissling, Geschichte der katholischen Kirche im 19. Jahrhundert, 
IV,2, Münster i. W. 1908, 8. 247 fl. Die umfangreiche Literatur, die 
dieser Freiburger Wahlstreit hervorgerufen hat, findet sich am vollstän- 
digsten verzeichnet in der „Badischen Bibliothek“, Karlsruhe 1897, I, 
S. 271f. Ein Teil der bei diesem Anlass entstandenen Schriften ist schon 
im bisherigen aufgeführt worden oder wird im folgenden anzuführen sein; 
vgl. über sie auch Pfülf, Bischof v. Ketteler, II, S. 362ff.; Goyau, 
IV.sps119s: 
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Konflikt, der sich im Zusammenhang mit dem badischen Kirchen- 
streit der siebziger Jahre bis 1882 hinzog und so zu einer 
vierzehnjährigen Verwaisung des erzbischöflichen Stuhles führte. 

Um diese Wahlkonflikte nun und überhaupt um die erst 
nach und nach sich festigende Bischofswahlpraxis rankte sich 
eine fast überreiche Literatur, teils von Streitschriften, teils 
von Untersuchungen, die von flüchtiger Gelegenheitswirkung 
absahen und mit mehr oder weniger Erfolg nach wissenschaft- 
licher Objektivität strebten. 

Forscher, deren Namen zu den bekanntesten unserer 
Kirchenrechtswissenschaft gehören, haben sich an diesen Er- 
örterungen beteiligt: so vor allen Emil Friedberg), von dem 
nur das grundlegende, zweiteilige Buch von 1874 über den 
Staat und die Bischofswahlen im 19. Jahrhundert ?) erwähnt sei, 
aber auch Otto Mejer°), Johann Friedrich v. Schulte‘) 


Ueber den Mainzer Wahlstreit, der 1877 nach dem Tode v. Kettelers 
anhob und 1886 mit der Wahl Hafiners endigte, vgl. den Aufsatz: Die 
Lage der katholischen Kirche im Grossherzogtum Hessen im Archiv für 
katholisches Kirchenrecht, LIV, 1885, 8. 201ft., besonders S. 236 fi.; 
Brück-Kissling, IV, 2, S. 293 fi. 

!) Das Veto der Regierungen bei Bischofswahlen in Preussen und 
der oberrheinischen Kirchenprovinz und das Recht der Domkapitel, 
Halle 1869; Derselbe, Die Gränzen zwischen Staat und Kirche und 
die Garantieen gegen deren Verletzung, Tübingen 1872. 

2) Oben 8. 3 Anm. 1. Vgl. dazu das $. 7 Anm. 1 angeführte Werk 
über den Staat und die katholische Kirche in Baden und sein Lehrbuch 
des katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 5. Aufl., Leipzig 1903, 
$ 115, 8, 8. 340 fi. 

.”) Die Propaganda, ihre Provinzen und ihr Recht, 2 Bde., Göttingen 
1852/53, besonders II, 8. 385 fi.; Derselbe, Die Concordatsverhand- 
lungen Württembergs vom Jahre 1807, Stuttgart 1859; Derselbe, Das 
Veto deutscher protestantischer Staatsregierungen gegen katholische Bi- 
schofswahlen, Rostock 1866; Derselbe, Lehrbuch des deutschen Kirchen- 
rechtes, 3. Aufl., Göttingen 1869, $$ 180, 181, 147, 2, S. 468 ff., 366 Anm. 4; 
Derselbe, Zur Geschichte der römisch-deutschen Frage, 3 Teile in 
4 Bänden, Rostock 1871—1885. 

*) Die Rechtsfrage des Einflusses der Regierung bei den Bischofs- 
wahlen in Preussen mit Rücksicht auf die oberrheinische Kirchenprovinz, 


a 


Wahlrechtsliteratur des 19. Jahrhunderts. 9) 


und Paul Hinschius!). Daneben ergriff eine ganze Anzahl 
von Männern das Wort, die damals oder später hervorragende 
kirchliche oder sonstige Stellungen einnahmen; ich erwähne den 
bekannten Bischof v. Ketteler von Mainz?), den Heidelberger 
Professor und späteren Präsidenten des preussischen evangeli- 
schen Oberkirchenrats Herrmann’), Brück, den bekannten 
katholischen Kirchenhistoriker und späteren Bischof von Mainz !), 
den Rottenburger Domdechanten Longner und den Mainzer 
Domkapitular Hirschel°) sowie als jüngsten den ehemaligen 
Landtagsabgeordneten für Hohenzollern und jetzigen Freiburger 
Ordinariatsassessor und Offizialratsrat Dr. Rösch®). 


Giessen 1869. Vgl. auch desselben Verfassers Besprechung der oben 
S. 3 Anm. 1 erwähnten Schrift von Hirschel in Reuschs theologi- 
schem Literaturblatt, V, 1870, S. 581 ff. und sein Lehrbuch des katholi- 
schen und evangelischen Kirchenrechts, Giessen 1886, 4. Aufl., $ 43, 
82110 1. 

!) Das Kirchenrecht der Katholiken und Protestanten in Deutsch- 
land, II, Berlin 1378, $ 131, S. 657 fi., besonders $. 682 ft. 

?) Vgl. oben S. 4 Ann. 1. 

°) Das staatliche Veto bei Bischofswahlen nach dem Rechte der 
oberrheinischen Kirchenprovinz, Heidelberg 1869. 

*) Die Erzbischofswahl in Freiburg und die badische Regierung, 
Mainz 1869 (auch im „Katholik“, XLIX, 1, 1869, S. 179 ff.) und seine 
übrigen einschlägigen Schriften, die bis auf eine später zu erwähnende 

bereits oben S.5 Anm. 2, S. 6 Anm. 2 sowie S. 7 Anm. 1 verzeich- 
net sind. 

5) Vgl. oben $. 3 Anm. 1 und Ignaz Longner, Darstellung der 
Rechtsverhältnisse der Bischöfe in der oberrheinischen Kirchenprovinz, 
Tübingen 1840; Derselbe, Beiträge zur Geschichte der oberrheinischen 
Kirchenprovinz, Tübingen 1863. 

°) Zuerst anonym: Der Einfluss der deutschen protestanischen Regie- 
rungen bei der Bischofswahl. Von einem Juristen, Archiv für katholisches 
Kirchenrecht, LXXVIII, 1898, 8.225 ff., 411ff., 605 ff. und dann erweitert 
und vertieft in seiner oben S.5 Anm. 1 angeführten Freiburger juristischen 
Promotionsschrift. Ich zitiere im folgenden immer nur nach dieser ver- 
mehrten und verbesserten Ausgabe. Siehe auch unten S. 11 Anm. 1. 

Ausserdem vgl. etwa noch Otto v. Waenker, Das Recht in Bezug 
auf die Bischofswahlen in der oberrheinischen Kirchenprovinz, Freiburg i. Br. 
1869; Die Verhandlungen der Regierungen der oberrheinischen Kirchen- 
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In den letzten Jahren freilich ist es hinsichtlich des Bischofs- 
wahlrechtes in unserer Wissenschaft recht still geworden. Und 
doch erging unterm 20. Juli 1900 auf Anordnung Leos XII. 
an die preussischen und oberrheinischen Domkapitel ein Er- 
lass des Kardinalstaatssekretärs Rampolla?), der 
zwar meines Wissens von der Kurie nicht offiziell bekannt ge- 
geben, aber durch das Archiv für katholisches Kirchenrecht ?) 
doch der Oeffentlichkeit zugänglich gemacht worden ist. 


provinz mit dem hl, Stuhl über die Bischofswahlen, Mainz 1869; Franz 
Joseph Buss, Bistum in Wetzer und Weltes Kirchenlexikon, II”, 
1883, Sp. 883; Philipp Schneider, ebenda, XII? 1901, Sp. 1149 fi.; 
Hartmann-Lux im Staatslexikon, herausgegeben von Julius Bachem, 
1°, 1908, Sp. 906 fi.; C. Böckenhoff, Welchen Einfluss hat eine ver- 
spätete Zurücksendung der Wahlliste vonseiten der Regierung auf das 
Wahlrecht des Kapitels? im Archiv für katholisches Kirchenrecht, LXXX, 
1900, 8. 305 ff.; endlich Adolfo Giobbio, Lezioni di diplomazia ecele- 
siastica dettate nella pontificia Accademia dei nobili ecclesiastiei, II, 
Roma 1901, Nr. 160 ss., p. 206 ss. 

Für die Schweiz, für deren Bistümer die Rechtslage in mehr als 
einer Hinsicht eine ähnliche ist wie für das ausser-bayrisch-sächsisch- 
elsasslothringische Deutschland, vgl. namentlich Fritz Fleiner, Staat 
und Bischofswahl im Bistum Basel, Leipzig 1897, und ausserdem dessen: 
Kirchenpolitik im Bistum Basel, Zeitschrift für schweizerisches Recht, 
XL, 1899, 8. 32 ff. sowie Carl Attenhofer, Die Besetzung des bischöf- 
lichen Stuhles und der Domcapitularstellen in der schweizerischen Diöcese 
Basel, Archiv für katholisches Kirchenrecht, XIX, 1868, S. 66 ff., XX, 1868, 
S. 50 ff. (auch separat); Carl Gareis und PhilippZorn, Staat und 
Kirche in der Schweiz, 2 Bde., Zürich 1877/78, besonders I, S. 497 f., 614, 
II, S. 32, 37, 59, 82 f.,194 fi.; J. Danuser, Die staatlichen Hoheitsrechte 
des Kantons Graubünden gegenüber dem Bistum Chur, Zürcher juristische 
Dissertation, Zürich 1897, S. 71ff., 78 sowie die dort S. III und bei 
Alfons Ströbele, Beiträge zur Verfassungsgeschichte des Bistums 
Chur bis zum 15. Jahrhundert, Jahrbuch für Schweizerische Geschichte, 
XXX, 1905, S. 49 Anm. 3 genannten Schriften; Hans Fehr, Staat und 
Kirche im Kanton St. Gallen, Berner juristische Dissertation, St. Gallen 
1899, S.217 f.; Giobbio, l. c. II, Nr. 186, 187, S. 241 ss.; Büchi, Die 
katholische Kirche in der Schweiz, München 1902, S. 16, 35, 50, 60, 69. 

!) Siehe denselben unten Anhang 1, 8. 95 f. 

®) LXXXT, 1901, S. 525 ff. und darnach auch in der Deutschen Zeit- 


Der Erlass von 1900 und die Literatur. 11 


Dieser Erlass wirft ein helles Licht auf das deutsche 
Bischofswahlrecht und eine Reihe seiner berühmtesten Streit- 
fragen. 

Trotzdem ist er bisher nur wenig beachtet!) und nirgends 
in seiner vollen Bedeutung und Tragweite gewürdigt worden. 
Unter diesen Umständen erscheint es angebracht, die Erörte- 
rung wieder aufzunehmen und dabei von dem Staatssekretariats- 


schrift für Kirchenrecht, XII, 1902, S. 109 ff. sowie bei Carl J. Reidel, 
Die katholische Kirche im Grossherzogtum Hessen, Paderborn 190%, 
S. 237 f. 

') Adolf Rösch, Schreiben des Kardinalstaatssekretärs Rampolla 
vom 20. Juli 1900 an die deutschen Bischöfe bezw. Kapitel in Betreff der 
Bischofswahlen, Archiv für katholisches Kirchenrecht, LXXXT,1901,8. 685f., 
beschäftigt sich mit dem Erlass gewissermassen nur in Form eines Nach- 
trages zu seinem oben 8.5 Anm. 1 angeführten Buche und versucht dar- 
zutun, dass dessen Ergebnisse durch diese neueste päpstliche Kundgebung 
eine weitere Bestätigung erfahren hätten; Godehard Ebers, Das 
Recht der Bischofswahlen in Altpreussen, Historisch-politische Blätter, 
CXL, 1907, S. 187 f., 233 ff. kommt erst am Schluss S. 250 ff. kurz auf 
den Erlass von 1900 zu sprechen, da ihm bei seiner übrigens in mehr 
als einer Hinsicht beachtenswerte neue Gesichtspunkte eröffnenden Studie 
die Frage des Devolutionsrechtes im Vordergrund stand, die er, auch 
für die Bistümer, schon vorher in seinem Buche: Das Devolutionsrecht 
vornehmlich nach katholischem Kirchenrecht, Kirchenrechtliche Abhand- 
lungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, H.37 und 38, Stuttgart 1906, 
S. 384 ff. (vgl. bezüglich des Erlasses von 1900 S. 387 Anm. 2) eingehend 
behandelt hatte. 

Kaum erwähnt wird der Erlass von 1900 von Friedberg, Kirchen- 
recht, $ 115, S. 341 Anm. 24; J. B. Sägmüller, Lehrbuch des 
katholischen Kirchenrechts, Freiburg i. Br. 1904, $ 71, S. 257 Anm. 10; 
Hergenröther-Hollweck, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts, 
Freiburg i. Br. 1905, S. 439 Anm. 3; Franciscus Xaverius Wernz, 
Jus decretalium, II, 2, editio altera, Romae 1906, $ 752 II, p. 540 n. 112; 
Franz Heiner, Katholisches Kirchenrecht, Paderborn 1905, II, 4. Aufl,, 
S. 181 Anm. 10, 182, der allerdings jetzt in Bd. I der 5. Aufl. 1909, 
S. 88 den Erlass als für die Bischofswahlen besonders wichtig bezeichnet; 
Hartmann-Lux im Staatslexikon, I®, Sp. 907; Jos. Laurentius, 
Institutiones iuris ecelesiastici, editio altera, Friburgi Brisgoviae 1908, 
Nr. 252, p. 218 n. 2 endlich gedenkt des Schreibens überhaupt nicht. Aber 
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erlass von 1900 auszugehen!). Dabei kann es aber nicht 
meine Aufgabe sein, die Geschichte und das Recht der deutschen 
Bischofswahl hier ın ihrem ganzen Umfange von neuem auf- 
zurollen ?), Vielmehr muss ich mich darauf beschränken, in 
wenigen kurzen Sätzen meine Auffassung vom gegenwärtigen 
Stande des deutschen Bischofswahlrechtes und seiner Haupt- 
fragen zum Ausdruck zu bringen, die gegenwärtige Rechtslage 
mit wenigen Worten zu beleuchten. 


auch der Tagespresse, die von ihm hie und da kurz Notiz genommen 
hat, ist die Bedeutung und die Tragweite des Erlasses entgangen. 

') Die im folgenden entwiskelte Auffassung findet sich bereits in 
Kürze angedeutet in meinem Kirchenrecht in v. Holtzendorff- 
Kohlers Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, II, 6. Aufl., Leipzig und 
Berlin 1904, $ 96, 8. 948 f£. 

°) Vollends liegt die nochmalige Darstellung des Verlaufs der diplo- 
matischen Verhandlungen und der erneute Abdruck der meist mehrmals 
veröffentlichten einschlägigen Erlasse und Aktenstücke, die natürlich 
überall meinen Ausführungen zu Grunde liegen, ausser dem Bereich dieser 
ausschliesslich juristische Zwecke verfolgenden Untersuchungen. Ich be- 
schränke mich auf die Mitteilung des für das Verständnis meiner Dar- 
legungen Unerlässlichen und begnüge mich im übrigen mit ausgiebigeren 
Verweisungen, mit Hilfe derer der Leser alles andere unschwer auf- 
finden wird. 


Erstes Kapitel. 


Der Staatssekretariatserlass von 1900 
und die Quellen des vereinbarten 
Bischofswahlrechtes. 


Rechtsnatur und Auslegung. 


Wie kam das päpstliche Staatssekretariat dazu, den preussi- 
schen und oberrheinischen Domkapiteln Vorschriften über die 
Bischofswahl zu machen ? 

Indem ich so frage, denke ich nicht etwa an die besondere 
geschichtliche Verursachung des Erlasses; über sie hat bisher 
nichts verlautet und lässt sich nur vermuten, dass die Vor- 
gänge und Ergebnisse einiger zu Ausgang des vorigen Jahr- 
hunderts erfolgten Wahlen den Anstoss gegeben haben !). 
Was ich vielmehr aufwerfen will, das ist die Frage der 
Zuständigkeit und der Rechtsnatur. War die Kurie 
befugt, solche Vorschriften zu erlassen, und wie haben wir 
den Erlass formell zu werten? 

Bei der Beantwortung dieser Fragen hat man von der 
bekannten Tatsache auszugehen, dass das zwischen den Re- 
gierungen und der Kurie vereinbarte Bischofswahlrecht in 
einseitigen kirchlichen Erlassen niedergelegt ist, in Bullen, 
den sogenannten Zirkumskriptionsbullen, und in Breven: für 
Preussen in der Bulle: De salute animarum vom 16. Juli 1821?) 


!) Im Jahre 1898 starben rasch hintereinander, schon bestätigt, 
aber noch nicht inthronisiert bezw. konsekriert der zum Erzbischof von 
Freiburg erkorene Bischof Georg Ignaz Komp von Fulda und der er- 
wählte Bischof von Rottenburg, Franz Xaver v. Linsenmann, so dass 
alsbald wieder Neuwahlen nötig wurden. Vgl. dazu unten S. 35 und An- 
hang 1, S. 96 Z. 19—23 sowie Rösch im Archiv für katholisches Kirchen- 
recht, LXXXI, 1901, S. 685. 

2) Oft gedruckt, z. B. bei Ferdinandus Walter, Fontes iuris 
ecclesiastici antiqui et hodierni, Bonnae 1862, S. 239 fi.; Philipp 
Schneider, Die partikulären Kirchenrechtsquellen in Deutschland und 
Oesterreich, Regensburg 1898, S. 46 fi.; Andreas Galante, Fontes 
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und in dem Breve: Quod de fidellum vom selben Datum "nn 
für die oberrheinische Kirchenprovinz in der Bulle: Ad Do- 
minici gregis custodiam vom 11. April 1827?) — die ältere 
Provida solersque vom 16. August 1821?) befasst sich nicht 
mit den Bischofswahlen — und in dem Breve: Re sacra vom 
28. Mai 1827 *), während für Hannover nur eine Bulle erging, 
die Bulle: Impensa Romanorum vom 16. März 1824°). Mit 
anderen Worten: zunächst und formell trat das Recht der 
Bischofswahl, obschon es vereinbart war, lediglich als Kirchen- 
recht in die Erscheinung ®). 


juris canoniei selecti, Oeniponte 1906, S. 279 fi.; der die Bischofswahlen 
betreffende Teil auch in der erwähnten Spezialliteratur, z. B. bei Fried- 
berg, Bischofswahlen, II, 8. 239 fi.; Rösch, Einfluss, S. 62 fi. 

') Gedruckt bei Walter, p. 262s.; Schneider, S. 69£.; Fried- 
berg, Bischofswahlen, II, S. 244 fi.; die entscheidende Stelle auch bei 
Rösch, Einfluss, S. 64£. u. a. 

?) Walter, p. 335se.; Arthur Schmidt, Kirchenrechtliche 
Quellen des Grossherzogtums Hessen, Giessen 1891, S. 24 ff.; Schneider, 
S. 123 fi., Reidel, S. 20 fi.; Teildruck bei Friedberg, Bischofswahlen, 
Il, S. 239#.; Rösch, Einduss, S. 141 fl. u. a. 

®) Walter, p. 322ss.; Schmidt, 8.3 ff.; Schneider, 8. 110; 
Reidel, 8.Sfi. u. a. 

‘) Siehe dazu Anhang 2. 

5) Walter, p. 265ss.; Schneider, S$. 88 ff.; Teildrucke bei 
Friedberg, Bischofswahlen, S. 239 ff.; Rösch, Einfluss, 8. 23 £. u. A. 

Nach der Schweiz ergingen für das Bistum Basel die Bulle: Inter 
praecipua Nostri Apostolatus munia vom 7. Mai 1828 bei Gareis und 
Zorn, IL, S. LVIf. mit S. 79E.; Fleiner, S. 267 £. mit SIE. und 
in amtlicher deutscher Uebersetzung bei Attenhofer im Archiv, 
XIX, 1868, 8. 72 ff., nebst einem Exhortationsbreve: Quod ad rem 
sacram vom 15. September 1828 bei Fleiner, S. 273 f. mit 92, deutsch 
bei Attenhofer a.a.O. S.79f£. und Gareis und Zorn, I, S.LXI 
mit SO ff.; ferner für das Bistum St. Gallen die Bulle: Jnstabilis rerum 
humanarum natura vom 12. April 1847 bei GareisundZorn, IL, S.XXXII 
bezw. XXXV mit 8. 194, und Fehr, S. 214, sowie ein Exhortations- 
breve vom 27. Juni 1858, deutsch bei Gareis und Zorn, 8. XXXIX f. 
mit 8. 194 f.; Fehr, S. 215. 

6) Herrmann, 8. 74f. Ich will im folgenden trotz der Erörte- 
rungen von KarlRothenbücher, Die Trennung von Staat und Kirche, 
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Allerdings wurde es alsbald auch staatliches Recht. 
Für Preussen erging am 23. August 1821 eine königliche 
Kabinettsordre, für Hannover am 20. Mai 1824 ein an das preus- 
sische Vorbild eng sich anschliessendes königliches Patent, die 
„dem wesentlichen Inhalt“ der Bulle — von dem zugehörigen 
Breve ist aus Gründen, die sich alsbald ergeben werden, nicht 
die Rede — die „Königliche Billigung und Sanction“ erteilten, 
„Kraft deren diese Verfügungen als bindendes Statut der katho- 
lischen Kirche des Staats von allen, die es angeht, zu beob- 
achten“ seien ). Auch wurde der Staatskanzler, Fürst v. Harden- 
berg, angewiesen, einen Abdruck der Bulle in die Gesetzes- 
sammlung aufzunehmen und für deren Ausführung durch das 
Ministerium der geistlichen Angelegenheiten zu sorgen?). In 
ähnlicher Weise wurden die oberrheinischen Bullen von den 
betreffenden Regierungen angenommen, genehmigt, zur Bekannt- 
machung gegeben und in Vollzug gesetzt). 


München 1908, S. 443, denen ich wohl in der Hauptsache, aber nicht 
durchweg zustimmen kann, und die sowohl in der Wiedergabe der bis- 
her geäusserten Ansichten als auch in der Entwicklung der von diesem 
Schriftsteller selbst vertretenen erheblich schärfer und genauer hätten 
ausfallen können, auf die Frage der Selbständigkeit des Kirchenrechtes 
und auf seine Stellung zum staatlichen, öffentlichen und privaten Recht 
nicht zurückkommen; denn nicht nur habe ich mich in meinem Kirchen- 
recht 8% 54, 55 a. a. O.,. IL, S. 901 ff. sowie in meiner Rede über „Die kirch- 
liche Rechtsgeschichte“, Stuttgart 1905, 8. 11 ff., 35 £., wie ich glaube, 
deutlich genug über diese Fragen ausgesprochen, sondern ich möchte auch 
meinen, die Darlegungen des Textes über das Verhältnis von Staat und 
Kirche und des beiderseitigen Rechtes zu der Ordnung der Bischofswahl 
seien besser als allgemeine Sätze geeignet, meine Ansicht dem Leser ver- 
ständlich zu machen und zur Klärung der Streitfrage beizutragen. 

') Walter, p. 264, 276; Mejer, Römisch-deutsche Frage, II, 
S. 266. 

?) Gesetzessammlung für die Königlichen Preussischen Staaten 1821, 
Nr. 12, S. 113 ff. Vgl. Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 63, Anm. 1. 

») Carl Eduard Weiss, Archiv der Kirchenrechtswissenschaft, II, 
1831, S. 234, 261, 266, 283; C. F. Nebenius, Die katholischen Zustände 
in Baden, Carlsruhe 1842, 8. 78; Walter, p. 339s.; Schmidt, S. 34 f.; 
F. X. Heiner, Gesetze, die katholische Kirche betreffend, in Heinrich 
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Man muss sich klar machen, was die Plazetierung und 
die nachherige Veröffentlichung in der Gesetzessammlung be- 


deutete ®): 

Durchaus nicht bloss die Anerkennung im Sinne einer 
Annahme des fertigen kirchlichen Gesetzes, entsprechend der 
vorangegangenen Annahme des zwischen den Regierungen und 
der Kurie vereinbarten Kirchengesetzentwurfs, auf die ja auch 
Bezug genommen wurde?). Gewiss durften die Bullen jetzt 
auch kirchlicherseits bekannt gemacht werden, gewiss erschien 
ihr Inhalt nunmehr als anerkanntes Kirchenrecht im Sinne 
einer innerstaatlichen Satzung, eines Statuts, dem nachzuleben 
der katholischen Kirche des betreffenden Landes und ihren 
Angehörigen freigegeben war?). 


Rosin, Handbibliothek badischer Gesetze, Freiburg i. Br., 1890, Bd.V, 
S.60f.; Reidel, S. 29; vgl. unten S. 19 und den Exkurs in Anhang 3. 

Auch die schweizerischen Bullen wurden staatlicherseits genehmigt 
und veröffentlicht; vgl. für Basel Gareis und Zorn, II, S. LXILE£. 
mit S. 80; Fleiner, 8. 89 mit Anm. 4, 90 mit Anm. 3, 97 mit Anm. |], 
164, 176; für St. Gallen Gareis und Zorn, II, S. XXXVIIL£. mit 
S. 191; Fehr, 8. 214 £. 

!) Vgl. mit dem folgenden Friedberg, Veto, 8. 22f., Bischofs- 
wahlen, I, S. 357 £.; Rösch, Einfluss, S. 30 mit Anm. 3, $. 66 mit 
Anm. 2, S. 137 mit Anm. 2, deren Ausführungen teils der Ergänzung, teils 
der Berichtigung bedürfen. 

?) Die preussische Kabinettsordre sagt (Walter, p. 264): 

„Da die Mir von Ihnen vorgelegte päpstliche Bulle, welche mit 
den Worten: De salute animarum anhebt, und aus Rom vom 

16. Juli d. J. (XVII Cal. Aug.) datirt ist, nach ihrem wesentlichen 

Inhalte mit jener Verabredung zusammenstimmt, die unter dem 

25. März d. J. in Betreff der Einrichtung, Ausstattung und Be- 

grenzung der Erzbisthümer und Bisthümer der katholischen Kirche 

des Staats, und aller darauf Bezug habenden Gegenstände, getroffen, 
auch von Mir bereits unter dem 9. Juni d. J. genehmigt worden 

Ist 

3) Vgl. oben 8. 17 die preussische Kabinettsordre und in den ober- 
rheinischen Publikationspatenten (Walter, p. 339 s.) die Wendung: 

„so gestatten Wir die Bekanntmachung dieser Bullen in allen 
katholischen Kirchen Unserer Lande“. 
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Aber nicht nur das; ich habe es ja ganz kurz schon vor- 
weggenommen: das Recht der Bullen wurde durch die be- 
sprochenen Massnahmen auch staatliches Recht !). 

Als solches verbindet es alle Angehörigen des betreffenden 
Staates, nicht allein die Katholiken, auch die Andersgläubigen, 
und vor allem die staatlichen Behörden. Gerade die preussische 
Kabinettsordre bringt das deutlich zum Ausdruck: Kraft der 
Sanktion des Königs ist die Bulle von jedem, den sie angeht, 
als bindendes Statut der katholischen Kirche in Preussen zu 
beobachten und nach Veröffentlichung in der Gesetzessammlung 
durch die zuständigen Ministerial- und sonstigen Behörden zum 
Vollzug zu bringen ’?). 

Ein ganz besonders helles Licht aber werfen die ober- 
rheinischen Vorgänge auf diese landesherrliche Genehmigung 
und Bekanntmachung’). 

Nach den für Baden, Württemberg, Hessen-Darmstadt, 
Hessen-Nassau und Kurhessen 1827—1829 in wörtlicher Ueber- 
einstimmung ergangenen landesherrlichen Erlassen erfolgte 
die Annahme und die Genehmigung der beiden oberrheini- 
schen Bullen, „soweit solche die Bildung der oberrheinischen 
Kirchenprovinz, die Begrenzung, Ausstattung und Einrich- 
tung der dazu gehörenden fünf Bistümer mit ihren Kapiteln, 
so wie die Besetzung des erzbischöflichen Stuhls, der bischöf- 


Zum mindesten für die Bulle, die nach dem bisher ausgeführten 
durch die kirchliche und die staatliche Autorität als kirchliches und 
staatliches Recht verkündet war, hätte also nicht, wie das nach Fried- 
berg, Bischofswahlen I, S. 251, im Oktober 1864 durch den Dompropst 
München in Köln geschah, aus der vermeintlichen Nichtzustellung (siehe 
aber unten S. 23 Anm. 2) an ein Kapitel auf die Nichtverbindlichkeit ge- 
schlossen werden dürfen. 

') Siehe Anhang 4. 

?) Vgl. oben 8.17 und dazu die Bestimmung der en 
Patente (Walter, p. 339 s.): 

„und verweisen zugleich wegen deren Vollziehung auf die deshalb 
ergehenden weiteren Anordnungen“. 

®) Siehe Anhang 5. 
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lichen Stühle und der Stellen am Domstifte zum Gegenstande 
haben.“ 

Sie erfolgte dagegen nicht — und darauf kommt esan —, 
soweit darin die Errichtung tridentinischer Seminare und die 
Freigabe der lediglich nach den geltenden Kanonen und der 
gegenwärtigen Kirchendisziplin auszuübenden erzbischöflichen 
und bischöflichen Jurisdiktion vorgesehen war; Art. V!)und VI’) 
der Bulle: Ad Dominici gregis custodiam wurden samt den 
entsprechenden »allgemeinen Anordnungen der Bulle: Provida 
solersque von den oberrheinischen Regierungen weder plazetiert 
noch sanktioniert. Dies, trotzdem die badische Regierung schon 
im Juli 1825 den ganzen Inhalt der späteren Bulle für sich 
angenommen und mit Rom vereinbart hatte, er sollte den übrigen 
Regierungen als Ultimatum vorgelegt werden ?), und trotzdem 
schliesslich im Jahre 1826 sämtliche verbündeten Regierungen der 


1) Quinto: 

In Seminario Archiepiscopali et Episcopali is Clericorum numerus 
ali atque ad formam Decretorum sacri Concilii Tridentini institui 
ac educari debebit, qui Dioecesis amplitudini et necessitati respon- 
deat quique ab Episcopo congrue erit definiendus. 

?) Sexto: 

Liberum erit cum Sancta Sede de negotiis Ecelesiasticis communi- 
care, atque Archiepiscopus in sua Dioecesi et Provincia Ecclesia- 
stica, uti et Episcopi in propria quisque Dioecesi, pleno iure 
Episcopalem iurisdictionem exercebunt, quae iuxta Canones nunc 
vigentes et praesentem Ecclesiae disciplinam eisdem competit. 

Darüber, dass auch in Preussen gelegentlich ein Versuch gemacht 
wurde, aus dem Wortlaut der Publikationsordre Einwendungen gegen die 
Betätigung der bischöflichen Jurisdiktion, namentlich durch eigene geist- 
liche Gerichte, herzuleiten, siehe Anton Eichhorn, Die Ausführung 
der Bulle „De salute animarum“ in den einzelnen Diöcesen des Preussischen 
Staates durch den Fürstbischof von Ermland, Prinz Joseph von Hohen- 
zollern, Zeitschrift für die Geschichte und Altertumskunde Ermlands V, 
1874 (1870), S. 13; Vering, Kirchenrecht, $ 39, S. 162; Fr. Heinrich 
Reusch, Briefe an Bunsen von römischen Cardinälen und Prälaten, 
deutschen Bischöfen und anderen Katholiken, Leipzig 1897, 8. 27 f., 34, 
37, 77, 78 £., 80, 108, 110 £., 113, 122, 140 f., 146. 

») Mejer, Römisch-deutsche Frage III, S. 343 fi. 


.. 


Oberrheinischer Plazetierungsvorbehalt. a 


En 


Kurie es frei gestellt hatten, die beiden Artikel, deren Weglassung 
sie allerdings lieber gesehen hätten, in die Bulle einzurücken!). 

Man hatte eben erkannt, dass man sonst zu dem heiss er- 
sehnten Abschluss der langwierigen Verhandlungen nicht ge- 
langen werde. Also nahm man lieber an, wenn auch mit der 
Ankündigung, dass man bezüglich der beiden Punkte die un- 
veräusserlichen Souveränitätsrechte sich wahren werde ?), ein 
allgemeiner Vorbehalt, den die Kurie in dem Sinne, wie er 
nachher betätigt wurde, weder verstehen konnte noch verstand’). 

Denn diese Betätigung bestand in nichts Geringerem als 
darin, dass man den beiden Artikeln durch Versagung des 
Plazets und der Sanktion die staatsgesetzliche Wirksamkeit 
und die staatliche Durchführung versagte. 

Man publizierte zwar, weil man dazu verpflichtet war, die 
ganze Bulle: Ad Dominici gregis custodiam, sogar unter Bei- 
gabe einer amtlichen Uebersetzung?); aber man liess in der 
eben erwähnten Weise die Art. V und VI als blosses, wenn auch 
vereinbartes Kirchenrecht für den Staat und seine Unter- 
tanen als solche auf dem Papier stehen®), in Baden z. B. bis 


!) Siehe Anhang 6. 

?) Vgl. Anhang 7. 

5) Siehe Anhang 8. 

ı) Kintzinger, Die katholische Kirche und die katholische Geist- 
lichkeit im Grossherzogtum Baden, Karlsruhe 1847, S. 27, hat die, soweit 
ich sehe, allen Uebrigen entgangene Beobachtung gemacht, dass in der 
amtlichen Uebersetzung im badischen Regierungsblatt von 1827, Nr. 23, 8.237 
im Artikel VI das „nunc vigentes“ der Urschrift nicht mitübersetzt, sondern 
ausgefallen ist. Er führt das auf ein Versehen zurück. Beim Druck kann 
ein solches nicht mituntergelaufen sein, da die Weglassung auch in den 
amtlichen Uebersetzungen der übrigen Vertragsstaaten erfolgte; vgl. z.B. die 
hessische bei Schmidt, 8. 31, zuletzt bei Reidel, $. 26. Man könnte 
also lediglich ein Versehen der Amtsstelle annehmen, die für die vereinigten 
Regierungen die Uebersetzung besorgte. Wie dem auch sei, mit der 
Anschauung der damaligen Regierungen, wonach in ihren Territorien 
„kanonisches“ Recht an sich überhaupt nicht galt, stimmte die verein- 
fachte Uebersetzung jedenfalls mehr überein als eine wörtliche. 

5) So vom Standpunkt objektiver, juristischer Betrachtungsweise 
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zur Konvention von 1859!) oder vielmehr bis zum Staats- 
gesetz vom 9. Oktober 1860, das mit dem bisherigen Staats- 
kirchentum brach ?). 

Am Oberrhein war nicht wie anderwärts der ganze Inhalt 
der Bullen 1. Kirchenrecht und zugleich 2. staatliches Recht; 
vielmehr nahmen die Art. V und VI der Bulle: Ad Dominiei 
gregis custodiam nebst den zugehörigen Bestimmungen jahr- 
zehntelang eine Mittelstellung ein: sie waren vereinbartes, 
aber nicht staatlich sanktioniertes und darum auch 
nicht staatlich wirksames Kirchenrecht. 

So die Bullen. 

Die Breven wurden weder plazetiert, noch sanktioniert, 
noch auch nur amtlich bekannt gegeben. Dies nicht etwa 
deshalb, weil sie zu dauernder Geheimhaltung bestimmt waren?). 
Allerdings hatte die Kurie zunächst noch ein gewisses Interesse 
daran, dass den Regierungen, mit denen sie noch unterhandelte, 


aus. Im Sinne des damals herrschenden Staatskirchentums, das sich der 
Tatsache der selbständigen Geltung des Kirchenrechtes verschloss, muss 
man, indes Maas, Die badische Convention, Archiv für katholisches 
Kirchenrecht, VI, 1861, S. 310, 312 nach der anderen Seite hin zu weit 
gehend, die beiden Artikel auch staatliches Recht geworden sein lässt, eigent- 
lich geradezu sagen, man habe den beiden Artikeln jede Rechtskraft 
vorenthalten und sie als blosse Forderungen der Kirche hinstellen wollen. 

Uebrigens wurde es in St. Gallen ähnlich gehalten angesichts der 
Vorschrift der Bulle: Instabilis rerum humanarum natura, dass in Er- 
manglung besonderer, in ihr enthaltener Bestimmungen die praescriptiones 
sacrorum Canonum et Apostolicae Constitutiones seu vigens approbata 
Ecclesiae disciplina gelten sollen. Der katholische Administrationsrat be- 
hauptete gegenüber dem Regierungsrat, dass auch diese Stelle für den 
Staat verbindlich sei. Allein sie konnte, weil nicht unter den Plazetie- 
rungsbeschluss fallend, staatlich-rechtliche Wirkungskraft nicht erlangen; 
Fehr, S. 214, Anm. 3. 

1) Siehe Anhang 9. 

?) Vgl. Anhang 10. 

») Zu weit geht Hirschel, S. 64, indem er die Absicht sowohl 
als die Tatsache der Geheimhaltung gänzlich bestreitet. Vgl. dazu 
(v. Reisach,) Die badische Regierung S. 46, 48 sowie für Basel Fleiner, 
5. 181 mit Anm. 5 und dazu $S. 182 mit Anm. 3. 
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nicht bekannt wurde, was sie anderen bereits bewilligt hatte'). 
Auch spielte Geheimnistuerei in der Diplomatie jener Zeiten 
eine grosse Rolle?). 

Aber der Hauptgrund, weshalb man regierungsseitig mit 
den Breven anders als mit den Bullen sich nicht weiter be- 
befasste, lag im Wesen und Inhalt dieser Erlasse. 

Sie eigneten sich gar nicht zu allgemeiner und staatlicher 
Verbindlichmachung. Denn sie richteten sich lediglich an die 
Domkapitel und beschäftigten sich nur mit der Durchführung 
der in den Bullen enthaltenen Wahlvorschriften ?). Mit anderen 
Worten: es waren und sind Ausführungsverordnungen, 
Vollzugsbestimmungen, durch die der kirchliche Gesetzgeber 
für die sinngemässe Anwendung des neuen Bischofswahl- 
rechtes sorgte‘), und die darum lediglich an die Wahlkollegien, 
eben die Domkapitel, gerichtet wurden, wie sie auch sie allein 
angingen °). 

Diese Breven konnten deshalb ganz wohl blosses Kirchen- 
recht bleiben und sind es bis auf den heutigen Tag geblieben ar 
‚Aber eben vereinbartes”); nicht nur über das Wahlgesetz, 


ı) Vgl. Friedberg, Bischofswahlen, T, 8. 359 mit S. 173, 180 f., 
186, 191 Anm. 1, 197, dazu aber auch Rösch, S. 67 Anm. 2. 

2) Ueber die Zustellung des Breve: Quod de fidelium an die ein- 
zelnen preussischen Domkapitel siehe Anton Eichhorn, Geschichte 
der ermländischen Bischofswahlen, Zeitschrift für die Geschichte und 
Altertumskunde Ermlands, IV, 1869, S. 629 mit Anm. 3 und besonders 
desselben Ausführung der Bulle: De salute animarum, ebenda, V, 1874, 
S. 6, 47, 57, 60, 78, 108. 

®) In vollem Sinne gilt das für das preussische Breve freilich erst, 
seit, wie sich später zeigen wird, auch in Preussen das Listenverfahren 
an Stelle des ursprünglich vorgesehenen die Regel geworden ist. 

4) Siehe Anhang 11. 

>) Doch ist es natürlich verfehlt, mit v. Ketteler, 8. 32 8; 
Rosner im Archiv, XXXV, 1876, $. 84 und deren Gesinnungsgenossen 
daraus zu schliessen, die Breven berührten die Regierungen überhaupt 
nicht unmittelbar. 

°) Siehe Anhang 12. 

?) Vgl. Anhang 13. 
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sondern auch über dessen Vollzug haben sich Staat und 
Kirche verständigt. 

Auf dem Wege gegenseitiger Verständigung und 
nur auf ihm kann deshalb auch all dies Recht allein 
entfaltet, fortgebildet, abgeändert oder aufgehoben 
werden. 

Zwar mit Rücksicht auf die Form der Erlasse als päpst- 
liche Bullen und Breven und auf ihre Natur als kirchliche 
Gesetze kann der Papst, der kirchliche Gesetzgeber, sie eben- 
so gut einseitig interpretieren, abändern, ja aufheben !), wie die 
gesetzgebenden Faktoren der betreffenden Staaten die Bullen, 
soweit sie Staatsgesetz geworden sind, einseitig interpretieren, 
abändern oder aufheben könnten. 

Mit Rücksicht darauf jedoch, dass es sich dabei um zwi- 
schen Staat und Kirche vereinbartes Recht handelt, also aus 
materiellen Gründen, ist jedes einseitige Vorgehen unstatthaft ?). 


!) Hierin ist Hirschel, S. 68 mit 103: „Bulle und Breve wurden 
vom Papste als Oberhaupt der Kirche ... erlassen, sie sind 
Kirchengesetze, wie es der Name schon bezeichnet. Daher ist zur 
Interpretation dieser Actenstücke auch nur der Gesetzgeber, der Papst 
berechtigt“, zuzustimmen, der freilich irrt, wenn er meint, es handle sich 
dabei um „rein kirchliche Angelegenheiten“, und im weiteren auf die zuvor 
zugestandene Herkunft des Bullen- und Brevenrechtes aus einer Verein- 
barung zwischen Staat und Kirche nicht nach Gebühr Rücksicht nimmt. 
Vgl. auch Rosner im Archiv, XXXV, 1876, S. 85 und Rösch, Ein- 
fluss, S. 65, 144. 

?) So auch Rösch, Einfluss, S. 17 f. Und zwar gilt dies ebenso- 
wohl für das Recht derjenigen Gebiete, die wie Hannover, Kurhessen 
und Nassau ihre Landesherrn und ihre Staatzugehörigkeit gewechselt 
haben wie für die andern. Da weder die Zirkumskriptionsbullen noch 
die Breven Konventionen, geschweige denn Konkordate sind, teilen sie 
auch die Empfindlichkeit solcher in formeller Hinsicht nicht und besteht 
die Möglichkeit, ja Notwendigkeit der Aufrechterhaltung des gegenseitigen 
Einverständnisses hinsichtlich der Durchführung, Auslegung und Fort- 
bildung des vereinbarten Rechtes ohne weiteres. So, obschon nicht in 
der Begründung, doch im Ergebnis auch Franz Egon Schneider, Die 
rechtliche Natur der Vereinbarungen zwischen Staat und Kirche, Münstersche 
juristische Dissertation, Münster i. W. 1908, S. 86 (vgl. unten Anhang 4). 
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Wenn also z. B. die preussische Regierung seit den vierziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts, allerdings nur als praktisches 
Auskunftsmittel, nicht in der Meinung, es solle damit rechts- 
notwendig werden, das Listenverfahren zur Anwendung brachte!), 
von dem wir sehen werden, dass es in der Bulle: De salute 
animarum nicht vorgesehen ist, so wurde die Einreichung der 
Liste vereinbartes Recht doch erst durch ein von Pius IX. am 
5. August 1865 an das Kölner Kapitel gerichtetes Breve, das 
das Listenverfahren auch namens der Kurie gut hiess?). 

Umgekehrt kann der Papst, trotzdem er, wenn ich so sagen 
darf, die Klinke der Gesetzgebung darum in der Hand hat, weil 
all dies Bischofswahlrecht als kirchliches ins Leben getreten ist 
und als kirchliches in erster Linie sich gibt, gegen den Willen 
der beteiligten Regierungen weder die Bullen noch die Breven 
von sich aus interpretieren oder ergänzen®). Es wurde dies 
zwar vom römischen Stuhl wiederholt versucht. Ein Erlass 
des Kardinalstaatssekretärs Lambruschini an das Trierer Dom- 
kapitel vom 15. März 1837) und ein Breve Gregors XVI. an 


ı) Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 237 #. 

2) Bei Friedberg, Bischofswahlen, II, 8. 166; Rösch, Einfluss, 
$,91 und dazu die Note des Kardinalstaatssekretärs Antonelli an den 
preussischen Gesandten vom selben Datum bei Frie dberg, Bischofs- 
wahlen, II, 8. 168. Vgl. auch ebenda, I, S. 368 und Rosner im Archiv, 
RX YVRI870, 87101759108. 

3) Dies gegen Hirschel, S. 68 f. Wenn Schulte, 8. 52, sagt: 
„Der Papst hat für das Object und den Umfang eines Vertrags aufge- 
hört, Gesetzgeber zu sein, deshalb auch authentischer Interpret“, und 
wenn Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 362 und Fleiner, $. 183 ihm 
darin zustimmen, so treffen sie damit der Sache nach zweifellos das Rich- 
tige; nur lassen die beiden erstgenannten Schriftsteller dabei die Form 
und die kirchenrechtliche Geltung der Erlasse allzusehr aus dem Auge. 
Vgl. auch Rosner im Archiv, XXXV, 1876, 8.86; Rösch, Einfluss, 
S. 65 f. 

4) Bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 161f.; vgl. dazu 
ebenda, I, 8.230 f., 364; Hirschel, S. 104; Rosner im Archiv, 
XXXV, 1876, S. 95 fi.; Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 131, S. 685 
Anm. 5. 
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die Metropolitankapitel Gnesen-Posen vom 10. April 1844!) 
sowie zwei Breven Pius IX. vom 4. Mai und vom 6. Juli 
1868 an das Kapitel der Freiburger Metropolitankirche ?) droh- 
ten, indem sie die Vorschriften der Breven: Quod de fidelium 
und: Re sacra hinsichtlich der Erkundung der Genehmheit ein- 
schränkend erläuterten, den Staat in seinem Rechte zu ver- 
kürzen. 

Der Historiker wird immerhin mit der Möglichkeit rechnen 
müssen, dass derartige eigenmächtige Verstösse von der einen 
oder anderen Seite im Laufe der Zeit, das bisherige Verhältnis 
von kirchlichem und staatlichem Recht in dem betreffenden 
Punkte verschiebend, sich durchsetzen. Der Jurist dagegen 
muss unbedingt daran festhalten, dass auf diesem Wege nur 
dann altes Recht fortgebildet und neues Recht geschaffen wer- 
den kann, wenn auf ordnungsmässige Mitteilung hin der andere 


!) Bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 163 £.; vgl. dazu ebenda, 
I, S. 244 Anm. 2, S. 246 mit 245, 365f., woraus erhellt, dass die Ein- 
holung der päpstlichen Willensmeinung zwar mit Erlaubnis der Regie- 
rung erfolgte, diese aber sich genötigt sah, gegen die Art, in der dann 
schliesslich das vereinbarte Recht von Rom einseitig interpretiert wurde, 
Verwahrung einzulegen. Siehe auch Rosner im Archiv, XXXV, 1876, 
S. 100 ff. und oben im Text S. 25. 

Eine mit den nach Trier und Gnesen-Posen ergangenen Erlassen 
übereinstimmende Note richtete unterm 19. Januar 1863 der apostolische 
Internuntius in Luzern an das Basler Domkapitel nach Solothurn; ' sie 
ist abgedruckt bei Fleiner, S.282f., womit man ebenda 8. 155, 
183, 185 ff. vergleichen möge. 

Endlich seien als einseitige römische Interpretationsversuche für 
Deutschland an dieser Stelle noch erwähnt ein Schreiben des Kardinal- 
staatssekretärs Lambruschini an das Domkapitel von Hildesheim vom 
8. Oktober 1841 bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 180 f. und ein 
römischer Erlass vom 10. Dezember 1864 in Sachen der Kölner Erz- 
bischofswahl, ebenda, I, S. 253 Ann. 1. 

®) Bei Friedberg, Bischofswahlen, II, 207 £., 208 £. mit I, S. 341 ff.; 
vgl. aber auch das Breve vom 8. Februar 1869 a. a. O., II, 8. 211 und 
zu all diesen Erlassen die betreffenden Aktenstücke des badischen Mini- 
steriums des Innern ebenda, II, S. 209 ff., 213 ft. 


ud 
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Teil ausdrücklich oder, was natürlich auch angeht, stillschwei- 
gend sich einverstanden erklärt !). 

In diesem Lichte betrachtet, stellt sich uns der Erlass 
vom 20. Juli 1900 nunmehr folgendermassen dar: 

Der Form nach sehen wir in ihm vor uns ein Schreiben 
des Kardinalstaatssekretärs Rampolla, das dieser auf Geheiss 
Leos XIII. gleichlautend an sämtliche Bischöfe Alt- und Neu- 
preussens sowie der oberrheinischen 'Kirchenprovinz richtete. 
Diese werden darin verpflichtet, es ihren Domkapiteln mit- 
zuteilen. Die Kapitel aber sollen nicht nur ein Exemplar davon 
in ihren Archiven aufbewahren, sondern auch das Schreiben 
jeweilen bei der Bischofswahl in Verbindung mit dem preussischen 
Breve: Quod de fidelium oder mit dem oberrheinischen: Re 
sacra verlesen lassen ?), während, wie man ergänzen muss, in 


1) Rosner im Archiv, XXXV, 1876, $. 86 meint: „Für die preussische 
Regierung muss nun allerdings und musste bei jeder vom Papste auf An- 
fragen der Capitel gegebenen Interpretation des Breve die Frage ent- 
stehen, ob durch dieselbe etwas von dem ursprünglichen Inhalte des mit 
dem heiligen Stuhl geschlossenen Uebereinkommens Abweichendes ihr zum 
Nachtheile angeordnet werde. Allein selbst die bejahende Beantwortung 
dieser Frage konnte sie doch niemals zu einem anderen Schritte berech- 
tigen als zur Geltendmachung ihres abweichenden Standpunktes im Wege 
der diplomatischen Verhandlungen mit dem heiligen Stuhle selbst. Denn 
jeder Versuch, ein Domcapitel zur Nichtbefolgung einer vom heiligen 
Stuhle gegebenen Interpretation zu veranlassen, würde zugleich ein 
Angriff auf die autoritative Basis des Breve selbst sein, würde die 
Zumuthung an das Capitel involviren, sich gegen diejenige Autorität 
aufzulehnen, auf deren Anordnung der verpflichtende Charakter des Breve 
überhaupt beruht.“ 

Jedoch das heisst nichts mehr und nichts weniger als die eine 
Vertragspartei, den Staat, dem guten Willen der andern, der Kirche, aus- 
liefern. Und ausserdem ist dabei übersehen, dass das rein kirchenrecht- 
liche Verhältnis zwischen Papst und Kapitel und die Verpflichtung des 
letztern zu kanonischer Oboedienz, das ordentlicher Weise den Staat 
nicht berührt, von diesem keinesfalls dann geachtet werden kann, wenn 
es gegen ihn und sein Recht sich kehrt. Zu Abwehrmassregeln ist also 
der Staat jedenfalls befugt, auch unmittelbar gegenüber den Kapiteln. 

2) Vgl. Anhang 1 8. 96 f., 2.40 ff. Schon diese Anordnung unterscheidet 


ar 
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Hildesheim und Osnabrück die Verlesung nur dieses Erlasses 
zu geschehen hat. 

Dies darum, weil das Schreiben, wie es wiederum selbst 
sagt, die preussische, die hannöversche und die oberrheinischen 
Bullen sowie die beiden genannten Breven im Sinne einer 
genaueren Umschreibung der Rechte und Pflichten der Kapitel 
erläutern will). 

Unser Aktenstück bringt also teils eine authentische 
Interpretation der Bullen und der älteren Breven, teils 
eine Ergänzung der in diesen Breven ergangenen Ordnung 
des Vollzugs, und zwar einseitig von der Kurie aus, ohne 
Bezugnahme auf eine Vereinbarung mit den Regierungen, und 
zum ersten Male seit dem Erlass der Bullen und Breven all- 
gemein für alle Domkapitel der betreffenden Gebiete ?). 

Das Schreiben schafft Kirchenrecht und verbindet 
kirchenrechtlich die Kapitel sowie deren Mitglieder. Dar- 
über kann nicht der geringste Zweifel bestehen. 

Auch die für die Ausfertigung gewählte Form spricht 
nicht dagegen. Kirchenrecht kann vom Papst nicht bloss in 
allgemeinen Konstitutionen und nicht bloss in Bullen- oder 
Brevenform gesetzt werden°); weder ist die Unterscheidung 
von Gesetz und Verordnung dem katholischen Kirchenrecht 


den Erlass: Ad notitiam Sanctae Sedis sehr wesentlich von allen anderen 
päpstlichen Breven und Zuschriften römischer Behörden, die seit dem 
Bestehen des vereinbarten Rechtes bei bestimmten Anlässen und Ge- 
legenheiten an einzelne Kapitel ergingen, und stellt ihn den vereinbarten 
Ausführungsverordnungen unmittelbar an die Seite. 

!) Anhang 1 8. 95 Z.5fl. 

°®) Vgl. Rösch im Archiv für katholisches Kirchenrecht, LXXXT, 
1901, S. 686. Es ist das ein weiterer Unterschied von den oben 
S. 25f. erwähnten, aus bestimmtem Anlass ergangenen Interpretations- 
versuchen. 

®) Georg Phillips, Kirchenrecht, V, Regensburg 1854, S. 53; Hin- 
schius, Kirchenrecht, III, $ 191, S. 772£., 782; Philipp Schneider, 
Die Lehre von den Kirchenrechtsquellen, 2. Aufl., Regensburg 1892, S. 13; 
Wernz, Jus decretalium, I?, $ 99, p. 115ss., $ 140, p. 164 ss. 
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geläufig'), noch eine bestimmte Publikationsform vorge- 
schrieben ?2). Die Ausfertigung durch das Staatssekretariat in 
päpstlichem Auftrag genügt vollkommen, um vom höchsten 
kirchlichen Gesetzgeber geschaffenes Recht zu fassen und zu 
tragen’). 

Der Erlass betont, dass die genauere Erläuterung der 
Kapitelsrechte und der Kapitelspflichten nicht nur im Interesse 
der Kirche und des bischöflichen Amtes erfolge, sondern auch 
ad regni et sacerdotii concordiam. 

Bisher ist nichts an die Oeffentlichkeit gedrungen dar- 
über, ob die Regierungen bei der Vorbereitung des Erlasses 


!) Das übersieht Rosner im Archiv, XXXV, 1876, S. 114, dessen 
Schlüsse darum hinfällig sind. 

2) Siehe Anhang 14. 

s) Vgl. Hinschius, Kirchenrecht, III, 8191, S. 776 Anm. 8a. E. 
„Päpstliche Verordnungen, welche einzelne Personen oder ganze Personen- 
Klassen oder nur einzelne Theile der Kirche betreffen, werden durch Ueber- 
sendung einer Ausfertigung den Betheiligten oder den Oberen oder den 
Behörden derselben übersendet und auf diese Weise publieirt“. Darüber, 
dass in unserem Fall, wo es sich um das Verhältnis von Staat und Kirche 
handelt, das Staatssekretariat die in erster Linie zuständige Behörde war 
und ist, vgl. Rudolfv. Scherer, Handbuch des Kirchenrechtes, I, Graz 
1886, $ 85, 8. 504. 

Es mag übrigens bemerkt werden, dass auch unter der Herrschaft 
des allerneuesten Rechtes in der hier in Frage stehenden Veröffentlichungs- 
form keine Aenderung beabsichtigt zu sein scheint. Nicht bloss die 
Regolamenti oder ordines für die neu organisierten Kongregationen, Ge- 
richtshöfe und Aemter der Kurie, sondern auch die lex propria Sacrae 
Romanae Rotae et Signaturae Apostolicae vom 29. Juni 1908, also ein 
Gerichtsverfassungsgesetz , sind einfach de mandato speciali Sanctissimi 
vom Kardinalstaatssekretär erlassen. Vgl. Acta Sanctae Sedis, XLI, 1908, 
p. 461, 490, 746; Archiv für katholisches Kirchenrecht, LXXXVIII, 1908, 
S. 716; Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht, XVIII, 1908, 8. 462; Acta 
Apostolicae Sedis, I, 1909, p. 35, 58, 108, und dazu Godehard Ebers, Die 
römische Kurie gemäss der Konstitution: Sapienti consilio, Vortrag, gehalten 
auf der Generalversammlung der Görresgesellschaft zu Limburg am 13. Okto- 
ber 1908, Wissenschaftliche Beilage zur Germania 1908, Nr. 45 vom 5. No- 
vember, 8. 354; Nikolaus Hilling, Die Neuorganisation der römischen 
Kurie auf Grund der Konstitution Pius X.: Sapienti consilio , Theologie 
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die Hand mit im Spiele hatten, ob der Erlass ihnen hinterher 
mitgeteilt wurde), und wie sie sich dazu stellten; vielleicht 
hat man in Rom nicht nur deshalb die Form eines blossen 
Staatssekretariatsschreibens gewählt, weil die Entstehungs- 
geschichte das an die Hand gab und es sich nur um eine 
Zusatzverordnung zu den Breven handelt, sondern auch weil 
man einseitig vorging. 

Doch wir können all dies ruhig dahingestellt sein lassen; 
denn so viel steht fest: Vollwirksames, d.h. auch für den 
Staat verbindliches Bischofswahlrecht vermag der Er- 
lass nurzuschaffen, wenn undinsofern die Regierungen 
ihn sich gefallen lassen). Dass sie dies wohl können, dass 
die Kurie tatsächlich im Sinne des vereinbarten Rechtes und einer 
besseren Verständigung zwischen Staat und Kirche dies Recht 
setzte, wird uns nunmehr die Betrachtung des Inhalts lehren. 


und Glaube, herausgegeben von den Professoren der theologischen Fakul- 
tät zu Paderborn, I, 1909, S. 33 Anm. 1; Derselbe, Die Reformen des 
Papstes Pius X. auf dem Gebiete der kirchenrechtlichen Gesetzgebung, 
Bonn 1909, 8. 571. 

!) Ich möchte weder das eine noch das andere annehmen. 

®) Ebers, Historisch-politische Blätter, CXL, 1907, S. 250 f. meint: 
„Die Bedeutung des Schreibens wird noch dadurch erhöht, dass, während 
die früher erwähnten Interpretationen Roms teilweise von der Regierung 
beanstandet wurden, dies bei der von 1900 nicht der Fall ist, die Regie- 
rungen also ihre alte Auffassung aufgegeben und die Interpretation Roms 
zu Recht anerkannt haben.“ Ich will an dieser Stelle kein Gewicht 
darauf legen, dass, wie oben im. Text des weiteren gezeigt werden wird, 
angesichts des Erlasses: Ad notitiam Sanctae Sedis mit noch mehr Recht 
von einem wenigstens teilweisen Aufgeben älterer Ansprüche durch die Kurie 
könnte gesprochen werden. Nur das mag schon hier betont sein, dass 
die Regierungen, wenn und insofern ihnen das Schreiben nicht anders als 
durch die ja keineswegs amtliche Veröffentlichung im Archiv für katho- 
lisches Kirchenrecht bekannt geworden sein sollte, noch gar keinen 
Anlass hatten, dazu Stellung zu nehmen. Man wird also gut tun, 
zu warten, bis Verhandlungen über seither vorgenommene Bischofswahlen 
oder sonst Tatsachen bekannt werden, die einen sicheren Schluss auf die 
Auffassung der Regierungen zulassen. 


Zweites Kapitel. 


Der Inhalt des Staatssekretariatserlasses 
von 1900. 


Erster Abschnitt. 


Wahrung der Wahlfreiheit und Vorbehalt der 
päpstlichen Bestätigung. 


Nur ganz kurz gedenke ich einiger Bestimmungen von 
untergeordnetem Interesse. 

Da wird zunächst den Kapiteln eingeschärft, sie sollten 
die Freiheit der Wahl, die, ein Sonder- und Ausnahme- 
vecht!), vom apostolischen Stuhl sichergestellt, von den Re- 
oierungen aber nachträglich gewährleistet sei, ja recht sorg- 
sam hüten und gewissenhaft wahren’), 

Das bedeutet natürlich nicht, dass ein Kapitel nicht im 
Einzelfall zu Gunsten des Papstes auf die Ausübung seines 
Wahlrechtes verzichten darf, etwa wenn es grosse Wahl- 
schwierigkeiten voraussieht und lieber dem kirchlichen Ober- 
haupt die Verantwortung überlässt, oder wenn ihm von Rom 
nahegelegt wird, dass man sich mit der betreffenden Regierung 
direkt zu verständigen wünsche’). 

Der römische Stuhl kann ja überhaupt, wenigstens für 
den einzelnen Fall, das Besetzungsrecht jederzeit wieder an 
sich ziehen), gegen den Willen des Kapitels freilich nur ım 


!) Siehe Anhang 15. 

?) Vgl. unten Anhang 1, 8. 95 Z. 2 und 3, 16—26. 

®) Siehe Anhang 16. 

‘) Dies ergibt sich aus der im Text und in Anhang 15 festgestellten 
Privilegsnatur des Wahlrechtes der deutschen Kapitel. Denn nach ge- 
meinem katholischen Kirchenrecht können Privilegien, selbst wenn bei 
ihrer Verleihung ein Widerrufsvorbehalt nicht gemacht wurde, durch 
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Einverständnis mit der Regierung !), es wäre denn, dass das 
Kapitel sein Recht verwirkt hätte?). Und es bleiben, wenn 
nicht von vornherein Regierung und Kurie über die zu er- 
nennende Person sich geeinigt haben, alle zu Gunsten des 
Staates aufgestellten Bestimmungen, wie wir sie noch werden 
kennen lernen, auch für den Papst verbindlich, der einfach in 
die Rechte und Pflichten des Kapitels eintritt). 

Im übrigen steht, wie gesagt, einem solchen Ausweg auch 
in Zukunft nichts entgegen. Denn auf Rechte aus einem 
Privileg kann man auch nach Kirchenrecht verzichten *). Und 
die sorgsame Wahrung des Wahlrechtes, von der unser Erlass 


„jeden auf ihre Beseitigung gerichteten Willensakt des obersten Gesetz- 
gebers, also des Papstes“ zurückgenommen werden, ohne dass es dafür 
einer iusta causa bedarf. Vgl. Hinschius, Kirchenrecht, III, $ 193, 2, 
S. 818£. mit Anm. 3; v. Scherer, Handbuch des Kirchenrechts, I, $ 37 
V, S.168f. Wenn man mit Friedberg, Kirchenrecht’, $ 98, III, 
S. 277, der aber dafür keine Gründe angibt; Sägmüller, Kirchenrecht?, 
$ 31, 8.119; Wernz, Jus decretalium, I?, $ 162, IV, p. 204 zum er- 
laubten Widerruf von privilegia gratiosa eine iusta causa für nötig er- 
achtet, muss man in Fällen wie den am Schluss von Anhang 16 er- 
wähnten, in denen der Papst von sich aus die Besetzung von Wahlbistümern 
an sich genommen hat, entweder schon die durch päpstliches Ermessen 
bestimmte kirchliche Zweckmässigkeit als iusta causa gelten lassen oder 
stillschweigende Genehmigung durch die betroffenen Kapitel annehmen 
oder das Vorliegen einer Rechtsverletzung zugestehen. 

!) Denn das Wahlrecht der Kapitel beruht auf einer Vereinbarung 
zwischen Staat und Kirche. Ueber die Stellung der Regierungen zu ihm 
vgl. Anhang 17. 

?) Darüber, ob dies nach deutschem Recht möglich, siehe Anhang 18. 

®) Das ist unbestritten und nur von Friedberg, Bischofswahlen, 
I, S.406 — anlässlich der Besprechung des von ihm zugestandenen De- 
volutionsfalles — in seiner praktischen Verwendbarkeit angezweifelt. Die 
direkte Verständigung über die Person wird in der Tat auch im Falle 
vereinbarter Anhandnahme der Besetzung durch den Papst unumgäng- 
lich sein. Vgl. dazu den Schluss der bei Friedberg a. a. O., II, 8. 193 
abgedruckten württembergischen Denkschrift von 1846. 

*) Statt Anderer vgl. Hinschius, Kirchenrecht, III, $ 193, S. 820. 
dessen Einschränkungen bei dem von mir angenommenen Tatbestand nicht 
im Wege stehen; Wernz, Jus decretalium, I?, $ 162, II, p. 2023. 
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spricht, bezieht sich zweifellos nur auf das Verhältnis zu 
Dritten, ist aber nicht dem Papste gegenüber gemeint. 

Ebenso kurz erledigt sich eine zweite, an die Kapitel ge- 
vichtete Mahnung), nämlich die, sie möchten doch nicht 
Greise, Kranke oder sonst in ihrer Leistungsfähig- 
keit Behinderte zum Schaden der Kirche erwählen. 
Es lässt sich zwar vermuten, dass gerade die eine oder die 
andere derartige Wahl, die dem Erlass des Rampollaschen 
Schreibens vorangegangen war, den Anstoss dazu gab). Recht- 
lich ist aber die Bestimmung höchstens in einem später?) zu 
erörternden Zusammenhang mit einer anderen von Interesse. 

Aehnliches gilt von der Vorschrift, das Ergebnis der 
feierlichen Kapitelswahl dürfe nur unter dem Vor- 
behalt der päpstlichen Bestätigung bekannt gegeben 
und jeder feierliche und öffentliche Dankgottesdienst 
müsse bis zum Eintreffen dieser Bestätigung auf- 
geschoben werden‘). 

Wer je einer Bischofswahl angewohnt und es erlebt hat, 
wie die gläubige Menge, nachdem ihr von der Kanzel herab 
das Zustandekommen der Wahl sowie der Name und der Lebens- 
lauf des Gewählten eröffnet worden sind, ihren freudigen Dank 
dem Allerhöchsten in einem mächtig durch den hohen Dom 
dahinbrausenden Te Deum dargebracht hat, der wird schwer 
begreifen, wie man kirchenrechtlichem Doktrinarismus ’) eine so 


!) Anhang 1 8. 96 Z. 19—23. 

2) Vgl. oben S. 15 Anm. 1. 

3) Unten 8. ö6f. 

4) Anhang 1 8. 96 Z. 33—39. 

5) Ebers, Historisch-politische Blätter, CXL, 1907, S. 252, nimmt 
an, die Bestimmung sei aus Rücksicht auf die Regierungen getroffen 
worden; wenn auf ihre Vorstellungen hin oder auch aus kanonischen 
Gründen die Bestätigung versagt werden müsse, habe die vorherige 
Publikation etwas Missliches. Ich halte diesen Beweggrund für ausge- 
schlossen. Nicht sowohl die Möglichkeit der Verweigerung der Bestätigung 
als die Bedeutung der zu erteilenden Konfirmation wollte man nachdrück- 
licher betonen. 
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schöne, von wahrer Religiosität und Kirchlichkeit getragene 
Sitte hat zum Opfer bringen mögen; denn dass der Papst bei der 
Besetzung der bischöflichen Stühle vermittelst der Konfirmation 
das letzte Wort zu sprechen hat, das war auch vor 1900 
jedermann bekannt, nicht nur den beteiligten kirchlichen In- 
stanzen, sondern sogar dem Volke, dem es entweder besonders 
mitgeteilt oder durch die Presse nahegelegt wurde, die sich 
ja mit diesen Dingen jeweilen eingehend beschäftigt ?). 

Doch das ist eine rein kirchliche, das innere Leben des 
deutschen Katholizismus berührende Angelegenheit, die uns 
hier nichts weiter angeht und nicht weiter interessiert. Um- 
so mehr beanspruchen unsere Aufmerksamkeit folgende Haupt- 
punkte. 


!) Die ganzen Verhältnisse haben sich seit dem bei Friedberg, 
Bischofswahlen, I, $S. 281 Anm. 1 erzählten Vorgang zu Gunsten besserer 
Kenntnis und zweifelsfreier Anerkennung des päpstlichen Konfirmations- 
und Institutionsrechtes erheblich geändert. 


Zweiter Abschnitt. 


Das Ausschliessungsrecht der akatholischen 
Obrigkeit. 


Der heilige Stuhl erklärt von neuem und in aller 
Form, dass die Mitwirkung einer akatholischen Re- 
gierung bei Besetzung der bischöflichen Stühle nur 
negativer Art sein könne und die Freiheit der Wahl 
nicht beeinträchtigen dürfe!'). 

In der Tat hat die Kurie diesen Grundsatz immer und 
mit Erfolg vertreten, zum mindesten seit der Zeit, da der 
Wiederaufbau der Kirchenverfassung im Sinne der Erneuerung 
der päpstlichen Primatialgewalt begonnen hat, also seit dem 
Anfang des 19. Jahrhunderts ?). 


1) Anhang 1 8. 95 Z. 27—30. 

2) Hinsichtlich der älteren preussischen Besetzungspraxis, die aller- 
dings diesen Grundsatz in Frage stellte, muss auf die unten Anhang 30 
beizubringende Literatur verwiesen werden. 

Bezüglich der Behandlung der Frage in den deutschen Konkordats- 
versuchen des beginnenden 19. Jahrhunderts vgl. Mejer, Concordats- 
verhandlungen Württembergs, S, 13 mit 45; Derselbe, Römisch-deutsche 
Frage, I, 8. 213, 218, 237, 246, 254, 255, 290 f., 338, 3359 u.0.: Herr: 
mann, Veto, 8. 10f.; Adolph Frantz, Das Projekt eines Reichskon- 
kordats und die Wiener Konferenzen von 1804, Kieler Festgabe für Ihering, 
Kiel 1892, S. 191, 195£., 198; Derselbe, Das Projekt eines Reichskon- 
kordats nach den Wiener Konferenzen 1804—1806, Kieler Festgabe für 
Hänel, Kiel 1907, 8.295; Theodor Ludwig, Aktenstücke zur Ge- 
schichte der badischen Concordatsbestrebungen in der Zeit Napoleons 14 
Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht, XII, 1902, 8. 187 fi., 289 £., 320, 324; 
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Ich erinnere namentlich an Art. XVII des französischen 
Konkordats vom 15. Juli 1801, worin bekanntlich bestimmt 
war, dass, falls einer der Nachfolger des ersten Konsuls nicht 
katholisch sein sollte, die Nomination, die Benennung der 
Bischöfe, ihm nicht zustehe; vielmehr habe eine neue Ab- 
machung zu erfolgen !). 

Das französische Konkordat ist für Frankreich selbst 
in Folge des Trennungsgesetzes vom 9. Dezember 1905 da- 
hingefallen?). Es gilt aber noch, wenn auch nicht als 
Konkordat?), so doch als staatliches Gesetz auf Grund 


Leo König, Pius VII, Die Säkularisation und das Reichskonkordat, 
Innsbruck 1904, 8. 80 £., 103 fi,, 156 ff., 167, 205 fi., 262 ff., 344. 

Für Bayern vgl. statt Anderer Hermann v. Sicherer, Staat 
und Kirche in Bayern, München 1874, 8.70, 73f., 88, 113, 116, 120, 
121, 136f. und Anhang S. 10, 15, 21, 23, 27, 31, 34, 36, 41, 45; A. Fr. 
Ludwig, Weihbischof Zirkel von Würzburg, II, Paderborn 1906, S. 441 f. 

Im übrigen aber sei verwiesen auf die Angaben bei Mejer, Veto, 
S.5f., 17, 29; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 3, 5 Anm. 1, 45, 
70, 71£., 104, 154, 376f. und ebenda, II, S. 35 £., 50 £., 77,81; Rosner 
im Archiv, XXXIIL 1875, 8. 95fl., 122f£.; Rösch, Einfluss, S. 12£. 
Vgl. auch das Votum des Titularbischofs von Isaura, nachmaligen Pa- 
triarchen von Jerusalem und späteren Kardinals di Pietro, und die Aus- 
führungen des päpstlichen Unterhändlers Titularerzbischofs von Korinth, 
Spina, bei der Vorbereitung des französischen Konkordates, die Kardinal 
Mathieu, Le concordat de 1801, Paris 1903, p. 102 ss. mitteilt. 

!) Siehe Anhang 19. 

2) Vgl. Anhang 20. 

») So ein Erlass des Zivilkommissärs im Elsass v. Kühlewetter 
vom 12. September 1870 im Archiv für katholisches Kirchenrecht, XXIV, 
1870, S. 306 £., und danach Franz Recklingh, Staatskirchenrecht in 
Elsass-Lothringen, ebenda, XLIIL, 1880, S. 414f.; Friedrich H. Vering, 
der zunächst gegenteiliger Ansicht gewesen war, ebenda, XLV, 1881, S.302f.; 
Derselbe, Kirchenrecht ?, $ 45, S.262 ff. ; aber auch Friedberg, Gränzen, 
S. 815 Anm. 1; Wilhelm Kahl, Lehrsystem des Kirchenrechts und der 
Kirchenpolitik, I, Freiburg i. Br. 1894, S. 239; F.Geigel, Reichs- und reichs- 
ländisches Kirchen- und Stiftungsrecht, I, Strassburg 1900, S. 319. Schnei- 
der, Rechtliche Natur der Vereinbarungen, 8.85 f., steht grundsätzlich 
auf dem von uns vertretenen und in der folgenden Anmerkung näher be- 
gründeten Standpunkt, lässt aber doch das Konkordat als solches in Elsass- 
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der Bekanntmachung vom 8. April 1802 in Elsass-Lothrin- 
gen !). 

Demgemäss werden seit 1871 die Bistümer Strassburg 
und Metz jeweilen durch Verständigung zwischen der kaiser- 
lichen Regierung und der Kurie besetzt, doch so, dass die 
erstere die Initiative zu ergreifen pflegt?). 

Es liegt nahe, zu vermuten, man seiin Rom gerade durch 
Strassburger oder Metzer Besetzungsverhandlungen dazu veran- 
lasst worden, den bloss negativen Charakter der Mitwirkung der 
protestantischen Regierungen von neuem so stark zu betonen; es 
solle dadurch festgelegt werden, dass ein Eingehen auf Berliner 
Anregungen, das man bei elsass-lothringischen Besetzungsfällen 


Lothringen aus praktischen Gründen befolgt werden, wobei er, wie seine 
Anmerkung 3 andeutet, einen stillschweigenden Neuabschluss als Reichs- 
konkordat nur für Elsass-Lothringen annimmt. 

!) So mit Rücksicht auf die Tatsache, dass der Kardinalstaats- 
sekretär Antonelli, der allerdings durch Schreiben vom 10. Februar 1872 
hinterher seine frühere Entschliessung zurückzunehmen suchte, durch Er- 
lass vom 3. Januar 1872 das Konkordat wegen des Wechsels der Staats- 
zugehörigkeit als hinfällig bezeichnet und dass die Reichsregierung diesen 
Standpunkt angenommen hatte, sowie darauf, dass vertragsmässige Rechte 
und Pflichten eines Staates mit einzelnen von ihnen abgetretenen Gebietsteilen 
nicht übergehen, Richard Dove, Das französische Concordat von 1801 
im Reichslande Elsass-Lothringen, Zeitschrift für Kirchenrecht, XI, 1873, 
S.91ff.; Paul Hinschius, Allgemeine Darstellung der Verhältnisse 
von Staat und Kirche in Marquardsens Handbuch des öffentlichen 
Rechtes der Gegenwart, I,1, Tübingen 1883, S. 278 Anm. 4; Georg 
Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes, 6. Aufl., bearbeitet von 
Gerhard Anschütz, Leipzig 1905, S. 854 Anm. 4; Stutz, Kirchenrecht, 
$57 a.a.O., U, S. 910 Anm. 1 und besonders Albert Leoni, Das 
öffentliche Recht des Reichslandes Elsass-Lothringen, 1. Verfassungsrecht, 
Freiburg i. Br. 1892, S. 11f.; Derselbe und Karl Mandel, Das 
öffentliche Recht des Reichslandes Elsass-Lothringen, II. Verwaltungs- 
recht (= Handbuch des öffentlichen Rechtes von Marquardsen), II, 2, 
Freiburg i. Br. 1895, S. 286 sowie Karl Mandel und Oskar Grüne- 
wald, Die Verfassung und Verwaltung von Elsass-Lothringen, Strass- 
burg 1905, S. 126. 

?) Siehe Anhang 21. 
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erzeigt habe oder erzeigen werde, lediglich auf gefälligem Ent- 
gegenkommen beruhe, nicht auf Rechtspflicht. Direkten Bezug 
auf Strassburg oder Metz kann freilich der in Rede stehende 
Satz des Rampollaschen Schreibens nicht haben; denn der 
Erlass hat unmittelbar nur Wahlbistümer im Auge und ist, 
wie bereits bemerkt, nur für die preussisch-hannoverschen und 
für die oberrheinischen Kapitel bestimmt. 

Zweifellos liegt der erwähnte Grundsatz auch deren ver- 
einbartem Bischofswahlrecht zu Grunde. Freilich einmal, im 
Jahre 1807, anlässlich der Verhandlung mit Württemberg über 
eine Konvention mit diesem Königreich, scheint der damalige 
Nuntius Annibale della Genga, der spätere Leo XIl., weiter 
gegangen und bereit gewesen zu sein, zwar nicht formell, aber 
durch eine geheime mündliche Abmachung dem evangelischen 
König für die württembergischen Bischöfe ein Nominationsrecht 
etwa in der Weise zuzugestehen, wie es seither der König von 
Preussen für die Dompropsteien und für die in den ungeraden 
Monaten erledigten Domherrenstellen zugebilligt erhalten hat; 
jedoch dem Nuntius wurde vor dem Abschluss die Vollmacht 
dazu entzogen und abzureisen befohlen, ob aus eigener Initia- 
tive der Kurie oder auf Veranlassung Napoleons, ist im Er- 
tolg gleichgültig. Jedenfalls kam es nicht zu dem die kurialen 
Grundsätze verletzenden Zugeständnis !). 


!) Der Zwischenfall ist bekannt und viel behandelt. Vgl. z. B. die 
Note Consalvis vom 24. September 1819 bei Brück, Oberrheinische 
Kirchenprovinz, 8. 536; Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 101f., dazu 
Longner, Darstellung, S. 4; Derselbe, Beiträge, S. 328 fi., 340 f.; 
Mejer, Propaganda, II, S. 368f.; Derselbe, Concordatsverhandlungen 
Württembergs, 8. 4ft., 13, 39£., 45fi., 55f., 72fi.; Derselbe, Veto, 
S.6; Derselbe, Römisch-deutsche Frage, I, S. 265 ff.; Herrmann, 
Veto, 8.9; v.Sybel, 8. 15£.; Friedberg, Veto, S. 29; Derselbe, 
Bischofswahlen, I, S. 17 ff., besonders 22, 34 mit II, S. 36; L. Golther, 
Der Staat und die katholische Kirche im Königreich Württemberg, Stutt- 
gart 1874, S.36£.; Rösch, Einfluss, S. 15 Anm. 3; Paul Wittichen, Zu 
den Verhandlungen Württembergs mit der Kurie im Jahre 1808, Quellen und 
Forschungen aus italienischen Archiven, herausgegeben vom Königl. Preussi- 
schen Historischen Institut in Rom, VI, 1904, S. 381 £. 
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Und in den Verhandlungen über die preussisch-hannover- 
schen und oberrheinischen Bullen und Breven haben die Ver- 
treter der Kurie den Grundsatz, es könne dem evangelischen 
Herrscher nie ein positives Benennungsrecht zugestanden werden, 
stets in den Vordergrund gestellt), und die Regierungen haben 
ihn sich gefallen lassen müssen ?). 

Bei unbefangener Betrachtung wird es auch kaum jemand 
unbegreiflich und unbillig finden, dass die katholische Kirche 
zwischen Staaten, deren Herrscher und Bevölkerungen ihr an- 
gehören, und anderen einen Unterschied macht, indem sie an 
jene zum Teil grössere Anforderungen stellt, zum Teil sie be- 
vorzugt?°). 

Der neuzeitliche Staat allerdings ist auch dort, wo die 
katholische Bevölkerung weit überwiegt und sein Oberhaupt 
zum Katholizismus sich bekennt, für alle da, um jedem „die 
Möglichkeit zur freien Entfaltung seiner Eigenart und zur Er- 
füllung des menschlichen Daseinszwecks so, wie er ihn für 
sich erfasst“, zu geben‘); der moderne Staat also ist kon- 
fessionell neutral oder soll es doch sein. 

Die Kirchen dagegen und ihr Recht sind naturnotwendig 
einseitig konfessionell, und damit hat sich der Staat, 
solange er der Kirchen bedarf oder bedürfen zu müssen glaubt, 
und soweit nicht staatliche Hauptgrundsätze wie die der Ge- 
wissens- und Kultusfreiheit verletzt werden, wohl oder übel 
abzufinden. 


') Vgl. z. B. die Note des Kardinalstaatsekretärs Consalvi vom 
2. September 1817 an den hannoverschen Gesandten v. Ompteda bei 
Mejer, Römisch-deutsche Frage, II, 2, S. 309 f£., mit 149 £.; Fried- 
berg, Bischofswahlen, II, S, 50 ff. mit I, S. 70 ff. und desselben Note vom 
24. September 1819 an die oberrheinischen Regierungen bei Brück, Ober- 
rheinische Kirchenprovinz, S. 536; Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 101 
mit I, S. 116 £.; Mejer, Römisch-deutsche Frage, III. 8. 42 f. 

2) Friedberg, Bischofswahlen, TS 72777728 94.2105 mit 1], 
S. 57 fi., 66 ff. u.ö.; (v. Reisach,) Die badische Regierung S. 38 u. A. 

5) Dies gegen v. Sybel, $. 16, und ähnliche Beanstandungen. 

4) Stutz, Kirchenrecht, $ 57, a. a. O. II, 8. 908. 
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Und so haben denn auch die deutschen protestantischen 
Regierungen, die zunächst nicht übel Lust zeigten, die Nomi- 
nation nach französischem und bayrischem Muster zu bean- 
spruchen !), diese Forderung im Laufe der Verhandlungen auf- 
gegeben und seither nicht wieder erhoben. 

Der Grund, warum neuerdings in dem Erlass von 1900, 
und zwar meines Wissens zum erstenmal kirchengesetz- 
lich, das Zugeständnis einer positiven Mitwirkung als unmög- 
lich verkündet wird, ist denn auch in Wirklichkeit nicht in 
einem beanspruchten Benennungsrecht zu suchen. 

Vielmehr richtet sich der Satz gegen das Bestreben, das 
negative Ausschliessungsrecht, das die Bullen und Breven 
den Landesherren zugestehen, zu einem positiven Mitwir- 
kungsrecht zu steigern. Heisst es doch in dem Erlass weiter: 
„Diese Freiheit aber würde verletzt oder doch herab- 
gemindert durch eine positive Mitwirkung oder Beein- 
flussung von seiten der Regierung gerade so wie auch 
durch ein unbeschränktes Ausschliessungsrecht‘?). 
Darauf kommt es an, und so werden wir, dem Gedankengang 
des Schreibens folgend, ganz von selbst auf den wichtigsten 
Teil seines Inhalts geführt. 


1!) Vgl. ausser den oben S. 37 Anm. 2, 41 Anm. 1 und 2 sowie unten An- 
hang 19 beigebrachten Nachweisen etwa noch Friedberg, Bischofswahlen, 
II, 8. 30 fi., 34f., 35£., 37, 40 fl., 43£., 45 ff., mit ebenda I, S. 64, 65, 66, 
69, 70, 71, 83, 91, 94, 95, 101, 114 u. ö. und dazu Mejer, Veto, 8. 12’f.; 
Brück, Erzbischofswahl, S.7 f£.; Hirschel, 8.16 ff., 45 ff.; Rösch, 
Einfluss, S. 13, 26 ff., 94 ff. Zur Begründung des Anspruchs auf die Nomi- 
nation beriefen sich die Regierungen entweder auf Souveränität und 
Majestätsrecht oder auf die Advokatie oder auf Dotation und Patronat, 
kurz auf Titel, die die Kirche entweder grundsätzlich nicht anerkannte 
und nicht anerkennen konnte, oder deren Nichtvorliegen sich unschwer 
dartun liess. Vgl. namentlich die oben S. 41 Anm. 1 angeführten Noten 
Consalvis, die gegen alle diese angeblichen Rechtsgründe in einer Weise 
sich aussprechen, der man, wenigstens in der Hauptsache, auch vom 
Standpunkt der heutigen Rechtswissenschaft aus nur beipflichten kann. 

?) Siehe Anhang 1 S. 95 Z. 30, S. 96 Z. 1—3 und Anhang 22. 


Dritter Abschnitt. 
Die Mindergenehmheit und ihre Geltendmachung. 


Um das, was das vereinbarte Bischofswahlrecht und was 
das Schreiben Rampollas darüber bestimmt, richtig zu ver- 
stehen, muss man zwei Dinge scharf auseinanderhalten, das 
formlose, vorbereitende Vorverfahren einerseits und die feier- 
liche, rechtsförmliche, kanonische Wahl anderseits. 

Nur kurz brauchen wir bei dem eigentlichen Wahlakt, 
bei der kanonischen Wahl!) zu verweilen. Sie wurzelt, 
schon ihr Name besagt es, im mittelalterlichen Recht, wie 
es die Kirche seit dem Wormser Konkordat von 1122 ent- 
wickelt hat. Danach haben binnen dreier Monate °) nach der 
Erledigung des Bistums die Domherren, in Altpreussen auch 
die Ehrendomherren °), aber nicht die blossen Titulardom- 
herren, die Wahl vorzunehmen, und zwar entweder per inspira- 
tionem, durch Zuruf oder per compromissum, indem sie den 
Wahlentscheid einem oder mehreren Kompromissarien über- 
tragen, oder endlich, was das Gewöhnliche ist, per scrutinium, 
durch schriftliche Abstimmung mit einfacher Stimmenmehrheit. 
Von dem Augenblick der Publikation des Ergebnisses an sind 


!) Vgl. darüber statt Anderer Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 131, 
S. 658 f.; Wernz, Jusdecretalium, II,2 °, $351s.,p.123ss.; Schneider 
in Wetzer und Weltes Kirchenlexikon, XII®, Sp. 1149ff.; Hartmann- 
Lux im Staatslexikon I?, Sp. 906 ff. 

®) So ausdrücklich für Altpreussen die Bulle: De salute animarum; 
vgl. unten Anhang 18, wo zugleich festgestellt ist, dass und weshalb 
diese Wahlfrist auch für Hannover und den Oberrhein zu gelten hat. 

») Siehe Anhang 23. 
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die Wähler gebunden. Der Gewählte dagegen erwirbt, sofern 
er tauglich ist, durch die Erklärung der Annahme, die inner- 
halb Monatsfrist zu erfolgen hat, ein Recht auf Uebertragung 
des Bistums, ein ıus ad rem!). Den Beschluss bildet, nach 
einer doppelten, an kanonische Bestimmungen anknüpfenden 
und durch nachkanonisches Recht ausgebauten Ueberprüfung, 
dem sog. Informativ- und dem Definitivprozess?), die päpst- 
liche Bestätigung°); mit ihr erwirbt der Erwählte das ius in 
re, die bischöfliche Jurisdiktion, indes die nachherige Kon- 
sekration ihm die Weihegewalt verleiht. 

Bei alledem ist aber das Wesentliche, worauf es hier an- 
kommt, das, dass bei dieser electio solennis et canonica 
die Einmischung von Laien, überhaupt von nichtkirchlichen 
Einflüssen, durchaus ausgeschlossen erscheint. Das 
kanonische Recht lässt hierüber nicht den geringsten Zweifel; 
so hat z. B. Gregor IX. in einer in seine Dekretalensamm- 


!) Darüber, dass für die altpreussischen Bistümer der Unterschied 
von electio und postulatio durch die Bulle: De salute animarum aus- 
drücklich beseitigt ist, vgl. Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 383, 
Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 131, S. 658 Anm. 1, 682 mit Anm. 3; 
Aemilius Ludwig Richter, Lehrbuch des katholischen und evan- 
gelischen Kirchenrechts, 8. Aufl. bearbeitet von Richard Dove und 
Wilhelm Kahl, Leipzig 1886, $ 184, S. 661 Anm. 31; Rösch, Ein- 
fluss, S. 52 Anm. 5, 63 Anm. 1, 115 Anm. 4; Ebers, Devolutionsrecht, 
S. 397 Anm. 1; Derselbe in den Historisch-politischen Blättern, CXL, 
1907, 8. 203. Ein Weih- oder auswärtiger Diözesanbischof, auf den die 
Wahl eines altpreussischen Kapitels fällt, muss also nach den für die 
Konfirmation geltenden Grundsätzen bestätigt und kann nicht bloss 
aus Gnaden zugelassen, admittiert werden. Anders in Hannover und 
in der oberrheinischen Kirchenprovinz. 

?) Siehe Anhang 24. 

®) Die hannoversche Regierung und die oberrheinischen hätten es 
gerne gesehen, wenn dem Papste hierfür eine Frist gesetzt worden wäre; 
allein die Aufnahme einer solchen scheiterte an dem entschiedenen Wider- 
spruch der Kurie, welche die Bindung des heiligen Stuhles an einen 
Konfirmationstermin als unkanonisch und verletzend ablehnte. Vgl. 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 76 mit Anm. 1, 102, 103, 106 ff., 115 
mit Il, 8.59, 65 u.a. 
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lung aufgenommenen Entscheidung für immerdar bestimmt, 
Laien dürften keinen Anteil an der Bischofswahl neben den 
Domherren nehmen, widrigenfalls die Wahl nichtig sein solle '). 

Gerade deshalb, gerade weil man dies strenge kanonische 
Recht nicht preisgeben konnte oder wollte?), schob man bei 
Vereinbarung unseres deutschen Bischofswahlrechtes vor die 
rechtsförmliche Wahl ein Vorverfahren?). Stand doch da- 
bei, wenigstens formell, nichts im Wege, dass dem Laien- 
element, das, bei gänzlich veränderter Zeitlage, sogar in der 
Gestalt evangelischer Landesherren wieder Beachtung 
heischte, die begehrte Mitwirkung eingeräumt wurde‘). 

Das heutige Bischofswahlrecht gehört also, seinem Ur- 
sprung nach, zwei ganz verschiedenen Perioden der kirchlichen 
Rechtsentwickelung, zwei nicht einmal unmittelbar über ein- 
ander liegenden Schichten des Kirchenrechtes?) an: die feier- 


I) ec. 56, X de electione 1, 6 und dazu Hinschius, Kirchenrecht, II, 
$ 131, S. 660 Anm. 3, 667 mit Anm. 4: Rösch, Einfluss, S. 8 mit Anm. 3. 

?) Siehe Anhang 25. 

») Demgemäss wird es auch in den amtlichen Erlassen der Kurie 
bezeichnet; vgl. die unten Anhang 23 und 25 abgedruckten Stellen, wo 
von „Verhandlungen“ die Rede ist, die, „ohne dass das kanonische Recht 
ihnen entgegenstände, der Wahl voranzugehen pflegen“, oder geradezu von 
einer „Vorwahl“, und ausserdem etwa noch das Schreiben des Kardinal- 
staatssekretärs Antonelli an das Kölner Domkapitel vom 5. August 1865 
(Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 165 f.): 

Ita namque ex Canonum praescripto Blectoribus singulis ius 
eligendi tributum est, ut tamen electio Capituli sit, atque ille 
electus a Capitulo censeatur, qui maioris partis suffragia retulerit. 
Quod quidem non modo electioni, sed actui quoque electioni 
praevio ac praeelectionem quamdam inferenti, cuiusmodi est 
Catalogi confectio, sieut et caeteris negotiis capitulariter agendis 
iure merito applicatur. 

Aber auch die Kapitel von Gnesen und Posen haben anlässlich des Wahl- 
streites von 1843 ff. die Aufstellung der Kandidatenliste als praeelectio 
charakterisiert; vgl. Friedberg, Bischofswahlen I, . 244, und dazu 
ebenda S. 246. 

“) Vgl. die vorige Anmerkung und Anhang 25. 

5) Dazwischen liegt nämlich jene ganze, vom Anfang des 14. bis 
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liche Wahl, der zweite Teil, ist mittelalterlich-kanonisch, das 
Vorverfahren !') dagegen entstammt der vigens ecclesiae dis- 
ciplina oder besser dem neuesten Kirchenrecht ?), das ich, weil 
das Vatikanum dafür den Kristallisationspunkt bildet, das vati- 
kanische getauft habe °). 

Eben weil dies Vorverfahren eine Neuschöpfung war, bei der 
die verschiedenen deutschen Regierungen mit ihren Wünschen 
gehört und berücksichtigt sein wollten, und weil es noch kein 
festes Herkommen dafür gab, erhielt es zunächst eine ver- 
schiedene Gestalt für Altpreussen, für Hannover und für die 
oberrheinische Kirchenprovinz. 

Für Altpreussen‘), genauer für die niederrheinische 


zum Beginne des 19. Jahrhunderts reichende Periode der kirchlichen Rechts- 
entwickelung, welche ich in meinem Kirchenrecht, $35 ff. a. a. O., II, S.861 ff. 
als diejenige der Umbildung des kanonischen Rechtes zum katholischen 
Kirchenrecht oder kurz als die nachkanonische charakterisiert habe. 

!) Mit Einschluss der Aufstellung der Liste, wo eine solche statt- 
hat. Schon darum geht es nicht an, mit Rösch, Einfluss, S. 34 f., 93, 
der sich ausserdem über den zwischen der electio canonica und der Vor- 
wahl scharf unterscheidenden Wortlaut namentlich der Bullen: Impensa 
Romanorum und: Ad Dominici gregis custodiam sowie des Breves: Quod 
de fidellum hinwegsetzt, das Vorverfahren als wesentlichen Bestandteil 
der kanonischen Wahl zu betrachten und daraus praktische Folgerungen 
zu ziehen. Der von ihm angerufene Kardinalstaatssekretär Antonelli hat 
zwar, um zu demselben Ergebnis zu gelangen, die analoge Anwendung 
der für die feierliche Wahl- geltenden Vorschriften gefordert, aber die 
beiden Verfahren historisch und juristisch scharf aus einander gehalten; 
vgl. Anhang 25. 

?) Siehe Anhang 26. 

®) Vgl. Anhang 27. 

4) Ueber die Verhandlungen, aus denen das Recht der Bulle: De 
salute animarum hervorgegangen ist, vgl. namentlich Mejer, Veto, 
S. 32 ff.; Derselbe, Römisch-deutsche Frage, II, 2, S. 3 ff., 265 f., 
III, S. 88 ff.; Schulte, 8. 23 ff.; Friedberg, Veto, S. 1ff.; Derselbe, 
Bischofswahlen, I, S.43 ff,; Hirschel, 8. 26 ff.; v. Sybel, 8.6 ff; 
Rosner im Archiv XXXIII, 1875, S. 120 fi.; Rösch, Einfluss, S. 93 f£.; 
Friedrich Nippold, Handbuch der neuesten Kirchengeschichte, II, 
3. Aufl., Elberfeld 1883, S. 573 ff., 582 ff.; Brück, Geschichte der katho- 
lischen Kirche II?, 8.38 fi; Goyau, I, p. 145 ss., 149. 
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Kirchenprovinz mit Köln, Trier, Münster und Paderborn und 
ausserdem für Breslau, bestimmt das Breve: Quod de fidelium, 
das, gleich den die Bischofswahl betreffenden Bestimmungen 
der Bulle: De salute animarum?), erst durch ein weiteres 
Abkommen zwischen Rom und Berlin vom 23./24. September 
1841 auch für Gnesen-Posen, Kulm und Ermland unbestrittene 
Geltung erhielt ?), es sollten die Kapitel keine dem König 
minder genehme Kandidaten wählen und vor dem feier- 
lichen Wahlakt der Genehmheit sich versichern’). Das nächst- 
liegende wäre danach eine Vorwahl‘) gewesen mit nachheriger 
Anfrage über die Genehmheit und etwaiger Wiederholung im 
Falle der Nichtgenehmheit °). 


!) Siehe Anhang 28. 

2) Schulte, $. 46 Anm. 1; Hirschel, 8. 62; vor allem aber 
Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 28 und dazu I, S. 46 fi., 50, 58, 59, 
60, besonders 61, 214 f., 216, 219, 236; Rösch, Einfluss, S. 103 mit 
Anm. 5, 109, 137; Ebers in den Historisch-politischen Blättern, CXL, 
1907, S. 201 £. 

3) Siehe Anhang 29. 

4) Vgl. dazu oben $. 45 Anm. 3, woraus erhellt, dass als prae- 
electio gelegentlich nicht bloss das hier in Rede stehende, von der Bulle: 
De salute animarum ursprünglich in Aussicht genommene Vorverfahren 
bezeichnet worden ist, sondern auch das Listenverfahren. 

5) So hatte es sich auch der preussische Gesandte Niebuhr gedacht, 
als er in der Note vom 16. Dezember 1820, die dann die Einigung mit 
der Kurie zur Folge hatte, Consalvi vorschlug: 

Le chapitre s’assemblerait pour se concerter sur le sujet qu’il 
&lirait, pourvu qu’il ne deplät point au Roi; il ferait connaitre le 
resultat de sa deliberation, et sur la r&ponse affirmative il procederait 
A un election formelle. 

Desgleichen berichtete er nach erfolgtem Abschluss unterm 27. März 1821 
an seine Regierung: 

„Der Herr Fürst Staatskanzler. fand um so weniger Anstand, das 
Anerbieten des Cardinals anzunehmen, dass der Papst die Capitel 
durch ein Breve anweisen lasse, sich zu vergewissern, dass seine 
(ihre) Wahl dem Hofe nicht missfällig sei, und dagegen von einer 
Candidatenliste die Rede nicht sein solle.“ 

Siehe Mejer, Veto, 8. 52f.; Derselbe, Römisch-deutsche Frage, EI, 
8.145, 161; Schulte, 8.3 Anm. * (und schon vorher in seinem 
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Jedoch die Praxis vermochte sich dem neuen Recht nicht 
gleich anzupassen; während der Regierungszeit Friedrich Wil- 
helms III. wurde in alter Weise !) so verfahren, dass der König 
dem Kapitel mitteilen liess, der und der sei ihm genehm, und 
dass das Kapitel diesen wählte ?). 


Kirchenrecht, Giessen 1856, $. 221); Friedberg, Veto, 8.8 mit 71; 
Derselbe, Bischofswahlen, 1, S. 50, 51, 54f., 59, 244, 363, besonders 
II, S. 17, 26; v. Sybel, 8.8; Rösch, Einfluss, S. 119. 

Auch die Konferenz der Basler Diözesanstände deutete das verein- 
barte, dem preussischen nachgebildete Bischofswahlrecht zunächst im 
Sinne des Vorwahlsystems; vgl. Gareis und Zorn, II, S. 83; Fleiner, 
S. 139, 143 f., 193. 

!) Siehe Anhang 30. 

?) Ueber die preussische Besetzungspraxis vom Erlass der Bulle bis 
zum Ende der Regierung Friedrich Wilhelms III. vgl. Eichhorn, Die 
Ausführung der Bulle: De salute animarum, Ermländische Zeitschrift, V, 
1870, 8. 4 f., 30 £., 46 £., 57, 60, 78 fi., 90 £., 106 ff.; v. Sybel, 8. 23 £.; 
Friedberg, Veto, 8. 26; Derselbe, Bischofswahlen, I, S. 213 ft., 
220 f.; Rosner im Archiv, XXXIL, 1875, S. 273 f., 279 £.; Hin- 
schius, Kirchenrecht, II, $ 131, S. 686 Anm. 1 und über ähnliche Vor- 
kommnisse und Anschauungen in Nassau, Württemberg und Baden 
v.Sybel,S.56; Friedberg, Bisehofswahlen, I, S. 290, (F.J.Mone,) Die 
katholischen Zuständein Baden, 2 Tle., Regensburg 1841/43, 1, S. 100, und vor 
allem das bei Friedberg, Veto, S. 54 abgedruckte Gutachten des nach- 
maligen Bischofs Burg von Mainz vom 16. Juni 1828 (vgl. dazu Fried- 
berg, Bischofswahlen, I, S. 201) sowie die damit wörtlich übereinstimmende, 
also wohl von Burg herrührende, bei Longner, Beiträge, S. 574 mit- 
geteilte Aeusserung des Katholischen Kirchenblattes für die oberrheinische 
Kirchenprovinz zu der Note des heiligen Stuhles vom 6. Januar 1827 (unten 
Anhang 36), durch die das Breve: Re sacra bewilligt wurde: 

„Durch dieses Breve wird den vereinigten protestantischen Höfen 
ein Recht eingeräumt, wodurch ihnen für das anderen, katholischen 
Fürsten zukommende Nominationsrecht ein hinreichender Ersatz 
geleistet wird; nebst dem, dass die Form der canonischen Wahl 
erhalten wird, die im deutschen Reiche hergebracht war und grosse 
Vortheile gewährt, übt jetzt der Regent auch das Recht der Desig- 
nation aus. Besonders aber wird dadurch die Ergänzung des Dom- 
capitels gänzlich in seine Hände gelegt.“ 

Die völlige Unhaltbarkeit dieser Deutung des Breves braucht nicht erst 
dargetan zu werden; sie ergibt sich ohne weiteres aus dem, was wir 
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Allerdings wurde hiedurch das negative Ausschliessungs- 
verfahren in eine positive Designation verkehrt !). Dagegen liess 
‚sich nichts einwenden, solange die Kapitel, die eben von früher 
her eine solche Behandlung gewohnt waren, freiwillig mittaten ?). 

Auch heute noch steht nichts im Wege, dass ein Kapitel 
aus freien Stücken eine von der Regierung gewünschte Person, 
die den kirchlichen Erfordernissen genügt, zum Bischof er- 
wählt®). Materiell mag in einem solchen Falle das vereinbarte 
Recht verletzt sein, und vielleicht hat der Erlass Rampollas 
mit den Zweck, den Kapiteln in solcher Lage das Rückgrat 
zu steifen; aber formell würde einer solchen Auskunft schwer 
beizukommen sein, da ja das Kapitel sehr wohl der Ansicht 
sein kann, der auch von der Regierung Gewünschte sei über- 
haupt der Beste und Tauglichste. Nur das steht fest, dass 


im bisherigen über das Breve: Re sacra ausführten und darüber noch 
zu sagen haben werden. Nur in so fern verdient diese Auffassung Beach- 
tung, als sie zeigt, wie lange selbst im deutschen Süden Vorstellungen 
nachwirkten, die im Laufe des 18. Jahrhunderts in Norddeutschland zur 
Herrschaft gelangt waren. 

') Darüber vermag auch der von Friedberg, Bischofswahlen, I, 
S. 240, Anm. 1 mitgeteilte höchst merkwürdige vertrauliche Bericht des 
preussischen auswärtigen Ministers, Freiherrn v. Werther, an den Kultus- 
minister vom 28. Januar 1841 nicht hinwegzutäuschen, der es sich zur Auf- 
gabe machte, die bis dahin in Preussen geübte Praxis als in schönstem 
Einklang mit dem vereinbarten Recht befindlich nachzuweisen. Siehe 
ausserdem die in ähnlichem Sinne gehaltenen Aeusserungen von Schulte 
im Neuen Reich, 1874, I, 8. 778, jetzt auch bei Johann Friedrich 
v. Schulte, Lebenserinnerungen, 3 Bde., Giessen 1908/09, II, 8. 2£. 

2) Dem machte bekanntlich der Trierer Wahlstreit von 1836 fi. ein 
Ende. Vgl. über ihn oben S. 5 mit Anm. 2 und über den Umschwung 
unter Friedrich Wilhelm IV.v. Sybel, 8. 26 fi.; Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, S. 229 fi., 237 fi., Rosner im Archiv, XXX, 1873, S. 446 fi., 
XXXILH, 1875, S. 299 f#.; Ebers in den Historisch-politischen Blättern, 
CXL, 1907, S. 201 f. Siehe auch an diesem letztgenannten Orte IV, 1839, 
S. 249 £. sehr beachtenswerte Ausführungen über die grössere Leistungs- 
fähigkeit der wirklichen, aber durch staatliche Ausschliessungsbefugnis be- 
schränkten Wahl gegenüber staatlicher Designation und blosser Scheinwahl. 

®) So statt Anderer auch Rösch, Einfluss, S. 33. 

Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 4 
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Bulle und Breve die Regierung nicht berechtigen, in dieser 
Hinsicht etwas zu fordern. 

Jene Uebergangspraxis musste darum notwendig in die 
Brüche gehen, als die Kapitel zu solchen Designationswahlen 
sich nicht mehr bereit finden liessen. 

Inzwischen hatte die hannoversche Regierung!) für die 
Bistümer Hildesheim und Osnabrück ?) ein anderes, genauer 
geregeltes Verfahren vereinbart und in der Bulle: Impensa 
Romanorum von 1824 festsetzen lassen). Die Kapitel sollten 
binnen einem Monat nach Eintritt der Vakanz der Regierung 
eine Kandidatenliste vorlegen. Sollte aber etwa der eine oder 
der andere der Kandidaten der Regierung minder genehm sein, 
so hat ihn das Kapitel aus der Liste zu streichen, vorausgesetzt, 
dass für die nunmehr vorzunehmende feierliche Wahl noch ge- 
nug Kandidaten übrig bleiben. Dieses Listenverfahren, das 
auch der preussischen Regierung angeboten, aber von ihr ab- 
gelehnt worden war, weil es ihr zu wenig Gewähr für die 
Fernhaltung nicht genehmer Persönlichkeiten zu bieten schien t), 
wird gewöhnlich als irischer Wahlmodus bezeichnet; ein 

!) Ueber die hamnoverschen Verhandlungen siehe namentlich Mejer, 
Veto, S.11ff.; Derselbe, Römisch-deutsche Frage, II, 2, S. 117 ff., 241 ff; ; 
II, S. 62f., 237ff.; v. Sybel, 8. 36ff.; Friedberg, Veto, S. 37 ff.; 
Derselbe, Bischofswahlen, I, S. 63 ffl.; Rosner im Archiv, XXXIIL, 
1875, S. 156 ff.; Rösch, Einfluss, S.26ff.; Nippold, Handbuch der 
neuesten Kirchengeschichte, II®, S. 591 f.; Brück, Geschichte der katho- 
lischen Kirche, II?, S.75ff., über die hannoversche Besetzungspraxis 
v. Sybel, 8. 42 ff.; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 264 ff.; Rosner im 
Archiv, XXXIV, 1875, S. 90ff., endlich über das geltende Recht statt Anderer 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 393 ff.; Rosner im Archiv, XXXV, 
1876,8.393 fl.; Rösch, Einfluss, 8.52 ff.; Giobbio,II,$171ss., p. 223 ss, 

®) Dieses wurde bekanntlich erst 1856/58 errichtet; vgl. den Aus- 
stattungsvertrag und das Erektionsdekret bei Schneider, S. 101fl. 
und dazu H. Meurer, Die Säcularisation und Wiederherstellung des 
Stifts Osnabrück im Archiv für katholisches Kirchenrecht, XXXII, 
1875, 8. 337 fi. sowie Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 282f.; Rosner 
im Archiv, XXXIV, 1875, S. 105. 

®) Siehe Anhang 31. 

“) Vgl. Anhang 32, 
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in Zweck und Mittel im wesentlichen übereinstimmendes Ver- 
fahren war nämlich zu Beginn des Jahrhunderts zu Gunsten 
der ja auch nicht katholischen englischen Regierung für die 
irischen Bistümer ausgedacht worden !). 

Einen weiteren Fortschritt ergaben die Verhandlungen, 
welche die oberrheinischen Regierungen in den Jahren 1825 
und folgende mit der Kurie führten ?). 

Zwar Baden hatte sich zunächst mit dem römischen Stuhl 
schlechthin auf das Listenverfahren nach hannoverschem Muster 
geeinigt, und darauf ging auch das römische Ultimatum an 
die oberrheinischen Regierungen °). 

Einige von diesen vermochten sich aber dabei nicht zu be- 
ruhigen. Sie meinten, doppelt genäht hält besser, und verlangten 
ausser den Zusicherungen der Bulle noch ein Breve, ähnlich dem 


!) Siehe Anhang 33. 

?2) Ueber die oberrheinische Verhandlung bis 1824 vgl. Longner, 
Darstellung, S. 10ff.; Derselbe, Beiträge, $. 408 ff.; (Mone,) Katho- 
lische Zustände in Baden, I, 8.35 ff., IL, S.49ff.; Nebenius, Katho- 
lische Zustände in Baden, 8. 60ff.; Brück, Oberrheinische Kirchen- 
provinz, $.9ff.; Derselbe, Erzbischofswahl, S. 5 ff.; Derselbe, Ge- 
schichte der katholischen Kirche, II?, 8. 102ff.; Mejer, Veto, 8. 23ff.; 
Derselbe, Römisch-deutsche Frage, II, 2, 8. 165 ff., 215ff.; III, 185 ff, 
268 ff.; (v. Reisach,) Die badische Regierung, 8. 35fl.; Friedberg, 
Bischofswahlen, I, 8. 90 ff.; Rosner im Archiv, XXXI, 1874, S. 84 fi.; 
Maas, Geschichte, 8. 23 ff., 30 ff.; Rösch, Einfluss, S. 168 fi.; Lauer, 
8. 113ff.; Goyau, I, p. 150 ss.; Höhler, II, S. 32. 

3) Ueber die badische Separatverhandlung, das Ultimatum und die 
folgenden Gesamtverhandlungen im allgemeinen sind zu vergleichen Long- 
ner, Beiträge, 8. 547 fl.; Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, $. 81 ff., 
85 mit Anm. 6, S. S6ff.; Derselbe, Erzbischofswahl, S. 14 ff.; Derselbe, 
Geschichte der katholischen Kirche, II’, S. 131f£.; (v. Reisach,) Die 
badische Regierung, S. 41ff.; Herrmann, S. 24ff., 29f., 49 f.; Hir- 
schel, S.114ff.; v. Sybel, 8.44£.; Friedberg, Veto, 8. 46fi.; 
Derselbe, Bischofswahlen, I, 8. 133 ff., 151 ff., 167 f.; Rosner im 
Archiv, XXXI, 1874, S. 87 ff., XXXIII, 1875, 8. 166 ff.;Mejer, Römisch- 
deutsche Frage, III, 8. 328 ff., 338 mit Anm, 1, 8. 343 ff.; Rösch, Ein- 
fluss, S. 196 ff., 199, 204 ff.; Giobbio, II, $$ 175 ss., p. 227 ss; Lauer, 
S. 117£.; Goyau, I, p. 152ss.; Höhler, II, S. 40£f. 
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preussischen !); mit andern Worten, sie wollten die Garantieen 
des hannoverschen und des preussischen Systems zugleich ?). 

In Rom ging man schliesslich darauf ein; die Bulle: Ad 
Dominiei gregis custodiam von 1827 enthält die der Bulle: 
Impensa Romanorum entsprechenden Bestimmungen), und das 
Breve Re sacra, gleichfalls von 1827, stimmt in den ent- 
scheidenden Sätzen?) fast wörtlich mit dem Breve: Quod de 
fidelium überein. So war eine gewisse Verfeinerung und Ver- 
stärkung des Listenverfahrens erreicht’), in welchem Sinne, 
wird sich gleich zeigen. 

Vorerst aber muss noch nachgeholt werden, dass ın 
Preussen nach dem Schiffbruch der älteren Praxis das ehe- 
dem verworfene Listenverfahren nach und nach doch Eingang 
fand ®) und schliesslich von König und Papst als vereinbarungs- 
gemäss anerkannt wurde, wie ich das schon in anderem Zu- 
sammenhang erwähnte ”). Nur wird man noch für die Gegen- 
wart behaupten dürfen, ja müssen, es sei für Altpreussen, im 
Gegensatz zum ehemaligen Hannover und zum Oberrhein, das 
5 !) Vgl. dazu (v. Reisach,) Die badische Regierung, S. 47 ff., 51, 55; 
Herrmann, 8. 55f., 63, 66; Hirschel, S. 131ff., 136; Friedberg, 
Bischofswahlen, I, S. 177 f., 182, 186, 192f., 195fi., 410 Anm. 1 mit 
II, S. 150 ff., 153, 154 f.; Rosner im Archiv, XXXIII, 1875, 8. 169 ££.; 
Rösch, Einfluss, S. 205 ff., 213 ff. Danach waren es namentlich Nassau 
und Württemberg, die — und zwar ersteres in dem Sinne, in welchem dem 
Begehren schliesslich entsprochen wurde — das Ergänzungsbreve verlangten. 

®, Herrmann, 8. 21, 54, 78 ft. 

’) Siehe Anhang 34. 

*) Siehe Anhang 35. 


u ne 


et eu u ee 


’) Ueber die oberrheinische Besetzungspraxis seit 1827 siehe Brück, | 


Oberrheinische Kirchenprovinz, 8. 160 ff., 269; v. Sybel, 8.53 ft.; 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 285 fi, Rosnerim Archiv, XXXIV, 
1875, 8. 106 ff. 

‘%) Aemilius Ludwig Richter, Die Entwicklung des Ver- 
hältnisses zwischen dem Staate und der katholischen Kirche in Preussen 
seit der Verfassungsurkunde vom 5. December 1848, Zeitschrift für 
Kirchenrecht, I, 1861, S. 113; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 237 ft., 
368 f.; Rösch, Einfluss, S. 891, 

?) Oben 8. 25 mit Anm. 1 und 2. 
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Listenverfahren nicht das einzig mögliche !). Tatsächlich bildet 
es aber die Regel. 

Das Bischofswahlrecht der drei in Rede stehenden Rechts- 
gebiete stimmt also heute, wenn wir von Abweichungen in 
verhältnismässig unbedeutenden Nebenpunkten ?) absehen, in 
der Hauptsache überein °). 


1) Vgl. die Note des preussischen Gesandten v. Arnim an den 
Kardinalstaatssekretär Antonelli vom 5. August und die Kabinettsordre 
vom 13. November 1865 bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 174f., 
I, 8.262. Gleicher Ansicht sind Friedberg, Veto, S. 35; Derselbe, 
Bischofswahlen, I, S. 367f., 378f.; Herrmann, 8.19; Hirschel, 
S. 104; Rosner im Archiv, XXX, 1873, S. 432, 447 f.; XXXV, 1876, 
S.102f#.; Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 131, 8. 686; Richter- 
Dove-Kahl, Kirchenrecht ®, $ 181, S. 632 Anm. 29; Rösch, Ein- 
fluss, 8.138; Ebers in den Historisch-politischen Blättern, CXL, 1907, 
S. 253 f. 

2) Die Bulle: Impensa Romanorum sieht die Einreichung der Liste 
an das Ministerium und die Ausübung des Ausschliessungsrechtes durch 
dieses vor (oben 8. 50 und unten Anhang 31, Schulte, S. 19 Anm. 23; 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 393), während in der oberrheinischen 
Kirchenprovinz der Landesherr selbst es ist, an den die Liste zu gehen 
und der zu ihr sich zu äussern hat (Anhang 34, Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, $. 410). In Preussen geschah, wenigstens unter der Regierung 
Friedrich Wilhelms IV., nach v. Sy bel, 8.28, „die Einreichung der Liste 
stets in Form einer Immediateingabe an Seine Majestät den König.“ 

Ausserdem setzen die Bullen: Impensa Romanorum (Anhang 31) 
und: Ad Dominici gregis custodiam (Anhang 34) dem Kapitel für die Ein- 
reichung der Liste die Frist von einem Monat, während die Bulle: De 
salute (Anhang 28 und oben $. 43 Anm. 2) nur die kanonische Frist von 
drei Monaten für die Abwicklung des ganzen Wahlgeschäfts neu einschärft. 

Ueber Verschiedenheiten hinsichtlich des Erfordernisses der Staats- 
oder Bistumsangehörigkeit siehe Anhang 57, über solche in Betreff des 
Wahlkommissars unten $. 75 ff., 79 ff., Anhang 59. Vgl. auch S. 44 Ann.]l. 

Endlich sei nochmals daran erinnert, dass in Preussen jetzt und in 
Zukunft noch ein anderes als das Listenverfahren zulässig ist, und dass 
in dieser Hinsicht das preussische Bischofswahlrecht wenigstens dem 
Grundsatz nach auch weiterhin eine gewisse Sonderstellung einnimmt. 
Ebenso Ebers in den Historisch-politischen Blättern, OXL, 1907, 8. 254. 

5) Die Nebeneinanderstellung der Bullen- und Breventexte bei Fried- 
berg, Veto, 8. 78fi.; Derselbe, Bischofswahlen, II, S. 239 ff. leistet 
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In diesem Sinne ist auch der Erlass von 1900 ergangen. 
Seine Vorschriften sind für alle drei Rechtsgebiete in gleicher 
Weise bestimmt; von keiner einzigen wird gesagt, sie trete 
nur dem einen oder dem anderen der bisherigen Rechte hinzu, 
erläutere nur das eine oder das andere von ihnen!). Ja, das 
Schreiben Rampollas nähert die ursprünglich verschiedenen 
Rechte einander noch mehr als bisher an. In allen drei 
Gebieten soll nämlich — so möchte ich das Ergebnis kurz 
vorwegnehmen — bezüglich der Genehmheit und ihrer 
Geltendmachung fortan das gelten, was bisher — 
richtig verstanden — bereits für die oberrheinische 
Kirchenprovinz galt?). 

Ueber den Begriff der Genehmheit und der Minder- 
senehmheit?) ist heftig und viel gestritten worden. 

Kommt es dabei auf die subjektive Gewissheit der 
Genehmheit bezw. Mindergenehmheit in dem Sinne an, dass 
auf das Dafürhalten des Kapitels, sei es bei einer etwaigen 
Vorwahl, sei es bei Aufstellung der Liste, abgestellt wird *) ? 
Oder ist objektive Gewissheit erfordert, so dass die 


für die vergleichende Betrachtung vortreffliche Dienste, muss aber nun- 
mehr durch Heranziehung des Erlasses: Ad notitiam ergänzt werden. 

') Siehe unten Anhang 1 S. 95 2. 16ff. Vgl. Rösch im Archiv für 
katholisches Kirchenrecht, LXXXI, 1901, S. 686 £. 

®2) Rösch im Archiv für katholisches Kirchenrecht, LXXXI, 1901, 
8. 686f. bemerkt gleichfalls, dass zwischen den verschiedenen Rechts- 
gebieten kein Unterschied gemacht wird und fügt hinzu: „Damit erkennt 
der hl. Stuhl stillschweigend an, dass er, wie er anfangs sämtlichen Regie- 
rungen im Prinzip gleiche Rechte zugestanden (?), jetzt jeden Unterschied 
aufhebt, also das Recht des Meistbegünstigten jeder einräumt.“ 

®) Ueber sein Vorkommen bereits im Rechte des 18. Jahrhunderts 
vgl. Anhang 30 sowie J. R. Kusej, Joseph II. und die äussere Kirchen- 
verfassung Innerösterreichs, Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausge- 
geben von Ulrich Stutz, H. 49 und 50, Stuttgart 1908, S. 158, 186, 197 
und bezüglich der Benützung dieses Vorgangs durch die preussische Unter- 
handlung die beiFriedberg, Bischofswahlen, I, S. 48—51 mitgeteilten 
Aktenauszüge. 

*) Siehe Anhang 36. 


I 
u 
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_ Mindergenehmheit für sich feststehen und dafür objektive 
Sicherheit gegeben sein muss? 

Ferner, wie steht es mit den Motiven der Mindergenehm- 
heit? Fällt nur der aus, der aus gerechten Gründen !) minder 
genehm erscheint, und können oder sollen diese Gründe über- 
prüft werden? 

Ich meine, die Entscheidung, über die man in der Literatur 
bis auf den heutigen Tag auf Grund der Breven allein sich 
nicht zu einigen vermocht hat, sollte sich schon dadurch ge- 
winnen lassen, dass man den Begriff der Genehmheit noch 
etwas schärfer als bisher ins Auge fasst. Wie heisst es doch 
in den beiden Breven? „Die Kandidaten müssen ausser durch 
die übrigen, vom kirchlichen Rechte vorgeschriebenen 
Eigenschaften (praeter qualitates caeteras ecclesiastico iure 
praefinitas) auch durch das Lob der Klugheit sich empfehlen 
und dürfen dem erhabensten Landesherrn nicht minder ge- 
nehm sein“ ?). 


') In der unten Anhang 25 angezogenen Note von 1865 (Fried- 
berg, Bischofswahlen, II, 8. 172f. mit I, S. 258) führte Antonelli 
weiter aus: 

„Endlich muss, damit die Ausschliessung eines Candidaten als 
einer ungenehmen Person, gerecht und unparteiisch sei, 
jene Ausschliessung dem Endzweck gemäss, welchen der heilige 
Stuhl vor Augen hatte, als er den Capiteln das vorbesagte Geheiss 
ertheilte, einen haltbaren und gewichtigen Grund haben, 
entweder in Ansehung der Sinnesart der Person selbst, oder in 
Ansehung irgend einer früheren Thatsache, die von solcher Natur 
ist, dass sich mit Fug befürchten lässt, es könnten durch dieselbe, 
wenn sie auf den Bischofsstuhl zu sitzen käme, die guten Be- 
ziehungen zwischen den beiden souverainen Mächten compromittirt 
werden.“ 

2) Siehe Anhang 29 und 35. Ganz entsprechend schon Consalvis 
Note vom 9. Februar 1821 (Friedberg, Bischofswahlen, II, 8. 23 
mit I, S. 57): 

Der heilige Vater wird für Preussen ausser der Bulle mit der 
Zubilligung der Bischofswahl an die Kapitel an diese ein Breve 
erlassen und darin insinueri loro che per mantenere la concordia 
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or 
e}) 


Hier werden den kirchenrechtlich geforderten Eigen- 
schaften ganz deutlich andere gegenübergestellt, die an sich 
aus dem Rechtsgebiet herausfallen und nur formal 
durch die Breven in dasselbe eingeführt sind !), wie die Klug- 
heit?) und die Genehmheit. Die Breven ergeben also dasselbe, 
was schon der einfachste Verstand jedem sagen muss: So 
wenig wie die Klugheit, ist die Genehmheit ein Rechtsbegriff’°). 


fra le due Potestä tanto utile per operare il bene, ed acciö i Ves- 

covi con tranquillitä e libertä possano riempire i loro doveri ed 

i Fedeli esercitare la loro Religione, facciano cadere le loro Scelte 

sopra Noggetti, i qualioltre le qualitä volute nei Vescovi 

dei Saeri Canoni riuniscano anche la prudenza tanto 
necessaria, in chi deve governare, ed il non essereingrati 
al Re, cose delle quali si assicuranno prima di venire all’ atto 
formale della elezione secondo le forme canoniche, 
und ähnlich nicht nur der oben 8. 25 mit Anm. 4 erwähnte Erlass Lam- 
bruschinis an das Trierer Kapitel, sondern auch das Schreiben des 
Kardinalstaatssekretärs Antonelli an den Kölner Erzbistumsverweser und 
Weihbischof Baudri (Friedberg a.a.O., I, S, 255): 

Facta convocatione Sanctitas Sua vehementer hortatur, ut Cano- 
nici omnes una simul conveniant in designandis eiusmodi Candi- 
datis, qui praeter qualitates iure ecclesiastico prae- 
finitas,prudentiae ac debitiinSerenissimumPrin- 
cipem obsequii ad normam Brevis (Quod de fidelium) ... 
laude praecellant, 

die eben beide enge an den Wortlaut des Breve sich anschliessen. 

!) Das sind sie aber eben nunmehr durch die Bullen und Breven, 
die sie zwar nicht kanonisch, aber kirchenrechtlich anerkannt und erheb- 
lich zu machen vermochten. Die Folge ist, dass, wenn unter Missachtung 
der staatlichen Ausschliessung eine minder genehme Person gewählt wird, 
die Wahl nicht nur, wie Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 131, S. 686 
(vgl. dazu Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht ®, $ 181, S. 632 Anm. 29) 
sagt, „vom staatlichen Standpunkt aus“, sondern auch nach kirchlichem 
Recht nichtig erscheint. Dies gegen Rösch, Einfluss, S. 77 Anm. 2; 
Giobbio, II, $ 170, 2, p. 220; Ebers in den Historisch-politischen Blät- 
tern, CXL, 1907, S. 252 in sachlicher Uebereinstimmung mit Fried- 
berg, Bischofswahlen, I, S. 382. 

?) Siehe Anhang 37. 

») Damit fallen alle Folgerungen, die Hirschel, S.78fl., 81, 88, 
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Kommt aber die Genehmheit nicht als Rechtsbegriff in Be- 
tracht, dann kann sie auch nicht rechtlich überprüft 
werden. 

Hirschel und Rösch!) haben daraus, dass von seiten der 
Regierungen bei den Verhandlungen über das zu vereinbarende 
Bischofswahlrecht gelegentlich versichert wurde, sie würden von 
dem geforderten Ausschliessungsrecht immer nur einen loyalen 
Gebrauch machen), gefolgert, die Kapitel, auf deren Urteil 
es nach ihnen ankommt, dürften nur einen solchen nicht auf 
die Liste nehmen, der aus „gerechten Gründen“ missliebig 
sei; glaube sich eine Regierung in ihrem Rechte verkürzt, so 
möge sie in Rom sich beschweren und dartun, dass ihr der 
Aufgenommene aus gerechten Gründen minder genehm sei, sowie 
dass das Kapitel seine Pflicht verletzt habe, worauf der Papst 
zu entscheiden haben werde. 


90£., 94; Rosner, XXXI, 1874, S, 82 ff.; Rösch, Einfluss, 8. 82 aus 
der vermeintlichen Kanonizität bezw. aus der von ihnen konstruierten 
Gleichstellung sämtlicher Wahlerfordernisse gezogen haben, dahin, insbe- 
sondere der Schluss, „dass über die Klugheit und Genehmheit die Capitel 
sich ganz in derselben Weise zuverlässige Kenntniss und Wissenschaft er- 
werben sollten, wie bezüglich der anderen Eigenschaften“, dass die Gewissheit 
and der Grund der Ueberzeugung hinsichtlich aller dieselben zu sein 
hätten und sein dürften. Es ist eben nicht richtig, wenn Hirschel, 
S, 84, behauptet: „Ueber folgendes Dilemma kommt man nicht hinaus; 
entweder gab der apostolische Stuhl gegenüber der Einen Eigenschaft der 
Wohlgeneigtheit des Königs bezüglich des Candidaten alle andern vom 
Kirchenrechte d. h. schon vom hl. Paulus geforderten Eigenschaften gänz- 
lich Preis, oder er überliess die Cognition über das Vorhandensein der- 
selben gleichfalls dem Könige von Preussen. Das Eine wäre ein Verrath 
an der Kirche, das Andere selbst nach Friedberg durchaus gegen 
die Grundsätze des canonischen Rechtes.“ In Wahrheit geht das ver- 
einbarte Recht einfach von der vernünftiger Weise nicht zu bestreitenden 
Tatsache aus, dass nur ein Teil der kirchlich Tauglichen auch den An- 
forderungen genügt, die der Staat in seinem und der Gesamtheit Interesse 
stellen muss. Siehe dazu auch Friedberg, Veto, 8. 26 ff.; Derselbe, 
Bischofswahlen, I, S. 367, 370. 
') Siehe Anhang 38. 
2) Siehe Anhang 39. 
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Allein dieser Standpunkt ist durchaus unhaltbar !). 

Zunächst schon deshalb, weil die Zusicherung loyaler 
Handhabung des Ausschliessungsrechtes gar keinen Sinn ge- 
habt hätte, wenn die Regierungen verpflichtet sein sollten, nur 
aus „gerechten Gründen“ die Mindergenehmheit auszusprechen 
und diesen ihren Ausspruch einer rechtlichen Ueberprüfung 
unterziehen zu lassen. Derartige Zusicherungen sind über- 
haupt, auch wenn man mit Rösch?) und mit der Kurie für 
die Konkordate zu der Vertragstheorie sich bekennt, rechtlich 
belanglos; sie stellen sich als geschäftliche Redensarten dar, 
denen höchstens moralische Bedeutung zukommt. 

Und nun vollends dies dem anderen Vertragsbeteiligten, 
dem Papste, angeblich zustehende Entscheidungsrecht?)! Nur 
einmal ist meines Wissens im 19. Jahrhundert von deutschen 
Regierungen der Kurie ein derartiges Zugeständnis gemacht 
worden, nämlich in den Zusatznoten zur württembergischen 
Konvention von 1857 und zur badischen von 1859; in ihnen 


!) Dagegen ausser Friedberg an dem in Anhang 39 verzeich- 
neten Orte auch Herrmann, S. 111; Schulte, S. 31 Anm. 32, 47, 48, 
56, 66 Anm. 59; v. Sybel, S.17f., 20, 21, 22; Hinschius, Kirchen- 
recht, II, $ 131, S. 684 Anm. 6 zu S. 683. Zu vermitteln versucht 
Ebers in den Historisch-politischen Blättern, CXL, 1907, S. 243 ft. 

?) Einfluss, S. 17 ff.; vgl. neuestens auch die lehrreiche Untersuchung 
von Schneider, Rechtliche Natur der Vereinbarungen, S. 14 fi., 7L£t., 
der die Zirkumskriptionsbullen gleich den Konkordaten und Konventionen 
als „wirkliche völkerrechtliche Verträge“ ansieht. Die unübersteiglichen 
Hindernisse, die meiner Ansicht nach der Vertragstheorie entgegenstehen 
(vgl. mein Kirchenrecht, $$ 55, 56, a. a. O., II, S. 903£., 907 f£.), sind 
freilich in dieser Schrift nicht berücksichtigt und schon deswegen auch 
nicht aus dem Wege geräumt worden, bestehen also nach wie vor fort. 
Praktisch kommen übrigens die Theorie des zweiseitigen völkerrechtlichen 
Vertrags, wenn diese in der massvollen und verständigen Art Schneiders 
mit rückhaltloser Anerkennung der clausula rebus sic stantibus vertreten 
wird, und die Annahme einer lediglich sittlichen, darum aber nicht 
weniger strengen und dauerhaften Verpflichtung ziemlich auf dasselbe 
hinaus, 

?) Siehe Anhang 40. 
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wurde für gewisse Fälle die Entscheidung über Massnahmen 
und Ansprüche der Regierungen dem kirchlichen Richter zu- 
erkannt!). Aber gerade im Hinblick darauf wird man sagen 
müssen, wenn etwas den Fall dieser Vereinbarungen gerecht- 
fertigt habe, so sei es dies Zugeständnis gewesen, ein Zu- 
geständnis, das auch nur jenen Konventionsministerien hat 
entlockt werden können, die durch den oberrheinischen Kirchen- 
streit der fünfziger Jahre in die Enge getrieben und zu über- 
mässigem Entgegenkommen geneigt waren. 

Im Sinne der Regierungen der zwanziger Jahre dagegen, 
die die Majestätsrechte tatkräftig wahrten und auf ihr Staats- 
kirchentum nicht wenig sich zu gute taten, lag ein solches 
Zugeständnis nie und nimmer. Dem Papste, überhaupt einer 
anderen, noch dazu beteiligten Macht ein Judizium über ihre 
Massnahmen einzuräumen, ist ihnen nie im entferntesten ein- 
gefallen. 

Mit der Souveränität des modernen Staates wäre ja auch 
ein solches kirchliches Ueberprüfungsrecht schlechthin unver- 
träglich ?). 

Also nicht ein Rechtsbegriff, sondern ein politischer ist ın 
unserem Fall die Genehmheit. „Sollte etwa einer der Kandidaten 
der (englischen) Regierung verhasst oder verdächtig sein, 
so gebe sie ihn schnellstens an, damit er von der Liste ge- 
strichen wird,“ heisst es in einem die irischen Bischofswahlen 
betreffenden Erlass des Kardinalpräfekten der Propaganda Litta 
vom 26. April 1815°). Stärker kann man es wahrlich nicht zum 
Ausdruck bringen, dass es auf das subjektive Ermessen des 
Landesherrn bezw. seiner Regierung und darauf allein an- 
kommt); bei dieser Fassung dürfte es jedem klar sein, dass 
von „gerechten Gründen“ und deren Ueberprüfung keine Rede 


!) Siehe Anhang 41. 

2), Vgl. Stutz, Kirchenrecht, $ 96, a. a. O., I, S. 948 Anm.], 
dem Ebers, Historisch-politische Blätter, CXL, 1907, S. 243 zustimmt. 

s) Siehe Anhang 42. 

*) Siehe Anhang 43. 
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sein kann!). Nun gebe ich ja gerne zu, dass man seither bei 
der Kurie vorsichtiger geworden, und dass die Fassung unserer 
Bullen und Breven milder ist; man hat sogar den Ausdruck: 
minder genehm dem bestimmteren: nicht genehm ?) vorgezogen. 
Aber all dies hat nicht das geringste daran geändert, dass die 
Genehmheit streng subjektiv ist vomStandpunkt des 
Landesherrn und seiner Regierung aus, dass sie und nur sie 
darüber befinden können, und dass sie dafür keine Rechen- 
schaft schuldig sind’°). 


!) Siehe Anhang 44. 

?) Die Bezeichnung: ingratus siehe z, B. in Consalvis Note vom 
9. Februar 1821 (oben S. 55 Anm. 2). Vgl. dazu Anhang 22 und 42 so- 
wie Hirschel, 8.71; Rösch, Einfluss, S. 70 Anm. 2. 

Wenn der nachmalige Bischof Burg von Mainz in seinem Gutachten 
über die oberrheinischen Bullen und Breven vom 16. Juni 1828 (Fried- 
berg, Veto, 8.55; Derselbe, Bischofswahlen, I, S. 201) sagt: 

„Nec minus ist eine doppelte Negation und heisst so viel als 
plus oder magis. Plus oder magis gratus prae ceteris heisst aber 
gratissimus. Wenn sich nun aber das Domcapitel vor dem Wahl- 
act erkundigen soll, welcher gratissimus sei, so heisst dies eben so 
viel als von dem Regenten die Designation (vgl. oben S. 48 Anm. 2) 
verlangen,“ „ 

so hat ihm sein Bestreben, seinem Landesherrn über den erzielten Ab- 
schluss möglichst viel Angenehmes zu berichten, das sprachliche Urteil 
nicht minder als das juristische bedenklich getrübt. 

») Umgekehrt lag, wenn das badische Ministerium des Innern 
unterm 5. März 1853 in einer an den Erzbischof von Freiburg gerich- 
teten Zuschrift 8.5, bezw. wenn die vereinigten oberrheinischen Regie- 
rungen in ihrer Antwort auf die erste Denkschrift des Episkopats (Fried- 
berg, Bischofswahlen, I, S. 311) diesem erklärten, Bulle und Breve 
verpflichteten das Domkapitel, 

„nur solche Personen auf den bischöflichen Stuhl oder zu Dom- 
capitularen zu wählen, von welchen es sich vor dem Wahlacte 
die Gewissheit verschafft hat, dass sie dem durchlauchtigsten Landes- 
fürsten besonders wohlgefällig sind“, 

welche Verpflichtung hinsichtlich der von ihm zu ernennenden Domkapi- 
tulare auch der Bischof habe, darin der Form wie der Sache nach 
eine Ueberspannung des staatlichen Mitwirkungsrechtes vor, da die Ver- 
einbarungen die staatliche Gewalt durchaus und vollkommen mit Recht 
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Und diesen Standpunkt nimmt offenbar auch das Schreiben 
Rampollas ein trotz allem, was vorher!) und seither von 
gewissen deutschen Schriftstellern geschrieben worden ist, die 
in eifriger Wahrnehmung der vermeintlichen Rechte und In- 
teressen der Kirche nicht genug tun zu können glaubten. 
Denn es heisst in dem Erlass von 1900 wörtlich): „Es ist 
Sache des Kapitels, nur solche auf die Liste zu 
nehmen), von denen es vor dem feierlichen Wahl- 
akt feststeht, dass sie ausser durch andere Gaben, 
die erforderlich sind, um die Kirche zu leiten, zu 
schützen und friedlich zu regieren, durch den Vor- 
zug der Klugheit und durch ein eifriges Bestreben, 
die öffentliche Ruhe zu wahren und (dem Landes- 
herrn bezw. dem Staat) die Treue zu halten, sich 
auszeichnen und deshalb dem Landesherrn nicht 
minder genehm sind.“ 

Vergeblich wäre es, alles Gewicht auf das „und deshalb“ 
zu legen, in der Meinung, damit die „gerechten Gründe“ und 
deren Ueberprüfung durch den kirchlichen Richter zu retten e), 


streng auf die Negative und den Ausschluss Mindergenehmer oder Miss- 
liebiger beschränken, 

') Vgl. ausser den früher Angeführten namentlich auch noch die 
Darlegungen (von Maas) im Archiv für katholisches Kirchenrecht, XX, 
1868, S, 265 ff., besonders S. 269 f., XXI, 1869, S. 177 fi. 

2) Siehe unten Anhang 1 S. 96 2. 6—10. 

3) Durch diese Bestimmung des neuen, im Sinne des oberrheinischen 
Breves: Re sacra ergangenen Erlasses erhalten wir einen erwünschten 
Anhaltspunkt dafür, dass auch nach der Auffassung der Kurie schon die 
Vorschrift jenes Breves über die Fernhaltung von Mindergenehmen bereits 
auf die Aufstellung der Liste durch die Kapitel sich bezog und 
bezieht, nicht erst auf die eben schlechthin dem Regierungsbescheid ge- 
mäss zu bewerkstelligende Streichung, wie das z. B. von (v. Reisach,) 
Die badische Regierung, $. 54 behauptet worden ist. 

4) Wenn Rösch im Archiv für katholisches Kirchenrecht, DRRXE 
1901, S. 687 jetzt meint: „Non minus gratus, genehm, ist nach diesem 
Schreiben (Rampollas) nicht der, den das Kapitel oder der König dafür 
erklärt; es ist vielmehr eine objektive Grundlage dafür zu suchen“, so 
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Ich brauche nicht zu wiederholen, dass, -wenn dieser verein- 
barungswidrige Sinn zu Grunde liegen sollte, die Regierungen, 
für die eine solche Auffassung ein Ding der Unmöglichkeit 
ist, dadurch als durch eine einseitige authentische Interpreta- 
tion nicht gebunden sein würden !). Er liegt aber in Wahr- 
heit gar nicht darin. Die Pressung des: ideoque ist schon 
aus sprachlichen Rücksichten nicht zulässig und wird durch 
das Vorhergehende geradezu ausgeschlossen. 

Denn die Genehmheit wird darin umschrieben als Wohl- 
gefallen an ruhigem Verhalten in öffentlichen Angelegenheiten 
und an eifriger Staatstreue. Ich will auf diese Staatstreue 
nicht weiter abheben; bei ihr liegt es ja auf der Hand, dass 
nur Landesherr und Regierung darüber befinden können, ob 
sie in einem ihnen genügenden Masse bei einem Kandidaten 
vorhanden sei. 

Dagegen dürfte noch ein Wort über die: publica quies und 
den Eifer für sie am Platze sein. Rösch?) sagt, durch dies 
Erfordernis sei „jeder erklärte Feind der Staatsform, jeder 
heissblütige Oppositionsmann als Kandidat ausgeschlossen“. In 
Tat und Wahrheit geht aber der Erlass bedeutend weiter. 
Auch ein Geistlicher z. B., der in nichtoppositionellem Sinne 
ein politisches Blatt herausgegeben oder als Abgeordneter oder 
sonst eine politische Tätigkeit entfaltet hat, ja selbst ein 
solcher, . der überhaupt nicht in politischen, sondern etwa in 
wirtschaftlichen Angelegenheiten öffentlich hervorgetreten ist, 
auch der kann, gemäss dem Schreiben Rampollas, selbst nach 
der Auffassung der Kurie ganz wohl als minder genehm aus- 


ergibt schon diese Aeusserung und nicht minder die Bezugnahme auf 
seine früheren, Anhang 38 mitgeteilten Darlegungen, dass er damit die 
Theorie der „gerechten Gründe“ und die kapitularische Vor- sowie die 
päpstliche Oberentscheidung zu retten und durch den Erlass von 1900 
zu stützen versuchen will, 

!) Gerade so wenig als durch das: par cela-möme in der Note Soma- 
glias (Anhang 36, 39), falls es ebenso gemeint sein sollte. 

2) Archiv für katholisches Kirchenrecht, LXXXI, 1901, S. 687. 
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geschlossen werden; wenn sie will, kann die Regierung sich 
auf den Standpunkt stellen, auf die bischöflichen Stühle ge- 
hörten überhaupt nur Männer, die zuvor vom öffentlichen Leben 
sich gänzlich ferngehalten hätten, und sie kann ihr Aus- 
schliessungsrecht dementsprechend handhaben. 

Auch die Kurie bekennt sich eben zu der Ansicht, dass 
eine Ausschliessung keine Verurteilung sei!). Eine 
solche Ausschliessung könnte ja ganz wohl bona mente er- 
folgen ?); die Regierung findet vielleicht, der Betreffende wirke 
auf seiner Universitätsprofessur, in seiner Diasporapfarrei oder 
sonstwo so segensreich, dass es vom Standpunkt des Staates 
aus nicht erwünscht sei, ihn überhaupt oder vorerst von dort 
wegzunehmen, und streicht ıhn deshalb als minder genehm, 
als minder willkommen°). Und so verschliesst sich auch die 


!) Schon Nebenius 8. 107 sagt mit Recht: „Wir gestehen, dass 
wir... der Meinung sind, man dürfe die Ansicht, dass die Streichung 
eines Namens eine minder wohlwollende Gesinnung der Regierung gegen 
die Person des Betheiligten ausdrücke, gar nicht aufkommen lassen; da 
eine solche Ansicht und Deutung dem freien Gebrauche des landesherr- 
lichen Rechtes nachtheilig wäre, und sie in der That auch in so ferne 
in keiner Weise begründet erscheint, als die Regierung durch Rücksichten 
der mannigfaltigsten Art, welche die bezeichnete Deutung gänzlich aus- 
schliessen, zu ihrem Beschlusse bestimmt werden konnte.“ 

?) Unmittelbar hinter der in der vorigen Anmerkung mitgeteilten 
Stelle fährt Nebenius fort: „Ja es kann sich ereignen , dass sie (die 
Regierung) gerade den Namen des Candidaten, der ihr der angenehmste 
wäre, unter der conventionellen Formel als ihr minder angenehm 
von der Wahlliste streichen lässt, wenn sie nehmlich begründete Besorgniss 
hätte, dass der heilige Stuhl gegen seine Wahl Anstände erhebe, welche 
voraussichtlich zu verdriesslichen Streitigkeiten führen würden, die zu ver- 
meiden ihr lediglich das Interesse des Friedens räthlich macht.“ Der 
hier gesetzte Fall ist wenig wahrscheinlich, aber immerhin möglich; 
die Anwendung der Ausschliessungsbefugnis aber würde, wenn er sich 
wirklich ereignen sollte, durchaus gerechtfertigt sein. 

3) Eben weil es sich bei der Ausschliessung um einen rein politi- 
schen, von Ort, Zeit, Umständen mitbestimmten Zweckmässigkeitsakt han- 
delt, der kein anderes Urteil in sich schliesst als das über die staat- 
liche Geeignetheit für den vorliegenden Besetzungsfall, würde auch eine 
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Kurie der Erkenntnis nicht mehr, dass es kirchlich und sonst 
hochverdiente Geistliche geben kann, die der Staat darum doch 
nicht als Bischöfe anzunehmen braucht). 

Die Mindergenehmheit ist durch den Erlass von 1900 das 
vollends geworden, was sie, richtig verstanden, von jeher war: 
Das Anerkenntnis eines von den Aufgaben der 
Kirche verschiedenen Staatszwecks und seiner Be- 
rücksichtigungsberechtigung bei dem politisch ex- 
ponierten Kirchenamt des Bischofs. 

Das ist die eine Errungenschaft, die das Schreiben Ram- 
pollas in Sachen der Genehmheit uns gebracht hat. 


kurz vorher erfolgte Ordensverleihung oder sonstige, dem nunmehr Aus- 
zuschliessenden verliehene Auszeichnung keinen Widerspruch zu der Aus- 
schliessung darstellen und diese durchaus nicht unberechtigt erscheinen 
lassen; siehe darüber Schulte, 8.58; v. Sybel, 8.21; Rosner im 
Archiv, XXXV, 1876, S.99; Rösch, Einfluss, S. 83 Ann. 1. 

!) Der preussische Kultusminister v. Eichhorn bezeichnete unterm 
31. Oktober 1846 namens des Königs dem Domkapitel von Münster 
einige Vorgeschlagene als minder genehm und fügte hinzu: 

„Seine Königliche Majestät haben bei dieser Beschlussnahme 
die schätzenswerthen Eigenschaften, welche den aus- 
geschlossenen Candidaten das Vertrauen eines hochwürdigen Capi- 
tels zugewandt haben, in keiner Weise verkannt, gleich- 
wohl aber mit Rücksicht auf die unter den obwaltenden 
Zeitverhältnissen zu nehmenden Anforderungen 
Abstand nehmen müssen, die gedachten, übrigens würdigen 
Männer als personae gratae für den erledigsten Bischofsstuhl zu 
bezeichnen“; 

vgl. v. Sybel, 8. 21 Anm. *; Friedberg, Bischofswahlen, I, S.247 Anm. 1 
und ebendort 8. 248 den Bericht, den das Kapitel darüber nach Rom 
sandte. Die Fassung des Schlusssatzes entspricht, wie das bisherige 
schon ergeben hat und das folgende noch erhärten wird, nicht dem ver- 
einbarten Recht, da auch in Preussen, zumal wenn das Listenverfahren 
zur Anwendung gelangt, der König nicht personae gratae zu bezeichnen, 
sondern nur minus gratae abzulehnen hat. Im übrigen aber bringt der 
Erlass das Verhältnis von kirchlicher und bürgerlicher Tüchtigkeit einer- 
seits und staatlicher Auslese vermittelst der Negative des Ausschliessungs- 
verfahrens anderseits gut zum Ausdruck. 
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Die andere betrifft die Geltendmachung der Minder- 
genehmheit. Um auch darüber klar zu werden, müssen wir 
auf das oberrheinische Recht zurückgreifen )). 

Hier standen von Anfang an Bulle und Breve neben ein- 
' ander; in welchem Verhältnis, ist freilich sehr bestritten ?). 
Handelt es sich dabei um ein "Ey öt& övoiv, oder bedeutet das 
Breve: Re sacra ein Mehr über die Bulle: Ad Dominici gregis 
custodiam hinaus? 

Als die Regierungen seinerzeit das Breve verlangten’), 
stellte die Kurie sich zunächst auf den Standpunkt, dass schon 
nach dem Ultimatum, d. h. nach der späteren Bulle, die Wahl 
missliebiger Persönlichkeiten ganz ausgeschlossen sei; würden 
die darin getroffenen Bestimmungen von den Kapiteln richtig ge- 
handhabt, so seien die Regierungen vor nicht genehmen Bischöfen 
ohne weiteres bewahrt *). Gerade von dieser Auffassung aus liess 
man sich aber schliesslich zur Bewilligung des Breves herbei. 

Auf der anderen Seite waren die Regierungen der Ueber- 


!) Wenn Ebers in den Historisch-politischen Blättern, CXL, 1907, 
8.253. bei Besprechung der weiter unten zu erörternden Frage, ob eine 
Ergänzung oder Gesamterneuerung der Liste zulässig sei, ausführt, Niebuhr 
habe lediglich das irische Veto mit einmaliger Liste und numerus suffi- 
ciens abgelehnt, wie es nachher in Hannover und am Oberrhein Geltung 
erhielt, die nachmalige gewohnheitsmässige Annahme des Listenverfahrens 
in Preussen sei aber erfolgt ohne gleichzeitige Rezeption der einmaligen 
Liste und des Erfordernisses eines numerus sufficiens, so kann man ihm 
darin gewiss zustimmen, dass in Preussen darum, weil das Listenverfahren 
nicht vereinbart und gesetzlich ist, grössere Bewegungsfreiheit für Kapitel 
und Regierung besteht (oben $.53 mit Anm. 1 und 2), nicht aber darin, dass, 
wenn in Preussen das Listenverfahren zur Anwendung gelangt, nicht ein 
numerus sufficiens übrig bleiben muss, und weiter nicht darin, dass das 
hannoversche und das oberrheinische Recht die Festlegung auf eine einzige 
Liste bedeuten. Jenes ist durch den Begriff und das Wesen des Listen- 
verfahrens ausgeschlossen, dies, wie sich zeigen wird, weder durch das 
irische Veto an sich noch durch das vereinbarte Recht gefordert. 

2) Siehe Anhang 45. 

3) Vgl. oben 8.51 mit Anm. 3, 52 mit Anm. 1,2. 

4) Siehe Anhang 46. 

Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 5 
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zeugung, dass man durch das Breve für den Oberrhein gegen- 
über Hannover „une garantie de plus“ erzielt habe). 
Demgemäss formulierte Friedberg das Verhältnis?) so, 
das Breve mache juristisch unmöglich, was nach der Bulle 
bereits tatsächlich ausgeschlossen sei?). Das wäre freilich 
ein etwas zweifelhafter Gewinn. Denn ein Mehr) liegt in Wahr- 
heit gerade umgekehrt dann vor, wenn etwas, was Rechtens 
ist, nicht auf dem Papier stehen bleibt, sondern Tatsache wird. 
Und so liegen auch in unserem Falle die Dinge in Wirk- 
lichkeit. Um etwas tatsächlich zu verunmöglichen, was nach 
der Bulle bereits rechtlich unmöglich war’), darum hat man 
das Breve hinzugefügt: Hannover hatte nur ein verein- 
bartes Gesetz über die Bischofswahl, der Oberrhein er- 
hielt dazunoch eine vereinbarte Vollzugsverordnung?). 
Und diese Vollzugsverordnung tritt nunmehr 
durch das Schreiben Rampollas auch dem hanno- 
verschen und dem altpreussischen Bischofswahl- 
recht hinzu’). Der preussischen Krone sind damit für die alt- 
preussischen und hannoverschen Bistümer dieselben Garantien 


!) Siehe Anhang 47. 

?) Vgl. Anhang 48, 

®) Anhang 49. 

*) Siehe Anhang 50. 

5) Siehe Anhang Öl. 

°) Vgl. oben $. 23 mit Anm. 3, unten Anhang 13, 32. 

?) Wenn Rösch, Einfluss, S. 167, das bisherige oberrheinische Recht 
als günstiger denn das bisherige preussische, günstiger aber auch als das 
bisherige hannoversche bezeichnet und das S. 165 dadurch erklärt, dass „in 
Hannover nur die Regierung, in Preussen nur das Kapitel, in der ober- 
rheinischen Kirchenprovinz dagegen erst das Kapitel, dann die Regierung 
minder genehme Kandidaten ausschliesst“, so kann man das nach allem, 
was wir bisher festgestellt haben, nicht gelten lassen. Auch in Hannover 
und — jedenfalls bei Anwendung des Listenverfahrens — in Preussen 
hatte bereits bisher das Kapitel, wenn es pflichtgemäss verfahren wollte, 
schon von sich aus die Mindergenehmen von der Liste fernzuhalten. 
Nur war es nach dem oberrheinischen Recht durch das Breve: Re sacra 
von jeher dazu noch besonders angewiesen. Doch wird man urteilen 
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zu teil geworden, wie sie sie für Limburg und Fulda auf 
Grund des oberrheinischen Rechtes schon besass. 

Ja noch mehr. Mit einer Deutlichkeit, die nichts zu 
wünschen übrig lässt, erkennt der Erlass von 1900 an): 
„Das dem akatholischen Fürsten bezw. der akatho- 
lischen Regierung zugestandene Ausschliessungs- 
recht?) hat den Zweck, die Wahl von minder genehmen 
Personen zu verhindern‘ ?°). 

Zumal für das oberrheinische Recht wurde das von staat- 
licher und staatsfreundlicher Seite immer behauptet‘). Und 
in neuerer Zeit hat ja z. B. auch Rösch’) zugegeben, dass das 


müssen, dass seit Einführung der Listenpraxis und neben dieser das Breve: 
' Quod de fidelium schon seit mehr als einem halben Jahrhundert dieselben 
Dienste tat. Und vollends seit dem Erlass: Ad notitiam Sanctae Sedis 
besteht für das ganze deutsche Bischofswahlrechtsgebiet in der gedachten 
Hinsicht völlige Uebereinstimmung. Ueberall sind jetzt die Kapitel aus- 
drücklich in erster Linie zur Vornahme der Ausschliessung berufen. Der 
Landesherr bezw. die Regierung soll nur noch da einzugreifen brauchen, 
wo auch das umsichtigste und gewissenhafteste Kapitel versagt. Vgl. 
auch Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 417. 

!) Vgl. unten Anhang 1 8. 96 2. 4—6. 

?) Also schon es, nicht erst, was wohl zu beachten ist, die nach dem 
oben 8.58 f. und in Anhang 40 mitgeteilten von gewissen Schriftstellern 
dafür gewährte, von uns aber verworfene Beschwerde oder Vorstellung 
beim Papste. 

3) Siehe Anhang 52. 

*) Vgl. statt Anderer Herrmann, S. 78,80 ff.; Schulte, 8. 56 ff.; 
v. Sybel, S. 49; Friedberg, Veto, 8. 30, 53 ff.; Derselbe, Bischofs- 
wahlen, I, S. 362 ff., 410 ff.; H inschius, Kirchenrecht, II, $ 131, 8. 684 
Anm. und vor allem das Schreiben des badischen Ministers des Innern 
Jolly an das Freiburger Domkapitel vom 10. September 1868 bei Fried- 
berg, Bischofswahlen. II, S. 210. 

5) Rösch, Einfluss, S. 165, 167, 249, dessen Zugeständnis freilich 
dadurch von seinem Werte viel einbüsst, dass er nur aus „guten“ oder 
„gerechten Gründen“ Mindergenehme ferngehalten wissen will. Vgl. auch 
für das preussische Recht ebenda 8. 81 und schon Historisch-politische 
Blätter, IV, 1839, S. 248 sowie Heiner, Kirchenrecht, II, S. 181, wo 
wenigstens als Zweck des vereinbarten Rechtes zugegeben wird, dass 
eine minder genehme Person nicht gewählt werden dürfe. 
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Breve: Re sacra die Aufgabe habe, schon von der Liste miss- 
liebige Personen fernzuhalten. Diese Ansicht wird jetzt durch 
das Schreiben Rampollas kirchenrechtlich gut geheissen !). 

. Daraus ergibt sich aber eine wichtige Folgerung für die 
leidenschaftlich erörterte Frage, ob die Regierung bei der 
Streichung nur zwei?) oder, wie von kirchlicher Seite behauptet 
wurde, mindestens drei?) Namen stehen lassen muss, damit 
ein numerus sufficiens für die Wahl übrig bleibt®). 

Es ist wiederum Rösch gewesen, der zuletzt darüber aus- 
führlicher geschrieben hat?) und einerseits feststellte, dass das 
kanonische Recht keine bestimmte Entscheidung zu Gunsten 
der Dreizahl enthalte‘), anderseits mit grossem Scharf- 


1) Rösch im Archiv für katholisches Kirchenrecht, LXXXI, 1901, 
S. 687; Ebers in den Historisch-politischen Blättern, CXL, 1907, S. 236. 

2) So Mejer, Veto, S.50; Herrmann, S. 80 Anm. 1; v.Sybel, 
S.37 ff., 40 ff., 51, 71; Friedberg, Veto, 8.37 ff., 43 ff., 57 mit Anm. 74, 58; 
Derselbe, Bischofswahlen, I, S. 395 ff., 416; Hinschius, Kirchen- 
recht, II, $131, S. 658 mit Anm. 10, S. 683 mit Anm. 6; Richter-Dove- 
Kahl, Kirchenrecht ®, $ 181, S. 633 Anm. 29. 

3) So Veringim Archiv für katholisches Kirchenrecht, XIX, 1868, 
S. 347; Derselbe, Kirchenrecht ?, $ 138, S. 566; v. Ketteler, S.5fi.; 
Schulte, 8. 12ff.,75 ff.; Hirschel, S. 151 fi., 165; Rosner im Archiv, 
XXX, 1873, S. 450 ff.; XXXI, 1874, S. 102ff.; XXXV, 1876, S. 395 ff.; 
Giobbio, Il, $ 1835, p. 240; Sägmüller, Kirchenrecht ?, $ 72, S. 296 
Anm. 7. 

4) Siehe Anhang 53. 

5) Einfluss, 8. 36 ff., 146. 

6) Rösch, Einfluss, S. 38, 42. Anderer Ansicht sind z. B. Schulte, 
Ss. 12ff.; Friedberg, Veto, 8.43; Derselbe, Bischofswahlen, I, 
S. 397; Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 131, S. 658 mit Anm. 10; 
Sägmüller, Kirchenrecht ?, $ 72, S. 296 Anm. 7, die nach kanonischem 
Recht eine Wahl schon aus Zweien für zulässig erachten. Vgl. auch die 
oft angeführten Entscheidungen der Congregatio Concilii aus dem 16. und 
17. Jahrhundert (bei Aemilius Ludovicus Richter et Fridericus 
Schulte, Canones et decreta Coneilii Tridentini, Li,siae 1853, p. 373), 
wonach in einem Domkapitel bei Vorhandensein auch nur eines Gra- 
duierten dessen und nur dessen electio mit Rechtsnotwendigkeit statt- 
findet, obschon hier nicht einmal von einer alternatio, geschweige denn 
von einer Auswahl die Rede sein kann. 
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sinn!) ausführte ?), drei müssten jedenfalls dann stehen bleiben, 
wenn ein Mitglied des betreffenden Domkapitels sich dar- 
unter befinde; dieses dürfe für sich selbst nicht stimmen, 
könnte vielmehr nur noch für den übrig gebliebenen Anderen 
seine Stimme abgeben und wäre in Folge dessen bei der 
Zweizahl seines Wahlrechtes beraubt. 

Ich kann die Richtigkeit dieser Behauptung ebenso wie 
die der anderen’), die Verhandlungen über den Erlass der 
Bullen und Breven sprächen für die Dreizahl*), ruhig dahin- 
gestellt sein lassen. Meines Erachtens war sie für die 
oberrheinischen Bistümer schon bisher gegen- 
standslos°), und wird sie es für die Zukunft auch 
hinsichtlich der anderen sein. 

Wenn der Zweck des Ausschliessungsverfahrens dahin 


!) Uebrigens nach dem Vorgange von v. Ketteler, 8.11; Rosner 
im Archiv, XXXV, 1876, S. 399. 

2) Rösch, Einfluss, S. 41. Ihm folgt jetzt Heiner, Kirchenrecht, 
Fr SHlstf. 

®) Und gleich der Frage, wie viele Namen überhaupt auf die Liste 
gesetzt werden müssen, die für die deutschen Bistümer nirgends kirchen- 
oder staatsgesetzlich geregelt ist, über die sich vielmehr die Kapitel in 
den einzelnen Besetzungsfällen ausdrücklich oder stillschweigend schlüssig 
machen. Vgl. darüber v. Ketteler, 8.9; v.Sybel, 8.40; Friedberg, 
Bischofswahlen, I, S. 398 ff.; Rosner im Archiv, XXXV, 1876, S. 403 f.; 
Rösch, Einfluss, S. 5lf., der für mehr als vier, überhaupt für eine 
grössere Zahl eintritt und im übrigen feststellt, dass nach der Wahlpraxis 
eine ziemlich grosse Zahl, nicht selten acht, zehn und darüber, die 
Regel bildet. 

Im schweizerischen Bistum St. Gallen ist dem Domkapitel durch 
das Anhang 44, 53 erwähnte staatlich genehmigte Regulativ die Einreichung 
einer Liste von sechs Kandidaten zur Pflicht gemacht; vgl. Gareis und 
Zorn, Ill, S. 195£.; Fehr, S. 210, 219. Auch in Basel weist die Liste 
des Domsenats regelmässig sechs Namen auf; Fleiner, S. 140, 144, 
145, 147, 149, 151, 155, 161, 194. 

*) Vgl. dazu Mejer, Veto, S. 31, 34; Schulte, 8.75£.; Fried- 
berg, Bischofswahlen, I, S. 73f., 81, 86, 395, II, S. 58, 67, 82; Rosner 
im Archiv, XXX, 1873, 8. 452. 

5) Aehnlich bereits Herrmann, S. 80 Ann. 1. 
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geht, dass überhaupt keine minder genehmen Personen auf die 
Bischofsstühle kommen !), und wenn die Kapitel verpflichtet 
sind, schon bei der Aufstellung der Kandidatenliste alle Minder- 
genehmen nach bestem Wissen und Gewissen fernzuhalten, 
dann kann das Streichungsrecht, wie das ja auch der Wort- 
laut der betreffenden Erlasse besagt, nur dazu da sein, den 
einen oder den anderen ?) Mindergenehmen zu beseitigen, der 
trotz allem durch ein Nichtwissen des Kapitels, das weder 
verschuldet noch fahrlässig ist’), auf die Liste gelangte. 
Wird aber der Regierung eine Liste vorgelegt, bei der sie 
mit der Streichung des Einen oder des Anderen nicht auskommt, 


!) Und diesen Zweck erkennen selbst Hirschel, S.137 undRosner 
im Archiv, XXXV, 1876, S. 94 unumwunden an. 

?) So geben das: Si forte aliquis richtig wieder v. Ketteler, S. 9; 
v. Waenker, 8.18; Rösch, Einfluss, S. 5l; nur unterlassen sie es, dar- 
aus die mit zwingender Notwendigkeit sich ergebenden Schlüsse für die 
Gestaltung und Behandlung der Liste durch Kapitel und Regierung zu 
ziehen. 

Dagegen wurden die oberrheinischen Bischöfe weder dem Wortlaut 
noch dem Sinne der Bulle gerecht, wenn sie in ihrer Denkschrift vom 
Jahre 1851, 8. 11 (bei Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 307), das Recht 
des Landesherrn darauf beschränken wollten, 

„denjenigen bezeichnen zu lassen, welcher etwa dem Landes- 
herrn der minder angenehmere sein sollte.“ 
Diese Beschränkung der Ausschliessung auf Einen haben denn auch die 
Regierungen dem Episkopat in ihrer Erwiderung als mit der unzweideutigen 
Bestimmung der Bulle im Widerspruch stehend mit Recht gerügt (Fried- 
berg a.a.O., I, S. 310£.). 

®) So auch Rosner im Archiv, XXXV, 1876, S. 94. Wenn dieser 
unmittelbar vorher ausführt, das preussische Breve sei vom Papste nur 
in dem Sinne gegeben und habe auch von Niebuhr und der preussi- 
schen Regierung nur in dem Sinne verstanden werden können, „dass ein 
Capitel eine dem König ungenehme Person nicht zum Bischof wählen 
solle; zwischen nicht wählen sollen und nicht wählen können ist 
aber ein erheblicher Unterschied, das Sollen ist eine reine Rechtsfrage, 
das Können eine Machtfrage“, so ist darauf zu erwidern: Die Breven 
enthalten als Vollzugsbestimmungen dieÖrdnungsvorschrift 
des Nichtsollens, das durch die Bullen oder die Uebung ge- 
gebene Streichungsrecht aber sorgt für das Nichtkönnen. 


Nichteintreten auf die Liste. = L 


so braucht sie zu dem Notbehelf der Streichung 
gar nicht erst zu greifen, braucht sie gar nicht erst zu 
beginnen mit dem Streichen !), das ohnedies den Gestrichenen 
im Kapitel oder ausserhalb desselben, wenn er davon erfährt, 
nur zu leicht kränkt. 

Vielmehr kann sie die Liste ohne weiteres zurück- 
schicken?) mit dem Bemerken, es sei mit dem Streichen 
des Einen oder Anderen nicht auszukommen, die Liste 
entspreche also nicht dem geltenden Recht, insbesondere 
nicht dem Breve: Re sacra°) oder dem Erlass von 1900). 

Allerdings muss die Regierung sich hüten, das Kapitel 
zur Einreichung einer neuen Liste aufzufordern ?) oder gar ge- 


1) Siehe Anhang 54. 

2) Siehe Anhang 55. 

3) Siehe Anhang 56. 

4) Nur unter der Voraussetzung, dass die Liste ordnungsmässig her- 
gestellt ist und in Folge dessen höchstens den einen oder andern, vom 
Kapitel trotz aller Sorgfalt nicht als solchen ermittelten Mindergenehmen 
enthält, trifft zu, was Kardinalstaatssekretär Antonelli am 5. August 1865 
in seiner an den preussischen Gesandten gerichteten Note ausführt (bei 
Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 172): 

„Die geeignete Art und Weise, beide Anordnungen (die der Bulle: 

De salute und die des Breve: Quod de fidelium) freundlich mit 
einander zu vermitteln, wenn die Methode der Liste angenommen ist, 
und so zu einem befriedigenden Resultat zu gelangen, ist, dass die 
Regierung unter den von den Wahlcapiteln proponirten Candidaten 
sich auf die Ausübung einer gemässigten Ausschliessung beschränkt. 
Nun würde es aber innerhalb der Gränzen dieser Mässigung und 
unbeschadet der Freiheit der Wahlen nicht möglich sein, dass alle 
vom Capitel proponirte Candidaten mit einem Mal ausgeschlossen 
würden, und dass, mit Verkennung des eben diesem Capitel zu- 
stehenden Rechts der Initiative, den von diesem bezeichneten 
Candidaten andere substituirt würden, um über sie die Wahl 
erfolgen zu lassen.“ 

5) Darin und nur darin stimme ich Hirschel 8. 147 zu. Wenn 
dieser S. 145 meint, der Schluss, eine pflichtwidrig mit Mindergenehmen 
übersetzte Liste könne von der Regierung zurückgewiesen werden, wäre 
nur dann zulässig, wenn die Regierung durch kein anderes Mittel zu 
ihrem Rechte, eine annehmbare Liste zu erhalten, gelangen könnte, 
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nehme Persönlichkeiten selbst zu benennen. Das ginge über das 
rein negative, völkerrechtsartige Ausschliessungsverfahren hinaus, 
wie es zwischen unabhängigen Mächten allein statthaben kann !) 
und durch das vereinbarte Recht vorgeschrieben ist. Es würde 
einen positivus concursus, eine aktive Mitwirkung bedeuten, 
und es würde — wie z. B. in Freiburg nach dem Tode Erz- 
bischof Hermanns v. Vicari und in Mainz nach dem Tode des 
Bischofs v. Ketteler?) — unter Umständen dem Kapitel nicht 
unerwünschten Anlass zu Verwahrungen, Beschwerden und 
Wahlweiterungen geben. 

Die Regierung kann es dem Kapitel, das ihr eine Liste 
mit einer grösseren Zahl von Mindergenehmen eingesandt hat, 
ruhig überlassen, selbst darüber schlüssig zu werden, wie es 
den begangenen Fehler wieder gut machen will; abgesehen 
von einem Verzicht zu Gunsten der Kurie wird dem Kapitel 
ohnedies kaum ein anderer Ausweg als die Einreichung einer 
neuen Liste übrig bleiben?). 


und wenn eine derartige Folgerung aus der Beurteilung der vertrags- 
mässig festgesetzten Bestimmungen der (oberrheinischen) Bulle und des 
Breves sich mit Denknotwendigkeit ergeben würde, so hoffen wir, im bis- 
herigen beides zur Genüge dargetan zu haben. Auch der von uns in 
Anhang 40 vorgesehene , beim Papste eventuell einzulegende Protest 
gegen eine nicht ordnungsmässige Liste steht nicht entgegen. Denn er 
ist so wenig ein Abhilfsmittel, dass er vielmehr erst zu erheben wäre, 
wenn ein Kapitel trotz der Weigerung der Regierung, auf seine Liste 
einzutreten, und trotz längeren Zuwartens von seiten des Staates, sich 
nicht dazu aufraffte, seine Pflicht zu tun. Ueber die Einbehaltung des 
für den Bischof ausgesetzten staatlichen Gehalts, zu der bei Missachtung 
der staatlichen Ausschliessung ebenfalls gegriffen werden könnte, vgl. den 
im Archiv für katholisches Kirchenrecht LVI, 1886, S. 458 ff. mitgeteilten 
Rechtsstreit. 

!) Vgl. Anhang 36 und 52. 

?) Siehe darüber die oben S. 7 Anm. 1 angeführte Literatur und 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 342 ff., II, S. 205 ff. sowie den Auf- 
satz: Die Lage der katholischen Kirche im Grossherzogtum Hessen, 
Archiv für katholisches Kirchenrecht, LIV, 1885, 8. 237f.; Brück- 
Kissling, IV, 2, S. 293. 

3) Siehe Anhang 57. 
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Gegen das Gesagte lässt sich aber auch nicht einwenden, 
eine solche Rückgabe der Liste, zumal wenn sie sich etwa 
wiederholen sollte, laufe auf ein unbeschränktes Veto und da- 
mit wieder auf eine positive Mitwirkung, eine indirekte Be- 
nennung hinaus!). Bei unseren grossen Verhältnissen und bei 
der zunehmenden Geneigtheit, das Erfordernis der Diözesanzu- 
gehörigkeit und des Landesindigenats selbst da fallen zu lassen, 
wo sie formell Rechtens sind?), kann von der Gefahr eines 
unbegrenzten Vetos bei der Zurückweisung von einem oder 
mehreren halben Dutzenden von Kandidaten gar keine Rede 
sein?). Sogar nach dem Erlass von 1900 liegt aber nur ein 
unbegrenztes Ausschliessungsrecht ausserhalb des vereinbarten 
Rechtes. 

Man sieht, die Regierungen, insonderheit die preussische, 
haben keinen Anlass, den Erlass von 1900 sich nicht gefallen 
zu lassen. Das gilt auch von einem letzten Punkt, auf dem 
ich zum Schluss kurz hinzuweisen habe. 


') So z. B. (Maas), Archiv für katholisches Kirchenrecht, XX, 1868, 
S. 284; v. Ketteler, 8.24 fl., 36 £.; Hirschel, 8. 142f.; Rösch, Einfluss, 
S. 33, 78, 161f.; dagegen mit Recht schon Ebers in den Historisch- 
politischen Blättern, CXL, 1907, S. 254. 

?) Siehe Anhang 58. 

») Vgl. auch Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 375. 


Vierter Abschnitt. 
Der Wahlkommissar. 


In dem Schreiben Rampollas heisst es weiter): „Bezüg- 
lich der Teilnahme eines Regierungskommissars an 
den Bischofswahlen bestimmen die einschlägigen Er- 
lasse und Akten des Apostolischen Stuhles nichts 
und räumen sie deshalb auch der Regierung kein Recht 
ein, noch erkennen sie ein solchesan. Sollte eine der- 
artige Beteiligung der vollen Freiheit der Wahlen 
oder der Würde der Kirche irgendwie Abbruch tun, 
so können und sollen die Kapitel sie nicht zulassen. — 
Insbesondere kann der Apostolische Stuhl nicht ge- 
statten, dass die Domherren bei der Mitteilung des 
Wahlergebnisses an den Kommissar eine Bestätigung 
oder Genehmigung von seiten der Staatsgewalt auf 
irgend eine Weise nachsuchen oder einzuholen sich 
den Anschein geben.“ 

An diesen Sätzen ist zunächst richtig, dass die Abordnung 
eines Wahlkommissars nicht auf dem vereinbarten Recht be- 
ruht ?), sondern auf einseitigen und eigenmächtigen Bestimmungen 
der Regierungen °). 

Eine eigentliche Beteiligung an der Wahl, aber auch 
schon die blosse Anwesenheit des Kommissars in der Dom- 


!) Anhang 1, S. 96 Z. 24—33. 
2) Siehe Anhang 59. 
3) Vgl. Anhang 60. 
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kapelle, in der Domsakristei, im Kapitelssaal oder in dem 
sonstigen Wahllokal während des feierlichen Wahlaktes!) würde 
zweifellos wider das vereinbarte Recht verstossen?), gibt doch 
dieses die kanonische Wahl unter den auf der Liste stehen 
Gebliebenen völlig frei, nachdem die Regierungen im Vorver- 
fahren gehört worden sind. 

Demgemäss hat man auch in Hessen, allerdings erst 
bei der letzten, am 30. November 1903 in Mainz vorgenom- 
menen Wahl?) und wohl mit unter dem Einfluss des Ram- 


') In Limburg war der Kommissar in der ersten Zeit sogar bei der 
Aufstellung der Wahlliste zugegen. In Fulda wohnte er wenigstens dem 
Wahlakte bei, doch so, dass die eigentliche Stimmabgabe hinter einer in 
dem Kapitelssaale aufgestellten spanischen Wand, mithin nicht unter 
seinen Augen stattfand. Vgl. v. Sybel, 8. 61f., 64. Die Limburger 
Wahl von 1840 gah aber gerade mit Rücksicht auf die Teilnahme des 
Kommissars der Kurie Anlass zur Beanstandung; vgl. v. Sybel, 8. 62; 
Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 196 mit I, S. 303 und oben S8. 6 
Anm. 2. Ebenso eine Fuldaer Wahl von 1848, doch wurde sie dessen- 
ungeachtet bestätigt; Friedberg a.a.O., I, S. 295. 

Bezüglich Limburgs ist übrigens noch besonders hervorzuheben, 
dass durch Staatsvertrag vom 8. Oktober 1818 Nassau die freie Stadt 
Frankfurt nicht bloss an der Exklusive beteiligte (vgl. Anhang 44), 
sondern ihr auch die Befugnis zugestand, zum Wahlakte Kommissare ab- 
zuordnen; vgl. Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 419; Höhler, An- 
hang S. XXXVI ff. mit II, S. 36 Anm. 1, S. 49 ff. und über die Praxis, II, 
S. 138, 170, 172. Die Einverleibung von Nassau und Frankfurt in 
Preussen machte, ganz abgesehen davon, dass die Einrichtung des Wahl- 
kommissariats, wie sich noch zeigen wird, für Limburg überhaupt nicht 
aufrechterhalten wurde, selbstverständlich jeder Beteiligung Frankfurts 
ein Ende; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 424 f. Vgl. aber An- 
hang 23. 

°) Herrmann sagt 8. 77 treffend: „Der Zutritt des Commissärs 
zu der Wahlhandlung selbst, der Vorbehalt des Placet zur Publication 
des Wahlergebnisses, die Bestätigung des Gewählten u. dgl. würde als 
eine eigenmächtige Erweiterung der Gränzen zu betrachten sein, inner- 
halb welcher seinen Einfluss auszuüben der Staat sich der Kirche gegen- 
über verbindlich gemacht hat.“ 

®) Ueber die früheren vgl. die Anhang 60 angeführte Literatur . 
besonders v. Sybel, 8. 62f. 
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pollaschen Erlasses, auf die Anwesenheit des Regierungskom- 
missars im Wahlraum verzichtet!), die noch 1899 bei der 
Wahl Brücks mit dessen eigener Zustimmung stattgefunden 
hatte?). Es wurde damals von diesem Verzicht ziemlich viel 
Aufhebens gemacht. 

Und doch hatte z. B. in dem benachbarten Baden bereits 
seit 1836 kein Wahlkommissar der Wahl mehr angewohnt?). 
Den Anstoss zur Aufgabe dieses angeblichen Rechtes hatte 
dort folgender Vorgang gegeben, der den Wert oder Unwert 
der Anwesenheit eines Regierungskommissars ins hellste Licht 
stellt und darum hier mitgeteilt werden mag). 

Der erste Freiburger Erzbischof Bernard Boll hatte das 
Zeitliche gesegnet. Am 4. Mai 1836 sollte die Wahl seines 
Nachfolgers stattfinden. Zum Wahlkommissar war der da- 
malige Direktor der katholischen Kirchensektion im grossherzog- 
lichen Ministerium des Innern, Geheimerat Beeck, ernannt 
worden. Dieser bearbeitete am 1. Mai den damaligen Dom- 
dekan, Weihbischof und Erzbistumsverweser Hermann v. Vicari, 
den man nicht gewählt haben, aber auch — auf die Gründe 
kommt es hier nicht an?) — nicht für minder genehm erklären 


!) Vgl. das auf Grund eines Uebereinkommens mit der grossherzog- 
lich hessischen Regierung aufgestellte und im Archiv für katholisches 
Kirchenrecht, LXXXIV, 1904, S. 142ff. abgedruckte Programm der Wahl 
und dazu auch Reidel, S. 89 Anm. 

?) Vgl. Reidel am eben angeführten Orte. 

®) Siehe Anhang 61. 

*) Vgl. über ihn (Mone,) Katholische Zustände, I, S. 69; Nebe- 
nius, S. 105£., auf dessen Kritik sich nach Höhler, II, S. 169 schon 
Ende 1841 das Limburger Domkapitel beruft; Brück, Oberrheinische 
Kirchenprovinz, S. 160; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 285 ff.; 
Rosner im Archiv, XXXI, 1874, S. 91£f., XXXIV, 1875, S. 112; 
Maas, Geschichte, S. 85fl.; Rösch, Einfluss, S. 151; Lauer, S. 161. 

’) Vgl. über sie Nebenius, 8.106; (Mone,) Katholische Zustände, 
II, S. 91 mit 220, ferner die Schrift eines Ungenannten: Dr. E. Fried- 
bergs sogenannte Abfertigung des Bischofs von Mainz, Freiherrn v. Ket- 
teler, im Lichte der Tatsachen, Freiburg i. Br. 1873, S. 6 Anm. 3; v. Sybel, 
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wollte, und vermochte ihn nach langem Drängen dazu, dass 
er zum voraus schriftlich auf eine etwa aufihn fallende Wahl 
verzichtete. Am Wahltag selber trat der Regierungskommissar 
nach dem Heiliggeistamte mit dem Domkapitel in die Sakristei 
ein und machte die Eröffnung, dass kein auf der Liste Stehender 
minder genehm sei. Einstimmig wurde darauf Domdekan v. Vicarı 
gewählt; er lehnte ab. Das wiederholte sich noch zweimal. 
Beim vierten Male nahm er an. Da zog der Regierungskom- 
missar Vicaris Verzichtschreiben aus der Tasche. Natürlich 
blieb Vicari jetzt nichts anderes übrig, als wiederum zu ver- 
zichten. Nicht minder als er war aber durch den Vorgang 
die Regierung blossgestellt, die nicht den Mut gefunden hatte, 
von dem ihr zustehenden klaren Rechte Gebrauch zu machen, 
sondern, was dieses ihr zubilligte, auf unwürdigem Umweg zu 
erreichen gesucht hatte !). 

Den weiteren Verlauf brauchen wir nicht zu verfolgen; 
genug, dass bei der Wahl des zweiten Freiburger Erzbischofs, 
Ignaz Demeter, die am 11. Mai 1836 stattfand, der landesherr- 
liche Kommissar zum letzten Male anwesend war?). Bei der 


S. 54, 73; Friedberg, Bischofswahlen, I, 8. 285 mit Anm, 2, 237; 
Rosner im Archiv, XXXIV, 1875, S. 107 ff., 109 Anm. 1; Maas, Ge- 
schichte, 8. 88£. 

1) Vgl. das Urteil von Nebenius oben S. 63 Anm. 1. 

®) Im Jahre 1845 gab Erzbischof Hermann v. Vicari auf eine An- 
frage des Rottenburger Kapitels, ob der landesherrliche Kommissar dem 
Wahlakte beizuwohnen habe, folgende Auskunft (Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, S. 289 £.): 

„In dem Wahlconclave meines Vorfahrers war der landesherrliche 
Commissar Beck von uns freiwillig mitgenommen gegen- 
wärtig, weiler sich aber Grobheiten zu äussern erlaubte, so haben 
wir Beschwerde geführt, und da kam von den Staatsmännern 
selbst die missbilligende Aeusserung, warum wir ihn in’s Conclave 
mitgenommen hätten.“ 

Bei seiner eigenen Wahl sei kein Kommissar gegenwärtig gewesen. Tat- 
sache ist, dass die badische Regierung wegen der Anwesenheit des Wahl- 
kommissars auch bei der Wahl Demeters in Rom sich entschuldigte, für 
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Wahl des Jahres 1842, aus der Hermann v. Vicari hervor- 
ging, verblieb der damalige Regierungskommissar Geheimerat 
Siegel!) während der Wahl, die wiederum in der Domsakristei 
stattfand, im Chor, enthielt sich jeder Einflussnahme auf die 
Wahl und beschränkte sich darauf, als Erster zu Handen der 
Regierung die Mitteilung des Wahlergebnisses entgegen zu 
nehmen. Dabei ist es seither geblieben. Die Regierung hatte 
eben eingesehen, dass die Anwesenheit und Einmischung 
des Kommissars wider das vereinbarte Recht verstosse, und 
dass der Nutzen der Einrichtung in keinem Verhältnis zu den 
Verlegenheiten stehe, die möglicherweise daraus entspringen. 


die Zukunft eine Abänderung des diesmal beliebten Verfahrens zusagte 
und deswegen unterm 1. August 1836 vom Kardinalstaatssekretär Lam- 
bruschini die Genugtuung des Papstes ausgesprochen erhielt. Vgl. 
Nebenius, S. 108; v. Sybel, 8. 61, 65; Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, S. 288f.; Rosner im Archiv, XXXIV, 1875, 8. 113. 

Darüber, dass die Anhang 45 wiedergegebene Bestimmung des 
württembergischen Gesetzes von 1862 zwar die Anwesenheit eines 
Wahlkommissars beim Wahlakt und ein Eingreifen desselben ausschliesst, 
nicht aber die Entsendung eines Kommissars mit den jetzt in Baden 
und Hessen üblichen Vollmachten siehe Hauber in der Zeitschrift für 
Kirchenrecht, II, 1862, S. 382; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 422£,; 
Golther, 8. 299 £. 

!) (Mone,) Katholische Zustände, II, S. 77; Maas, Geschichte, 
S. 133. Aus seinem Bericht macht v. Sybel, 8. 55, 73 die merkwürdige 
Angabe, die Regierung sei zwar der Ansicht gewesen, das Kapitel habe 
ohne Zweifel eine Menge Namen auf die Liste gesetzt, bloss um die Zahl 
auszufüllen, andere, weil man sie ohne persönliche Kränkung nicht wohl 
davon ausschliessen konnte — es standen sämtliche sieben Domkapitu- 
lare, Professor Staudenmaier und die Pfarrer Eschbach und Herz dar- 
auf —; man habe aber doch keinen gestrichen, da die Regierung sich 
nicht damit befassen könne, dergleichen Kandidaten, die nur als Figu- 
ranten dienten, von der Liste zu streichen; man würde dadurch nur 
Leuten eine Wichtigkeit beilegen, die sie nicht verdienten; es heisse doch 
allgemein, dass alle Stimmen ‘auf Vicari fallen werden. Auch damals 
scheint also die badische Regierung von dem Wesen und der Bedeutung 
des Ausschliessungsrechtes keine ganz richtige Vorstellung gehabt zu 
haben. 


Der preussische Wahlkommissar. rg 


Auch in Preussen ist es üblich, dass der König auf 
Vorschlag des Kultusministers für die einzelne Wahl einen 
Kommissar ernennt!); gewöhnlich wird der Oberpräsident oder 
ein Regierungspräsident, zunächst durch ein ministerielles Noti- 
fikatorium und sodann durch ein vom Könige vollzogenes 
Beglaubigungs- und Ermächtigungsschreiben, mit dieser Auf- 
gabe betraut. Der Wahlkommissar nimmt die Liste oder die 
sonstigen Anfragen in Betreff der Genehmheit entgegen; durch 
ihn lässt auch der Kultusminister auf Grund der inzwischen 
eingeholten königlichen Entscheidung dem Kapitel die ent- 
sprechende Auskunft zugehen. Auch zum Wahltermin erscheint 
der Kommissar, freilich ohne bei der feierlichen Wahl im 
Wahlraum anwesend zu sein?). 


') Vgl. Schulte, 8. 62; v. Sybel, 8.35fi.; Friedberg, Bischofs- 

wahlen, I, S. 213 ff., 216£., 220 ff., 224 f., 226, 228 f., 239, 242, 253, 261, 
379£., 391£., II, S.170£.; Rosner im Archiv, XXX, 1873, S. 448 £.; 
XXXII, 1875, S. 274 ff.; Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 131, S. 686 f.; 
Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht ®, $ 181, S. 633 Anm. 29, $ 184, 
S. 658 Anm. 12; Rösch, Einfluss, S. 73ff.; Ebers in den Historisch- 
politischen Blättern, CXL, 1907, S. 25lf. Ueber die Uebertragung des 
preussischen Rechts auf Hannover siehe Anhang 60 und dazu Giobbio, 
11.532109, p. 217. 

?) In der oben $. 48 mit Anm. 2 geschilderten Uebergangsperiode 
unter Friedrich Wilhelm III. ging die Einmischung des Kommissars, an- 
knüpfend an die Uebung, der wir in Anhang 30 vor der Bulle in den 
östlichen Provinzen begegnet sind, allerdings vielfach weiter und steigerte 
sie sich bis zur Designation eines bestimmten Kandidaten und zur Verpflich- 
tung der Wähler auf sie. Doch wurde man schon unter dem genannten 
König zurückhaltender und tritt in diesem Punkte bereits unter seiner 
Regierung das Bestreben hervor, sich dem vereinbarten Recht einiger- 
massen anzupassen. Vgl. einerseits die in Anhang 60 erwähnte Instruktion 
Altensteins von 1825 und anderseits diejenige für den Kölner Wahl- 
kommissar vom 20. September 1835 (bei Friedberg, I, $. 224f. mit 
228 f.), worin es heisst, der Wahlkommissar habe an dem kanonischen 
Wahlakt selbst nicht teilzunehmen oder auch nur während der Ab- 
stimmung im Wahlzimmer anwesend zu sein. Vgl. v. Sybel, 8. 66, 
der mit ganz unstichhaltigen Gründen dafür eintritt, dass der preussische 
Kommissar bei der Wahl wieder anwesend sei. 
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All dies wird natürlich von kirchlicher Seite nicht nur 
nicht beanstandet!), sondern im Gegenteil gerne gesehen. Ist 
doch die Anwesenheit eines hohen Beamten mit einem beson- 
deren königlichen Wahlkommissorium geeignet, die Bedeutung 
des Vorgangs den weitesten Kreisen kund zu tun. 

Auf der anderen Seite hat auch der Staat ein Interesse 
daran, es dem katholischen Volk zum Bewusstsein zu bringen, 
dass er bei der Besetzung der bischöflichen Stühle ein ge- 
wichtiges Wort mitspricht ?). 

Nun gibt der preussische Kommissar?) allerdings nach 


!) Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 380; Rosner im Archiv, 
XXXV, 1876, S.114f.; Rösch, Einfluss, S. 73£.; Ebers in den Historisch- 
politischen Blättern, CXL, 1907, S. 251. 

?) So hoch wie Friedberg, Bischofswahlen, I, 8. 423, vermag 
ich die Bedeutung des Wahlkommissars allerdings nicht einzuschätzen. 
Niemand wird behaupten wollen, dass die Rechte des preussischen 
Staates in Fulda und Limburg ohne Wahlkommissar weniger gesichert 
seien als in den übrigen alt- und neupreussischen Bistümern mit ihm. 
Uebrigens wird auch in Hessen und Nassau die Wahlliste durch den 
Oberpräsidenten an den Hof und von ihm zurück befördert, und es pflegt 
der Oberpräsident an der Konsekrationsfeier als Vertreter der Regierung 
teilzunehmen. 

®) Nach v. Sybel, S. 23, früher stets auf Ersuchen des Kapitels. 
Eine mir vorliegende, vom Dompropst erlassene, unter anderm im Rheini- 
schen Merkur vom 19. Oktober 1899, XXII, Nr. 241 veröffentlichte Ord- 
nung für die Kölner Erzbischofswahl von 1899 (Simar) bestimmte (unter 
Nr. 10): 

„Ist die Wahl vollzogen, so begeben sich zwei Domkapitulare in 
Begleitung des erzbischöflichen Justitiars, des Syndikus des Dom- 
kapitels, des apostolischen Notars und der beiden Wahlzeugen zu 
dem Kgl. Wahlbevollmächtigten (der in der Dompropstei das Er- 
gebnis der Wahl abwartet), den Ausgang der Wahl zu melden und 
die Erlaubniß zur Promulgation zu veranlassen. Der 
hohe Bevollmächtigte kommt mit seiner Begleitung wieder zum 
hohen Dome ... und wird... bis zum Kapitelsaale begleitet. 
Hier erklärt derselbe dem Befunde nach die Königliche 
Genehmigung.“ 

Vgl. auch Giobbio, II, $ 170, 6, p. 222, n. 1. 
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Entgegennahme des Wahlergebnisses herkömmlicher Weise auch 
eine Erklärung über die Beanstandung oder Nichtbeanstandung 
der Wahl ab, er erteilt oder verweigert also gewissermassen 
die Bestätigung‘). Das ist ganz zweifellos eine auf ein- 
seitiger staatlicher Festsetzung beruhende Handlung, eine Art 
landesherrlichen Plazets für die Wahlverkündigung ?). 

Ob die Verweigerung der Bestätigung heutzutage die Ver- 
kündigung des Wahlergebnisses tatsächlich noch zu verhindern 
vermöchte, erscheint zweifelhaft ?). 

Sicher ist dagegen, dass sie sich als ein Verwaltungsakt 
mit rein staatlicher Wirkung darstellen und materiell Unrecht 
sein würde. Denn nach dem vereinbarten Bischofswahlrecht, 
das der Staat auch für sich als verbindlich anerkannt hat, be- 


1) Was Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 380 für absolut not- 
wendig erklärt, weil nur so die Regierung verhindern könne, dass ihre 
Vetorechte illusorisch gemacht würden. Vgl. Rosner im Archiv, XXXV, 
1876, S. 113; Rösch, Einfluss, S. 76 ff. 

Darüber, dass einst auch in der oberrheinischen Kirchenprovinz 
eine solche Bestätigungserklärung üblich war, vom Episkopat und der 
Kurie aber bekämpft wurde und jetzt unterbleibt, siehe Anhang 45. 

Auch in diesem Punkt hat uns die Erfahrung aufgeklärt. Die 
Staaten ohne Bestätigung fahren durchaus nicht schlechter als diejenigen, 
die aus der Zeit des Staatskirchentums dies veraltete Rüstzeug noch 
beibehalten haben. 

?) Vgl. dazu das in Anhang 53 über St. Gallen und sein Plaze- 
tierungsrecht Beigebrachte sowie Herrmann an der oben $. 75 Anm. 2 
mitgeteilten Stelle. 

®) Die Versagung der Bestätigung allein würde die Wahl weder 
kirchenrechtlich noch vom Standpunkt der Vereinbarung aus nichtig machen. 
Vgl. auch Rösch, Einfluss, S. 75 Anm. 1 gegen Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, 8. 381f. Wird dagegen die Bestätigung versagt und die Publi- 
kation verhindert, weil das Kapitel einen vom König als minder genehm 
Ausgeschlossenen gewählt hat, so ist das Verfahren der Regierung mate- 
riell durchaus berechtigt und die Wahl staatlich-kirchlich nichtig; vgl. 
oben 8. 56 Anm. 1 und Anhang 40. Nur ergibt sich die Nichtigkeit 
selbst in diesem Falle nicht aus der Versagung der königlichen Bestätigung, 
sondern aus der vereinbarungswidrigen Nichtbeachtung der Ausschliessung 
und aus der Nichtvornahme der Streichung. 
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schränkt sich die Mitwirkung der Regierung streng auf das 
Ausschlussverfahren vor der feierlichen Wahl!). Hand- 
habt sie dieses richtig, so ist es ausgeschlossen, dass eine 
minder genehme Persönlichkeit in die feierliche Wahl kommt ?). 
Darum kann und soll sie dieser und dem weiteren Verfahren 
dann auch den durch die Vereinbarungen gewährleisteten freien 
Lauf lassen. 

In der Tat haben hervorragende, nicht katholische und 
entschieden auf staatlichem Boden stehende Schriftsteller wie 
Herrmann?) schon längst die Unzulässigkeit der Bestätigung 
vertreten; sie ist eben nichts weiter als eine aus dem preussischen 
Allgemeinen Landrecht*) und seinem Staatskirchentum sowie 
aus der Praxis des 18. Jahrhunderts) herübergenommene und 
zu dem geltenden Recht nicht mehr passende Einrichtung. 


!) Soauch Rösch, Einfluss, S. 77, 138; Ebers in den Historisch- 
politischen Blättern, CXL, 1907, S. 251. Wenn Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, S. 382 dagegen das in Anhang 37 Mitgeteilte einwendet, so 
erkennt der Leser unschwer, dass dabei aus der Ausschliessung von 
Mindergenehmen vor der Wahl, von der das Breve allein weiss, in ganz 
unzulässiger Weise eine Genehmigung gemacht wird, die (vor und) 
nach der Wahl zu erteilen wäre. 

?) Abgesehen natürlich von dem als grobe Pflichtwidrigkeit und 
offensichtliche Verletzung des vereinbarten Rechtes sich darstellenden, 
schon wiederholt erwähnten Fall der Nichtstreichung eines Ausgeschlos- 
senen durch das Kapitel, worüber dem in Anhang 38, 40, 54 und 8. 81 
Anm. 3 Gesagten nichts weiter hinzuzufügen ist. 

5) 8. 77 (oben 8. 75 Anm. 2), 105. Darüber, dass die Verfassungen 
der Entsendung eines Kommissars nicht im Wege stehen, vgl. v. Sybel, 
S. 35; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 390 ff., 422; Rosner im 
Archiv, XXXV, 1876, S. 117£., 410, 421; Hinschius, Kirchenrecht, 
II, $ 131, S. 687 Anm. 12 und dort Angeführte. 

4) Siehe Anhang 60. 

5) Vgl. darüber das in Anhang 30 Beigebrachte und ausserdem 
etwa in dem daselbst genannten Werke von Lehmann und Granier, 
Preussen und die katholische Kirche, II, Nr. 568, III, Nr. 80, 81, VI, 
Nr. 139 erste Beilage, VII, Nr. 186, 201, 236, 257, VIII, Nr. 193, IX, 
Nr. 782, 787, 813 sowie die Angaben der in dem zitierten Anhang an- 
geführten Spezialliteratur nebst Eichhorn, Geschichte der ermländischen 
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Was aber das Verhältnis zu dem Erlass Rampollas von 
1900 anlangt, so ist zu beachten, dass dieser vorsichtig den 
Domherren bloss verbietet, bei der Mitteilung des Wahlergeb- 
nisses die Bestätigung von sich aus nachzusuchen?). Wird 
sie ohne ihre Mitwirkung erklärt, so können sie sie mit dem 
Bewusstsein, dass es sich dabei doch nur um einen materiell- 
rechtlich bedeutungslosen Akt handelt, ruhig über sich ergehen 
lassen. Falls es also nicht schon vorher zur Aufgabe dieser 
nutzlosen Einrichtung kommt, wird sie erst dann zu Verlegen- 


Bischofswahlen, Ermländische Zeitschrift, IV, 1869, S. 579. Wenn schon 
all dies im wesentlichen die östlichen Bistümer und ehemals polnische 
und österreichische Gebiete betrifft, so dürfte doch auch für das übrige 
Deutschland die von Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 122, S. 575 auf- 
gestellte und von Rösch, Einfluss, S. 12, 14 wiederholte Behauptung, 
das Recht des Kaisers (bezw. Landesherrn), den Wahlen der Bischöfe 
in Person oder durch Kommissarien beizuwohnen, habe in den letzten 
Jahrhunderten des Reichs seine praktische Bedeutung eingebüsst, in 
dieser Allgemeinheit wenigstens nicht aufrecht zu erhalten sein. Vgl. 
Johann Jacob Mosers Teutsches Staatsrecht, III, Franckfurt 1740, 
Buch II, Kapitel 30, $$ 1, 8, 10—12, S. 298 fi.; Dissertatio iuris publici 
ecclesiastici Germanici de fundamento et indole iuris exelusivae maxime 
eius, quo Caesar Augustus hodie uti potest, quando Capitula Ger- 
manica in eligendo praesule sunt occupata Praeside Guilelmo Wipper- 
mann... 7. Augusti 1767 disquisitioni subiieit auctor Georg Phil. 
Habicht... Buckeburgü (siehe dazuJohann Heinrich Christian 
v. Selchow, Juristische Bibliothek, III, Göttingen 1769, S. 585 ff.); 
v. Sartori,I, 2, 8 338, 431, S. 87, 225 f., IL, 1, Abschnitt I, $ 695, S. 481; 
Staudenmaier, 8. 402f. 

Ueber das zur Zeit in Oesterreich für die beiden allein mit Wahl- 
privilegien ausgestatteten Erzbistümer Salzburg und Olmütz geltende 
Recht siehe Friedberg, Bischofswahlen, I, 8.437 ff.; Hinschius, 
Kirchenrecht, II, $ 131, S.688; Vering, Kirchenrecht, $ 138, S. 563, 567 
Anm. 21; Kar! Gross, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts, 5. Aufl., 
besorgt von Paul August Leder, Wien 1907, $ 57, 8. 142; Johann 
Baptist Haring, Grundzüge des katholischen Kirchenrechtes, II, 
Graz 1908, $ 177, S. 604 und das Gesetz vom 7. Mai 1874, $ 3 bei 
Schneider, 8. 528. 

!) Vgl. oben 8. 74. 
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heiten und möglicher Weise zu einem Zusammenstoss führen, 
wenn die Bestätigung einmal versagt werden sollte. 

Vielleicht hat aber auch da der Erlass von 1900 schon 
vorgebaut: Dadurch, dass er gleich hinterher den kirchlichen 
Organen untersagt, dem Volk die Wahl als vollzogen und 
fertig zu verkünden, macht er — in formell und materiell 
unanfechtbarer Weise — das staatliche Verkündigungsplazet 
vollends gegenstandslos !). 


!) Bezüglich des dem Papste und dem Landesherrn zu leistenden 
Eides und der landesherrlichen Anerkennungsurkunde, die nach der Ver- 
eidigung ausgehändigt wird, vgl. statt Anderer Longner, Beiträge, 
S. 585, 604; v.Sybel, S. 36, 52£.; Friedberg, Bischofswahlen, I, 
S. 68, 76, 79, 81, 93, 95, 110f., 128, 204, 288, 322, 339, 384 f., 405, 419, 
421f., 439f. mit II, S. 30, 35, 39, 55, 62 ff., 71ff., 75, 79, 225 ff., 232£,, 
235f.; Rosner im Archiv, XXX, 1873, S. 444, Anm. 1, 449; Archiv 
für katholisches Kirchenrecht, XXXI, 1874, S. 345 ff.; Hinschius, 
Kirchenrecht, II, $131, S. 687; III, $ 154, S. 194 fi., $ 156, S. 205 
mit Anm. 4, S. 211; Vering, Kirchenrecht, $$ 39, 61, VI, 159, S. 183, 
343 ff., 569; Sägmüller, Kirchenrecht?, $ 62, S. 254, 255 mit Anm. 3. 


Schluss. 


Der Erlass von 1900 und die Kirchenrechts- 
entwickelung der Gegenwart. 


Im vorstehenden haben wir das geltende deutsche Bischofs- 
wahlrecht kennen gelernt, wie es sich im Lichte des unter 
Leo XIII. ergangenen kirchlichen Zusatzerlasses darstellt '). 
Dabei sahen wir, dass der Staat und seine Interessen darin 
von vornherein eine angemessene Berücksichtigung gefunden 
haben, und dass innerhalb dieses Rahmens die Kurie im 
Laufe eines Jahrhunderts mehr und mehr zu einer dem Staate 
entgegenkommenden Auslegung und Handhabung gelangte. 

Gewiss, der Erlass von 1900 entstammt bereits einer Zeit, 
in der über Frankreich und die französische Kirche drohende 
Gewitterwolken heraufzogen; das mag ihn mit erklären ?). 

Allein die allmähliche Preisgabe der kirchenrechtlichen 
Mittel, mit denen von der Kirche ehedem die Welt regiert 


!) Bezüglich der unter der Herrschaft des vereinbarten Rechtes noch 
nicht praktisch gewordenen Wahl eines Coadiutor cum iure succedendi 
vgl. v. Sybel, 8. 77; Friedberg, Bischofswahlen, I, 8. 392, 425; 
Rosnerim Archiv, XXXI, 1874, S.111l, XXXV, 1876, S.118; Rösch, 
Einfluss, S. 52f. und Preussisches Allgemeines Landrecht, II, 11, $ 1053 
bei Paul Hinschius, Das preussische Kirchenrecht im Gebiete des 
allgemeinen Landrechts, Abdruck aus der 8. Aufl. von Kochs Kom- 
mentar, Berlin 1884, S. 509. 

2) Derselben kirchenpolitischen Lage verdanken wir bekanntlich 
auch die zuvor vergeblich angestrebte Errichtung einer katholisch-theolo- 
gischen Fakultät an der Kaiser-Wilhelms-Universität zu Strassburg i. E.; 
vgl. das Uebereinkommen zwischen dem Reich und dem heiligen Stuhl 
hierüber vom 5. Dezember 1902 im Archiv für katholisches Kirchenrecht, 
LXXXIII, 1903, 8.116 fi.; Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht, XIII, 
1903, S. 151 fi. 
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oder zu regieren versucht wurde, das ist überhaupt das Zeichen, 
unter dem die neueste Kirchenrechtsentwickelung steht !). 
Der unfreiwillige Verlust des französischen und des 
deutschen Kirchengutes durch die grosse Revolution und die 
grosse Säkularisation und seither der Untergang des Kirchen- 
staates haben den äusseren Anstoss zu diesem Rückzug ge- 
geben; das Verhalten des römischen Stuhls gegenüber dem 
französischen Trennungsgesetz ?), die Inangriffnahme einer Neu- 
aufzeichnung des kirchlichen Rechtes oder doch einzelner wich- 
tiger Teile desselben durch Pius X., insbesondere auch die von 
diesem Papste bewerkstelligte Neuregelung der Papstwahl’°) 


!) Vgl. dazu Stutz, Kirchenrecht, $43, a. a. O., II, 8.880 f.; Der- 
selbe, Die kirchliche Rechtsgeschichte, S. 30, und unten Anhang 27. 
Die dort als für die neueste Periode der Kirchenrechtsentwicklung charak- 
teristisch erfundene Enttemporalisierung oder Spiritualisierung erkennen 
jetzt auch Rothenbücher a.a.O. 8.186, 470 und Hilling, Die 
Reformen des Papstes Pius X, S. 11 an. 

?) Es ist hier nicht der Ort, darzulegen, wie das fast durchweg miss- 
verstandene Verhalten des römischen Stuhls gegenüber Frankreich, sowohl 
die Nachgiebigkeit, die Leo XIII. und Pius X. gezeigt haben, als auch 
der Widerstand, den letzterer gegen das Trennungsgesetz und seine Durch- 
führung geleistet hat und leistet, nicht lediglich politischen Erwägungen 
und Notwendigkeiten entsprungen sind, sondern vor allem auch der im 
Texte angedeuteten, im Katholizismus der Gegenwart überhaupt wahr- 
nehmbaren und von Rom aus bewusst geförderten Entwicklungstendenz: 
Aufgabe veralteter und verlorener Aussenposten, Verzicht auf überlebte 
mittelalterliche und nachmittelalterliche Herrschaftssysteme und unmittel- 
bare Herrschaftsansprüche gegenüber dem Staat wie gegenüber der son- 
stigen Aussenwelt; dafür innere Konzentration in Glauben (Bekämpfung 
des „Modernismus“), in Kult (z. B. durch Reform des Kirchengesangs 
im strengen, gregorianischen Sinne) und Recht (Neukodifikation mit rück- 
haltloser Indienststellung des Rechtes für religiös-kirchliche Zwecke) sowie 
möglichste Fernhaltung ausserkirchlicher Einflüsse im Interesse grösserer 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit der Kirche in der Erfüllung ihrer eigen- 
sten Aufgaben, das ist die Losung des neuen kirchlichen Kurses. Vgl. auch 
Anhang 27 und Hilling, Die Reformen des Papstes Pius X, S. 8, 11, 15. 

3) Die soeben in den Acta Pii X. Pontificis Maximi, vol. III, Romae 
1908, p. 239 ss. bekanntgegebene Konstitution: Vacante Sede Apostolica 
vom 25. Dezember 1904 setzt alle älteren Bestimmungen ausser Kraft mit 
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und Umgestaltung der Verfassung der römischen Kurie!), 
das alles deutet darauf hin, dass man in Rom auf diesem 
Wege fortzuschreiten gewillt ist. 


alleiniger Ausnahme von Leos XIII. Konstitution: Praedecessores Nostri 
vom 24. Mai 1882 (samt Regolamento) über eine unter ausserordent- 
lichen Verhältnissen und in vereinfachter Form vorzunehmende Wahl 
(l. c. p. 293 ss.) und mit Ausnahme von Pius X. eigener, in Anhang 62 
zu erörternder Konstitution: Commissum Nobis vom 20. Januar 1904 
gegen die Exklusive. Uebrigens schliesst sich die Konstitution: Vacante 
Sede eng an den Wortlaut der älteren Papstwahlgesetze an und nimmt 
deren wesentlichen Inhalt in sich auf. Neu ist ausser einer tatkräftigeren 
Abwehr der Exklusive namentlich die Ersetzung der Zusatzwahl (Access) 
durch eine jeweilen unmittelbar hinter der Hauptwahl Vor- und Nach- 
mittags vorzunehmende Nachwahl. Ohne die formellen Schwierigkeiten 
des Accesses aufzuweisen, gewährt die Nachwahl dessen Vorteile (keine 
Neuvereidigung der Wähler, keine Neubestellung des Wahlbureaus, der 
Scrutatores, Infirmarii et Recognitores), vor allem aber die Möglichkeit, 
unmittelbar unter dem Eindruck der Hauptwahl ohne Zwischenverhand- 
lung zu einem Ergebnis, einer Zweidrittelmehrheit, zu kommen, sei es zu 
Gunsten des von den zwei Hauptkandidaten im Vorsprung befindlichen, sei 
es zu Gunsten eines Dritten, dessen Kandidatur sich in der Hauptwahl 
aussichtsvoll erwiesen hat und einen erwünschten Ausweg darbietet. 

') Vgl. oben S.29 Anm. 3 und Anhang 27. Mehr als dreissig Jahre 
lang hat ein Teil der kurialen Behördenorganisation in Folge des Unter- 
gangs des Kirchenstaates in Trümmern gelegen. Dass diese Behörden, 
z. B. die Rota, nunmehr zu neuem Leben erweckt werden und zwar für 
rein kirchliche Zwecke, bedeutet nicht bloss die endgültige Aufgabe der 
Hoffnung auf Wiederherstellung des Temporales oder doch eines solchen 
von erheblichem Umfang, sondern zugleich einen neuen Versuch in der 
Richtung, diesen Verlust und andere durch innere Kraftsteigerung und 
damit verbundene Erhöhung des Ansehens und Einflusses nach aussen 
wettzumachen. Man lasse sich nur durch die immer wiederholten Pro- 
teste gegen die Einziehung des Kirchenstaates (vgl. Stutz, Kirchen- 
recht, $43 a. a. O. II, S. 880) nicht irre machen, aber auch nicht durch 
die in der vorigen Anmerkung erwähnten Papstwahlbullen Leos XIII. 
und Pius X., von denen namentlich letztere (l. c. p. 245 s. n.) jeden Kar- 
dinal eidlich versprechen lässt, dass er, zum Papst erwählt, niemals auf- 
hören werde, das Temporale, besonders den Kirchenstaat, und die Frei- 
heit des heiligen Stuhls in Anspruch zu nehmen, Theoretische Unversöhn- 
lichkeit und praktische Anpassungsfähigkeit sind in Rom von Alters her 
Hand in Hand gegangen. 
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In erster Linie natürlich in dem Bestreben, durch grössere 
Beschränkung auf das kirchliche Gebiet die Stellung der Kirche 
in religiös-kirchlicher Beziehung zu verstärken und für den 
Gegner die Angriffsfläche zu verringern. 

Dazu kommt aber noch ein anderes. Die Kirche bedarf 
der alten kirchenrechtlichen Mittel zur Beherrschung der 
Temporalien gar nicht mehr. Im modernen Staate kommt sie 
viel weiter, wenn ihre Angehörigen staatliche Grundsätze 
und staatliche Einrichtungen wie Gewissens- und Kultusfrei- 
heit, Versammlungs-, Vereins- und parlamentarisches Wahlrecht 
im Sinne der Kirche und ihrer Weltanschauung geltend zu 
machen verstehen )). 

Die Mittel sind andere geworden, das Ziel ist dasselbe 
geblieben. Nach wie vor beansprucht die katholische Kirche, 
auch eine politische Grösse zu sein und das öffentliche Leben 
in steigendem Masse in ihrem Sinne zu bestimmen. Der Preis, 
den sie dafür zahlen muss, besteht unter anderem in der Ein- 
mischung der Staaten in die Besetzung der kirchlichen Aemter 
vom päpstlichen Stuhl herab bis zur schlichten Seelsorgestelle?). 


!) Vgl. Stutz, Kirchenrecht, $ 43, a. a. O., II, S. 880. 

?) Dabei sind die Mittel dafür gegenüber den verschiedenen Stufen 
der kirchlichen Aemterordnung verschieden. Gegenüber den niederen 
Pfründen, die innerhalb seines Herrschaftsgebietes liegen, und für die er 
es nur mit einem inländischen Kirchenoberen zu tun hat, behilft sich, 
wie in Anhang 41 gezeigt ist, der deutsche Staat der Gegenwart zur Abwehr 
gegensätzlicher und zur Wahrung seiner eigenen Interessen einzig und allein 
mit seinem staatlichen Rechte und mit der staatlichen Gesetzgebung. 
Der Kirche aber bleibt, weil sie hier gegen den Staat, ohne sich von ihm 
zu trennen, schwer aufkommt, nicht viel anderes übrig, als sich zu fügen. 
Gegenüber den höheren Benefizien, also namentlich gegenüber dem 
Bischofsamt, bei dessen Besetzung das auswärtige und universale Ober- 
haupt der Kirche, der Papst, entscheidend mitspricht, reicht der Staat 
mit seinem Gesetz und seiner territorial beschränkten Macht nicht aus. 
Deshalb beschreitet er hier den Weg der Verständigung mit der Kirche 
und stützt er sich nach Möglichkeit auf vereinbartes kirchlich-staatliches 
Recht. Die Kirche aber lässt sich zu einer solchen Verständigung im 
Hinblick auf die Vorteile eines gewissen Zusammengehens mit dem Staate 
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In der einen oder anderen Weise wird der staatliche Einfluss 
dabei sich immer wieder geltend machen !), selbst da, wo etwa 
in Folge der Trennung von Staat und Kirche die alten, dafür 
geprägten Rechtsformen dahinfallen ?) °). 


herbei und bewilligt ihm als solchem die Nomination, die bloss tatsäch- 
liche Benennung oder das Ausschliessungsrecht, wobei sie ihr Entgegen- 
kommen mit Rücksicht auf die Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit des 
Staatsoberhauptes zu ihr verschieden bemisst. Auf der dritten und 
obersten Stufe der kirchlichen Aemterordnung endlich, gegenüber dem 
Papsttum, hat der katholische Staat in der nachkanonischen Periode — 
ein Zusammenhang mit dem mittelalterlichen kaiserlichen Mitwirkungs- 
recht bei Besetzung des päpstlichen Stuhls besteht weder historisch noch, 
wegen des Zusammenbruchs des mittelalterlichen unum corpus Christianum, 
theoretisch — versucht, mit rein kirchlichen Mitteln, in Gestalt der Ex- 
klusive, sich einen rechtlich gesicherten Einfluss zu verschaffen, ist aber da- 
mit nicht über einige Ansätze hinaus gekommen. Siehe darüber Anhang 62. 

!) Dass in Frankreich und in anderen Trennungsländern gegen- 
wärtig, wo sich Kirche und Staat dazu noch in ofienem oder versteck- 
tem Kriegszustande befinden oder unter dessen Nachwirkung, ein solcher 
Einfluss nicht statthat, beweist gegen dessen Möglichkeit ebenso wenig wie 
sein Fehlen in Nordamerika und in anderen Gebieten, die nicht einem 
auf mehr als anderthalb Jahrtausende zurücksehenden katholischen Volks- 
kirchentum gegenüberstehen. 

?®) Vgl. Stutz, Kirchenrecht, $ 43, a. a. O., II, S. 880. 

>) Es ist zweifellos ein bleibendes Verdienst Rothenbüchers 
und seines Buches über die Trennung von Staat und Kirche, uns deut- 
licher als es bisher geschehen war, zum Bewusstsein gebracht zu haben, 
dass es — wenn ich so sagen darf — ein gemeines oder, wenn man will, 
ein Natur- oder Normalrecht der Trennung nicht gibt, dem sich das par- 
tikuläre Trennungsrecht hie und da bloss annähert, indes es anderswo 
darüber hinausgeht. Vielmehr ist man zu verschiedenen Zeiten und unter 
verschiedenen nationalen, politischen und sonstigen Voraussetzungen zu ganz 
verschiedenen, nicht bloss durch grössere oder geringere Vollkommenbheit, 
sondern auch durch Wesensunterschiede von einander sich scheidenden 
Ausgestaltungen des Trennungsgedankens gelangt. Immerhin will mir 
scheinen, der Einfluss der Trennungsdoktrin und ihres Systems sei doch 
weit bedeutender, und es lasse sich ein erheblich grösserer Grundstock 
gemeinsamen Trennungsrechtes herausarbeiten, als es nach Rothen- 
bücher den Anschein hat, der eben, nachdem er dem Leser in der Ein- 
leitung die Geschichte des Trennungsgedankens vorgeführt hat, in seinem 


92 Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 


Man hüte sich davor, da, wo sie noch bestehen, sie zu 
überschätzen; Missgriffe sind auch bei gewissenhaftester Hand- 
habung vermöge der Unberechenbarkeit und der Undurchdring- 
lichkeit der menschlichen Natur nicht zu vermeiden !). Viel 
wichtiger ist, dass hinter dem Staatskirchenrecht ein starker 
neutraler Staat steht, der vorurteilsfrei und gerecht auch der 
katholischen Kirche und ihrem Recht so viel Bewegungsfrei- 
heit einräumt, als in seinem Rahmen und im Interesse der 
Gesamtheit irgendwie möglich ist, der aber in erster Linie den 
Gedanken einer rein diesseitigen, im Interesse aller seiner An- 
gehörigen bestehenden Lebensordnung zielbewusst und macht- 
voll vertritt. 


ersten, besonderen Teil, statt sich auf die Darstellung des geschichtlichen 
Tatbestandes der Trennung in den einzelnen Ländern zu beschränken, die 
Herausarbeitung der Grundgedanken und die juristische Würdigung schon 
vorwegnimmt, worüber dann der systematische, allgemeine Teil zu kurz 
kommt, 

!) Gerade mit seinen besonderen Schützlingen hat der moderne 
deutsche Staat von den Tagen Friedrichs des Grossen an bis auf die 
Gegenwart nur zu oft keine guten Erfahrungen gemacht. Von sittlich 
minderwertigen Persönlichkeiten vom Schlage eines Grafen Schafigotsch 
sehe ich dabei ganz ab. Im übrigen wird man den Grund für diese 
Misserfolge darin finden müssen, dass einerseits die Regierungen und die 
öffentliche Meinung von solchen Kandidaten zu hohe Erwartungen hegten 
und Anforderungen an sie stellten, die sie, mit Rücksicht auf die von 
ihnen eingenommene kirchliche Stellung, nicht befriedigen konnten, und 
dass anderseits gerade solche ausgesprochenen Regierungsbewerber, selbst 
wenn man von allen und jeden unedlen Beweggründen absieht, in beson- 
derem Masse das Bestreben zeigten, nachträglich auch das Vertrauen 
der kirchlichen Kreise zu gewinnen und den Makel ihrer Geburt abzu- 
streifen. Dagegen haben nicht selten Männer, die solches nicht nötig 
hatten, und deren Erhebung auf den Bischofsstuhl ohne besonderes Zutun 
des Staates erfolgt war, als trefflliche Oberhirten auch im Hinblick auf 
den Staat und dessen Interessen sich erwiesen. So mahnt die geschicht- 
liche Erfahrung zur Zurückhaltung und lässt das zu Recht bestehende 
und von uns dargestellte negative Ausschlussverfahren als die beste und 
weiseste Lösung erscheinen. 


Anhang. 


(Juellen und Exkurse. 


l. 


Erlass des Kardinalstaatssekretärs Rampolla vom 20. Juli 1900 an 
die preussischen, hannoverschen und oberrheinischen Bischöfe bezw. 
Kapitel betreffend die Bischofswahlen. 


Zu 8. 10 ff. 


Ad notitiam Sanctae Sedis pervenit, in electionibus Episcoporum, 
quae, in plerisque Germaniae partibus, speciali iuris ordinatione, 
Capitulis commissae sunt, quandoque occurrere tum libertati Eccle- 
siae et Apostolicae Sedis dignitati, tum pactis cum loci Principe 

; initis minus consentanea. Quum vero, ad religionis incrementa, ad 
regni et sacerdotii concordiam , utiliorem episcopalis muneris pro- 
curationem, summopere intersit distinctius declarare, quae sint, hac 
in re, Capituli iura atque officia; Sanctissimus Dominus Noster Leo 
Papa XIIH., pro Apostolica Sua sollicitudine et paterna charitate 

10 universis et singulis earundem dioecesium Ordinariis ea quae sequun- 
tur exponi iussit, cum ipsis Capitulis communicanda atque ab omni- 
bis diligenter servanda et custodienda, ita ut, deinceps, quavis am- 
biguitate sublata, amotisque iis, qui forte irrepserunt usibus, Eccle- 
siae libertas, pactorum fides et Sedis Apostolicae dignitas sartae 

ı5 tectaeque maneant. 

Illud est in primis animadvertendum, Constitutiones Apostolicas 
De Salute animarum, Impensa Romanorum Pontificum, Ad Dominiei 
gregis, Litterasque in forma Brevis Quod de fidelium et Re sacra, 
ad normam conventionum cum Prineipibus initarum, a Romanis 

30 Pontificibus sa. me. Pio VII. et Leone XII. editas, Capitulis Metro- 
politanis et Cathedralibus Germaniae facultatem et officium attribuere, 
libere prorsus atque ad sacrorum canonum praescriptum archiepiscopos 
et episcopos eligendi. Capitula nimirum id habent operis ac muneris, 
ut eiusmodi electionum libertatem, ab Apostolica Sede in tuto positam 

35 et a civili Regimine, initis respective pactis, admissam, neque directe, 
neque indirecte, violari unquam sinant aut imminui. 

Porro constans doctrina, a qua se recedere nec velle nec posse 
Sancta Sedes aperte semper declaravit acatholicae potestatis inter- 
ventum, hac in re, non admittit nisi negativum et qui libertatem 
canonicae electionis incolumem relinquat. Quam libertatem laederet 
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profecto aut minueret positivus concursus vel influxus potestatis ipsius, 
sicut et illimitatum excludendi ius in negotio electionis Pastorum, 
quos Spiritus Sanctus posuit regere Ecclesiam Dei. 

Jam vero negativus interventus, Principi vel Regimini acatholico 
permissus, eo demum spectat, ut personae minus illi gratae non eli- s 
gantur: unde Capituli partium est illos tantum adsciscere, quos 
ante solemnem electionis actum, inter alias dotes, ad Ecclesiam 
instruendam, tuendam et pacifice gubernandam requisitas, prudentiae 
laude, publicae quietis ac fidelitatis studio praestare, ideoque Principi 
non esse minus gratos constet. 10 

Meminerint insuper electores ac serio perpendant, quam grave et 
magni momenti sit illorum munus; nihilque aliud ob oculos suos 
ponant, quam animarum salutem et ecclesiae emolumenta, ut, omni 
seposito humano respectu, illi uni suffragium conferant, quem coeteris 
aptiorem et digniorem reputaverint. 15 

Quia vero nonnisi digniores et Ecclesiae magis utiles promovendi 
sunt, tenentur electores candidatorum catalogo eos tantum inscri- 
bere, quos iudicent omnibus qualitatibus ad ecclesiam sancte sapien- 
terque regendam necessariis reapse pollere. Sienim alios, de coetero 
bene meritos, sed ob provectiorem aetatem, vel adversam valetu- 20 
dinem, aut aliam ob causam, muneri impares, candidatis accenserent 
Canonici periculo sese committerent ipsos demum inhabiles eligendi, 
cum summo Ecclesiae detrimento. 

De Commissarii civilis interventu in electionibus, nihil quidem 
statuunt, ac proinde nihil iuris Gubernio attribuunt vel recognoscunt 25 
Apostolicae Sedis acta et documenta, quae huc spectant. Quod 
si eiusmodi interventum plenae libertati electionum vel Ecclesiae 
dignitati quomodocumque officere contingat Capitula id ferre nec 
possent nec deberent. 

Speciatim, admittere nequit Apostolica Sedes, ut Canonici, dum so 
electionem peractam Commissario significant, approbationem seu 
ratihabitionem quodammodo expostulent aut exquirere videantur 
civilis potestatis. Nec permitti potest, ut adstanti populo statim 
notificetur electio, velut completa et perfecta. Sed comitiorum 
exitus ita publicandus erit, ut simul declaretur capitularem actum s5 
suos canonicos effectus non sortiri, nisi quum a Summo Pontifice 
fuerit confirmatus. Proinde solemnis et publica gratiarum actio, pro 
electione facta omnino differenda est, usque dum Apostolicae confir- 
mationis certum habeatur nuncium. 

Mandat denique Sanctitas Sua, ut harum litterarum exemplar in 40 
tabulario cuiusque Capituli diligenter asservetur, itemque praecipit, 
ut sede episcopali vacante, antequam de electione peragenda Canonici 
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capitulariter pertractent, haec mea epistola simulque Breve Quod 
de fidelium vel Re sacra (pro diversitate loci) religiose et ad integrum 
perlegantur. 
Haec omnia Beatissimus Pater praedietis Germaniae Capitulis per 
5 Episcopos singulos significari iussit: eaque Sanctitati Suae de Capi- 
tularium integritate, prudentia ac fide est opinio, ut ipsos apprime 
mandata eiusmodi servaturos, commissoque munere naviter perfunctu- 
ros esse minime dubitet. 
Erit igitur Amplitudinis Tuae, Summi Pontifieis nomine hac de 
ıo re certiores facere Capitulares tuae iurisdietioni subiectos; dum 
sincerae aestimationis meae Tibi sensus ex animo profiteor. 
Amplitudini Tuae 
Romae, e Secretaria Status, die 20 iulii 1900 


addictissimus 
15 (sign.) M. Card. Rampolla, 
2, 
Zu den oberrheinischen Bullen und Breven. 
Zu S. 16, 


Herrmann, 8. 72f. mit 73 Anm. ]; Friedberg, Bischofs- 
wahlen, II, S. 244 f.; Schmidt, S. 33£.; Schneider, $. 127 £.; Teil- 
druck bei Rösch, Einfluss, S. 143f. u. A. Daran, dass unter obigem 
Datum bezw. (für Rottenburg) unterm 22. März 1828 die Breven für 
alle oberrheinisochen Domkapitel ausgestellt, und dass sie diesen auch wirk- 
lich zugestellt wurden, ist heute nicht mehr zu zweifeln; vgl. Kintzin- 
ger, 8. 25f£,, 123 (der S. VIII und 127 ausdrücklich betont, er habe 
auf Grund der Freiburger Ordinariatsakten und ohne Kenntnis der Karls- 
ruher Regierungsakten gearbeitet, das Breve also in ersteren vorgefunden 
haben muss); Longner, Beiträge, S. 602 mit 652 a. E. und gegen 
(Maas), Archiv für katholisches Kirchenrecht, XX, 1868, S. 286 £. 
Herrmann, 8.96 fi.; (ja der inzwischen besser unterrichtete Maas 
selbst,) Archiv für katholisches Kirchenrecht, XXI, 1869, S. 190; Vin- 
centius Nussi, Conventiones de rebus ecclesiasticis inter S. Sedem et 
Civilem Potestatem, Moguntiae 1870, p. 379 s.; Golther, 8. 64; Schnei- 
der, 8. 127f. mit Anm. 1; Rösch, Einfluss, S. 6, 141 mit Anm. 4 und 
vor allem die Anerkenntnisse einerseits des oberrheinischen Episkopats 
in seiner Denkschrift vom 18. Juni 1853, 2. Aufl., Freiburg i. Br. 1853, 
S. 101f. (auch bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 200), anderseits 
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der römischen Kurie in den am 28. Juni 1859 .nach Vereinbarung mit 
der badischen Regierung erlassenen Weisungen für den Erzbischof von 
Freiburg (Archiv für katholisches Kirchenrecht, V, 1860, S. 87) zu Art. I: 
„Bezüglich der Breven, welche von Leo XI. an den Erzbischof 
und das Capitel gerichtet wurden, wird man in der Instruction Fol- 
gendes erklären: ‚Es ist des heiligen Stuhles Absicht, dass an den 
apostolischen Sendschreiben, welche in der Form von Breven von 
Leo XII. unter dem 21. und 28. Mai 1827 erlassen worden sind, 
in dem Sinne festgehalten werde, welchen die Worte geben‘.“ 
Das in diesem letzteren Aktenstücke mit erwähnte Breve: Diem 
quem votis vom 21. Mai 1827 (für Württemberg vom 22. März 1828), 
abgedruckt z. B. bei Longner, Beiträge, S. 652; Herrmann, $8. 71f.; 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 203 Anm. 1 war an die Bischöfe 
gerichtet und bezog sich zunächst nur auf die erstmalige Besetzung der 
Domkanonikate und Domvikariate durch jene. Darüber, dass es nach 
ausdrücklicher Vereinbarung zwischen der Kurie und den oberrheinischen 
Regierungen bis auf den heutigen Tag für die Besetzung der bischöf- 
lichen Kapitelstellen massgebend ist, vgl. Herrmann, S.70f., 86; 
Mejer, Römisch-deutsche Frage, III, S. 394 f.; Rösch, Einfluss, S. 6 
mit Anm. 1, S. 141 Anm. 4, S. 143 Anm. 1, S. 153 Anm. 2, 


3. 


Der Vorbehalt der Rechte des evangelischen Bekenntnisses und der 
evangelischen Kirche in den staatlichen Publikationspatenten. 
ZU SS LUR 


Die ‚Literatur hat sich mit diesen staatlichen Publikationen und 
ihren Patenten bisher vorwiegend unter dem Gesichtspunkt eines dabei 
angebrachten Vorbehaltes beschäftigt. 

Die preussische Kabinettsordre fügte nämlich dem oben 8. 17 
mitgeteilten hinzu: 

„Diese Meine Königliche Billigung und Sanction ertheile Ich 
vermöge Meiner Majestätsrechte, und diesen Rechten, wie auch 
allenMeinenUnterthanenevangelischerReligion, 
und der evangelischen Kirche des Staats, unbe- 
schadet.“ 

Das hannoversche Patent erteilte die Genehmigung nicht anders 

„als unbeschadet Unsern Majestätsrechten und den Rechten 
Unserer Unterthanen EvangelischerReligion und 
der Evangelischen Kirchen im Königreiche“ 
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Und die oberrheinischen Patente behielten noch ausführlicher die 
fürstlichen „Hoheitsrechte, die Landesgesetze und Verordnungen, 
die erzbischöflichen und bischöflichen Befugnisse oder die Gerecht- 
samen der evangelischen Confession und Kirche“ 
vor. Aber auch im Bistum Basel wurde die Genehmigung nur erteilt, 

„ohne dass dadurch aus dieser Genehmigung auf irgend eine 
Weise etwas abgeleitet werde, was den Hoheitsrechten der Regie- 
rungen nachtheilig sein möchte, oder den Landesgesetzen und 
Regierungsverordnungen, den Erzbischöflichen (! Basel war, und 
ist exemt, diese Wendung also offenbar gedankenlos aus den ober- 
rheinischen Patenten übernommen) und Bischöflichen Rechten 
oder denin der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
bestehenden Kirchenverhältnissen beider Con- 
fessionen und der darin gegründeten religiösen 
Toleranz entgegen wäre.“ 

Und in St. Gallen erfolgte die Plazetierung gleichfalls nur, 

„ohne dass dadurch etwas abgeleitet werde, was dem dem Staate 
zustehenden hoheitlichen Rechte in seinen Beziehungen zur katholi- 
schen Kirchengenossenschaft so wie der durch Art. 8 der Ver- 
fassung ausgesprochenen Gewährleistung der freien und 
uneingeschränktenAusübungdesneben dem katho- 
lischengleichberechtigten evangelischen Glaubens- 
bekenntnisses und Gottesdienstes inirgend einer 
Weise nachtheilig sein möchte.“ 

Der Vorbehalt der Majestäts- oder Hoheitsrechte, der Landesgesetze 
und der erzbischöflichen und bischöflichen Jurisdiktion ist teils ohne 
weiteres verständlich, teils erklärt er sich aus dem Sinn und Geist oder: 
aus dem Stil des damaligen Staatskirchentums und seiner josephinisch- 
febronianischen Denkweise. 

Unverstanden ist, so viel ich sehe, bisher der Vorbehalt des evange- 
lischen Bekenntnisses und seiner Kirche geblieben. Man hat ihn entweder, 
wie Rösch, Einfluss, 8. 242f., als ungehörige Anmassung verurteilt 
oder als selbstverständlich und eigentlich überflüssig unerklärt gelassen. 

Und doch hat er einen guten Sinn. Ich willzwar nicht be- 
haupten, dass die Regierungen sich dessen klar be- 
wusst waren, und gebe gerne zu, dass vor allem das hergebrachte 
Misstrauen gegen die römische Kurie und ängstliche Vorsicht bei der 
Einfügung dieser Klausel mit im Spiele waren. Das hindert aber nicht, 
ihr dennoch praktische Daseinsberechtigung zuzuerkennen. 

Es ist bekannt, dass erst durch die Konstitution Pius X.: Provida 
vom 18. Januar 1906 (Acta Sanctae Sedis, XXXIX, 1906, p. 81 ss., 
Archiv für katholisches Kirchenrecht, LXXXVI, 1906, S. 343 ff., Deutsche 
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Zeitschrift für Kirchenrecht, XVI, 1906, S. 357ff.), die auf Anregung 
des deutschen Episkopats erlassen wurde, mit Wirkung von Ostern des 
genannten Jahres an das Erfordernis der Eheschliessung in der vom 
Trienter Dekret: Tametsi, bezw. seit Ostern 1908 in der vom Dekret: 
Ne temere vorgeschriebenen Form wie für die gemischten so auch für die 
beidseitig akatholischen, also vor allem für die evangelischen Ehen auf- 
gegeben wurde, eine Massregel, die von dem weiten Blick des deutschen 
Episkopats und des regierenden Papstes beredtes Zeugnis ablegt und da- 
durch ganz besonders in das rechte Licht gerückt wird, dass Heiner — 
die Hindernisse, auf die das Dekret: Ne temere wegen der Nichtachtung 
der nicht nach den kirchlichen Vorschriften geschlossenen Mischehen in 
Ungarn stösst, scheinen Heiner trotz des von ihm im Archiv für katholi- 
sches Kirchenrecht, LXXXVIII, 1908, S. 763 abgedruckten Berichtes 
nicht zu stören — die Lage und die Interessen des Katholizismus im 
heutigen Deutschland gründlich verkennend und Papst und Bischöfe 
an kirchlichem Eifer überbietend, in dem genannten Archiv, LXXXVIII, 
1908, $S. 480 f. mit ganz unzureichenden Gründen neuerdings für die Zu- 
rücknahme dieses Zugeständnisses wenigstens bezüglich der gemischten 
Ehen eintritt, trotzdem dies für erhebliche Teile Deutschlands ein Zurück- 
gehen hinter einen seit den Tagen Benedikts XIV. oder doch seit einem 
schon nahezu ein Jahrhundert dauernden Zustand bedeuten und ver- 
hängnisvolle Folgen haben würde. Vgl. dagegen jetzt auch die während 
des Druckes dieser unserer Abhandlung erschienene, von grosser Sach- 
kunde und reifem Urteil zeugende Schrift von Nikolaus Hilling, 
Die Reformen des Papstes Pius X., die S. 120 ff. überzeugend darlegt, dass 
gerade vom innerkonfessionell katholischen Standpunkt aus alles gegen, 
nichts für eine Aenderung des bisherigen, durch Pius X. nur ausgedehnten 
deutschen Mischehenrechtes spricht. Für die rein akatholischen Ehen bedarf 
es allerdings einer solchen partikularrechtlichen Bestimmung nicht, da be- 
züglich ihrer auch das Dekret: Ne temere Art. XI, $3 (Acta Sanctae Sedis, 
XL, 1907, p. 530, Archiv für katholisches Kirchenrecht, LXXXVIII, 1908, 
S.149, Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht, XVIII, 1908, S.147) anordnet: 
Acatholici sive baptizati sive non baptizati, si inter se con- 
trahunt, nullibi ligantur ad catholicam sponsalium vel matrimonii 
formam servandam. 

Selbst wenn die Verbindung zweier Protestanten bloss vor dem Standes- 
beamten eingegangen, nicht auch kirchlich eingesegnet sein sollte, müssten 
die katholischen Kirchenbehörden, falls nur die übrigen Erfordernisse 
erfüllt wären, in oder ausser dem Prozess sie als gültig anerkennen ; als 
unehelich, lediglich wegen des defectus natalium, dürfte z. B. ein katho- 
lisch gewordener Sohn aus einer solchen Verbindung niemals von dem 
Empfang der Weihen zurückgewiesen oder zu ihnen nur mit Dispens zu- 
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gelassen werden, vgl. Karl Bosch, Die Reform des kirchlichen Ehe- 
schliessungsrechts durch Papst Pius X., Leipziger juristische Dissertation, 
Borna-Leipzig, 1907, S.44ff.; Franz Heiner, Das neue Verlöbnis- und 
Eheschliessungsrecht in der katholischen Kirche, Münster i. W. 1908, 
S.62ff.; August Knecht, Die neuen eherechtlichen Dekrete, Görres- 
Gesellschaft zur Pflege der Wissenschaft im katholischen Deutschland, 
Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft, 2. Heft, Köln 1908, S. 41 ff. 

So jetzt. Ehedem dagegen stellte sich nach der gerade gegenüber 
der zunehmenden Verweltlichung der Ehe herrschend gewordenen Lehre 
der Kirchenrechtslehrer (siehe v. Scherer, Handbuch, II, $ 112, S. 215 
und die dort Anm. 235 angegebene Literatur sowie $ 109, $. 105 f.) über- 
all da, wo das tridentinische Eherecht galt und nicht durch besondere 
Bestimmungen Ausnahmen zugelassen waren, die nicht in tridentinischer 
Form eingegangene Protestantenehe als Nichtehe dar, als „Konkubinat“, 
Bedenkt man nun, dass in weiten Gebieten der neu umschriebenen deut- 
schen und schweizerischen Bistümer das tridentinische Ehedekret ver- 
kündet war oder doch in Geltung stand (vgl. statt Anderer v. Schere r 
Ho, $ 112, S. 208 Anm. 211), und zieht man ferner in Betracht, dass die 
Bistümer und Pfarreien nicht bloss für die katholischen Untertanen der 
beteiligten Staaten und nicht als solche für katholische Personalgemein- 
den, sondern für geographische Bezirke und mit territorialen Diözesan- 
und Pfarrsprengeln errichtet wurden (vgl. Mejer, Propaganda, II, 
S. 392 mit Anm. 1, 404 ff., 4löff., 432 Anm. 2, 434 ff., 473 ff., 485 ff. ; 
Derselbe, Römisch-deutsche Frage, III, S. 57, 175 ff., 208 f., 262, dem 
nur darin nicht zuzustimmen ist, dass er in den so umschriebenen Kir- 
chenprovinzen und Bistümern Missionssprengel sieht), so gewinnt oben- 
genannter Vorbehalt einen guten Sinn und Verstand. Denn ohne ihn 
hätte aus der staatlichen Annahme der Zirkumskriptionsbullen und aus 
der Wiederherstellung der Hierarchie für Bezirke, die Millionen von Evan- 
gelischen mitumschlossen, ganz wohl auf die Annahme auch des zuge- 
hörigen kirchlichen Rechtes mitsamt seinen für die Protestanten ungünstigen 
Folgen geschlossen werden können. Nur der gedachte Vorbehalt 
verhütete, dass der Staatfür die etwaige Verunglimpfung 
der Protestantenehen in Anspruch genommen werden, und 
dass diese gewissermassen mit staatlicher Billigung ge- 
schehen konnte. 


4. 
Bedeutung der staatlichen Verkündigung der Bullen. 
Zu 8. 19. 


Wenn Rösch, 8.30 Anm. 3 für die hannoversche Bulle und ent- 
sprechend für die übrigen ausführt: „Die Veröffentlichung der Bulle im 
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staatlichen Gesetzesblatte erhob dieselbe nicht zum staatlichen Gesetze. 
Sie hatte nur den Charakter der Publikation einer sämtliche Staats- 
bürger in hohem Grade interessierenden Angelegenheit und, soweit sie 
dem Staate Pflichten auflegte, legitimierte sie die Regierung vor den 
Staatsbürgern, diese Pflichten (Dotation u. s. w.) zu erfüllen. War die 
Publikation zu letzterem Zwecke der Staatsverfassung nach notwendig, 
so oblag der Regierung die Pflicht der Veröffentlichung kraft des mit 
Rom geschlossenen Vertrages,“ so ist daran so viel richtig, dass die 
Staaten als solche durch die Abmachung mit der Kurie verpflichtet 
wurden, und dass die Einverleibung der Bulle in das betreffende einzel- 
staatliche Recht kraft der Vereinbarung erfolgte. Die übrigen Ausfüh- 
rungen Röschs dagegen sind nicht nur in sich selbst widerspruchsvoll, 
sondern auch unverträglich mit dem Wortlaut der Publikationserlasse, 
die mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck bringen, dass die Bullen, soweit 
sie „sanktioniert“ oder „plazetiert“ wurden, und gerade durch diese „Sank- 
tion“ und „Plazetierung“ bezw. Aufnahme in die Gesetzessammlung Staats- 
gesetz, staatliches Recht werden sollten. Unter diesen Umständen er- 
übrigt sich eine Erörterung darüber, ob nach damaligem Staatsrecht die 
staatliche Verbindlichmachung in dieser Weise geschehen musste und nur 
auf diesem Wege erfolgen konnte. 

Dagegen folgt aus der Eigenschaft der Bullen als nicht bloss 
kirchlicher, sondern auch staatlicher Gesetze ohne weiteres die Weiter- 
geltung der Bulle: Impensa Romanorum und der oberrheinischen Bullen 
im ehemals hannoverschen, kurhessischen und nassauischen Gebiet nach 
deren Einverleibung in Preussen, und man braucht nicht zu dem von 
Schneider, Die rechtliche Natur der Vereinbarungen, $. 86, gebrauchten 
Auskunftsmittel eines grundsätzlichen Wegfalls mit nachheriger bloss 
praktischer Aufrechterhaltung zu greifen. 


5. 
Literatur über die Verweigerung des Plazets für Artikel V und VI 


der Bulle: Ad Dominici gregis custodiam. 
Zu 8. 19 ft. 


Longner, Darstellung, 8. 20,29 ff., 32, 144 f., 165, 171,233; (Mone,) 
Die katholischen Zustände in Baden, I, S. 72£.; Nebenius, S. 62£., 78, 
84f., 95, 111f.; E.A. Th. Laspeyres, Besprechung der beiden zuletzt- 
genannten Schriften in den kritischen Jabrbüchern für Deutsche Rechts- 
wissenschaft, begründet von Aemilius Ludwig Richter, fortgesetzt 
vonRobert Schneider, 6. Jahrgang, XI, 1842, S. 545 f.; (Mone,) Die 
katholischen Zustände in Baden, II, S. 118£., 126£., 173; Kintzinger, 
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S. 26, 27, 30, 129, 131 £., 140; Denkschrift der vereinigten Erzbischof und 
Bischöfe der oberrheinischen Kirchenprovinz an die allerhöchsten und 
höchsten Regierungen vom März 1851, Freiburg i. Br. 1851, 8.5, 7; 
(Karl) Zell, Separat-Votum und Rede über die in der zweiten Kam- 
mer der badischen Stände verhandelte Adresse, die Selbständigkeit der 
Kirche betreffend, Freiburg i. Br. 1851, S. 10 ff.; Denkschrift des ober- 
rheinischen Episkopats von 1853, S. 17 f., 60, 61f.; (Franz Joseph Buss,) 
Das Recht der Kirche im badischen Kirchenstreit, Mainz 1853, 8. 6f.; (Der- 
selbe,) Die Wiederherstellung des canonischen Rechts in der oberrheini- 
schen Kirchenprovinz, Stuttgart 1853, S. 17 ff., 162; Carl Bader, Die 
katholische Kirche im Grossherzogtum Baden, Freiburg i. Br. 1860, S. 14 £.; 
Die Vereinbarung der würtembergischen Regierung mit dem heiligen 
Stuhle, Archiv für katholisches Kirchenrecht, II, 1857, S. 285f.; Hein- 
rich Maas, Die badische Convention und die Rechtsvorgänge bei dem 
Vollzug derselben, Archiv für katholisches Kirchenrecht, VI, 1861, S. 310 ff. ; 
Longner, Beiträge, S. 561, 571f., 583, 591£.; Brück, Oberrheinische 
Kirchenprovinz, S. 93, 105, „112 £., 114 £. mit 545, 116 ff., 119; Herr- 
mann, 8. 35fl., 5l, 53; Friedberg, Gränzen, S. 369£.; Derselbe, 
Bischofswahlen, I, S. 187, IL, S. 114; Golther, S8. 62, 85£,; Mejer, 
Römisch-deutsche Frage, III, S. 336 f., 343, 347 f., 349, 359, 363 £., 381 f., 
386, 387f., 398f.; Die Lage der katholischen Kirche im Grossherzogtum 
Hessen, Archiv für katholisches Kirchenrecht, LIV, 1885, S.203; Schmidt, 
S. 34 Anm. 2; Maas, Geschichte, $.31 ff. mit 673ff., 100, 105, 179, 
182, 230, 266, 282 f. mit 665 f., 234; Vering, Kirchenrecht, $ 44, S. 219; 
Otto Pfülf, Bischof v. Ketteler, I, S. 245; Rösch, Einfluss, S. 232, 
241f.; Lauer, S.118f., 174; Höhler, II, S.43f. Diese ganze Lite- 
ratur, die sich, zumal durch eine Anzahl von Streitschriften, noch ver- 
mehren liesse, hat wohl die geschichtlichen Tatsachen festgestellt und 
sie kirchenpolitisch gewertet, lässt aber eine klare Erkenntnis der Rechts- 
lage, wie sie in unserem Texte darzulegen versucht wird, vermissen. 


6. 


Note der vereinten oberrheinischen Regierungen vom 
4.17. September 1826. 
Zu 8. 21. 


an den heiligen Stuhl, worin die Annahme des Ultimatums erklärt wird. 
Darin heisst es (Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, S. 545): 

Les Princes et Etats r&unis s’6tant prononces aussi franchement 

sur celles des propositions de la Cour de Rome, qui ont pour but 

de completer Yarrangement le plus urgent des affaires ecelesia- 
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stiques de l’eglise catholique de leur pays, il leur reste a observer 
& Sa Saintete, que, pose en principe, que la negociation presente 
doit Etre reserree dans des limites analogues & ce but, ils regar- 
dent la cinquieme proposition comme &tant de na- 
ture, & &tre d’autant plus passee tout ä fait sous 
silence, que les seminaires se trouvent dejä dotes par 
la liberalit&e des Gouvernements. Cette m&me obser- 
vation ils Penvisagent comme &galement applicable 
a la sixieme proposition, sur la nonadmissibilit& de laquelle 
ils se sont dejäa expliques anterieurement, et ils ne peuvent douter, 
que Sa Saintete se contentera des assurances deja donnees dans 
les temps relativement & la correspondance avec la Cour de Rome. 
Sineanmoins Sa Saintete en jugeait autrement et 
trouverait indispensable d’inserer la cinquieme et la 
sixieme proposition dans la bulle suppl&mentaire, il 
ne pourrait &Echapper & sa sagacite, que les Princes 
et Etats r&unis se trouveraient par le fait m&me dans 
la necessite de se reserver les droits inalienables 
de Leur Souverainete relativement aux points en 
question. Les soussignes sont d’ailleurs bien loin de vouloir 
entrer par cette observation dans la discussion des principes, dont 
les Princes et Etats r&unis ne pourront jamais se de- 
partir, aussi peu que la Cour de Rome voudra aban- 
donner les siens, et c’est precisement par cette raison, qu’ils 
se sont enonces sur la maniere, dont ils desirent que ces deux 
points soient traites et sur les suites inevitables d’une marche 
opposee avec la m&me franchise qu’ils se sont empresses & mettre 
dans tout ce qui fait l’objet de la pr&sente (negociation?), persuades 
comme ils le sont, que ce moyen tout en repondant de preference 
aux sentimens qu’ils ont voues & Sa Saintete, doit &tre regarde 
en meme tems(!) comme le plus efficace pour eloigner les dernieres 
difficultes, qui s’opposent encore A un arrangement final si desirable. 


yk 


Die Kurie und der Vorbehalt der Majestätsrechte am Oberrhein. 


ZU SS 21: 


Unterm 6. Januar 1827 antwortete der Kardinalstaatssekretär Catto- 


lico della Somaglia namens der Kurie, nachdem er des Entgegenkommens 
der Regierungen, ihrer Bereitwilligkeit zur Annahme des Ultimatums und 
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der Geneigtheit der Kurie, ihren Wünschen hinsichtlich der vier ersten 

Artikel zu entsprechen, gedacht hatte, wie folgt (Maas, Geschichte, S. 679): 

Les Princes et Etats r&unis ayant laisse dans la 

pleine liberte de Sa Saintete d’inserer ou non, dans 

la Bulle & exp&dier les articles 5 et 6 de la piece unie 

& la note du soussigne du 16 Juin 1825 il devient 

superflu d’entrer en detail sur les motifs qui deter- 

minent le S. Pere ä cette insertion. Elle est par sa nature 

tres eloignee d’attaquer leurs dreits legitimes. Elle ne porte aucun 

changement qui de commun accord a &t€ convenu pour les dota- 

tions des Seminaires ; et les expressions qui rappellent les droits 

que les Evöques tiennent de notre Divin Sauveur de surveiller et 

de guider l’enseignement des dogmes et pr&ceptes de la religion 

ne peuvent donner ombrage, pas plus que celles qui se referent 

aux Canons et ä& la discipline en vigueur de l’Eglise, cet enseigne- 

ment, comme cette discipline, ne tendant qu’& faire rendre & Dieu 

ce qui est & Dieu, et & Cesar ce qui est a Cesar. Se trouvant 

ainsi d’accord touchant les bases qui doivent servir 

a la redaction de la Bulle pour completer lautre Pro- 

vida solersque avec les Princes et Etats r&unis, Sa 

Saintete en a ordonne l’expedition qui sera suivie de celle du Bref 
relatif & l’election des Ev&ques et des membres des Chapitres. 

Dabei liessen es die Regierungen bewenden und nahmen die auf 

Grund obiger Verhandlungen abgefasste Bulle anstandslos, ja mit dem 

Ausdruck wahrer Befriedigung entgegen. Brück, Oberrheinische 

Kirchenprovinz, S. 117; Mejer, Römisch-deutsche Frage, III, S. 390 fi, 

Grossherzog Ludwig von Baden schrieb am 4. Juni 1827 selbst an 
Leo XII. (Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, S. 118, Anm. l): 

La Bulle m’a cause la plus vive satisfaction, elle nous offre un 

heureux resultat de nos negociations pour le retablissement de 

Vordre et de la discipline dans l’Eglise catholique du sud de 


/’ Allemagne. 
8. 
Folgen der Nichtplazetierung. Oberrheinische Verordnung von 1830. 
Zu S. 21. 


Konnte die Kurie nach den oben S. 104 wiedergegebenen Erklä- 
rungen allenfalls die Veröffentlichung vermittelst landesherrlicher Patente 
erwarten, die im übrigen den wirklich ergangenen entsprachen, so musste 
ihr doch die Annahme völlig fernliegen, dass einzelne Bestimmungen des 
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vereinbarten Rechtes durch Plazet- und Sanktionsverweigerung lahmgelegt 
würden. Und am allerwenigsten liess sich aus jenem Vorbehalt entnehmen, 
dass ein Teil des von den Regierungen zuvor in Gestalt der „Kirchenprag- 
matik“ selbst preisgegebenen absolutistischen Staatskirchenrechtes den 
Bullen gegenüber aufrecht erhalten bezw. wieder aufgenommen werden sollte. 

Und doch geschah dies, zunächst in mündlicher Eröffnung gegenüber 
den neuen Bischöfen, und sodann durch die Verordnung vom 30. Januar 1830. 
Siehe über diese und ihre Vorgeschichte u. A. Longner, Darstellung, 
S. 21; (Mone,) Katholische Zustände, I, S.53ff., II, 8.49 ff., 126 ft., 
203f.; Nebenius, 8.78f.,; Laspeyres in Richter und Schnei- 
ders Jahrbüchern, XI, 1842, S. 547, 548fl.; Kintzinger, 8.55; 
Longner, Beiträge, S. 593, 635 ff.; Brück, Oberrheinische Kirchen- 
provinz, 8. 123 ff.; Friedberg, Gränzen, S. 370; Derselbe, Bischofs- 
wahlen, I, S.204; Golther, S. 55, 61; Mejer, Römisch-deutsche Frage, 
III, S.405fi.; Maas, Geschichte, S. 40, 59#.; Vering, Kirchenrecht, 
844, 8.219f£.; Lauer, $8. 151. Gedruckt ist die Verordnung z. B. im 
badischen Regierungsblatt 1830, Nr. 3, S.13fl.; bei Longner, Dar- 
stellung, S. 520 ff.; Walter, p. 340ss.; Longner, Beiträge, S. 636 fi.; 
H. von Kremer-Auenrode, Actenstücke zur Geschichte des Verhält- 
nisses zwischen Staat und Kirche im 19. Jahrhundert, Leipzig 1873, 
I, 8.103 fi. (= Staatsarchiv, XXIII, Nr. 4767); Schmidt, 8. 39 fi.; 
Schneider, 8.303 f.; Reidel, S. 34 fi. 

Der Erzbischof von Freiburg und der Bischof von Fulda prote- 
stierten alsbald gegen diesen Erlass, indes z. B. Bischof und Kapitel von 
Rottenburg nicht nur ihn, sondern die gleich bei der Konstituierung von 
dem Staatsminister v. Schmidlin abgegebene Erklärung, dass in der 
landesherrlichen Plazetierung 

„namentlich der V. und VI, Artikel der Ergänzungsbulle nicht 

begriffen und somit von der Staatsregierung nicht anerkannt“ 

seien, stillschweigend hinnahmen; Longner, Beiträge, S. 591 #.; Brück, 
Oberrheinische Kirchenprovinz, S. 125 ff. 

Auch die Kurie erhob gegen das Vorgehen der Regierungen Wider- 
spruch und zwar Pius VIII. durch das Breve: Pervenerat non ita pridem 
vom 30. Juni 1830 (bei Andreas Müller, Lexikon des Kirchenrechts, 
2. Aufl., Mainz 1839, V, 8.188 fl.; Walter, p. 345ss.; Schneider, 
S. 128 ff.) und Gregor XVI. in dem Breve vom 4. Oktober 1833 (gedruckt 
im Katholik, LXXXIX, 1843, S.131ff. Anm. 1; vgl.dazuBrück, Ober- 
rheinische Kirchenprovinz, S. 139 £.; Maas, Geschichte, S. 56, 76). Letzt- 
terer wandte sich auch direkt an die Regierungen vermittelst Note des 
Kardinalstaatssekretärs Bernetti vom 5. Oktober 1833, worauf diese unterm 
4. September 1834 antworteten. Die beiden Noten, deren Inhalt lediglich 
den uns schon bekannten Sachverhalt bestätigt, findet man bei Friedberg, 
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Gränzen, S. 873 fi., S75öff. und v. Kremer-Auenrode, I, 8. 114 ff. 
= Staatsarchiv, XXIIL, Nr. 4770, 4771; vgl. dazu ebenda, $S. 389 f. sowie 
Nebenius, S.81, 95; Golther, S.101f.;Maas, Geschichte, S.70 Anm. 2. 

Im schweizerischen Bistum Basel gingen übrigens die Diözesan- 
stände fast in derselben Weise vor wie am Oberrhein die verbündeten 
Regierungen. Denn sie nahmen zwei Tage nach der Verständigung mit 
Rom eine Neubearbeitung des sogenannten Langenthaler Vertrags vor, 
die mit dem Fundationsinstrument und der Kirchenpragmatik der ober- 
rheinischen Regierungen bezw. mit der Verordnung von 1830 viel Aehn- 
lichkeit hat; Attenhofer im Archiv, XIX, 1888, S. 8Lff.; Fleiner, 
S. 257 ff. mit 88, 164 fi. Für St. Gallen vgl. Gareis und Zorn, II, 
8. 193f. 195; Fehr, 8. 213, 216. 


9. 


Der Wegfail des oberrheinischen Plazetvorbehaltes und die staatliche 
Anerkennung von Artikel V und VI der Bulle: Ad Dominici gregis 
custodiam. 

Zu 8. 22. 


Es kann nicht verwundern, dass, als seit Beginn der vierziger Jahre 
des vergangenen Jahrhunderts am Oberrhein die kirchenpolitischen Gegen- 
sätze sich verschärften und man die Vorgänge vor und nach der An- 
nahme der Bulle: Ad Dominici gregis custodiam in weiteren Kreisen 
kennen lernte, der Streit sich vornehmlich um diese beiden Artikel drehte, 
indem man seitens der Kirche und ihrer Anhänger kurzweg auf die Bulle, 
seitens des Staates und seiner Verteidiger dagegen auf das Publikations- 
patent abstellte. Vgl. die oben S. 102f., 106 angeführte Literatur und 
dazu etwa noch für Baden Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, S. 411 £.; 
Maas, Geschichte, S. 138 mit Anm. 1, 179, 180, 182, 224, 226, 228, 
230, 234 f., 236, 242 Anm. 1, 266; v. Schulte, Lebenserinnerungen, I, 
S. 19, 26, aber auch die abweichende Feststellung von Golther, S.62 
für Württemberg. Ein Versuch der Regierungen, durch eine neue gemeinsame 
Verordnung vom 1. März 1853 (Walter, 8.348 fl.; v. Kremer-Auen- 
rode, I, S. 184 f. = Staatsarchiv, XXIII, Nr. 4793; Schmidt, 8.55 ff.; 
Schneider, S. 307f£.; Reidel, S. 77f., 82fi.; vgl. dazu Archiv für 
katholisches Kirchenrecht, II, 1857, S. 157; Friedberg, Gränzen, S. 445; 
Golther, S. 139, 141 ff.; Gustav Rümelin, Reden und Aufsätze, II, 
Freiburg i. Br. 1881, S. 234; Maas, Geschichte, S. 229 fi.;.Vering, 
Kirchenrecht, $ 44, S. 221; Lauer, $. 205) einzelne Bestimmungen der 
Verordnungen von 1830 zu mildern, hatte, weil anderthalb Jahrzehnte zu 
spät unternommen, keinen Erfolg. Nicht nur waren, zumal in Baden, die 
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Gegensätze schon zu schroff geworden, die Gemüter schon zu erhitzt, 
sondern es war auch der Standpunkt der Regierungen durch die politische 
und kirchliche Entwicklung, die sich in den vorangegangenen Jahren im 
übrigen Deutschland vollzogen hatte, bereits überholt, und es waren die 
Tage des Staatskirchentums gezählt. Die durch das Jahr 1848 entfachte 
Bewegung drängte eben dahin, wohin die beiden Artikel der Bulle: Ad 
Dominici gregis custodiam zielten, deren Durch- und Ausführung die Re- 
gierungen bisher mit solch hartnäckiger Standhaftigkeit verhindert hatten, 
nämlich nach grösserer Selbständigkeit, nach einer den modernen Verhält- 
nissen angepassten Selbstverwaltung der Kirchen, auch der katholischen. 

Schon die ersten, direkt mit Rom gepflogenen Unterhandlungen 
führten deshalb zu einer erneuten Erörterung der beanstandeten Artikel 
der Bulle von 1827; vgl. Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, S. 394 ff., 
399 mit 554, 405, 411, 412 ff., 415 ff.; Friedberg, Gränzen, S. 459 f. 
mit 891 ff., 896 fi.; Maas, Geschichte, S. 282 ff. mit 663 ff., 290; Josef 
Sester, Das Kirchenpatronatrecht beider Bekenntnisse im Grossherzog- 
tum Baden, Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich 
Stutz, H. 10u. 11, Stuttgart 1904, S. 202f. Für Baden bedeuteten 
bereits die Präliminarübereinkunft und die gleichzeitigen Abmachungen 
mit dem Erzbischof, vollends aber die Konvention selbst die glatte Auf- 
gabe der bisherigen Beanstandung, erkannten doch die Artikel IV’—X 
(Walter, p. 376ss; Schneider, S. 155 fl.) die Jurisdiktion des Erz- 
bischofs, dessen Freiheit, mit Rom zu verkehren, und seine Befugnis, 
Seminare zu errichten und zu leiten, weit entschiedener und in viel 
grösserem Umfang an als die Bulle. Und ähnlich ging esin den übrigen Ver- 
tragsstaaten. Für Württemberg vgl. Archiv für katholisches Kirchen- 
recht, II, 1857, S. 282, 284 ffl.; Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, 
S. 362f., 418fi.; Friedberg, Gränzen, $. 448 ff.; Fr. Albert Hauber, 
Die kirchenrechtlichen Verhandlungen auf dem württembergischen Land- 
tag von 1861 in der Zeitschrift für Kirchenrecht, II, 1862, S. 357 fi., 
besonders 8. 383 ff., 389 fi., 400 £.; Golther, S. 150 ff., 159 ff., 165 £., 
180 f. und Artikel IV—VIII der württembergischen Konvention vom 
8. April 1857 (Walter, p. 364 ss.; Schneider, $. 146 ff.). Für das Gross- 
herzogtum Hessen siehe die vorläufige Uebereinkunft zwischen der gross- 
herzoglichen Regierung und dem Bischof von Mainz vom 23. August 1854 
bezw. den auf Grund der römischen Animadversiones dazu vom 21. März 
1855 und der Erklärung des Ministers v. Dalwigk vom 19. April 1856 
geschaffenen Modus vivendi und dazu Archiv für katholisches Kirchen- 
recht, VI, 1861, S. 158 ff.; Walter, p. 359ss.; Brück, Oberrheinische 
Kirchenprovinz, S. 361 fi., 369 f. mit 547 ff., 409 ff.; Friedberg in 
der Zeitschrift für Kirchenrecht, VIII, 1869, S. 345 ff.; Derselbe, Gränzen, 
S. 466 ff.; Schmidt, 8. 57 fl.; Schneider, S. 372 ff. und Pfülf, 
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Bischof v. Ketteler, I, S. 347 fi., 366 ff., 376; Reidel, S. 84 fl. Für 
Kurhessen und Hessen-Nassau endlich sei auf Walter, p. 440 ss.; 
Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, S. 360 f., 376 ff., 425 fi. mit 
550 fi.; Friedberg, Gränzen, $. 469 fi. mit 905 fi.; Vering, Kirchen- 
recht, $ 44, S. 220, 256 fi.; Höhler, II, 8. 2ö1f. verwiesen. 


10. 


Das geltende oberrheinische Recht betreffend die geistlichen 
Erziehungsanstalten und die bischöfliche Jurisdiktion. 
Zu 8. 22. 


Bekanntlich verkündete in Baden die Osterproklamation des Gross- 
herzogs Friedrich vom 7. April 1860 (Brück, Oberrheinische Kirchen- 
provinz, S. 486; v. Kremer-Auenrode, I, 8. 3l7 = Staatsarchiv, 
XXIII, Nr. 4835); 

„Es ist Mein entschiedener Wille, dass der Grundsatz der Selbst- 
ständigkeit der katholischen Kirche in Ordnung ihrer Angelegen- 
heiten zur vollen Geltung gebracht werde. Ein Gesetz, unter dem 
Schutze der Verfassung stehend, wird der Rechtsstellung der Kirche 
eine sichere Grundlage verbürgen. In diesem Gesetze und 
den darauf zu bauenden weiteren Anordnungen wird der In- 
halt der Uebereinkunft seinen berechtigten Ausdruck 
finden. So wird Meine Regierung begründeten Forderungen der 
katholischen Kirche auf verfassungsmässigem Wege gerecht werden, 
und, in schwerer Probe bewährt, wird das öffentliche Recht des 
Landes eine neue Weihe empfangen.“ 

Demgemäss bestimmen die $$ 7 und 12 des noch heute in Kraft stehen- 
den Gesetzes vom 9. Oktober 1860 (Walter, p. 406s.; Georg Spohn, 
Badisches Staatskirchenrecht, Karlsruhe 1868, S. 15 £., 24 £.; v. Kremer- 
Auenrode, I, $. 319 — Staatsarchiv, XXXII, Nr. 4836; Heiner, 
Gesetze, S. 4 £.; Schneider, 8. 337 £.): 

„Die vereinigte evangelisch-protestantische und die römisch-katho- 
lische Kirche ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten frei und 
selbständig. Der Verkehr mit den kirchlichen Obern ist ungehindert,“ 

und 

„Die Kirchen sind befugt, Bildungsanstalten für diejenigen, welche 
sich dem geistlichen Stande widmen, zu errichten,“ 

welch letztere Bestimmung nunmehr durch diejenige des Gesetzes vom 
5.Juli1888 (Heiner, Gesetze, 8.30; Schneider, 8.343) Artikel Iersetztist: 

„Die Kirchen sind befugt, Anstalten zur theologisch-praktischen 
Vorbildung der künftigen Geistlichen zu unterhalten. Desgleichen 
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sind sie befugt, Pensionsanstalten (Konvikte) für solche zu er- 

richten und zu unterhalten, welche behufs der Vorbereitung für 

den geistlichen Beruf nach Massgabe des Gesetzes vom 5. März 
1880, betreffend die allgemeine wissenschaftliche Vorbildung der 
Kandidaten des geistlichen Standes, Gelehrtenschulen oder die 
Universität besuchen“ 

u.8. w. 

Auch in Württemberg erklärte ein Allerhöchstes Reskript vom 
13. Juni 1861 (Golther, S. 452 f. mit 226 f.): 

„Was den Inhalt jenes neuen Gesetzentwurfs betrifft, so ist es 
Unsere Absicht, dass die Regelung der einschlägigen Verhältnisse 
nach Massgabe der in der früheren Convention ent- 
haltenen Direktiven herbeizuführen gesucht, und dass, un- 
beschadet der Rechte und Interessen des Staates und der in 
demselben befindlichen anderen Confessionen, der materielle 
Inhalt jener Convention der beabsichtigten neuen 
Staatsgesetzgebung zu Grunde gelegt werde.“ 
Ebenso die Note vom 12. Juni 1861 an den Kardinalstaatssekretär 
Antonelli (Golther, S. 457 mit 228; Rümelin, II, S. 208f.). Das 
demgemäss erlassene Gesetz vom 30. Januar 1862 (Schneider, S. 310 ff.} 
bestimmt in Artikel 20: 
„Der Verkehr mit den kirchlichen Obern wird von Staats wegen 
nicht gehindert,“ 
macht aber im übrigen der katholischen Kirche nicht dieselben ausdrück- 
lichen und bündigen Zusicherungen wie das badische. Doch ist eine 
weitere Beanstandung der beiden Artikel der Bulle von 1827 nach dem 
Sinn und Geist dieses Gesetzes und des dadurch erst zu unbehinderter 
Geltung gelangten $ 78 der württembergischen Verfassung ausgeschlossen 
(Schneider, S. 309; Golther, 8.58, 301 ffi., 338 fi., 358 ff, 419 f.; 
Vering, Kirchenrecht, $ 44, S. 228 ff.). 

Für das Grossherzogtum Hessen liegen die Dinge dagegen wieder 
ähnlich wie in Baden; vgl. das Gesetz vom 23. April 1875, die rechtliche 
Stellung der Kirchen und Religionsgemeinschaften im Staate betreffend, 
Artikel IV (Schmidt, 8. 130; Schneider, 8. 376; Reidel, $. 188). 

Desgleichen sind für die Bistümer Fulda und Limburg die Vor- 
behalte gegenüber den beiden Artikeln der Bulle von 1827 hinfällig ge- 
worden, zum mindesten seit der Unterstellung jener unter das preussi- 
sche Staatskirchenrecht bezw. unter den bis 1875 der preussischen Ver- 
fassung zugehörigen und in neuerer Zeit der preussischen Gesetzgebung 
wenigstens stillschweigend zu Grunde liegenden Artikel 15 über die selb- 
ständige Ordnung und Verwaltung der Angelegenheiten der Kirchen 
durch diese, 
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1}: 


Die Rechtsnatur der Breven. 
Zu S. 23, 


Nur langsam und nicht durchweg mit vollem Erfolg ist man sich 
hüben und drüben, in Wissenschaft und Praxis über die Rechtsnatur der 
Breven klar geworden. 

Für Consalvi und die preussische Regierung, deren Vorgehen nachher 
den oberrheinischen zum Muster diente, war zunächst einfach das bei 
der Kurie herkömmliche Verfahren massgebend. Darnach wurden Fest- 
setzungen, die dem überlieferten, kanonischen Rechte mehr oder weniger 
entsprachen, in feierlicher Form, in unserem Falle also in einer Bulle 
niedergelegt; neueres Recht dagegen, besonders Zugeständnisse, die das 
alte, strenge aufhoben oder milderten, fanden mit Vorliebe in Breven 
Aufnahme, die unter Umständen gar nicht zur Veröffentlichung gelangen 
sollten. Vgl. die Note Consalvis vom 9. Februar 1821 bei Friedberg, 
Bischofswahlen, II, S. 23 und dazu ebenda, I, S. 357. Siehe auch die 
Verhandlungen über das Basler Exhortationsbreve bei Gareis und Zorn, 
II, S. 82£.; Fleiner, S. 77, 178 £. 

Daraus und aus dem Wortlaut der betreffenden Erlasse ergab 
sich zunächst die Bezeichnung Explikativ- oder Exhortationsbreve, die 
sowohl in den diplomatischen Verhandlungen als auch in der Literatur 
sehr beliebt war und immer wiederkehrte, aber über die rechtliche Be- 
deutung der Schreiben im Grunde genommen herzlich wenig aussagte. 
Siehe z. B. die württembergisch-badische Note an den Kardinalstaats- 
sekretär Somaglia vom 4./7. September 1826 bei Friedberg, Bischofs- 
wahlen, II, S. 151, die von: lettres apostoliques explicatoires spricht und die 
im Bericht Genottes vom 16. November 1826 berichtete Bezeichnung des 
Zusatzerlasses als: bref explicatif bei Herrmann, S. 67 Anm. 1 (vgl. 
auch S. 82) sowie die seither erschienene Literatur, die diese Bezeich- 
nungen überall verwendet, u. A. v. Waenker, S. 19; Rösch, Einfluss, 
S. 166. 

Ausführlicher, aber wenig glücklich, sprach sich zuerst v. Ketteler 
über das preussische Breve aus, indem er es zunächst $. 32f. als „einen 
vollkommen freien Act des heiligen Vaters, einen Act des Wohlwollens 
und der Rücksicht auf die preussische Regierung“, S. 34, „als eine frei- 
willige Anweisung“ hinstellte, allerdings nach S. 38 zugleich in dem Sinne, 
dass es „eine Instruction“ sei, „welche der Papst den Capiteln gegeben 
hat“, und „bezüglich seiner formellen Bedeutung ganz in dem Verhältniss 
einer Verwaltungsverfügung zu einem Gesetze steht“. Dagegen vgl. 
Friedberg, Veto, S. 22 ff., und Bischofswahlen, I, S. 356 f£.; v. Sybel, 
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S. 14, namentlich aber auch Hirschel, S. 65, und im Grunde nicht 
minder Rosner, Archiv, XXXV, 1876, S. 84, 114 und zuletzt Rösch, 
Einfluss, S. 66. 

Mehr auf das innere Verhältnis von Bulle und Breve ist Fried- 
bergs Augenmerk gerichtet, wenn er Veto, S. 57, Bischofswahlen, I, 
S. 417 ausführt, in den Breven, namentlich im oberrheinischen, sei 
weniger das Wahlrecht niedergelegt als das Prinzip, nach dem das Kapitel 
sein ganzes Verhalten zu regeln habe. 

Doch bricht sich die Erkenntnis, dass es sich in Wahrheit um Aus- 
führungsverordnungen handelt, und dass diese Auffassung das Verhältnis 
zu den Bullen am besten trifit, schon seit der Mitte des vergangenen 
‚Jahrhunderts immer entschiedener Bahn; man vgl. statt Anderer nur die 
(von Maas) im Archiv XX, 1868, S. 280, 290 mitgeteilten Aeusserungen 
der päpstlichen Bevollmächtigten zur badischen Konventionsverhandlung 
und von Maas selbst, die letzten der oben abgedruckten Wendungen 
v. Kettelers sowie etwa v. Waenker, S. 22; Hirschel, S. 64. 


12. 


Grund der Nichtpublikation der Breven. 
Zu 8. 23. 


Friedberg, Veto, S. 23, und Bischofswahlen, I, S. 358, dem sich 
Rösch, 8. 67, anschliesst, sucht den Grund dafür, dass die Breven, ge- 
nauer das preussische, anders als die Bullen nicht veröffentlicht wurden, 
viel zu weit darin: „Die formell als Gesetz des Papstes auftretende Bulle 
enthielt doch auch vertragsmässige Verpflichtungen des Königs von 
Preussen, denen auch dieser einen rechtlichen Ausdruck geben musste. 
Das Breve dagegen gewährte der Regierung lediglich Rechte. Es war 
daher bezüglich dieses nur nöthig, die preussische Regierung zu verge- 
wissern, dass der Papst seiner vertragsmässigen Obliegenheit, das Breve 
an die Capitel zu schicken, nachgekommen sei, und das geschah eben da- 
durch, dass der preussischen Regierung die Breven zur Beförderung an 
die Adressen übergeben wurden und sie deren Empfang quittirte.“ Doch 
sagt er gleich nachher treffend: „An die Bulle waren auch die preussi- 
schen Staatsbehörden gebunden, welche dem Papste nicht zu gehorchen 
hatten und nur eine gehörig publicirte königliche Willensmeinung als 
Gesetz annahmen. Durch das Breve wurden dagegen lediglich Personen 
verpflichtet, welche unter der päpstlichen Jurisdiction standen, und welche 
daher päpstlichen Befehlen zu gehorchen hatten, sobald sie ihnen eröffnet 
wurden und sie erfuhren, dass dies mit Genehmigung der Staatsregierung 
geschehe.“ Der wahre Grund der Nichtpublikation der Breven ist also 
auch Friedberg nicht völlig entgangen. 
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Uebrigens sei an dieser Stelle bemerkt, dass auch das Basler Breve 
von den betreffenden Diözesanständen nicht plazetiert bezw. sanktioniert 
und veröffentlicht wurde. Attenhofer, Archiv XIX, 1868, 8.81; 
Fleiner, $. 92, 181 f.: Protokoll der Diözesankonferenz vom 29. März 1828: 

„von einer obrigkeitlich zu veranstaltenden Publikation der beiden 
päpstlichen Exhortationsbreven, sowohl an den Bischof als an das 
Donikapitel gerichtet, könne als von eigentlichen zu keiner Publi- 
zität sich eignenden Staatsakten hier keine Rede sein“, 

182. In St. Gallen nahm die Regierung das Exhortationsbreve zu den 
Akten unter einem gleichzeitig dem katholischen Administrationsrat noti- 
fizierten Beschluss, der das der Bulle erteilte Plazet und die dabei ge- 
machten Vorbehalte auf das Zusatzschreiben ausdehnte; vgl. Gareis 
und Zorn, II, S. 195; Fehr, S$. 215. 


13. 


Die Breven vereinbartes Recht. 
ZusSm238! 


Freilich im Jahre 1853 ging der oberrheinische Episkopat in seiner 
Denkschrift, S. 102 (vgl. auch Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 200) 
so weit, zu behaupten, die Breven hätten 

„durchaus nicht die Natur von Gesetzen oder irgend dispositiven 
Erlassen, sondern lediglich von Beglückwünschungs- und Ermah- 
nungsschreiben bei Gelegenheit der Neubesetzung der Bisthümer 
und Kapitel“. 

Diese Auffassung wirkte nicht nur in den oben S. 23 Anm. 5 und $.111 
erwähnten Ausführungen v. Kettelers nach, der Form und Inhalt nicht 
genügend auseinanderhielt und das preussische Breve nicht als verein- 
bartes Recht, sondern nur als einen „Act zwischen Papst und Capitel“ 
gelten lassen wollte. Vielmehr hat es auch sonst nicht an Versuchen 
gefehlt, der Vorschrift der Breven den Charakter der Rechtspflicht zu 
nehmen und ihn durch den einer blossen Gewissenspflicht zu ersetzen; 
vgl. Herrmann, S. 108. 

Jedoch dagegen und für die Anerkennung des Breveninhalts als 
zwischen Staat und Kirche vereinbartes Recht haben sich alsbald ausser 
Gegnern v. Kettelers wie Herrmann, $. 84f., 98; Schulte, 8. 47, 
48 ff.; Friedberg, Veto, 8. 22ff.; Derselbe, Bischofswahlen, I, 8. 356 ff., 
409 ff. auch solche ausgesprochen, die sonst auf seiner Seite stehen, z. B. Hir- 
schel, 8. 65: „Demnach gründet sich der Erlaß des Breves unzweifelhaft 
auf eine vom Papste dem Könige von Preußen gegenüber vertrags- 
mäßig eingegangene Verbindlichkeit. Geht auch das Breve lediglich 
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von ersterem aus und ist es auch nur eine Instruction des Vorge- 
setzten an Untergebene, des Oberhauptes der Kirche an die preußi- 
schen Capitel, so hatte sich aber jenes verpflichtet, eine derartige Weisung 
an diese gelangen zu lassen,“ S. 103, 132 ff., ferner Rosner, Archiv 
XXXV, 1876, S. 84: „Das Breve ist formell ein Erlass des Papstes an 
die Capitel, worin er ihnen die Pflichten, welche sie bei Ausübung des 
ihnen in der Bulle eingeräumten Rechts der Bischofswahl zu erfüllen 
haben, in der Form einer ernsten Ermahnung an’s Herz legt... Der 
Inhalt der im Breve enthaltenen Anweisung beruht allerdings auf einer 
vertragsmässigen Uebereinkunft zwischen dem heiligen Stuhle und der 
preussischen Regierung,“ und Rösch, Einfluss, 8. 66f., 144f., 154 
Anm. 1. 

Die Sprache der Akten lässt eben in diesem Punkte an Deutlichkeit 
nichts zu wünschen übrig. Man vgl. namentlich die Note des preussi- 
schen Gesandten Niebuhr an den Kardinalstaatssekretär Consalvi vom 
20. März 1821 bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 24f. — siehe 
auch I, S. 58, 59 und etwa noch (v. Reisach,) Die badische Regierung 
S. 19 —, worin begehrt wird: 

un bref formant une partie essentielle des actes constitutifs de 
ces chapitres, 

ein Begehren, dem dann auch entsprochen wurde. So völlig unrecht 
hatte also das von Jolly geleitete badische Ministerium des Innern nicht, 
als es am 10, September 1868 und am 19. Juni 1869 dem Freiburger 
Domkapitel erklärte (Friedberg, Staat und Kirche in Baden, S. 504; 
Bischofswahlen, II, S. 210, 214): 

„Bulle und Breve bilden einen Bestandtheil des inländischen öffent- 
lichen Rechts und kann daher der römische Stuhl nicht einseitig 
eine Anwendung bestimmen, welche von den nach Entstehung und 
Wortlaut vollkommen klaren Vereinbarungen abweicht.“ 


Allerdings ergibt sich letzteres schon aus der Eigenschaft als verein- 
bartes Recht und ist bei obiger Behauptung übersehen, dass eine for- 
melle Erhebung in das Staatskirchenrecht und damit in das öffent- 
liche inländische Recht bei den Breven anders als bei den Bullen nie statt- 
gefunden hat. 

Genau wie die deutschen beruhen übrigens auch die für die Schweiz 
ergangenen Breven auf Vereinbarung zwischen den Regierungen und dem 
heiligen Stuhl; vgl. Gareis und Zorn, II, S. 80, 82f., 195; Fleiner, 
S. 77£., 89, 92, 178 £.; Fehr, S. 218 mit Anm. 2. 
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14. 


Die Konstitution: Promulgandi Pius X. vom 29. September 1908. 
Zu 8.29. 


Allerdings bestimmt nunmehr eine Konstitution Pius X. vom 
29. September 1908: Promulgandi pontificias Constitutiones (Acta 
Sanctae Sedis XLI, 1908, p. 619=.), es solle vom Beginne des Jahres 
1909 an ein Commentarium officiale de Apostolicae Sedis actis, also 
ein amtliches Kirchengesetzesblatt von der vatikanischen Druckerei 
herausgegeben werden, worin die päpstlichen Konstitutionen , Gesetze, 
Dekrete und sonstigen Erlasse der römischen Bischöfe und Behörden 
durch die zuständigen Amtsstellen zu veröffentlichen seien, so zwar, 
dass sie als 


hac una eaque unica ratione legitime promulgata zu gelten 
hätten, quoties promulgatione sit opus nec aliter fuerit 
a Sancta Sede provisum. Volumus praeterea in idem Commen- 
tarium cetera Sanctae Sedis acta referri, quae ad communem 
cognitionem videantur utilia, quantum certe ipsorum natura sinat. 


Also selbst für allgemeine kirchliche Erlasse ist die Bekanntgebung in 
dem Gesetzesblatt, die zwar die Regel bilden und, wenn erfolgt, ge- 
nügen soll, nicht zum unbedingten Erfordernis gemacht. Vielmehr wird 
die Geheimhaltung vor der grossen Oeffentlichkeit oder 
die Anordnung eines anderen Publikationsmodus auch für 
die Zukunft ausdrücklich vorgesehen und vorbehalten. Die 
Behauptung von Heiner, Kirchenrecht, I, 8. 419 und Archiv für 
katholisches Kirchenrecht, LXXXIX, 1909, S. 88: „Kein römisches 
Dokument hat ohne die Veröffentlichung in diesem päpstlichen Amts- 
blatt juristischen Wert“, ist nicht nur höchst unglücklich gefasst, son- 
dern steht auch mit dem Wortlaut der Konstitution: Promulgandi in 
Widerspruch und verkennt, dass auch in Zukunft die Kirche nicht öffent- 
liche Rechtssetzung ganz entbehren weder können noch wollen wird. 
Vollends für die Vergangenheit und damit für den Erlass von 1900 kommt 
ein Veröffentlichungszwang nicht in Betracht. 

Uebrigens hat dies päpstliche Gesetzesblatt am 1. Januar 1909 unter 
dem Titel: Acta Apostolicae Sedis, Commentarium offieiale, zu erscheinen 
begonnen und enthält in seiner ersten Nummer die Konstitution: Promul- 
gandi selbst samt den oben S. 29 Anm. 3, unten $. 116 erwähnten Er- 
lassen betreffend die Neuorganisation der Kurie. 
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15, 


Das Wahlrecht ein Privileg. 
Zu 8. 33. 


Vgl. den Erlass selbst, der, oben S. 95 Z. 2 von einer specialis iuris 
ordinatio spricht, auf die in Deutschland das Bischofswahlrecht sich 
gründe, 8. 95 Z. 21 von facultas et officium, 8. 96 Z. 12 von munus, und 
vor allem zahlreiche frühere Kundgebungen der Kurie z. B. das Breve: 
Quod de fidelium (Walter, Fontes, p. 262; Friedberg, Bischofs- 
wahlen, II, S. 245; Schneider, S. 70): illustre de Antistitum electione 
privilegium, das Breve: Re sacra (Friedberg, Bischofswahlen, II, 
S. 245; Schneider, S. 127): privilegium Antistitem eligendi, die Bulle: 
Instabilis für St. Gallen (Gareis und Zorn, II, S. XXXV mit 194 
Anm. 2): singulare privilegium, ebenso das St. Galler Breve (a. a. O. II, 
S. NXXIX), die das Wahlrecht als ein Privileg, als durch Indult gewährt 
hinstellen. Mit Recht. Anders als in der alten Kirche und im hohen 
Mittelalter ist eben heute selbst in den terrae Sedis Apostolicae 
die freie Verleihung der Bistümer durch den Papst die 
Regel. Denn Belgien (über dieses Ebers, Devolutionsrecht, S. 382 
Anm. 4; Vering, Kirchenrecht’, $45, 8. 267, aber auch 8 138, S. 564), 
vor allem aber Italien und Frankreich haben in Folge der — in 
den beiden erstgenannten Ländern allerdings in mancher Beziehung recht 
unvollkommen und zum Teil nur dem Namen nach durchgeführten — 
Trennung von Staat und Kirche die Nomination eingebüsst. Und durch 
die Konstitution Pius X.: Sapienti consilio vom 29. Juni 1908 c. 6 (Acta 
Sanctae Sedis XLI, 1908, p. 431s.; Archiv für katholisches Kirchenrecht, 
LXXXVIIL 1908, S. 684; Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht, XVIII, 
1908, 8. 441, Acta Apostolicae Sedis, I, p. 12) haben England (vgl. 
dazu Alfons Bellesheim, Verabschiedung der englischen Bischöfe von 
der Kongregation der Propaganda, Archiv für katholisches Kirchenrecht, 
LXXXIX, 1909, S. 82 fi.), Schottland, Irland, Holland (Ebers 
a. a. 0. S. 382 Anm. 5; Vering, Kirchenrecht’, $ 45, 8. 269, aber auch 
$ 138, S. 564) und Luxemburg (Vering, Kirchenrecht’, $ 45, S. 271), 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika und Kanada, wo 
bekanntlich nur unmassgebliche Vorschläge und Designationen (Buss in 
Wetzer und Weltes Kirchenlexikon, II?, Sp. 883; Schneider, ebenda, 
XII °, Sp. 1148), aber keine eigentlichen Wahlen vorgenommen werden, 
aufgehört, Missionsland zu sein; vgl. dazu Ebers, Die römische Kurie 
a. a. OÖ. Nr. 46, S. 363 und Hilling, Die Neuorganisation der römi- 
schen Kurie a. a. OÖ. S. 42; Derselbe, Die Reformen des Papstes 
Pius X., 8. 72. Die freie päpstliche Verleihung muss aber 
darüber hinaus auch als Grundsatz, als gemeines Recht an- 
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erkannt werden. So schon Mejer, Lehrbuch, $ 170, 180, S. 441, 468 £.; 
Philipp Zorn, Lehrbuch des Kirchenrechts, Stuttgart 1888, S. 309 mit 
Anm. 1 und neuerdings Wernz, Jus decretalium, II, 2°, $ 751, p. 537; 
E. Philippe, Le droit canonique dans les pays non concordataires, 
Canoniste contemporain, XXVIII, 1905, p. 377, 460ss.; Boudinhon, 
Les consequences de la separation pour le droit canonique en France, 
ebenda, XXX, 1907, p. 356s., und Rothenbücher, S. 182 mit Anm. 4, 
183, 239, 347 £., 416, 470, wo aber die eben erwähnten neuesten Vor- 
gänge noch nicht mit berücksichtigt werden konnten. Die Einwendungen 
von Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 131, S. 657 Anm. 5 erledigen sich 
durch die Annahme eines derogatorischen Gewohnheitsrechtes, die, wenn 
irgendwo, hier nicht nur angebracht, sondern geradezu geboten erscheint. 


16. 


Verzicht auf die Ausübung des Wahlrechts und Anhandnahme der 
Besetzung durch den Papst im Einzelfall. 
ZUESe 38: 


Ein solcher Verzicht wurde z. B. durch ein Schreiben des Münchner 
Nuntius vom 22. Juli 1864 dem Trierer Kapitel nahegelegt, nachdem 
Abt Haneberg die auf ihn gefallene Wahl abgelehnt hatte. In diesem 
Schriftstück hiess es u. a.: 

Quibus omnibus Summi Pontifieis iussu ac nomine DD. VV. 
patefactis sequitur novam nunc necessariam esse electionem: qua 
tamen super re Beatissimus Pater id ipsum ac DD. VV. vitare vehe- 
menter exoptat, longiorem nempe illius Episcopalis Sedis viduitatem. 
Hoc autem procul dubio accideret, si consuetae electionis modo 
retento ceterae quae in usu sunt conditiones ad amussim servan- 
dae essent. Si vero Capitulum Cathedrale, praesentibus rerum 
adiunetis ac maiori Eccelesiae bono prae oculis habitis, pro hac 
tantum vice iuri suo renuntiare vellet, ita ut unum omnimodo ido- 
neum ac probatum ecclesiasticum virum per litteras Beatissimo 
Patri praesentaret in Episcopum Trevirensem canonice instituen- 
dum, res tam gravis exitum profecto tutiorem ac promptiorem 
haberet. 

Das Kapitel liess sich aber darauf nicht ein, schritt zu einer neuen Wahl 
und wählte den Feldpropst Pelldram, was man in Rom nicht beanstandete, 
da, wie der Nuntius dem Kapitel schrieb: 

Sanctissimus Dominus noster sane Capitulum punire noluit. 

Vgl. Rosner, Archiv XXXIII, 1875, S. 310 f. mit Anm. 1 und dazu 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 250% f. sowie den interessanten Brief- 
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wechsel des Trierer Domkapitels mit Bischof v. Ketteler in Mainz über 
diese Wahl aus dem Jahre 1869 bei Pfülf, Bischof v. Ketteler, II, S. 419 f. 

Auch im Fall des Grafen Ledochowski fand im Dezember 1865 
nach vorheriger Verständigung der preussischen Regierung mit dem 
heiligen Stuhl nicht eine Ernennung durch letztern, sondern nur die An- 
ordnung der Wahl des Vereinbarten durch den Papst an die Kapitel von 
Gnesen und Posen statt, ein Befehl, dem die Wähler am 16. des genannten 
Monates ohne weiteres nachkamen; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 250 
Anm.1; Rosner im Archiv XXXIJ, 1874, S. 104. 

Selbst in dem Schreiben des Kardinalstaatssekretärs Lambruschini 
an das Domkapitel von Hildesheim vom 8. Oktober 1841, bei Fried- 
berg, Bischofswahlen, II, S. 180, nach dem eventuell auch päpstliche 
Besetzung kraft Devolutionsrechtes in Frage gekommen wäre, berief sich 
die Kurie, die übrigens die Wiederholung der Wahl gestattete, für die in 
Erwägung gezogene Versetzung motu proprio Papae auf den Wunsch der 
Mehrheit des Kapitels. 

Dagegen hat Pius IX. am 21. Dezember 1865 dem Senior des 
Kölner Domkapitels, Weihbischof Baudri, in einem Breve eröffnet (Fried- 
berg, Bischofswahlen, II, S. 179): 

„Damit endlich die langdauernde Erledigung dieser so berühmten 
Kirche in Deutschland aufhöre, wie Ihr zugleich mit allen Gut- 
gesinnten es angelegentlich wünscht, so haben Wir beschlossen, 
Uns die Ernennung des neuen Erzbischofs von Cöln vorzu- 
behalten.“ 
Doch solle in Zukunft das Wahlrecht, durch neue Vereinbarungen mit 
dem König von Preussen gesichert, wieder zur Ausübung gelangen und 
auch diesmal der Zusammenhang damit in der Weise gewahrt werden, 
dass der zweimal vom Kapitel auf die Liste gesetzte Bischof Paulus 
Melchers von Osnabrück, zum Erzbischof ernannt werde. Vgl. dazu 
v. Sybel,.8. 31ff.; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 251 ff.; Rosner, 
Archiv XXXIII, 1875, S. 312 ff.; Pfülf, Bischof von Ketteler, II, 
S. 257; Goyau, III, p. 312. 

Aber auch dem Domkapitel Limburg gegenüber erging unterm 
15. September 1886 eine ganz ähnliche Erklärung mit nachfolgender päpst- 
licher Ernennung des Domdechanten Karl Klein zum dortigen Bischof; 
vgl. Höhler, II, S. 380 £. n 

Und ebenso wurde im April 1876 der bischöfliche Stuhl von Mainz 
vom Papste auf direkte Verständigung mit der hessischen Regierung hin 
mit dem Bischof Paul Leopold Haffner besetzt (Brück-Kissling, IV, 
2, 8.295). Doch war schon zuvor, z. B. im Archiv für katholisches Kirchen- 
recht LIV, 1885, S. 284 dieser Ausweg von einem Schriftsteller, der wahr- 
scheinlich dem Mainzer Kapitel, wenn nicht angehörte, so doch sehr nahe 
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stand, empfohlen worden, und wurde er demgemäss wohl im Einverständ- 
nis mit dem Kapitel eingeschlagen. 

Ueber andere ähnliche Besetzungen anlässlich der Beilegung des 
preussischen Kulturkampfes siehe Brück-Kissling, Geschichte, IV, 2, 
S. 57, 71, 119. 


17. 
Die Regierungen und das Wahlrecht der Kapitel. 
Zu S. 34. 


Eine andere Frage ist die, ob mit Rücksicht auf die Publikation 
der Bullen als Staatsgesetz die Regierung bei Massnahmen mitwirken darf, 
die darauf abzielen, dem Kapitel ganz oder für den einzelnen Fall das 
Wahlrecht zu nehmen. 

Die Frage wird dadurch noch schwieriger, dass die staatliche Publi- 
kation der Bullen unter der Herrschaft des absoluten Staates erfolgte, 
und dass seither der Landesherr für die Ausübung der gesetzgebenden 
Gewalt an die Mitwirkung der Volksvertretung gebunden worden ist. 

Man wird, zumal für Baden und Württemberg, für welche die Vor- 
gänge von 1859 und 1861 in Betracht zu ziehen sind, die in der Folge 
zur Aufgabe der Konventionen mit dem römischen Stuhl geführt haben, 
sagen dürfen, dass eine gänzliche Beseitigung des Kapitelswahlrechtes, 
selbst im Einverständnis mit Rom, nur durch ein Staatsgesetz erfolgen 
könnte, das den Anforderungen des heutigen konstitutionellen Staats- 
rechtes entsprechen und entweder der Bulle die staatsgesetzliche Geltung 
schlechthin entziehen oder eine neue Regelung an Stelle der bisherigen 
vornehmen würde. 

Was aber den Einzelfall anlangt, so wird man den Kapiteln auf 
Grund der staatlichen Publikation kaum ein subjektives Recht auf die Wahl 
innerhalb des staatlichen Rechtskreises zubilligen und von den Regie- 
rungen verlangen können, dass sie kirchlicher seien als das kirchliche 
Oberhaupt. 

Dies ganz besonders da, wo, wie in Baden gemäss $ 13 Absatz 1 
des Gesetzes vom 9. Oktober 1860 (Spohn, Badisches Staatskirchenrecht, 
S.25 fi.; Heiner, Gesetze, 8.5; Schneider, 8. 338): 

„In ihren bürgerlichen und staatsbürgerlichen Beziehungen bleiben 

, die Kirchen, deren Anstalten und Diener den Staatsgesetzen unter- 

worfen,“ 
in rein kirchlichen Angelegenheiten — und dazu gehört die Bischofswahl, 
sobald der Staat bezw. seine Regierung an ihr kein Interesse mehr zu 
haben erklärt und seine Hand von ihr zurückzieht — die Domkapitel 
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nach dem Wortlaut des staatlichen Gesetzes selbst lediglich der Kirche 
und ihrem Recht unterworfen sind. Vgl. auch Fritz Ammann, Die 
kirchliche Rechtspersönlichkeit im Grossherzogtum Baden nach Rechts- 
grund, Trägerschaft und Inhalt, Archiv für öffentliches Recht, XXIV, 
1909, S. 20, 239 ff. (auch als Freiburger juristische Dissertation 1908 er- 
schienen) und Rösch, Einfluss, S. 53, der, ohne die staatlichrechtliche 
Seite der Frage weiter in Betracht zu ziehen, sich dafür ausspricht, dass 
„durch Uebereinkommen zwischen der römischen Kurie und der Regierung 
von den Bestimmungen der Bulle abgegangen, eventuell das Wahlrecht des 
Kapitels ausgeschlossen werden“ kann. „Denn das Kapitel hat kein selb- 
ständiges Wahlrecht, sondern nur kraft Verleihung des apostolischen 
Stuhles, der es jederzeit modifizieren oder gänzlich aufheben kann.“ 

Jedenfalls entspricht die gelegentliche Hintansetzung des Wahlrechts 
der Kapitel durch direkte Verständigung zwischen Regierung und Kurie 
der bisherigen Praxis, mag man die Rechtslage dabei so oder anders be- 
urteilen. Vgl. auch Ebers, Devolutionsrecht, 8. 401. 


18. 


Devolution und Reservation. 
ZU S. 34 


Zu der Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen kraft De- 
volutionsrechtes dem Papste die Besetzungsbefugnis gegenüber den deut- 
schen und schweizerischen Wahlbistümern zukomme, vgl. statt Anderer 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 80, 217 f., 253—255, 276, 278 £., 292 f., 
303, 388 ff., 405 ff., 417 f. mit ebenda II, S. 178, 180 £., 183, 186, 192— 194: 
Rosner, Archiv XXXIV, 1875, S. 98 ff., 119 £.,, XXXV, 1876, S. 117, 
407 ff., 418 £.; Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 131, S. 661, 667, 674 f., 
III, $148, 8.169; Gareis und Zorn, II, S. 197 f.; Fleiner, 8. 87£., 
201 ff.; Fehr, S. 220; Rösch, Einfluss, S. 54 mit Anm. 1, 55 ff., 63 
Anm. 3, 65 Anm. 1, 142 Anm. 2, 253 £.; Böckenhoff, Archiv LXXX, 
1900, 8. 305 ff.; Hartmann-Lux, im Staatslexikon, I, Sp. 907; Ebers, 
Devolutionsrecht, S. 384 ff. und in den Historisch- Bun Blättern, 
CXL, 1907, S. 233 ff., 254 f. 

Ohne auf diesen weder durch den Erlass von 1900 berührten, noch 
durch neuere Tatsachen wiederum erörterungsbedürftig gewordenen Punkt 
näher eintreten zu wollen, möchte ich mich doch kurz dahin aussprechen, 
dass auch meines Erachtens eine Devolution wegen Fristversäumnis 
unter keinen Umständen dann in Frage kommen kann, wenn an der Ver- 
zögerung die Regierung durch verspätete Rücksendung der ihr rechtzeitig 
übersandten Wahlliste die Schuld trägt. 
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Im übrigen scheint mir die Kurie in der Bulle: Impensa Romanorum 

für Hannover mit der Wendung: 
Si vero ... electio minime fuerit canonice peracta 

doch auch für den Fall der Versäumnis der vom kanonischen Recht 
gesetzten dreimonatlichen Wahlfrist, die ich mit Hinschius, Kirchen- 
recht, II, S. 660 Anm. 8, auch für Hannover und den Oberrhein 
für massgebend erachte, auf die Besetzung durch den Papst verzichtet 
und die Wiederholung der Wahl gestattet zu haben. Weder lässt sich 
dagegen mit Fug einwenden, dass das Zugeständnis einer neuen Wahl, 
weil speciali gratia indultum, eng ausgelegt werden müsse; denn auch bei 
noch so strikter Interpretation ist eine verspätete Wahl sicher eine electio 
incanonice peracta. Noch kann der Gesichtspunkt entscheiden , dass bei 
unserer Auslegung den Kapiteln ein Freibrief zu beliebiger Verzögerung 
der Wahl gegeben sei. Das würde nicht mehr und nicht weniger auch 
gegen die Zulassung einer neuen Wahl im Falle eines Formverstosses oder 
der Erwählung einer persona non idonea sprechen, könnte doch auch 
durch die Ausserachtlassung der Form oder durch die Wahl eines Unge- 
eigneten die Besetzung der Kirche beliebig vereitelt oder hintangehalten 
werden. Mit solch chikanöser Ausübung des Wahlrechtes durch ein Kapitel 
dürfte seiner Zeit gerade der heilige Stuhl am allerwenigsten gerechnet 
haben, sondern nur mit Versäumnissen und Missgriffen, die im natürlichen 
Lauf der Dinge liegen. Noch weniger geht es an, das Zugeständnis der 
nova electio in dem Sinne zu pressen, dass damit nur eine zweite, nicht 
aber eine dritte Wahl gestattet sei. Auch an diesen Fall hat wohl bei 
der Vereinbarung der Bulle niemand gedacht. Diese will nichts anderes 
sagen, als dass ein Wahlversehen irgendwelcher Art nicht wie nach älterem 
Recht den Verlust der Wahlbefugnis für den betrefienden Besetzungstall 
zur Folge haben solle. Die schuldhafte Nichtvornahme oder Wiederholung 
einer Wahl liegen völlig ausserhalb dem Bereiche des vereinbarten Rechtes. 
Sollte der eine oder der andere Fall je eintreten, so müssten Regierung 
und Kurie sich zu verständigen suchen, und würde es wohl auf diesem 
Wege zur päpstlichen Ernennung kommen, nicht aber kraft Devolutions- 
rechtes. In der Tat hat die Kurie das gelegentlich von ihr in Anspruch 
genommene Devolutionsrecht wirklich durchzusetzen weder ernsthaft unter- 
nommen, noch vermocht, und hat die Regierung es nie anerkannt. 

Nicht anders liegen die Dinge am Oberrhein und im Bistum 
Basel, da die Bullen: Ad Dominiei gregis custodiam und: Inter prae- 
cipua die einschlägige Stelle der Bulle: Impensa Romanorum wörtlich 
übernommen haben und die Kurie bei gelegentlicher Behauptung des De- 
volutionsrechtes weder die Anerkennung der Regierungen noch einen prak- 
tischen Erfolg zu erzielen vermocht hat. In St. Gallen dagegen hat 
der Grosse Rat angesichts des Schweigens von Art. VIII der Uebereinkunft 
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mit dem heiligen Stuhle vom 7. November 1845 (Gareis und Zorn, II, 
S. XXVII) und der Bulle: Instabilis über die Folgen, die eine versäumte 
oder unkanonische Wahl haben würde, unterm 11. März 1847 in Art. II 
(Gareis und Zorn, II, S. XXX) beschlossen: 
„Für den Fall, wo eine vom Capitel getroffene Bischofswahl nicht 
nach den canonischen Regeln vorgenommen oder der Gewählte 
nicht mit den erforderlichen Eigenschaften ausgerüstet befunden 
und demselben desswegen die in Art. 8 des Concordates vorbe- 
haltene canonische Einsetzung versagt würde, soll jeweilen bei dem 
heiligen Stuhle die Concession nachgesucht werden, dass das Capitel 
mit Beachtung der gegebenen Vorschriften eine neue Wahl vor- 
nehmen dürfe.“ 
Selbst aus diesem Beschluss braucht man eine Anerkennung des Devolu- 
tionsrechtes nicht herauszulesen. Er erklärt sich vielmehr schon allein 
als Anerkennung der Tatsache, dass, wenn das vereinbarte Recht versage, 
von den beiden Beteiligten nur in gegenseitigem Einvernehmen vorge- 
gangen werden könne, entweder im Sinne der Zulassung einer nochmaligen 
Wahl, welchen Weg die weltliche Gewalt anempfiehlt, oder durch päpst- 
liche Ernennung im Einverständnis mit der Regierung, die aber nicht not- 
wendig auf Devolution gestützt bezw. aus ihr hergeleitet zu werden braucht. 

Was endlich Altpreussen anlangt, so enthält die Bulle: De salute 
animarum keine andere Bestimmung, als dass 

infra consuetum Trimestris spatium ... servatis Canonicis re- 
gulis ... servatis servandis ad formam sacrorum Canonum 

gewählt werden solle; irgend eine Bestimmung über die Gestattung einer 
Neuwahl bei Fristversäumnis oder bei einer in Form bezw. Erfolg fehler- 
haften Wahl ist nicht getroffen. Bei der Beurteilung der Frage, was 
demnach als vereinbartes Recht zu gelten habe, ist in Betracht zu ziehen, 
dass, wie oben S. 25 bemerkt wurde und 8. 50 mit Anhang 32 aus- 
geführt ist, das Listenverfahren bei Vereinbarung der Bulle nicht beliebte, 
sondern ein Vorgehen ins Auge gefasst wurde, das man als einfacher und 
sicherer ansah, so dass mit Wahlverspätungen und Wahlverstössen weniger 
gerechnet zu werden brauchte als nachmals in Hannover, am Oberrhein, 
in Basel und St. Gallen; ferner dass es nicht darauf ankommt, ob 
Preussen meinte, der König bewillige den Kapiteln das Wahlrecht, und 
die Kurie, das ganze gemeine Kirchenrecht solle, soweit die 
gemeinsamen Festsetzungen nicht etwas anderes bestimmten, zur An- 
wendung kommen, sondern allein darauf, dass über diese Punkte 
unzweifelhaft eine Einigung nicht erzielt wurde. Auch kann 
hier nicht mit der selbständigen Geltung des Kirchenrechtes operiert 
werden, da es angesichts der Vereinbarungen bei der Bischofswahl 
nicht darauf ankommt, was Kirchenrecht, sondern allein darauf, 
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was — ausdrücklich oder stillschweigend — vereinbartes Recht 
ist. Schweigen also die Verhandlungen und Abmachungen zwischen 
Preussen und Rom in dieser Sache, so ist eben über den Fall verspäteter 
oder verfehlter Wahl für Altpreussen nichts vereinbart und haben sich, 
wenn ein solcher eintreten sollte, die beiden Teile auf dem Wege be- 
sonderer Verhandlung zu verständigen. Demgemäss hat eine Königliche 
Kabinettsordre vom 7. Februar 1830 erklärt, ein Devolutionsrecht solle 
von Seiten der preussischen Regierung nie anerkannt werden (Friedberg, 
Bischofswahlen, I, S. 389), und hat der römische Stuhl, als er trotz 
wiederholter Gelegenheit ein einziges Mal, 1864 für Köln, auf die De- 
volution anspielte, ihr doch weiter keine Folge gegeben. 

So kommen wir zu dem Ergebnis, dass ein Devolutions- 
recht, selbst bei Fristversäumnis, gegenüber den deutschen 
Wahlbistümern weder ausgeübt worden noch überhaupt 
anzuerkennen ist, und dass Recht und Praxis sich in diesem 
Punkte in voller Uebereinstimmung befinden. 

Einfacher erledigt sich die Frage, ob päpstliche Reservationen 
noch in Geltung stehen; vgl. dazu Friedberg, Bischofswahlen, I, 
8. 385 ff., 405; Rosner im Archiv, XXXV, 1876, S. 116£.; Hinschius, 
Kirchenrecht, II, $ 131, 8. 674 £., III, $ 147, S. 166; Fleiner, 8. 201f.; 
Rösch, Einfluss, S. 53f£., 63 Anm. 3; Ebers, Devolutionsrecht, 8. 396 
Anm. 6 und in den Historisch-politischen Blättern, CXL, 1907, 8. 191 f. 
Denn für Hannover und den Oberrhein behaupten selbst diejenigen 
den Fortbestand des extraordinären päpstlichen Provisionsrechtes kraft 
Reservation nicht, die sonst immer gleich das ganze „kanonische Recht“ in 
die Vereinbarungen hineinzutragen geneigt sind. Anders für Altpreussen 
mit Rücksicht auf nachstehende Stelle der Bulle: De salute animarum: 

facultatem tribuimus, ut in singulis illarum sedium vacationibus 
per Antistitum respectivorum obitum extra Romanam Curiam vel 
per earum sedium resignationem et abdicationem ... Dignitates 
ac Canonici ... eligere possint. 
Zwar dass bei obitus extra curiam, resignatio und abdicatio gewählt 
wird und keine Reservation Platz greift, wird angesichts des klaren 
Wortlautes der Bulle allgemein zugegeben. Dagegen soll argumento a 
contrario aus der Bulle die Anerkennung der Reservation bei obitus in 
curia, ja mittelbar sogar in den übrigen Reservatfällen, Absetzung u. s. w. 
sich ergeben. Hierauf ist aber wiederum zu entgegnen, dass nichts dafür, 
wohl aber alles dagegen spricht, dass die preussische Regierung im Zweifel 
das ganze gemeine Recht mit vereinbart wissen wollte. Vielmehr ist 
einfach für den Fall des obitus in curia und erst recht für die nicht er- 
wähnten Reservationen nichts vereinbart und in Folge dessen besondere 
Einzelvereinbarung nötig. 
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19. 


Artikel XVil, IV und V des französischen Konkordates von 1801, 
Artikel IX des bayrischen von 1817. 
Zu 8. 38. 


Artikel XVII lautet: 

Utringue conventum est, quod in casu, quo aliquis ex successori- 
bus hodierni primi Consulis catholicam religionem non profiteretur, 
super iuribus ac privilegiis in superiori articulo commemoratis nec 
non super nominatione ad archiepiscopatus et episcopatus respectu 
ipsius nova conventio fiet. 

Dazu Artikel IV: 

Consul primus Gallicanae reipublicae intra tres menses, qui pro- 
mulgationem constitutionis apostolicae consequentur, archiepiscopos 
et episcopos novae circumscriptionis dioecesibus praeficiendos no- 
minabit. Summus Pontifex institutionem canonicam dabit iuxta 
formas relative ad Gallias ante regiminis commutationem statutas 

und Artikel V: 

Item Consul primus ad episcopales sedes, quae in posterum va- 
caverint, novos antistites nominabit, iisque, ut in articulo praece- 
denti constitutum est, apostolica Sedes canonicam dabit institu- 
tionem 

bei Walter, p. 189s.; Schneider, S.168 mit 167; Mansi-Martin- 
Petit, Sacrorum conciliorum nova et amplissima collectio, tom. XLI, Pari- 
siis 1909, col. 501, 499 mit 502, 500. 

Ganz ähnlich bestimmt, wie bekannt, Artikel IX des bayrischen 
Konkordats vom 5. Juni, 24. Oktober 1817 (bei Walter, p. 208; 
Schneider, 8.6): 

Sanctitas Sua, attenta utilitate, quae ex hac Conventione manat 
in ea, quae ad res Ecclesiae et Religionis pertinent, Maiestati Regis 
Maximiliani Josephi eiusque Successoribus Catholieis per Litteras 
Apostolicas statim post ratificationem praesentis Conventionis expe- 
diendas in perpetuum concedet Indultum nominandi ad vacantes 
Archiepiscopales et Episcopales Ecclesias Regni Bavarici dignos et 
idoneos Ecclesiasticos Viros iis dotibus praeditos, quas sacri Canones 
requirunt. Talibus autem Viris Sanctitas Sua Canonicam dabit 
Institutionem iuxta formas consuetas. 

Vgl. Mejer, Römisch-deutsche Frage, II, 1,S.140f., dazu v. Sicherer, 
8. 213, 220, 225, 228, 230, 233, 238, 239, 241, 247, 254 und Anhang 
S. 53, 59£., 68, 74f.; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 36 ff., 353 fi.; 
Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 133, S. 691 mit Anm. 6; Ernst Mayer, 
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Die Kirchen-Hoheitsrechte des Königs von Bayern, München 1884, S. 180; 
Christian Meurer, Bayerisches Kirchenvermögensrecht , II, Stuttgart 
1901, S.124fi.; G. Laubmann und M. Doeberl, Denkwürdigkeiten 
des Grafen Maximilian Joseph von Montgelas über die innere Staatsverwal- 
tung Bayerns (1799—1817), München 1908, S. 120, 135. 


20. 


Der Wegfall des Konkordates und das französische Kirchenrecht. 
Der Streit um das: Nobis nominavit. 
Zu S. 38. 


Boudinhon, Les consequences, Canoniste contemporain, 5.8.0.0 
1907, p. 129 ss., 209 ss., 353 ss. und ihm folgend Rothenbücher, 8.347 
führen aus, der Wegfall des Konkordates habe auf das Recht der fran- 
zösischen Kirche nur den Einfluss gehabt, dass die der Regierung zuge- 
standenen Befugnisse gegenstandslos geworden seien. Dagegen blieben 
jene Ausnahmen vom gemeinen Rechte, die durch das Konkordat nicht 
der Regierung, sondern der Kirche von Frankreich bewilligt worden seien, 
so lange in Geltung, bis sie durch ein neues Kirchengesetz, das das Kon- 
kordat ersetze, aufgehoben würden. Dies ergebe sich daraus, dass das 
Konkordat die Geltung eines Kirchengesetzes habe, dass dieses Kirchen- 
oesetz durch den Bruch oder die Kündigung des völkerrechtlichen Ver- 
trages nicht berührt, sondern nur durch ein neues Kirchengesetz wieder 
aufgehoben werden könne. Daran ist zunächst so viel richtig, dass die 
innerkirchliche Rechtslage in Frankreich trotz der Trennung und des 
Wegfalls des Konkordates so lange und so weit dieselbe wie bisher bleibt, 
als daran nicht vom kirchlichen Gesetzgeber Aenderungen vorgenommen 
werden, Uebersehen ist aber dabei, dass solche Aenderungen nicht bloss 
durch förmliche Zurücknahme der Konkordatsbestimmungen, wie sie z. B. 
für Baden (Maas, Geschichte, 8. 394 f.; Lauer, S. 237; Schneider, 
Rechtliche Natur der Vereinbarungen, S. 84) und für Württemberg 
(v. Kremer-Auenrode, I, S. 299 = Staatsarchiv, XXIII, Nr. 4827, 
Maas, Geschichte, 8. 395 Anm. 1) erfolgt sind, und nicht bloss im 
Wege des Kirchengesetzes erfolgen können, sondern auch durch Gewohn- 
heit, und dass gerade in solchen Lagen das in desuetudinem abire eine 
srosse Rolle spielt. 

Hier auch noch ein Wort über den Streit um das: Nobis nominavit, 
der dem Bruch zwischen Frankreich und der katholischen Kirche voran- 
ging. Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 478 Anm. 5, äusserte sich an- 
lässlich der Meinungsverschiedenheiten, die schon 1871/72 über diesen 
Punkt entstanden waren, dahin, es sei durch die Hinzufügung des: Nobis 
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„die technische Bezeichnung der Nomination umgangen“ worden. Er 

scheint also wenigstens damals der Ansicht derer zugeneigt zu haben, 

die in der Nomination eine Ernennung, nicht eine Benennung sahen. 

Bekanntlich hat bei diesem ersten Streitfall die französische Regierung 

daran nicht festgehalten, vielmehr, nachdem das: Praesentaverit einiger 

Institutionsurkunden durch das: Nominaverit ersetzt worden war, das: 

Nobis vor letzterem ruhig sich gefallen lassen; vgl. das von Thiers gezeich- 

nete Dekret des französischen Staatsrates vom 27. September 1872 in den 

Acta Sanctae Sedis, XXXVIII, 1905/6, Suppl. p. 189 ss., das anerkennt: 

„que cette... formule qui a Ete le plus habituellement employ6e 

dans les bulles depuis 1803 n’avait pas et& consideree, jusqu’en 

1872, comme pouvant contredire au droit du Gouvernement, sowie: 

que les explications fournies par la chancellerie pontificale ont 

suffisamment eclairei l’incident qui avait provoque les observations 

du Gouvernement francais, qu'il resulte de ces explications que 

le droit du pouvoir civil n’est nullement conteste et que la formule: 

Nobis nominavit est employ&e dans un sens qui ne peut y pre- 
judicier en rien.“ 

In der Tat konnte im vorliegenden Fall, wo es sich nicht um die 
Uebertragung der Pfründe, sondern um diejenige des Kirchenamtes han- 
delte, diese vernünftiger Weise nur der kirchlichen Obrigkeit, nicht der 
Staatsregierung zustehen. Vollends dafür, dass die Kurie beim Abschluss 
des Konkordates mit der Regierung im Sinne der Zuerkennung eines Er- 
nennungsrechtes an die letztere sich zu einigen gedacht hätte, liegt nicht 
der geringste Anhaltspunkt vor; vgl. die Dokumente bei Ilario Rinieri, 
La diplomazia pontificia nel secolo XIX, Il concordato tra Pio VII e il 
primo console I, Roma 1902, p. 517, 523, 581 und dazu A. Debidour, 
Histoire des rapports de l’Eglise et de l’etat en France de 1789 & 1870, 
Paris 1890, p. 198, 207; Cardinal Mathieu, p. 101, 142s., 145, 225; 
Mansi-Martin-Petit, XLI, col. 464, 468. Anders, aber zu Unrecht 
Paul Marmottan, L’institution canonique et Napoleon Ier, Revue 
historique, LXXXVI, 1904, p. 58 ss., besonders p. 59. 

All das hinderte jedoch das Ministerium Combes nicht, auf die An- 
gelegenheit zurückzukommen und sie 1902 ff. zum Gegenstand einer 
kirchenpolitischen Aktion zu machen; vgl. Rothenbücher, S$. 212 £., 
235f. Die Kurie hat auf die in dieser Sache ihr überreichte Note des 
französischen Botschafters beim Vatikan Nisard vom 21. Dezember 1902 
(Acta Sanctae Sedis, XXXVIII, 1905/6, Supplem., p. 1868.) in einem 
Memorandum des Staatssekretariats vom 9. März 1903 (ebenda, p. 188 ss.) 
ihren Rechtsstandpunkt eingehend dargelegt und ihn seither in ihrem 
Weissbuch über die Trennung (ebenda, p. 73 ss.), wie mir scheint, historisch 
und juristisch durchschlagend begründet; wenn sie schliesslich, in der 
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Hoffnung, den drohenden Bruch abzuwenden, der französischen Regierung 
entgegenkam und das: Nobis aufgab, so konnte sie dies um so eher tun, 
als damit für die Gegenseite nicht das Geringste erreicht war. Ob mit, 
ob ohne: Nobis stellt sich eben, wie Hinschiu s, Kirchenrecht, II, 
$ 133, S. 692 schon lange zuvor treffend formuliert hatte, „juristisch das 
Nominationsrecht nach den neueren Indulten — und so auch nach dem 
von Hinschius selbst dabei mit in Betracht gezogenen französischen 
Konkordat — nur als Präsentationsrecht dar; d. h. der Landesherr über- 
trägt nicht durch seine Benennung unter etwaigem Vorbehalt einer Prü- 
fung und Bestätigung des Papstes das bischöfliche Amt, vielmehr be- 
zeichnet er nur die Person, welcher er das Amt verliehen zu sehen wünscht, 
und der Akt der Uebertragung vollzieht sich erst mit der institutio 
canonica des Papstes.“ Vgl. über die Rechtsnatur der Nomination ausser- 
dem die bei Stutz, Kirchenrecht, $ 96, a.a.0., II, S. 949; Säg- 
müller, Kirchenrecht?, $ 72, S. 295 Anm. 1 verzeichnete neuere Literatur. 


21. 


Die Besetzung der bischöflichen Stühle Strassburg und Metz, der 
Katholischen Feldpropstei und des Apostolischen Vikariats Sachsen. 
Zu 8. 39. 


Vgl. über Strassburg und Metz Rösch, Einfus, $, 2 
Anm. 1, aber auch Leoni und Mandel, a.a. 0.8. 291, die be- 
haupten, es würden nach wie vor die Bestimmungen des Konkordates 
angewendet. Juristisch korrekter ist die Angabe von Cardinal Mathieu, 
p- 103 mit n. 1, seit 1871 geschehe die Besetzung auf dem Wege de 
l’entente amiable au sujet des candidats et d’une sorte de presentation 
qui, sans constituer un droit pour Je gouvernement, assure cependant le 
choix d’une personne qu’il agree. M. a. W. es liegt nicht eine Nominations- 
befugnis im Rechtssinne vor, wohl aber wird der kaiserlichen Regierung 
die tatsächliche Benennung zugestanden, wie dies ja in älterer und 
neuerer Zeit auch sonst akatholischen Herrschern gewährt worden ist. 
Vgl. z. B. Mejer, Propaganda, II, S. 346; Derselbe, Veto, 8.5. 

Aehnlich verhält es sich mit dem katholischen Feldpropst der 
königlich preussischen Armee, der vom Papst im Einvernehmen mit dem 
König von Preussen bezw. auf dessen Vorschlag ernannt wird; vgl. Fried- 
berg, Bischofswahlen, II, S. 267 ff. mit I, S. 456; Hinschius, Kirchen- 
recht, II, $ 95, S. 31; Rösch, Einfluss, $S.2 Anm. 1. 

Schon eher als eigentliches Nominationsrecht dürfte die dem (katho- 
lischen) König von Sachsen bezüglich des Apostolischen Vikariats Sachsen 
zustehende Benennungsbefugnis anzusehen sein, sind doch Nominations- 
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rechte an solchen Vikariaten, wie z. B. Mejer, Propaganda, II, S. 287 
lehrt, gerade in der Geschichte der deutschen Missionsorganisation durch- 
aus nicht ohne Vorgang. Vgl. darüber J. FridericusSchulte, Status 
dioecesium catholicarum, Gissae 1866, p. 148; Hinschius, Kirchen- 
recht, II, $ 98, S. 358, $ 133, S. 692 Anm. 5; Vering, Kirchenrecht, 
$ 43, 8.204; Rösch, Einfluss, S. 1 Anm. 2. Dass dem Vikar nicht rechts- 
notwendig, wohl aber aus Gründen der Zweckmässigkeit, jeweilen auch 
die Apostolische Präfektur Lausitz-Meissen mit der Episkopaljurisdiktion 
über die Oberlausitz übertragen wird, macht keine Schwierigkeit, da der 
Papst auch hiefür zu ernennen hat. Die Personalunion mit der Dom- 
dechantei von Bautzen dagegen, für die dem Domkapitel daselbst das 
Wahlrecht zusteht, wird in der Regel durch Vereinbarung erzielt, kann 
aber auch durch päpstliche Ernennung herbeigeführt werden, wie das 
nach einer mir gütigst gemachten Mitteilung bei der letzten Besetzung 
durch Breve vom 4. April 1906 geschehen ist. 


22 


ur 


Absolutes und unbeschränktes Veto. 
Zu 8. 42. 


Vgl. dazu die Instruktion für den hannoverschen Gesandten v. Om- 
pteda vom 18. November 1818, der bezüglich der Gestaltung und Aus- 
dehnung des Vetos wie im übrigen gutachtliche Aeusserungen von dessen 
rechtsverständigem Beirat, dem früheren Göttinger Professor Hofrat Leist 
zu Grunde liegen; Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 58, 67. Darin 
heisst es (Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 74 mit I, S. 81£.): 


„Nothwendig muss aber der Artikel besonders in Betreff der 
Worte ‚ita tamen, ut numerus sufficiens supersit ex quo novus 
episcopus religi valeat‘ anders und so gefasst werden, dass dem 
Regenten ein unbeschränktes Veto zusteht, und dass er 
durch die Zahl der vorgeschlagenen Subjecte in keiner Weise ge- 
bunden wird. Es müssen nicht nur, wenn es zuträglich scheint, 
alle welche vorgeschlagen worden, verworfen werden 
können, sondern es muss dieses auch so oft geschehen können, 
als es für nöthig befunden wird. Je unbeschränkter das Recht 
der Landesherrschaft, je weniger wird man sie in die Nothwendig- 
keit setzen, davon Gebrauch zu machen. An einem solchen unbe- 
schränkten Veto hat das Gouvernement genug.“ 


Dagegen richteten sich alsbald die Fogli confidenziali Consal- 


vis, worin dieser (Friedberg, Bischofswahlen, II, 8. 77) ausführte, 
man werde 
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„nicht mit der Weglassung der Worte: ita tamen, ut numerus 
supersit einverstanden sein können, welche in Folge der Prärogative 
eines unbeschränkten Veto, die Se. Majestät sich nach der 
Aeusserung des Baron Reden in ihrem ganzen Umfange vorbehält 
und als unbezweifeltes Recht der Krone betrachtet, unterdrückt 
werden sollen. Es kann nämlich nicht verhehlt werden, dass der 
heilige Stuhl die in Anspruch genommene Prärogative des Veto 
nicht als ein unbestrittenes Recht der Krone anerkennt. Der Herr 
Baron Reden wird zugeben müssen, dass die vorgeschlagene Ver- 
änderung des 12. Artikels in Ansehung des Veto ein der Nominatio 
— welche der heilige Stuhl akatholischen Fürsten niemals zuge- 
steht — im Wesentlichen gleichkommendes Recht mit sich bringen 
würde und zugleich höchlich beleidigend für die Kirche wäre, 
indem darin der Fall als möglich vorausgesetzt wird, nicht nur 
dass das Capitel dem Gouvernement eine Liste von Candidaten 
vorlegen könnte, welche sämmtlich demselben verhasst oder ver- 
dächtig wären, sondern sogar, dass dasselbe im Stande sei, die 
Einreichung einer Liste dieser Art mehrere Male zu wiederholen.“ 

Im Anschluss an diesen Schriftenwechsel, neben dem namentlich 
noch eine Depesche des badischen Ministers v. Berstett vom 19. (nicht 
29.) Juni 1826 bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 155 mit I, S. 187 
in Betracht kommt, der zu Folge die württembergische Regierung un veto 
absolu in dem Sinne verlangt: 

„dass keine dem Regenten unangenehme Person vom Capitel 
gewählt und dem Papste zur canonischen Einsetzung präsentirt 
werden dürfe“ (ebenda, I, S. 178), 

hat, so viel ich sehe, später die Literatur die Bezeichnung „unbeschränktes 
Veto“ aufgenommen und technisch gemacht, jedoch so, dass sie ihn gleich- 
bedeutend und unterschiedslos mit dem anderen „absolutes“ oder „unbe- 
dingtes Veto“ gebraucht. Vgl. z.B. Mejer, Veto, 8.20; v. Ketteler, 
S. 24 ff., 36 ff.; Schulte, Veto, 8. 57; Friedberg, Veto, 8. 26 ff., 30 f.; 
Derselbe, Bischofswahlen, I, S. 83, 176, 369, 374 ff., (Maas), Archiv, 
XXI, 1869, S. 185 ff.; Hirschel, 8. 98£.; v.Sybel, S. 11£., 15, 20, 45; 
Bosner im Archiv, XXXV, 1876, S. 107f£.; Fleiner, S. 194£.; 
Rösch, Einfiuss, S. 70ff., 82, 122#., 157ff.; Derselbe im Archiv, 
LXXXI, 1901, 8. 687; Ebers in den Historisch-politischen Blättern, 
CXL, 1907, S. 236 ff. Siehe auch den bekannten offenen Brief des früheren 
preussischen Kultusministers v. Mühler an den Fürsten Bismarck von 1872, 
worin er der aufgehobenen katholischen Abteilung bezeugt: 

„In Beziehung auf die Bischofswahlen hat man daselbst das un- 
bedingte Veto des Königs gegenüber den römischen Anforde- 
rungen stets mit Entschiedenheit festgehalten ‚“ 

Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 9 
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bei G. Reuter (nach Vering, Kirchenrecht, $ 39, S. 170 Anm. 39, gleich- 
falls = Geheimrat Krätzig), weitere Aufschlüsse über die Aufhebung der 
katholischen Abtheilung im preussischen Cultusministerium, Archiv für 
katholisches Kirchenrecht, XXX, 1873, S. 79. 

Man hält jedoch unbeschränktes und absolutes Veto besser aus- 
einander. 

Ein unbeschränktes Veto würde die Befugnis bedeuten, ohne jede 
sachliche Schranke in unbegrenzter Zahl nach freiem Belieben auszuschliessen 
und könnte allerdings zu einer positiven Beeinflussung führen. 

Das absolute Veto besagt dagegen nur, der Landesherr brauche es 
unter keinen Umständen zu dulden, dass eine ihm nicht genehme Persön- 
lichkeit den bischöflichen Stuhl besteige und könne in diesem Sinne auf 
dem Wege des Ausschlussverfahrens vorgehen. 

Gewiss kann sich beides in der Praxis nahe kommen, da, wie sich 
zeigen wird, für die Landesherrn keinerlei Rechenschaftspflicht besteht 
und der Begriff der Missliebigkeit in seiner Verwendung allein vom landes- 
herrlichen Ermessen abhängt. Aber das absolute Veto hält formell streng 
die Grenze der Negative inne und gewährleistet bei einer seinem Wesen 
und Zweck entsprechenden Anwendung ganz im Gegensatz zu dem erst- 
genannten Rechte die Vermeidung von Uebergriffen in die Besetzung kirch- 
licher Aemter. Das entscheidet. Die Möglichkeit des Missbrauchs ist bei 
jedem Recht gegeben und darf weder bei der Begriffsformulierung noch 
bei der Bewertung den Ausschlag geben; vielmehr ist einzig und allein 
der sach- und sinngemässe Gebrauch in Betracht zu ziehen. 

Die nachstehenden Erörterungen sollen dartun, dass nicht nur nach 
dem Erlass des Kardinalstaatssekretärs Rampolla, sondern auch nach dem 
vereinbarten Recht ein illimitatum excludendi ius, ein unbeschränktes 
Veto nicht gegeben ist, wohl aber ein absolutes oder unbedingtes im oben 
genannten: Sinne. 


23. 


Das Wahlrecht der preussischen Ehrendomherren und des 
Stadipfarrers von Frankfurt a. M. 
Zu 8. 43. 


Siehe darüber Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 383 und dazu 
ebenda, I, S. 242 (sowie bei v.Sybel,S.27 einen preussischen Ministerial- 
erlass vom 9. April 1842; ferner S. 294, wo erwähnt ist, dass auch in 
Fulda am 15. November 1830 bei der Wahl Pfaffs auf Grund von Wahl- 
dekreten, die dessen Vorgänger, Bischof Rieger, erlassen hatte, drei staat- 
lich ernannte Ehrendomherren mitgewählt haben, und dass die Wahl 
trotzdem in Rom bestätigt wurde; endlich II, S. 162, wo es in dem 


Anhang 23 zu Seite 43. 131 


oben S. 25 mit Anm. 4 erwähnten Schreiben des Kardinalstaatssekretärs 
Lambruschini an das Domkapitel von Trier heisst: 

Denique minime probanda ratio illa est, quae respieit Canonicos 
honorarios circa tractatus, qui electioni praeire canonica disciplina 
non improbante consueverunt, ius siquidem suffragii ferendi ipsis 
aeque ac numerariis per supra dictas Apostolicas litteras fuit attri- 
butum. Porro cui ius datum est, illa etiam competere dicenda 
sunt, sine quibus ius ipsum nequeat convenienter explicari. Cum 
ergo tractatus istiusmodi in bonum electionis tendant, atque eo 
potissimum spectent, ut perpensis eligendorum meritis ius suffragii 
rite exerceatur, minime dubitari posse videtur, quin Canonieis 
honorariis instante saltem electionis actu ea debeant patefieri, de 
quibus praecedenter a Capitulo in rem fuerit consultatum. 

Siehe ferner Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 81, $. 83 mit Anm. 7 
und 8, $ 131, 8. 659 Anm. 1, 685 mit Anm.5; Rösch, Einfluss, $. 35 
mit Anm. 3, 63 Anm. 5; Ebers in den Historisch-politischen Blättern, 
CXL, 1907, 8. 203f. und wegen des Propstes von St. Hedwig in Berlin, 
des Grossdechanten der Grafschaft Glatz sowie wegen der oldenburgischen 
Ehrendomherren, Schneider, $. 5l, 443. 

Bezüglich der Stadtpfarrei Frankfurt a. M., deren Inhaber als solcher 
bis dahin gemäss dem Staatsvertrag zwischen Nassau und der freien 
Stadt Frankfurt vom 8. Oktober 1818 (bei Höhler, Anhang, 8. XXXVIf. 
mit II, 8. 50f.) und nach der Bulle: Provida solersque fünfter Domherr 
von Limburg und bischöflicher Kommissar gewesen war, bestimmte Bischof 
Blum in dem Redotationsdekret vom 31. Oktober 1868 (Archiv für 
katholisches Kirchenrecht, XXI. 1869, S. 346; Richter-Dove-Kahl, 
Kirchenrecht®, $182, S. 651 Anm. 10, $ 184, S. 657 Anm. 9; Schneider, 
S. 141; Höhler, Anhang $S. LXXXVIILff. mit II, S. 299 f£., 304 ff.) mit 
Zustimmung des Königs von Preussen und gemäss päpstlicher Anordnung: 

Quoniam Paroecia Francofurtensis S. Bartholomaeo dicata celebris 
sit tota Germania, propterea quod in ea sacra Aede per multa 
saecula Romani Imperatores electi et coronati fuerunt, eiusdem 
Paroeciae Parochus ipso iure sit Canonicus honorarius Ecclesiae 
Nostrae Cathedralis cum propriis insignibus Canonicorum eiusdem 
Eeclesiae et cum iure ferendi suffragium pro novi Episcopi electione, 
cum Sedes Episcopalis vacaverit. Ceteroquin salarium qua Canonicus 
honorarius non perecipiet. 

Darnach hat also der Frankfurter Stadtpfarrer und bischöfliche Kommissar 
bei der Limburger Bischofswahl dieselben Rechte, wie in Altpreussen 
die daselbst allen Kapiteln beigegebenen Ehrendomherren. Vgl. dazu 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 425; Hinschius, Kirchenrecht, II, 
$ 131, S. 659 Anm. 1, 683 Anm. 3. 
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In Basel, St. Gallen und Chur sind bei der Bischofswahl neben 
den residierenden Domherren auch die nicht residierenden, die canoniei 
forenses oder foranei stimmberechtigt; vgl. Gareis und Zorn, IH, 
S. 59, 86, 194; Fleiner, 8. 169£.; Danuser, S. 75ff.; Fehr, 8. 218. 


24, 


Informativ- und Definitivprozess. 
Zu S. 44. 


Vgl. über den Informativ- und den Definitivprozess, ihre Geschichte, 
ihre gegenwärtige Gestalt, die dazu Berufenen und die neueste Praxis 
statt Anderer: Walter Friedensburg, Informativprozesse über deutsche 
Kirchen in vortridentinischer Zeit, Quellen und Forschungen aus italieni- 
schen Archiven, herausgegeben vom Kgl. Preussischen historischen In- 
stitut in Rom, I, 1898, S. 165ff.; Theodor Dreher, Der Informativ- 
prozess des Bischofs Johann Truchsess von Waldburg-Wolfegg zu Kon- 
stanz aus dem Jahre 1627, Freiburger katholisches Kirchenblatt, 1894, 
Nr. 8-11; Wilhelm Richter, Studien und Quellen zur Paderborner 
Geschichte, I, Paderborn 1893, Nr. II; Anton Lutterbeck, Der 
Informativprozess, Giessen 1850; Derselbe, Die Mainzer Bischofswahl 
und der Informativprozess, Mainz 1850; Christoph Moufang, Der 
Informativprozess bei den Bischofswahlen, Mainz 1850; Der Informativ- 
prozess, eine kirchenrechtliche Abhandlung, Mainz 1850; Beleuchtung der 
Schrift: Der Informativprozess ... Mainz 1850; Herrmann, S. 38; 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 72, 75, 78, 383, 404 mit II, S. 61f., 
65, 216 ff.; Rosner im Archiv, XXXI, 1874, S. 106 ff., XXXV, 1876, 
S.115; Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 131, S. 672ff.; Richter- 
Dove-Kahl, Kirchenrecht °, $ 184, S. 659 mit Anm. 17, 18; Rösch, 
Einfluss, 8. 8 mit Anm. 1, 25 mit Anm. 2, 112, 169, 177£., 199, 201 
Anm. 2, 202, 254 mit Anm. 2, zu welch letzterer Stelle noch nach- 
zutragen ist, dass auch die Informativprozesse des am 30. März 1882 
vom Papste ernannten Paderborner Bischofs Drobe (Brück-Kissling, 
Geschichte, IV, 2, 8. 71), des 1899 gewählten Bischofs Voss von Osna- 
brück und des 1908 erwählten Bischofs Bludau von Ermeland durch die 
Münchener Nuntiatur geführt worden sind bezw. werden. 

Wie alle die Besetzung der bischöflichen Stühle betreffenden An- 
gelegenheiten liegt fortan die Vornahme des Definitivprozesses der ersten 
Abteilung der Konsistorialkongregation in Rom ob, an welche die Akten 
durch das Staatssekretariat zu bringen sind. Vgl. constitutio: Sapienti 
consilio, I, 2, c. 2 (Acta Sanctae Sedis, XLI, 1908, p. 427s.; Archiv für 
katholisches Kirchenrecht, LXXXVIII, 1908, S. 681; Deutsche Zeitschrift 
für Kirchenrecht, XVIII, 1908, S.438; Acta Apostolicae Sedis, I, 1909, p. 9): 
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Ad primam (partem Sacrae Congregationis Consistorialis) speetat 
... Episcopos ... eligere, canonicas inquisitiones seu processus 
super eligendis indicere actosque diligenter expendere ... At si 
viri eligendi ... sint extra Itallam, administri Offici a publicis 
Negotiis vulgo Secretariae Status ipsi documenta exeipient et po- 
sitionem conficient Congregationi Consistoriali subiiciendam 


und dazu Ebers, Die römische Kurie, a. a. O., Nr. 46, S. 361; Hilling, 
Die Neuorganisation der Kurie, a. a. O., S. 39; Derselbe, Die Reformen 
des Papstes Pius X, 8. 65 mit Anm. 2, 


25. 
Kardinalstaatssekretär Antonelli über das Vorverfahren (1865). 
Zu 8.45, 


Vgl. daau Herrmann, $. 14 und vor allem die Note des Kardinal- 
staatssekretärs Antonelli an den preussischen Gesandten vom 5. August 
1865 (bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 169): 


„Die ursprünglichen Canones, welche heute die heiligen 
Wahlen regeln, beschäftigen sich allerdings nicht mit einer 
dem Souverain zu präsentirenden Candidatenliste, wie sie 
später in diesen letzten Zeiten eingeführt worden, um 
dem Verlangen einiger Souveraine Deutschlands zu 
genügen; sie sprechen jedoch von der Wahl und von den ihr 
vorausgehenden Acten wie von einer dem Capitel, als mo- 
ralische Person betrachtet, zustehenden Sache. Und indem 
sie den einzelnen Wählern das Recht zuerkennen, mit ihrer Stimme 
zu der Wahl mitzuwirken, erkennen sie in der Wahl den eigenen 
Act des Capitels, so dass derjenige als von dem Capitel gewählt 
angesehen wird, auf den sich entweder alle oder die Mehrheit der 
Domcapitulare, ohne Rücksicht auf den Dissens einiger, mit ihren 
Stimmen gewendet haben. Wie nun diese Bestimmung der 
Canones mit Recht auf alle Angelegenheiten, welche capi- 
tularisch verhandelt werden, Anwendung findet, so muss 
sie mit um so stärkerem Grund für einen Act Geltung haben, 
welcher der Wahl vorausgeht und der, so zu sagen, den 
Charakter einer vorläufigen Wahl hat, wie es eben gerade die 
Aufstellung der Liste ist.“ 
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26. 
Verhältnis von Vorverfahren und kanonischer Wahl. 
Zu 8. 46. 


Das Verhältnis von Vorverfahren und kanonischer Wahl ist nament- 
lich in dreifacher Hinsicht von praktischer Bedeutung. Es fragt sich 

l. ob das Vorverfahren wie ein gewöhnlicher Kapitelsschluss jeder- 
zeit wiederholt, ob also eine zweite oder eventuell eine weitere Vorwahl 
vorgenommen, bezw., wo eine Listenwahl Rechtens oder üblich ist, ob 
eine zweite oder eventuell eine weitere Liste eingereicht werden kann, 
oder ob schon das Vorverfahren den kanonischen Vorschriften betreffend 
die Nichtwiederholbarkeit untersteht; 

2. oban.der Vorwahl bezw. bei der Aufstellung der Liste die in Preussen 
mit zur Wahl berufenen Ehrendomherren teilzunehmen haben oder nicht; 

3. ob die für gewöhnliche Kapitelsschlüsse ausreichende relative 
Mehrheit, vorausgesetzt, dass diese pars maior zugleich auch sanior sei, 
genüge, oder ob nur für die kanonische Wahl die absolute Majorität ge- 
fordert werden muss. 

Auf die erste Frage werden wir unten noch zurückkommen. Zu 
der zweiten vgl. oben 8. 130 f., zu der dritten u. A. Friedberg, 
Veto, S. 10 mit 75 (Mejer Römisch-deutsche Frage, III, S. 150), wor- 
nach der Minister Altenstein in den Vorverhandlungen laut Denkschrift 
vom 23. Februar 1821 die relative Mehrheit angestrebt hat; Derselbe, 
Bischofswahlen, I, S. 57, 241: das Breslauer Kapitel hat 1841 die 
Wahlliste mit relativer Stimmenmehrheit aufgestellt, König Friedrich Wil- 
helm IV. aber erklärt in einem Erlass an den Minister Eichhorn am 
22. April desselben Jahres: 

„Bei der engen Beziehung, in welcher die Aufstellung der Candi- 
datenliste zu der künftigen Fürstbischofswahl steht, hätte die Noth- 
wendigkeit einer absoluten Majorität für die überhaupt auf die 
Liste zu bringenden Candidaten dem Capitel einleuchten müssen“. 

Ebenda S. 242: demgemäss weist ein preussischer Ministerialerlass vom 
9. April 1842 das Trierer Kapitel an, 

„vor Bestimmung des feierlichen Wahltages ein unter Zuziehung 
der bei der Bischofswahl stimmberechtigten Ehrendomherren 
in vorschriftsmässig zu berufender Capitular-Versammlung und nach 
den Resultaten einer absoluten Stimmenmehrheit abgefasstes 
Verzeichniss derjenigen Geistlichen einzureichen, welche Wohldasselbe 
bei der Wahl zur bischöflichen Würde überhaupt berücksichtigen 
zu können glaubt“. 

Ebenda S. 257: die Majorität des Kölner Domkapitels will die Liste mit 
absolutem Mehr aufgestellt wissen, S. 368 f. mit II, S. 22, 166, 169, 171 
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und dazu Rosner im Archiv, XXXV, 1876, S. 104f., 414 f.; Hinschius, 
Kirchenrecht, II, $ 131, S. 683 mit Anm. 3, $ 83, 8. 129 mit Anm. 8; 
Fleiner, 8. 196 mit Anm. 2; Rösch, Einfluss, S.34 Anm. 1, 127 Anm. 1. 
Dem Sinn und Zweck der ganzen Einrichtung sowohl als auch den 
Umständen, unter denen sie entstanden ist, dürfte, so scheint mir, am 
besten eine Entscheidung entsprechen, die dem Vorverfahren möglichste 
Freiheit lässt, es als eine an keinerlei Formen gebundene Vorbereitungs- 
handlung für die feierliche, kanonische Wahl behandelt. Mit von diesem 
Gesichtspunkt aus werden wir weiter unten zu dem Ergebnis gelangen, 
dass einer Ergänzung der Liste oder der Einreichung einer zweiten bezw. 
dritten vom Standpunkt des vereinbarten Rechtes aus nichts im Wege 
steht. Aus dem gleichen Grunde werden in Preussen zu der Sitzung, 
in der die Liste aufgestellt wird, auch die Ehrendomherren einzuladen 
sein (ebenso Hartmann-Lux im Staatslexikon, 1°, Sp. 909); in 
Ermland, wo kürzlich, am 26. November 1908, die jüngste preussische 
Bischofswahl stattgefunden hat, geschieht dies, wie Herr Dompropst 
Dr. Dittrich auf meine dahingehende Anfrage mir aufs liebenswürdigste 
mitzuteilen die Güte hatte, allerdings nicht, wohl aber z. B. in Köln, wo 
die Ehrendomherren in den beiden letzten Besetzungsfällen (1899: Erz- 
bischof Simar, 1902: Erzbischof und nachheriger Kardinal Fischer) zur 
Aufstellung der Liste offiziell eingeladen und, soweit die Zeit es erlaubte, 
auch zu den vorangegangenen nichtoffiziellen Vorbesprechungen heran- 
gezogen worden sind. Und endlich sollte grundsätzlich die relative Mehrheit 
genügen, und zwar nicht nur da, wo wie in Köln (vgl. Hermann Hüffer, 
Forschungen auf dem Gebiete des französischen und des rheinischen Kir- 
chenrechts, Münster 1863, S. 363) die Statuten durch die Bestimmung: 
De re pertractata decidat suffragiorum pluralitas votisque pari- 
bus, in quam partem iverit Praeses, ea praevaleat, 

das Beschliessen mit bloss relativem Mehr auch sonst ausdrücklich zu- 
lassen, sondern auch da, wo solche Bestimmungen fehlen. Ist es doch 
offenbar im Sinne des vereinbarten Rechtes und entspricht es doch augen- 
scheinlich dem Interesse sowohl der Kirche als auch des Staates, dass 
das Zustandekommen der Liste tunlichst erleichtert, und dass die Be- 
reicherung derselben auch durch solche Kandidaten ermöglicht wird, die 
— innerhalb der von der Wahlversammlung in Aussicht genommenen 
Zahl — wenigstens noch die relative Mehrheit erreichen. Die Wahlpraxis 
ist freilich wohl meist eine andere und verlangt eine absolute Mehrheit. 
So in Köln, so, nach der oben genannten Quelle, auch in Ermeland. 
Möglich, dass in Preussen der auf der vorigen Seite erwähnte Mini- 
sterialerlass von 1842 mit dazu den Anlass gegeben hat, oder dass Aeusse- 
rungen von kirchlicher Seite wie die oben $. 133 mitgeteilte Antonellis 

trotz ihrer rechtlichen Unverbindlichkeit bestimmend einwirkten. 
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27. 


Vatikanisches Kirchenrecht. 
Zu 8. 46. 


An der von mir in meinem Kirchenrecht $ 42f. a. a. 0. II, S. S75 fi. 
und in meiner Rede, Die kirchliche Rechtsgeschichte, 8. 30 gebrauchten 
Bezeichnung: Vatikanisches Kirchenrecht hat man Anstoss genommen und 
gefragt, weshalb denn gerade das Vatikanum dieser neuesten Periode der 
kirchlichen Rechtsentwicklung, die ich ungefähr mit dem 19. Jahrhundert 
beginnen lasse, den Namen geben solle, da es doch nicht in ihrem Anfange 
stehe und mit dem Kirchenrecht sich kaum befasst habe. 

Beides ist natürlich auch von mir in Betracht gezogen worden. 
Allein die zusammenhängende Betrachtung des Gesamtverlaufs der kirch- 
lichen Rechtsentwicklung hatte mir die Ueberzeugung aufgedrängt, ein- 
mal, dass mit der Wende des 18. und 19. Jahrhunderts für das katho- 
lische Kirchenrecht eine neue, durch zunehmende Spiritualisierung von 
der Vergangenheit deutlich sich abhebende Zeit angebrochen sei, weiter 
dass deren erste Jahrzehnte mehr nur von der Vorbereitung für einen 
Neubau des kirchlichen Rechtsorganismus in Anspruch genommen 
worden seien, indes der sich anbahnende Umschwung erst leise sich an- 
kündigte, endlich, dass das Vatikanum, indem es den Gipfelpunkt der 
Spiritualisierung, der Vergeistigung und Vergeistlichung des ehemals aus- 
gesprochen temporellen, mit weltlichen Beimischungen beschwerten Kirchen- 
rechtes auf dem Wege der Dogmatisierung des päpstlichen Rechtsprimates 
erklomm, über kurz oder lang zu einer gründlichen Neugestaltung des 
ganzen katholischen Kirchenrechtes führen müsse. 

In der Ueberzeugung also, dass wir erst im Anfang einer neuen 
Aera der Entwicklung des katholischen Kirchenrechtes stehen, und in 
der Erwartung, dass das durch das Vatikanum mehr als je in den kirch- 
lichen Vordergrund gestellte und gefestigte Papsttum, nachdem es in 
seiner neuen Stellung sich allseitig durchgesetzt hatte, auch auf dem 
Gebiet der Reform des kirchlichen Rechtes zur Tat übergehen werde, 
habe ich in meinem Grundriss des Kirchenrechtes, den ich 1902 auf 1903 
niederschrieb und der im Februar 1904 erschien, von einem „Vatikani- 
schen Kirchenrecht“ gesprochen, ohne zu ahnen, wie rasch und wie sehr 
mir die Tatsachen Recht geben würden. 

Wenige Wochen später erging zu allgemeiner Ueberraschung das 
Motu proprio Pius X.: Arduum sane munus vom 19. März 1904 (Acta 
Sanctae Sedis, XXXVI, 1903/04, p. 549; Archiv für katholisches Kirchen- 
recht, LXXXIV, 1904, S. 576 ff. mit 347 ff.; Deutsche Zeitschrift für 
Kirchenrecht, XIV, 1904, S. 444 ff.), das die Neukodifikation des „kanoni- 
schen“ Rechtes anordnete und die ersten Anstalten dazu traf. Und seit- 
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her ist nicht nur mit Macht an diesem Werke gearbeitet worden, son- 
dern es haben auch bereits wichtige Teile des Kirchenrechts die ver- 
heissene Neugestaltung erfahren. So das Eheschliessungsrecht durch das 
Dekret: Ne temere vom 2. August 1907 de sponsalibus et matrimonio 
(siehe dazu oben $. 100), so namentlich die Reorganisation der Kurie 
durch die Konstitution: Sapienti consilio vom 29. Juni 1908 und die 
damit zusammenhängenden Erlasse (vgl. darüber oben 8. 116) und über 
die bisherigen Reformen Pius X. auf dem Gebiete des Kirchenrechts 
überhaupt die schon wiederholt angeführte zusammenfassende Studie von 
Hilling. Insbesondere an diese Umgestaltung des ganzen kurialen 
Behördenapparates hätte vor dem Vatikanum und ohne es gar nicht 
gedacht werden können. In solcher Weise innerhalb der Kirche refor- 
mierend aufzutreten, vermag nur der durch die Unfehlbarkeit von allen 
konziliaren Rücksichten befreite und durch sie zugleich zu erhöhter Tätig- 
keit im Interesse des Ganzen angespornte absolute kirchliche Monarch. 
Schon damit wäre die Bezeichnung des neuesten Kirchenrechtes als des 
vatikanischen zur Genüge gerechtfertigt, selbst wenn wider alles Erwarten 
die künftigen Ereignisse unsere Auffassung nicht weiter. bestätigen sollten. 


28. 


Die Wahlbestimmungen der Bulle: De salute animarum. 
Zu. 8. 47. 


Sie lauten nach den oben S. 15 Anm. 2 angeführten Drucken: 


XXII. Rem denique Germaniae gratissimam, simulque praelau- 
dato Borussiae Regi acceptissimam Nos esse facturos iudicantes, 
si electionum iure in Transrhenanis Ecclesiis retento ac confirmato 
et in Cisrhenanis cessato per Apostolicas Dispositiones anni mille- 
simi octingentesimi primi nune in ipsis Cisrhenanis Dioecesibus 
praefati Regis Temporali Domino subiectis idem ius electionis redin- 
tegretur, quoad Capitula Ecelesiarum ad Germaniam pertinentium 
nempe Coloniensis, Trevirensis, Wratislaviensis, Paderbornensis et 
Monasteriensis decernimus ac statuimus, quod alia quacunque 
ratione vel consuetudine nec non electionis et postulationis discri- 
mine nobilitatisque natalium necessitate sublatis Capitulis praedictis, 
postauam supradieta methodo constituta et ordinata erunt, facul- 
tatem tribuimus, ut in singulis illarum sedium vacationibus per 
Antistitum respectivorum obitum extra Romanam Curiam vel per 
earum sedium resignationem et abdicationem (excepto tamen prae- 
senti casu vacationis Coloniensis ac Trevirensis Ecelesiarum) infra 
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consuetum Trimestris spatium Dignitates ac Canonici capitulariter 
congregati et servatis Canonieis regulis novos Antistites ex Eccle- 
siasticis quibuscunque viris Regni Borussiei incolis, dignis tamen, 
et iuxta Canonicas sanctiones idoneis servatis servandis ad formam 
sacrorum Canonum eligere possint; ad huiusmodi autem Electiones 
ius suffragii habebunt Canonici tam Numerari quam Honorarii 
nec exclusis quidem illis, qui ultra Capitularium numerum in hac 
reordinatione praefinitum, quoad vixerint, in ipsis Capitulis conser- 
vabuntur. XXXIII. Nihil vero in Capitulis Episcopalium Ecele- 
siarum Warmiensis et Culmensis nec non Archiepiscopalium Gnes- 
nensis et Posnaniensis invicem perpetuo unitarum innovantes man- 
damus dumtaxat, ut Gnesnenses et Posnanienses Capitulares ad 
Archiepiscopi eleetionem coniunctim debeant procedere ... XXIV. 
Quaelibet vero Eleetionum huiusmodi Instrumenta in authentica 
forma exarata ad Sanctam Sedem de more mittentur, a qua, si 
Electio Canonice peracta agnoscetur et ex processu Inquisitionis 
deinde a Romano Pontifice in singulis casibus alicui ex Archi- 
episcopis vel Episcopis intra fines Regni Borussici existentibus 
committendo et ad formam instructionis iussu Sanctae Memoriae 
Urbani Octavi Praedecessonis Nostri editae diligenter exarando de 
electi idoneitate constiterit, electiones huiusmodi a Nobis et Ro- 
manis Pontificibus Successoribus nostris iuxta statutum morem per 
Apostolicas Litteras confirmabuntur. 


29. 


Das Breve: Quod de fidelium. 
Zu 8. 47. 


Ueber die Drucke siehe oben 8. 16 Anm. 1. Die entscheidende 
Stelle lautet: 

Cum vero ad religionis incrementa utilioremque Episcopalis mu- 
neris procurationem summopere intersit, mutuam servari ut- 
riusque potestatis concordiam, quandoquidem ex Ivonis Carnotensis 
testimonüs, cum Regnum et Sacerdotium inter se conveniunt, 
bene regitur mundus, floret et fructificat Ecelesia: Vestrarum par- 
tium erit, eos adsciscere, quos, praeter qualitates caeteras eccle- 
siastico iure praefinitas prudentiae insuper laude commendari nec 
Serenissimo Regi minus gratos esse noveritis, de quibus, ante- 
quam solemnem electionis actum ex Canonum regulis rite celebretis, 
ut Vobis constet, curabitis. Quamquam vero Serenissimi Regis 
desideriis annuentes in praedietis Nostris literis constituerimus, 
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eligendos ad Borussiae Ecelesias eiusdem Regni incolas esse debere, 
non ideirco tamen eos omnes, qui extra idem Regnum morantur, 
nulla exceptione facta, esse a Vobis intendimus excludendos. Si 
enim in presbyterum ex Germanica natione praecipua laude prae- 
clarum, qui extra Borussiae ditionis fines habitet, vota Vestra in- 
elinent, eum assentiente Rege in Episcopum eligi a Vobis posse 
libentissime declaramus. 


Die beiden Bestimmungen und ihr Verhältnis zu einander hat später 
Kardinalstaatssekretär Antonelli in seiner an den preussischen Gesandten 
unterm 5. August 1865 gerichteten Note folgendermassen wiederzugeben 
unternommen (Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 172): 


„In den Verhandlungen, welche zwischen Pius VII. heiligen 
Andenkens und der Königlichen Regierung stattgefunden haben, 
wurden hauptsächlich zwei Dinge in Hinsicht auf die Wahl der 
Bischöfe ins Auge gefasst: einmal, den Capiteln die Freiheit der 
Wahl zu garantiren; zweitens, der Regierung die Sicherheit zu 
geben, dass nicht Personen auf die Bischofsstühle erhoben würden, 
welche die so nöthige und nützliche Eintracht des Priesterthums 
mit der Staatsgewalt compromittiren könnten. Für das Eine 
sorgte jener Papst durch die Bulle: De salute animarum, mittelst 
welcher er allen Capiteln der Kirche Preussens das Recht der 
Wahlen nach der Norm der heiligen Canones restituierte; für das 
Andere sorgte er speciell durch das ... gleichzeitige Breve: Quod 
de fidelium, welches er auf Ansuchen der Königlichen Regierung 
an eben diese Capitel richtete und durch welches ihnen aufgetragen 
wurde, sich vor der Wahl davon zu unterrichten, ob die Personen, 
auf welche die Wahl fallen könnte, mit den von den heiligen 
Canones erforderten Eigenschaften auch die verbänden, Sr. Majestät 
nicht ungenehm zu sein.“ 


Dem preussischen Recht ist das für Basel vereinbarte nachgebildet. 
Die Bestimmungen der Bulle: Inter praecipua, vor allem aber diejenigen 
des Breves: Quod ad rem sacram stimmen fast wörtlich mit den für 
Preussen ergangenen überein; vgl. Fleiner, S. 269, 274 mit 179. Auch 
das Bischofswahlrecht von St. Gallen gehört in diesen Zusammenhang; 
vgl. Gareis und Zorn, II, 8. XXXVI und XXXIXf. mit S. 195 
Anm. ]; Fehr, $. 218; doch weist das dortige Breve nicht unerheb- 
liche Abweichungen von dem preussischen auf, auf die weiter unten noch 
zurückzukommen sein wird. 
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30. 


Die Besetzung der preussischen Bistümer vor der Bulle: 
De salute animarum. 
Zu 8. 48. 


Ueber die Besetzung der bischöflichen Stühle in Preussen vor der 
Bulle: De salute animarum vgl. zunächst aus der Literatur über das 
Bischofswahlrecht und über die Stellung der katholischen Kirche in 
Preussen im 18. Jahrhundert und in den beiden ersten Jahrzehnten des 
19. statt anderer etwa folgende Werke: E. A. Th. Laspeyres, Ge- 
schichte und heutige Verfassung der katholischen Kirche Preussens, 1, 
Halle 1840, S. 368 ff., 392 ff.; 396 ff., 439 £., 736; Mejer, Propaganda, 
II, S. 346, 3531; Derselbe, Veto, 8. 4f.; Derselbe, Römisch- 
deutsche Frage, I, S. 4l1fi., II, 2,8. 3. III, S. 99 f,, 122570019554 
145, 149; v. Sybel, 8. 6£.; Friedberg, Veto, 8. 1,4f.; Der- 
selbe, Bischofswahlen, I, 8. 44 £., 50, 214; Rosner im Archiv XXX, 
1873, S. 440 ff., XXXIIL, 1875, S. 121 mit Anm. 1; Adolf Frantz, 
Preussen und die katholische Kirche zu Anfang dieses (des 19.) Jahr- 
hunderts, Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht, I, 1892, 8. 19 fi., be- 
sonders $S. 21; Rösch, Einfluss, 8. 104 ff.; Hans Westerburg, 
Preussen und Rom an der Wende des 18. Jahrhunderts, Kirchenrecht- 
liche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, H. 48, Stutt- 
gart 1908, S. 22, 24 f., 78, 82 Anm. 3. 

Vor allem wurde neuerdings ein die Geschichte und das Recht der 
preussischen Bischofswahlen vor der Bulle, wenn auch nicht gerade in 
neuem Lichte zeigendes, wohl aber bis in alle Einzelheiten erhellendes, 
reiches Quellenmaterial der Forschung zugänglich gemacht durch das von 
der preussischen Archivverwaltung herausgegebene Aktenwerk von Max 
Lehmann und Hermann Granier, Preussen und die katholische 
Kirche, 1640—1807 (Publicationen aus den K. preussischen Staatsarchiven, 
I, X, XIII, XVIIL, XXIV, LIIIL, LVI, LXXVI LXXVII, im folgenden 
ohne Hinzufügung des Titels als I—IX unter Beigabe der Nummer des 
Aktenstücks angeführt), Leipzig 1878—1902. Es kann nicht unsere Aufgabe 
sein, die Geschichte der darin erwähnten Bischofswahlen im einzelnen zu 
verfolgen. Wohl aber soil im nachstehenden der Versuch gemacht wer- 
den, dasjenige herauszuheben, was sich aus diesen Akten für das Be- 
setzungsrecht und das Besetzungsverfahren ergibt, und zwar so, dass 
zur Ergänzung auf die eben angeführte allgemeine Literatur, ausserdem 
aber auch auf im nachstehenden noch namhaft zu machende Einzel- 
darstellungen verwiesen sei. Doch ist bezüglich der letzteren Vollständig- 
keit weder erreicht, noch auch nur angestrebt. 

Darnach war für Breslau altes Recht die Besetzung durch Wahl; 
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vgl. Johann Heyne, Denkwürdigkeiten aus der Geschichte der katho- 
lischen Kirche Schlesiens, II (1350—1418), Breslau 1864, S. 346 fi., 598 fi., 
601, III (1418—1648), Breslau 1868, S. 393 ff., 703, 711, 713, 719, 723, 726, 
732 £., 743 £., 759, 776 f., 796, 801 ff., 804, 810, 820 ff., 835 ff.; Carl Otto, 
Ueber die Wahl Jacobs von Salza zum Bischof von Breslau und die der- 
selben unmittelbar folgenden Ereignisse (1520—1521), Zeitschrift des 
Vereins für Geschichte und Altertum Schlesiens (im folgenden kurz als 
Schlesische Zeitschrift angeführt) XI, 1871, S. 303 ff., besonders S. 310; 
Joseph Jungnitz, Sebastian von Rostock, Bischof von Breslau, 
Breslau 1891, 8. 8S6ff.; Ferdinand Troska, Die Bewerbung des 
Markgrafen Johann Albrecht von Brandenburg um den Breslauer Bischofs- 
sitz im Jahre 1520 und 1521, Schlesische Zeitschrift XXIX, 1895, S. 1fi., 
besonders 8. 3 ff., 9, 12 £. 

Das Erzhaus Oesterreich hatte das Wahlrecht dem Grundsatz nach 
stets anerkannt, es aber verstanden, unter immer stärkerer Betonung seiner 
„Patronats- und Souveränitätsrechte“ über die Breslauer Kirche, durch 
Wahlbeeinflussung vermittelst Wahlempfehlung, Wahlbefehl, Bearbeitung 
der Wähler durch Wahlkommissäre, im Bunde mit dem Papsttum oder aus 
eigener Kraft, nötigenfalls durch Nichtanerkennung Gewählter und Anwen- 
dung von Gewalt, während dreiundeinhalb Jahrhunderten fast ausnahmslos 
seine Kandidaten durchzusetzen; vgl. August Mosbach, Die Wahl des 
elfjährigen polnischen Prinzen Karl Ferdinand zum Bischof von Breslau 
1625, Breslau 1871; Max Lehmann, Staat und Kirche in Schlesien vor 
der preussischen Besitzergreifung, in v.Sybels Historischer Zeitschrift, L, 
1883, S. 193 ff., besonders 196, 199, 222 £.; Paul Buchmann, Friedrich, 
Landgraf von Hessen-Darmstadt, Malteserritter, Kardinal und Bischof von 
Breslau, Breslau 1883, 8.26 ff.; Colmar Grünhagen, Geschichte 
Schlesiens, II, Gotha 1886, 8. 338 £.; Joseph Jungnitz, Archidiakonus 
Petrus Gebauer, Breslau 1892, S. 29 fi.; Derselbe, Martin von Gerst- 
mann, Bischof von Breslau, Breslau 1898, S. 40 fi., besonders S. 44 f.; 
Derselbe, Die Bischofswahl des Bonaventura Hahn 1596, Schlesische 
Zeitschrift XXXIV, 1900, S. 253 ff.; Derselbe, Die Breslauer Bischofs- 
wahl 1682,3, ebenda XXXV, 1901, 8. 245 ff. So auch bei der letzten 
Wahl, die in Breslau unter österreichischer Herrschaft stattfand; vgl. 
Colmar Grünhagen, Die Bischofswahl des Kardinals von Sinzen- 
dorf 1732, Schlesische Zeitschrift XXVI, 1892, S. 196 ff., besonders 199 f., 
201 ff., 210 und dazuLehmann und Granier, II, 528, 529, Objections 
zu 554, 568, 747, III, 4, 80, 81, 87, 796, 799, 807, 810, 811, VI, 35, 77, 105. 

Friedrich der Grosse war zunächst und an sich durchaus gewillt, 
auch hinsichtlich der Besetzung der höheren Kirchenämter und insbe- 
sondere des Breslauer Bischofsstuhls sich genau an den Breslauer Frieden, 
bezw. an den in diesem Punkte noch bestimmteren, endgültigen Berliner 
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Friedensvertrag und den darin der katholischen Kirche gewährleisteten 
Status quo zu halten; wenigstens lassen auf das Bestreben, die Rechte 
der Breslauer Kirche und ihres Kapitels zu achten, zwei am 25. Dezember 
1742 und am 9. April 1743 nach Breslau ergangene Erlasse schliessen be- 
treffend die Bestellung eines Weihbischofs und der Domherren (II, 258 
und 298; vgl. auch 322, 528). 

Jedoch der Wunsch, dem Grafen Schaffgotsch die Koadjutorie und 
damit die Nachfolge für das Bistum Breslau zu verschaffen, und vielleicht 
auch Erwägungen politischer Natur liessen ihn bald seine Haltung ändern; 
vgl. statt Anderer Augustin Theiner, Zustände der katholischen 
Kirche in Schlesien von 1740—1758, Regensburg 1852, I, S. 23, 33, 41 £., 
44, 47 £., 99 ff., 289 ff.; Eduard Cauer, Die Ernennung des Grafen 
Schaffgotsch zum Coadjutor des Bischofs von Breslau im Jahre 1744, 
Schlesische Zeitschrift IV, 1862, 8. 225 fi. (jetzt auch in desselben ver- 
mischten Aufsätzen, Zur Geschichte und Charakteristik Friedrichs des 
Grossen, Breslau 1883, S. 246 ff); Theodor Mommsen, Friedrich 
der Grosse und das katholische Vicariat in Berlin, Preussische Jahrbücher 
XXXIX, 1877, S. 148f., 154 (jetzt auch in desselben Reden und Auf- 
sätzen, Berlin 1905, S. 77 fi., 85); Karl Möhrs, Friedrich der Grosse 
und der Kardinal Sinzendorf, Fürstbischof von Breslau, Programm des 
städtischen Realgymnasiums zu Königsberg i. Pr. 1885, 8. 19 ff.; Paul 
Stettiner, Friedrich der Grosse und Graf Schaffgotsch, Fürstbischof 
von Breslau, Programm desselben Realgymnasiums, Königsberg 1889, 
S.2fl.; Colmar Grünhagen, Schlesien unter Friedrich dem Grossen, 
2 Bde., Breslau 1890,92, I, S. 441f., 443 fi.; Heinrich Pigge, Die 
religiöse Toleranz Friedrichs des Grossen, Mainz 1899, S. 181 f.; Rein- 
hold Koser, König Friedrich der Grosse, 2 Bde., 3. Auflage, Stutt- 
gart 1904, I, S. 404 fi. sowie die ebenda S. 633 f. angeführte Literatur. 

Als nämlich die Kurie und das Domkapitel trotz der Bemühungen des 
nach anfänglichem Widerstreben für den Plan gewonnenen Breslauer Bischofs 
und trotz des energischen Auftretens des Königs — am 23. Juni 1743 liess er 
dem Kapitel androhen (II, 354), dass, falls es und der Papst nicht nachgäben, 

les mömes grenadiers, qui ont su faire d’un electeur de Branden- 
bourg un souverain duc de Silesie, sauront aussi faire &lire un 
coadjuteur & l’eEvöche de Breslau tel, que je le desire, 
und im Juli fuhr er die Breslauer Domherren persönlich in demselben 
Sinne mit seiner „tüdesken Beredsamkeit“ hart an (vgl. auch II, 451), 
ja am 17. Dezember 1743 machte er zu Il, 458 die bekannte eigenhändige 
Nachschrift: 
Le St. Esprit et Moy nous avons resolus ensemble que Le Prelat 
Schafgotsch seroit elü Quadjuteur de breslau, et Ceux de Vos 
Chanoines qui si oposeront seront regardez Comme des Ames De- 
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vouees ä la Cour de Viene et au Diable, et qui resistant au 
St. Esprit Meritent le plus haut periorde de Damnation. Fr.; 
dazu des Kardinals Antwort Il, 467 sowie ebenda 470, 471, wo der 
' König den Domherren mit Cachots droht, 
Dont ils ne resortiron de Leur vie; 
473 — sich nicht so willfährig zeigten, wie Friedrich und Schaffgotsch es 
wünschten, machte der Kardinal folgenden Vorschlag: 
Je suis tombe& sur l’idee, 
schreibt Sinzendorf unterm 19. Januar an den König (II, 485), 
de faire regler les affaires des ben£fices de Silesie sur le pied de 
la France, qui est un royaume tr£s-catholique, et j’ai pris la liberte 
de dresser la minute d’une lettre, que V. M. pourrait me faire 
P’honneur de m’ecrire et que jenvoyerai ensuite au 
pape. Selon le concordat de France le roinomme les 
coadjuteurs. ... Si V.M. agree ce plan, il faut commencer par 
faire connaitre au chapitre, qu’on ne le presse plus de publier la 
citation pour l’election; car celle-ci et la nomination sont 
aussi oppos6es que les deux poles. 
In dem angefügten Entwurf zu einem königlichen Kabinettsschreiben an Sin- 
zendorf wird zunächst dem Papst, dem Bischof von Breslau und dem schlesi- 
schen Klerus die Aufrechterhaltung des bisherigen Zustandes zugesichert: 
ä condition cependant que la cour de Rome et le clerg& aient 
les m&mes &gards, le m&me respect et la möme obeissance, qu’ils 
temoignent aux autres souverains catholiques; de sorte que la 
religion, que je professe, ne me puisse attirer aucune diminution 
des droits, que les autres souverains catholiques possedent & l’egard 
de l’Eglise, Car au bout du comte je ne veux pas ötre moins 
souverain sur mes sujets catholiques, que les princes catholiques 
le sont sur les leurs, et je ne puis me preter & rien de tout ce 
qui pourrait porter quelque alteration a mes droits & cet egard. 
Je pose aussi pour principe, que la conduite tenue seulement 
par la maison d’Autriche ne peut pas me servir de regle 
et que je me crois en droit d’appuyer sur les exemples 
des rois de France, d’Espagne, de Portugal, de Po- 
logne, de Sicile et des ducs de Savoye ou rois de 
Sardaigne, et apr&s sur ceux de la maison d’Autriche, 
tous bon catholiques. Orilest de notoriete publique, que dans 
tous ces pays la liberte des Elections aux Evech6s a cesse enti&rement 
et que dans la plupart des pays sujets & ces souverains il est pourvu 
aux &v&ch6s et aux abbayes par leur nomination, 
laquelle doit toujours &tre acceptee par le pape, lorsqu’il n’y a 
point de preuves suffisantes, que les sujets nomme&s soint indignes 
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ou inhabiles aux benefices. C’est sur ce plan, mon cousin, que je 
veux, qu’il soit dorenavant pourvu en Silesie & l’&veche de Breslau 
et aux abbayes et prelatures, qui jusqu’ä& present ont &t& rem- 
placees par des &lections. Cela ne saurait faire le moindre tort & 
la religion, quand le souverain est oblig& de nommer des sujets 
capables et que le pape est en droit de rejeter les indignes selon 
les formes canoniques. Car de cette maniere il sera toujours pourvu 
au gouvernement de l’eglise de Breslau et des abbayes de sujets, 
qui en seront capables selon les canons, ä peu pres sur le pied du 
concordat fait par la France avec le pape, de la maniere qu’il est 
actuellement en usage. Car le concordat d’Allemagne, qu’on & 
jusqu’a present observ& en Silesie (vgl. aber III, 83, 87 u. a.) n’est 
pas compatible avec les maximes d’un pays, oü le chef est plus 
absolu et les sujets entierement döpendents du souverain. On me 
dira, que les papes ont accorde&s ces privileges de nom- 
mer aux souverains par gräce etä& cause quiüls etaient 
catholiques, et qu’avec moi comme non catholique 
on ne saurait faire de concordat. Je reponds ä cela, 
que, si les souverains catholiques ont voulu prendre les 
privileges sur le pied de gräce, lorsquils pouvaient 
peut-&tre les prendre autrement, ce n’est pas une regle 
pour moi. Je suis cependant pret & regarder la manicre, dont le 
pape se pretera & ma proposition, comme une complaisance, dont il 
usera a mon egard. Et si jene suis pas capable de concordat, on 
peut dresser une espece de pourparler ou d’instrument, dont deux 
exemplaires semblables pourront ätre signes par nos ministres 
respectifs. ‘Je nommerai ensuite les sujets & vous ou & celui, 
dont je conviendrai avec le pape apres vous, et le pape leur 
envoyera les bulles pour &tre confirmes dans l’eveche et les ab- 
bayes susdites. Les troubles, que causent les @lections dans un 
Etat monarchique, et le besoin, ot je me trouve de ne point souf- 
frir des cabales parmis les eccelesiastiques dans mes Etats, lesquelles 
pourraient porter des suites funestes & leur tranquillite, par le desir 
du retour de l’ancienne domination, dont plusieurs ecclesiastiques 
ne sont peut-ötre pas encore parfaitement gueris, m’obligent ä& 
prendre toutes les mesures possibles, pour conserver a ma personne 
et a ma maison royale la Silesie. ... Je ne pretends point par la 
d’empieter sur la religion; je ne pretends point d’emp£cher, qu’elle 
soit pröechee et enseignee et que les &glises soient desservies par 
des gens dignes et capables, mais je veux seulement, qu’on n’y 
plante pas des figures malgr& moi, pour s’acquitter des fonctions 
de leur ministere. Car je veux avoir & leur destination la part, 
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que les autres souverains catholiques y ont, sans me meöler de 
Yimposition des mains et des pouvoirs, qu’ils doivent uniquement 
vecevoir de l’Eglise. ... Car la difference de la confession de foi 
ne fait point de difference dans les droits de souverain etc., 
so schliesst das Konzept, das ich in der Hauptsache hier nochmals zum 
Abdruck zu bringen mir darum nicht versagen konnte, weil es wohl 
wenige Schriftstücke gibt, die für den Stand der staatlichen Macht- 
ansprüche, des kirchlichen Rechtsbewusstseins, des Einflusses des franzö- 
sischen Staatskirchentums und für die Denkweise hoher, auch kirchlicher 
Kreise im Deutschland um die Mitte des 18. Jahrhunderts so bezeichnend 
sind wie gerade der vorliegende Entwurf. 

Schaffgotsch, von Sinzendorf aufgefordert, seinen Plan zu unter- 
stützen, war übrigens nur zum Teil einverstanden. Unterm 19. Januar 
1744 schrieb er (II, 486) an den König: 

Or il est vrai que, si ce projet reussit, V. M. gagnerait infini- 
ment par li, etant en droit de nommer tous les principaux du 
elerg6, par quoi Elle s’assurerait de bons et fideles chefs des abbayes. 

Aber die Verhandlungen würden sich zum mindesten lange hinziehen. 
Wozu solche Umstände? Wenn alles versage, 

V. M. peut me nommer coadjuteur ... Il dependra apres cela 
du pape de donner la deelaration, s’il me veut confirmer ou non. 
Et alors il est encore temps de lui proposer tous ces projets, en le 
menacant, que, s’il n’y consente pas, on fera la möme chose dans 
les autres abbayes et &lections; et dans ce cas le pape pliera sürement. 
Et moi entre temps je peux toujours &tre coadjuteur par la nomination 
de V. M., sans me meler du spirituel, qui est sans cela nullement 
mon affaire, tandis que le cardinal vive, auquel je le cede de bon coeur, 

Diesem letzteren Vorschlag trat der König, dem zunächst die Berufung 
auf das französische Vorbild sehr eingeleuchtet hatte (II, 491, 492, 493), 
bei, trotzdem der Etatsminister Graf Münchow, „der sogar das Verdienst 
der geistigen Urheberschaft für sich in Anspruch nahm“, dem Kardinal 
zustimmte (II, 488) und dieser von dem Eingehen auf den Vorschlag von 
Schaffgotsch abriet (II, 499), weil, 

si V.M. veut commencer par la nomination sans aucun concert 
ni ouverture precedente et en demander ensuite seulement V’agre- 
ment et la confirmation & la cour de Rome, Elle fait une demarche 
plus forte, que les souverains catholiques n’ont jamais faite, et 
Elle rend par 1% la confirmation du pape plus difficile. 

Schliesslich meinte auch Münchow (II, 506 vom 8. Februar 1744): 

„Bei diesen Umständen wird zu Erhaltung E. M. allerhöchsten 
Intention wohl nichts übrig sein, als dass E. M. den 16. Marti 
den Coadjutor Selbst nominieren.“ 
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In diesem Sinne wurden denn auch auf Befehl des Königs von 
Sinzendorf, Münchow und Schaffgotsch die Vorbereitungen getroffen (II, 
508-511, 513—515, 517—520, 525, 526). Unterm 4. März erfolgte in 
drei an Schaffgotsch, den Bischof Kardinal Sinzendorf und das Dom- 
kapitel Breslau gerichteten Erlassen (II, 527—529) aus „königlicher ohnum- 
geschränkter Macht“ und kraft der landesherrlichen Souverainität (vgl. dazu 
die Antwort auf die premiere objection zu 554) die „Anstell- und Benennung“ 
Schaffgotschs zum Koadjutor Sinzendorfs mit dem Recht der Nachfolge, 

„weiln Uns als Könige, souverainen Landesfürsten und obristen 
Patrono aller in Unseren Reichen und Landen befindlichen hohen 
und niedern Beneficiorum ecclesiasticorum die erste und obriste 
Obsorge, Schutz und Gerechtsamkeit über alle und jede Kirchen- 
pfründen und geistliche Stellen ganz besonders oblieget und von 
Rechts wegen zustehet, womit bemelten in Unserem Reich und 
Landen befindlichen gesammten hohen und niedern Beneficiis ecele- 
siasticis in Zeiten mit würdigen und solchen Vorstehern vorge- 
sorget werde, welche mit denen erforderlichen Eigenschaften ver- 
sehen, zu sothanen Würden tauglich Uns beigethan und anmit im 
Stande sein, die ihnen anvertraute Kirchen und geistliche Stellen 
gehöriger Maassen, treu und erspriesslich zu verwalten,“ 

ferner, weil der König 

„hiezu nach dem Beispiel anderer Könige und obristen Landes- 
fürsten Uns unstrittig vollkommen berechtiget und befugt“ 

befinde, und endlich, weil ’ 

„mit einer souverainen Beherrschung eine freie Wahl derer Unter- 
thanen nicht wohl bestehen kann“. 

Am 16. März 1744 wurde das „Benennungs-“ oder „Nominationsdekret“ 
dem versammelten Kapitel bekanntgegeben (II, 538), wobei Münchow 
seinen Vortrag verfolgte 

„mit Anführung des Exempels aller hohen Puissancen, welche das 
ius episcopos praelatosque denominandi vor eines derer ansehnlich- 
sten und unzertrennlichsten Kleinode ihrer Kronen und Fürsten- 
hüte halten; wiesen dabei kürzlich an, was Sr. K. M. vor andern 
Potentaten noch besonders (ausser dem allgemeinen Patronat) vor 
Gerechtsame circa sacra zustehen und in hiesigen Landen de iure 
zu competiren ausgefunden worden ... wie dann in dieser Ab- 
sicht allerhöchstgedachte S. K. M. von nun an alle Nominationes 
zu Beneficjiis und geistlichen Pfründen selbst zu übernehmen und 
zu verrichten in Gnaden gewillet wäre“ 

(vgl. Theiner, I, S. 202ff.). In der Tat ergingen alsbald entsprechende An- 
weisungen an die staatlichen und kirchlichen Behörden und wurde das könig- 
liche Nominationsrecht ganz allgemein, auch für Abteien und Stifter, 
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verkündet (II, 540, 542; Theiner, I, S. 210, 262 mit 160; Cauer 
a. &. O. S. 255; Möhrs, 8. 36 fi.; Pigge, S. 203 fi... Eine Verwah- 
rung des Kapitels wurde dem König einfach nicht zur Kenntnis gebracht. 
Nach wenigen Wochen konnte Münchow berichten, dass alle, Domherren, 
Klerus, Bevölkerung, sich widerstandslos fügten. 

Der Kurie, von der man ausser der „Confirmation“ (II, 529) bezw. 
Institution „des Nominati“ und dessen Weihe sogar alles Ernstes die An- 
erkennung des allgemeinen Nominationsanspruchs erwartete (Anlage zu 
II, 554), hoffte man klar machen zu können, dass (Antwort auf die se- 
conde objection zu II, 554): 

La difference de la religion ne peut öter au roi de Prusse le 
droit, qui convient d’ailleurs aux souverains, pendant que les sujets 
catholiques lui doivent la meme fidelite et obeissance, comme s’il 
etait de leur communion. Avant l’arrivee du roi en Silesie, les 
princes, les vassaux et encore les autres seigneurs catholiques y 
nommaient aux paroisses, cures et autres ben£fices, sans qu’on leur 
en ait jamais fait la moindre question dans les expeditions pour ces 
benöfices de la part de la chancellerie de l’eveque. Le roi nomme 
actuellement aux canonicats catholiques de Magdebourg, Halber- 
stadt, et des autres endroits et aux ben£fices de la Silesie, lesquels 
dependaient autrefois de la nomination des rois de Boh&me. Mais 
que le roi s’est attribu& lP’autorit@ de nommer & l’&veche et aux 
autres ben£fices, auxquels les souverains ses predecesseurs jusqu’ä 
present n’avaient pas nomme&, g’a &t& par necessite. ... A quoi 
on peut encore ajouter, que le roi pretend de conferer l’eväche et 
les autres benefices comme patron supr&me et legitime et ex iure 
patronatus, qui appartient tout particuli£rement & la maison royale 
de Brandebourg, comme successeur legitime et vrai descendant des 
princes de la maison de Piaste en Silesie, par les princesses de cette 
maison, qui se sont mariees et alliees avec celle de Brandebourg, 
comme aussi par toutes les conventions, titres et transactions, qui 
lui ont servi de titre pour l’occupation de la Silesie et qui ont 
ete rendus publics en cette occasion dans les manifestes royaux. 
Comme done les princes piastes ont pour la plus grande partie &t& 
les fondateurs de l’eveche et des abbayes dans la Silesie, le droit 
de patronat est passe d’eux au roi d’aA present, comme successeur 
et descendant de la maison piaste, dont la maison d’Autriche ne 
tirait aucune descendance: ainsi elle ne pouvait non plus entrer 
dans ce droit, dont le roi de Prusse se trouve capable. D’ou il 
s’ensuit, que nonobstant que la maison d’Autriche ne se soit pr£- 
value de ce droit, cela ne pouvait ni devait empecher le roi de 
Prusse de s’en prevaloir. 
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Jedoch in Rom dachte man nicht daran, sich auf derartige Beweis- 
führungen einzulassen. Benedikt XIV. schrieb unterm 6. Juni 1744 dem 
Kardinal Sinzendorf (Theiner, I, S. 275 f. mit I, S. 224, vgl. ebenda 
II, S. 273 f., 269 ff.), der römische Stuhl würde seine eigene Stellung ge- 
fährden, wenn er nicht katholischen Fürsten das Nominationsrecht noch 
dazu für Pfründen, für die den katholischen Vorgängern die Nomination 
nicht zugestanden habe, bewilligen wollte: 
Signor Cardinale nostro, se ella ha peccato o pecca in cosa veruna, 
& nel non aver fatta o nel non fare la troppo necessaria dovuta 
differenza fra chi & Cattolico e chi non & Cattolico. Ella ha dis- 

corso e discorre di questa differenza come d’una bagatella e di 

qui poi & provenuta e proviene la liberti di pensare et di agire, 

che ha posto tutto in scompiglio ; 
(vgl. dazu oben 8. 37 ff., 124 ff.). Die Kurie verhielt sich beharrlich ab- 
lehnend (II, 703, 730, 768); auch die Unterstützung durch befreundete 
Höfe, die sich anfangs bedenklich gezeigt hatten, aber nachher eher die 
preussischen Ansprüche begünstigten (II, 569, 571, 601, 607, 676, 689, 
710) fruchtete nichts. „In Rom wurde die Nomination als nicht ge- 
schehen betrachtet.“ 

Erst als am 28. September 1747 Kardinal Sinzendorf starb, kam 
die Angelegenheit wieder in Fluss. Der König, der schon vorher anläss- 
lich einer Erkrankung Schaffgotschs mit dem Gedanken einer neuen No- 
mination sich getragen hatte (II, 707, 708), hielt an seiner Nomination 
fest und befahl zunächst unterm 39. September 1747 (III, 5), Schaff- 
gotsch in die Temporalien einzusetzen, welchem Befehl am 2. Oktober von 
Münchow stattgegeben wurde (III, 12). Unterm 5. Oktober sodann er- 
folgte die Ausfertigung eines neuen Nominationspatentes (III, 19), wornach 
Schaffgotsch 

„aus königlicher und obristlandesfürstlicher Macht und Voll- 
kommenheit ... zum wirklichen Bischofen von Breslau denominirt 
und ernennet“ 

wurde. Das Domkapitel, von dessen Protest aus dem Jahre 1744 der 
König erst jetzt Kenntnis erhielt, lenkte, als Friedrich der Grosse es 
energisch zurechtwies (III, 22), und man ihm für die Zukunft das Recht, 
dem König einen Dreiervorschlag zu machen, verhiess (III, 10, 16), ein 
(III, 51, 84, 96). Selbst Schaffgotschs bitterste Gegner in seiner Mitte 
befürworteten, des langen Haders müde, in Rom, unterstützt von dem 
kurpfälzisch-preussischen Agenten Coltrolini und dem Abgesandten Schafl- 
gotschs Abbate Bastiani, von dem Kardinal Tencin, von den Höfen von 
Frankreich, Polen, Kurbayern und Kurpfalz und nicht zuletzt von den 
Friedrich verpflichteten Jesuiten (III, 33, 49, 70, 76) die kirchliche Legali- 
sierung des tatsächlichen Zustandes. Doch von einer Anerkennung der 
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Nomination und des Nominationsanspruchs Preussens wollte Benedikt XIV. 
auch jetzt nichts wissen. In einer Audienz, die er am 27. November 1747 
dem Abbate Bastiani gewährte, meinte er zunächst (III, 83), Coltrolini sei 
wohl bei einer früheren Besprechung der Angelegenheit etwas weit gegangen, 
quand il s’est engage & faire venir une promesse par &crit de ce 
prince (Schaffgotschs oder des Königs?; vgl. Stettiner, S.9 Anm.5), 
que le chapitre pourrait & l’avenir £&lire librement son &veque. 
Auf die Antwort des Agenten, er wisse nicht, bis zu welchem Masse 
Coltrolini bindende Zusagen zu geben befugt gewesen sei, doch werde 
Schaffgotsch nichts unversucht lassen, um vom König für das Kapitel 
eine solche Gnadenbewilligung zu erwirken, übrigens habe der König 
des droits, qui n’etaient pas communs avec la maison d’Autriche, 
parceque V. M. descendait des princes piastes, fondateurs de 
l’eveche, que la plupart des princes catholiques avaient la collation 
des benefices dans ces Etats; que V. M. avait si glorieusement 
conquis et defendu la Silesie, qu’il Lui importait d’avoir le chef 
et les membres du clerge de cette province-la redevables a V. M. 
seule de leur fortune, 
liess der Papst im Vertrauen (d’un ton familier) folgendes Wort fallen, 
das ebenso bezeichnend ist für die Neigung dieses Papstes, so weit als 
irgend möglich entgegenzukommen, wenn nur die Form gewahrt blieb, 
wie für die damalige kirchliche Lage, und das man deshalb bei allem, 
was im nachstehenden über die Besetzung der preussischen Bistümer vor 
der Bulle noch beizubringen sein wird, im Auge zu behalten hat: 

Non si burliamo, l’&lection sera seulement une formalite, 
le souverain sera toujours maitre de la faire tomber 
sur celui, qu’il voudra. 

Und als darauf Bastiani die Bemerkung sich erlaubte, 

qu’on n’en etait pas toujours sür, parce que les chapitres sont 
le plus souvent composes de tetes extravagantes, que le choix des 
chapitres n’etait jamais le meilleur, que les @lections portent tou- 
jours avec soi des brigues et des cabales, contraires & la tranquil- 
litö d’un Etat bien polics, et que d’ailleurs elles n’staient ni essen- 
tielles ni utiles & la religion, 

erwiderte Benedikt XIV., auf das politische Gebiet ausweichend: 

Mais la suppression de l’election fera une mauvaise impression 
dans les chapitres de l’Allemagne et il est de l’interet de votre 
souverain, de ne pas les alarmer pour les vues, qu’il peut avoir, 
parce que cette maison-lä est dans son accroissement. 

So hielt man in Rom an der Wahlform und dem Rechte des Kapitels 
unentwegt fest und wünschte vor allem eine bestimmte Zusicherung über 
die künftige Gestaltung der freien Wahl (III, 96, 97, 102, 104, 107). Der 
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König zeigte sich nicht abgeneigt, wenigstens in so weit entgegenzu- 
kommen, als er zur Wahl stellte (III, 111): 
ou de rendre le droit d’election au chapitre, pourvu qu’elle se fasse 
comme sous le gouvernement autrichien, en presence de mon com- 
missaire, et que le choix ne tombe que sur des sujets, que je le lui 
ferai indiquer m’ötre agr&ables, ou que le chapitre me nommät trois 
sujets agr6ables, pour en choisir celui, qui me conviendra le mieux, 
und versprach, 
quel des deux partis que le pape jugera & propos de choisir, 
je m’y tiendrais inaltörablement, et qu'il pouvait y compter. 
Benedikt XIV. aber, den ausser allgemeinen politischen Erwägungen und 
neben aufrichtigen Sympathien für die Person des Preussenkönigs dessen 
freundliche Haltung gegenüber den norddeutschen, insbesondere den Berliner 
Katholiken mit Einschluss der Jesuiten, endlich die Rücksicht auf deren 
Lage zum Nachgeben wenigstens in der Personenfrage bestimmt haben 
werden, liess trotz des Widerstandes von Seiten Oesterreichs und des 
Kardinals Albani sowie der Zelanti im Kardinalkolleg sich bereit finden, 
auf Grund eines umständlichen Reinigungsverfahrens seine Bedenken 
gegen die Würdigkeit Schaffgotschs zurückzustellen und das Vorgehen 
bei der Koadjutorernennung von 1744 als durch politische Notwen- 
digkeit erfordert dem König nachzusehen. Bereits unterm 30. Dezem- 
ber 1747 (III, 109) berichtete, allerdings etwas verfrüht, der von seinem 
General benachrichtigte Rektor des Glogauer J esuitenkollegs dem König, die 
Bestätigung Schaffgotschs sei gesichert. Anfangs Januar 1748 (IIL, 1 15)sprach 
sich der Papst gegenüber Coltrolini in demselben Sinne aus (vgl. III, 147, 
149). Und am 4. März erfolgte nach Abschluss der über das Vorleben 
Schaffgotschs in einer vom Papst selbst präsidierten Kardinalskongre- 
gation geführten Untersuchung motu proprio die Präkonisation im Kon- 
sistorium, indes unterm 5. März 1748 die Bestätigung für Schaffgotsch 
(Theiner, II, S. 300 fi.) urkundlich ausgefertigt und das Breslauer 
Kapitel benachrichtigt wurde (ebenda $. 299 ff.). Beide Erlasse sind sehr 
interessant, besonders der erstere, und zwar nicht bloss wegen der stark 
persönlichen Färbung, sondern namentlich auch deshalb, weil der Nomi- 
nation darin nicht gedacht ist; vielmehr sind le incessanti premure del 
Sovrano di Prussia für die Person des Kandidaten darin mit den racco- 
mandazioni dell’ altro di Polonia e dei due Elettori dell’ Imperio, Ba- 
varo e Palatino auf eine Linie gestellt, also ihres rechtlichen Charakters 
entkleidet. Nur in diesem Sinne ist es richtig, wenn Bastiani gleich nach 
Empfang dem König über die beiden Schriftstücke berichtet (III, 151): 
Elles sont tout comme celles, qu’on expedie pour les &vöques de 
France nommes par le roi; la difference consiste uniquement dans 
le silence, qu’on garde dans celles-ci sur la nomination royale; 
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ils se sont pretes de bonne gräce au retranchement des expressions, 
marguees dans la petite feuille, qu’on insere dans les bulles des 
ev&ques d’Italie. J’ai consulte lä-dessus les plus experts expe- 
ditionnaires frangais, et ils m’ont assur6, qu’on ne pouvait pas 
menager plus, qu’on a fait, les droits de V. M. 
Demgemäss verliefen auch alle weiteren Verhandlungen über die Nomi- 
nation im Sande (III, 126, 129, 132, 143, 154, 157, 171, 175, 176, 178, 
184, 193, 196, 198, 201, 202, 212, ‚217, .221, 227, 229, 236, 237, 241 
und Stettiner, 8. 17, 19; Pigge, 8.208 fi., 213 f.). Benedikt XIV. 
meinte (III, 219), solche Zugeständnisse 
le rendraient infäme non seulement dans le sacre college, dans 
Rome, dans les cours catholiques, mais aussi dans toute l’Europe, 
man möge ihm aus der ganzen Kirchengeschichte auch nur ein einziges 
Beispiel solcher Art anführen sowie: 
que l’Eglise ne pouvait pas accorder des gräces ü ceux, qui 
n’en &taient pas membres, que les indults (c’est ainsi qu’on nomme 
ici les brevets, par lesquels ils pretendent de donner aux princes 
la facult& de nommer aux bön£fices, fügt Bastiani hinzu) etaient 
la plus grande gräce que le St.-Siege puisse accorder aux princes 
catholiques. Quest-ce que dirait l’Allemagne et Europe entiere’? 
war sein letztes Wort in dieser Sache. 

So endete dies kirchenpolitische und kirchenrechtliche Abenteuer 
sondergleichen zwar mit einem augenblicklichen persönlichen Erfolg 
Friedrichs des Grossen, in der Sache aber damit, dass vom Papste (Thei- 
ner, II, S. 323.) und vom König (ebenda II, S.198; Lehmann und 
Granier, IH, 119, 133, 134) das Wahlrecht des Kapitels anerkannt wurde 
(vgl. auch Theiner, I, 8.163, 169, 181, 191). Friedrich II. hatte sich eben, 
schon bevor der Papst in gleichem Sinne gegenüber dem preussischen 
‘ Agenten sich ausgesprochen hatte (oben S. 149), klar gemacht (III, 81), 

que les &leetions, dont les chapitres des cathedrales jouissent 
dans les Yitats autrichiens, ne le sont que de nom, et que la cour, 
par le moyen de ses commissaires, en dirige les suffrages en faveur 
de son candidat tout aussi sürement, que si elle nommait. De 
sorte que toute la difference entre les elections, quelle fait sem- 
blant de permettre, et ma nomination se reduit & ceci, que je vais 
töte levee au but, oü elle ne parvient que par detour, que mes 
nominations sont franches et ouvertes, et les siennes tacites, mais 
qwau fond nos operations produisent le m&me effet. 
Und in dieser Auffassung war er auch von anderer Seite bestärkt worden 
(III, 80), hatte doch Benedikt XIV., als er für die Zukunft die Wieder- 
zulassung der Wahl nach österreichischer Uebung befürwortet hatte, 
Coltrolini unter vier Augen gestanden (III, 133): 
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les papes doivent le tol&rer et faire semblant de 
l’ignorer. 
Man hoffte, mit Hilfe des Wahlkommissärs und des Bestätigungsrechtes 
auszukommen und liess von dem Nominationsanspruch ebenso leichten 
Herzens wieder ab, wie man ihn erhoben hatte (vgl. aber IV, 91, 92, 97, 
wo freilich weder unmittelbar noch mittelbar die Besetzung des Breslauer 
Bistums selbst in Frage stand und die kriegerischen Zeitläufe ausser- 
ordentliche Massregeln nahe legten). 
Es ist bekannt, dass Schaffgotsch, der seit Friedrichs II. Edikt vom 
21. Juni 1753 über die Vermächtnisse und sonstigen Zuwendungen an 
fromme Stiftungen (III, 454) sowie wegen des Propstes Bastiani mit 
dem König sich entzweit hatte (Theiner, II, S. 94 ff.; H. Fechner, 
Die erste Flucht und Verbannung des Fürstbischofs von Breslau, Phi- 
lipp Gotthard Grafen Schaffgotsch, Zeitschrift für preussische Geschichte 
und Landeskunde, XX, 1883, 8. 117fl.; S tettiner, S: 1I7f., DR.; 
Grünhagen, Schlesien unter Friedrich dem Grossen, I, S. 465 f.; Pigge, 
S. 249 ff.), seinen königlichen Herrn und Gönner nach der Schlacht bei 
Kolin schmählich im Stiche liess, nach Friedrichs Sieg bei Leuthen seinen 
Wohnsitz in den österreichischen Diözesanteil verlegte und in Folge 
dessen dauernd in Ungnade fiel; vgl. Stettiner, S.26f.:; Grün- 
hagen, Schlesien unter Friedrich dem Grossen, II, 8. 91 fi., 428 ff.; 
Koser, König Friedrich der Grosse, II, $. 161, 549; Eduard Loch- 
mann, Friedrich der Grosse, die schlesischen Katholiken und die Jesuiten 
seit 1756, Göttingen 1903, S.3 ff., 5ff. Im Jahre 1786 stellte sich die 
Notwendigkeit heraus, ihm selbst gerade so wie seinerzeit seinem Vor- 
gänger, einen Koadjutor mit dem Recht der Nachfolge zu geben (VI, 8); 
vgl. Colmar Grünhagen, Das Bisthum Breslau nach dem Tode Fried- 
richs des Grossen, Schlesische Zeitschrift, XXVII, 1894, S. 179 ff., be- 
sonders S. 194 ff., 198f., 205 ff., 208 ff.; Derselbe, Die katholische 
Kirche in Schlesien am Ausgange des vorigen (18.) Jahrhunderts, ebenda 
XXIX, 1895, S. 35 ff., 38, 44. Friedrich Wilhelm II. erklärte alsbald, 
dass er den Prinzen Joseph Christian von Hohenlohe-Bartenstein dazu 
„bestimmt“ habe und „zu machen gesonnen“ sei, indes der österreichische 
Hof Schafigotsch bedeutete, „dass er sich schlechterdings denjenigen Coad- 
jutor gefallen lassen“ solle, den der König „ihm zu geben und zu er- 
nennen geruhen“ würde (VI, 20). Als jedoch das auswärtige Departe- 
ment darauf aufmerksam machte (VI, 35), dass die ordnungsmässige Form 
auch für die Bestellung eines Koadjutors in Anbetracht des Wahlrechtes 
des Kapitels die Wahl in Gegenwart eines königlichen Kommissars sei, 
und Schaffgotsch (VI, 77) sowie das Domkapitel (VI, 86) auf die Bestäti- 
gung des Wahlrechts durch Friedrich den Grossen sich beriefen, ja selbst 
der Etatsminister Graf v. Hoym dahin sich äusserte, die Dinge lägen 
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jetzt ganz anders als 1743 und 1747, nicht eine Nomination, sondern 
nur eine Empfehlung an das Kapitel und nachherige Bestätigung 
„in forma eines Placiti sowohl der vollbrachten Wahl als des 

von dem Capitul gewählten Subjecti“ 
könne in Frage kommen (VI, 105), trug Friedrich Wilhelm II. kein Be- 
denken, seine Behörden und Vertreter in diesem Sinne anzuweisen (VI, 41, 
46, 55, 58, 90, 113, 145). Wie wenig freilich die der Form nach freie 
Wahl eine solche auch der Sache nach war, lehrt nicht nur der Schrift- 
wechsel mit dem Bischof von Kulm, Grafen Karl von Hohenzollern 
(VI, 115, 122), der sich schmeichelte, bei einer wirklich freien Wahl Aus- 
sichten zu haben, aber vom König abschlägig beschieden wurde, sondern 
namentlich auch die Instruktion für den Wahlkommissar Minister v. Hoym 
(Beilage 1 zu VI, 139) und das königliche „Recommendations-Schreiben“ 
an das Kapitel (Beilage 2 zu VI, 139). Demgemäss kam denn auch am 
12. November 1787 die Wahl nahezu einstimmig zu stande (VI, 163); nur 

„ein Dummkopf hat“, so schrieb Hoym an den Minister Grafen 

von Hertzberg, „ihm (Hohenlohe) seine Stimme nicht gegeben, 

welches aber nichts zur Sache thut.“ 
Schon unterm 22. November erfolgte die von Schafigotsch am 14. No- 
vember (VI, 164) erbetene königliche Bestätigung in Gestalt eines „ober- 
landesherrlichen Placitum“ zu der von dem Kapitel mit Genehmigung 
des Königs und in Gegenwart seines Kommissars abgehaltenen Wahl- 
kapitelsversammlung und Wahl (VI, 168). Rom aber vermisste nur 
die vorherige Einholung der Erlaubnis zur Vornahme der Wahl eines 
Koadjutors, dem schon bei Lebzeiten des Bischofs dessen Nachfolge ge- 
sichert sein sollte, und genehmigte, als das Kapitel seinen Formverstoss 
einsah und um nachträgliche Heilung bat, ohne weiteres die vollzogene 
Wahl (VI, 167, 183, 193, 205, 224, 262). Und als Schafigotsch am 
5. Januar 1795 starb (VII, 174), wiederholte Hoyn noch einmal, wie ver- 
schieden die Lage von der des Jahres 1747 bezw. 1743 sei, und dass 
auch jetzt von einer Nomination keine Rede sein könne, vielmehr Hohen- 
lohe ohne weiteres den bischöflichen Stuhl zu besteigen und der König 
ihn zu bestätigen habe (VII, 176), worauf unterm 1. Februar 1795 die „Con- 
firmation“ des 1787 erteilten Placitum erfolgte (VII, 13). So in Breslau. 

In den übrigen Bistümern war besonders das letzte Jahrzehnt des 
18. Jahrhunderts reich an Bischofswahlen, die, weil sie zum ersten Mal 
unter preussischer Herrschaft erfolgten, unsere Aufmerksamkeit in An- 
spruch nehmen. 

Zunächst kam Posen zur Erledigung, als der dortige Bischof 
v. Okecki am 15. Juni 1793 starb (VII, 40, 50). Friedrich Wilhelm II. 
nahm für dies Bistum alsbald den vom russischen Hofe empfohlenen 
Grafen Ignaz Raczynski in Aussicht (eigenhändige Randbemerkung zu 
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VII, 50 vom 25. Juni 1793), ja er liess den auch um diesen Bischofsstuhl 
sich bewerbenden Bischof von Kulm, Grafen Karl von Hohenzollern, 
unterm 29. Juni wissen, dass 

„das erledigte Bisthum.... bereits dem Grafen Raczinsky conferirt“ 

sei (VII, 53). Ein Abgehen von der aus den Zeiten der Polenherrschaft 
überlieferten Besetzungsart war jedoch damit um so weniger beabsichtigt, 
als der Etatsminister v. Voss nach eingezogener Erkundigung über das 
Herkommen (VII. 50) berichten konnte (VII, 55): 

„1. Ununterbrochen, schon seit 1500, nominirt oder präsentirt 
der König zum erledigten Bisthum Einen Candidaten, und diesen 
und keinen andern wählt das Dom-Capitel. 2. Die Nomination 
geschiehet in einem königlichen Präsentations-Schreiben an das 
Dom-Capitel, und dieses wird durch einen königlichen Commissarius 
überreicht. Nach geschehener Vorlesung geschieht sogleich die 
Wahl, unter Vorsitz des Commissarius, 

wozu das auswärtige Departement bemerkte (VII, 55 a. E.): 

„Es ist darnach entschieden, dass dem König in dem Bisthum 
Posen ein wahres Nominations-Recht zustehet, indem die könig- 
liche Nomination des Eligendi vor der Wahl hergehet und diesen 
bestimmet, mithin die Wahl des Capitels eine blosse Förmlichkeit ist.“ 

Die Wahl ging in der Tat mit dem gewünschten Erfolge glatt von statten 
(VII, 79). In Rom machte man keine Anstände (VII, 91, 105, 133) und 
Raczynski wurde, nachdem er schon zuvor nicht bloss die königliche 
Bestätigung, sondern auch die Einweisung in die Temporalien erhalten 
hatte (VII, 112), am 12. September 1794 präkonisiert (VII, 137), jedoch 
ohne dass in der Bestätigungsbulle einer Nomination oder auch nur eines 
auf die Person des Bestätigten gerichteten königlichen Wunsches gedacht 
wurde (VII, 164, Beilage): 

non possiamo — Kardinalstaatssekretär Zelada — non far avver- 
tire, che nel detto caso non fü fatta in alcun’atto veruna menzione 
di nomina, anzi neppure di supplica. 

Ueber die Vorgänge im Jahre 1804, als Raczynski zum Erzbischof von 
Gnesen befördert wurde, vgl. IX, 782 und besonders 787, 813, 814, 904, 
907, 909 sowie im folgenden bei Gnesen. 

Bezüglich Gnesens ging das auswärtige Departement von der An- 
sicht aus, es habe dem König von Polen gegenüber den polnischen Bis- 
tümern kraft ius patronatus regium die Nomination zugestanden, diese 
sei jedoch in der Weise mit dem Wahlrecht des Kapitels in Einklang 
gebracht worden, 

„dass die Wahl nur auf die vom Könige vorschriftlich und ge- 
bietend empfohlne Person fallen und gerichtet werden“ 

durfte, und veranlasste unterm 22. Oktober 1794 (VII, 159) Erhebungen 
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darüber, was bisher bei der Besetzung Rechtens gewesen sei. Diese Er- 
kundigungen müssen die Regierung in ihrer eben dargelegten Auffassung 
bestärkt haben; wenigstens wurde die Wiederbesetzung in der oben geschil- 
derten Weise bewerkstelligt durch Nomination bezw. Designation und nach- 
herige Wahl bezw. Postulation (13. April 1795) sowie landesherrliche Kon- 
firmation des bisherigen Bischofs von Ermland, Grafen v. Krasicki (VI, 
154, 190, 201, 224, 235). In Rom benützte man allerdings die Gelegenheit, 
Preussen von neuem darauf aufmerksam zu machen, dass einem nicht 
katholischen Landesherrn die Nomination nicht zugestanden werden könne, 
die übrigens auch dem katholischen Polen nicht zugekommen sei; vgl. die 
Note des Kardinalstaatssekretärs Zelada vom 20. November 1794 (Beilage 
zu VII, 164): 

E qui (nach der eben bei Posen mitgeteilten Stelle) cade in 
acconcio di osservare, che siccome nell’ una e nell’ altra delle dette 
due memorie del Signor residente di Berlino (Ciofani) parlasi di 
nomina e di persone da nominarsi, cosi deve per ogni buon fine 
avvertirsi, che, non avendo mai goduto ne esereitato il re e la 
repubblica di Pollonia il titolo di nomina, non puö essersi trasfuso 
lo stesso titulo in Sua Maestä Prussiana, tanto piü che trattan- 
dosi di oggetto, in cui contiensi spiritualiti, non puö passare 
Vesercizio in un principe, che professa religione diversa, da quella 
del r& e repubblica di Pollonia. 

Doch machte man, als Friedrich Wilhelm II. durch sein Ministerium er- 
widerte (VII, 170): 

Les rois de Pologne ont &t& de temps imme&morial en possession 
du droit de nomination ü l’archevöche de Gnesen, temoin les sa- 
vants polonais les plus c&lebres et les recherches scrupuleuses, que 
j’ai fait faire & cet egard; cependant on a laisse au chapitre la 
forme d’une election, mais le choix ne doit tomber que sur le 
nominataire du roi. C’est de cette maniere que le siege archi- 
6piscopale a &t& rempli & la derniere vacance par le prince Ponia- 
towski et que j’ai rösolu de proceder dans le cas present, 

ohne sich weiter auf grundsätzliche Erörterungen einzulassen, keine 
Schwierigkeiten mehr (VII, 167, 177) und gab in der Personenfrage nach, 
indem man den aus der Scheinwahl Hervorgegangenen bestätigte. 

Und ganz entsprechend war der Verlauf der folgenden Besetzung, 
als nach dem am 14. März 1801 erfolgten Tode Krasickis und nach 
längerer interimistischer Verwaltung des Erzbistums Gnesen durch den 
„Generaladministrator“ Dompropst v. Malezewski der erzbischöfliche Stuhl 
im Jahre 1804 in der Person des bisherigen Bischofs von Posen, Grafen 
v. Raczynski, einen neuen Inhaber erhielt (VIII, 289, 294, 301, 532, IX, 
776, 782, 787, 801, 805, 807, 808, 811—813, 815, 829, 838, 902, 903, 
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912, 914, 922, 955, 975). Nur trat dabei der tatsächlich entscheidende 
Einfluss der Krone noch unverhüllter als bisher hervor. Der Staatsminister 
v. Voss sprach in seinem Immediatbericht vom 1. April 1805 (IX, 813) 
geradezu von 
„Allerhöchst Deroselben Kommissarien“, die „zu Veranlassung und 
Leitung der kapitularischen Scheinwahlen wegen der anderweit ver- 
gebenen erzbischöflichen und bischöflichen Würden zu Gnesen und 
Posen verordnet 


worden seien, sowie davon, dass 
„gedachte Wahlen von den Dom-Kapiteln zu Gnesen und Posen 
mit schuldiger Folgsamkeit für E. K. M. Allerhöchste Intentionen 
und Befehle einstimmig auf die von Allerhöchst Denenselben nomi- 
nirte Subjecte, den bisherigen Bischof von Posen Grafen von 
Raczynski und den zeitherigen Dom-Propst und General-Admini- 
strator von Malezewski gerichtet worden“ 


sein. Und ähnlich berichtete er am folgenden Tag an den Staatsminister 
Freiherrn v. d. Reck (IX, 814) von den 
„verfassungsmässig eingeleiteten Schein-Wahlen zur anderweiten 
Besetzung“ 


der beiden Bistümer, bei denen 
„die Stimmen der dortigen Capitul ohne Ausnahme auf die von 
des Königs Majestät zu diesen Würden nominirte Subjecte“ „pflicht- 
mässig gerichtet worden sind“. 


Das königliche „Confirmationspatent“ für Raezynski vom 3. Mai 1805 
(IX, 829) berief sich auf das dem König 
„als Landes-Herrn zustehende Jus Patronatus und anderweitige 
Gerechtsame“, 
kraft deren Friedrich Wilhelm III. Raczynski 
„zu dem Erz-Bisthum Gnesen ernannt und förmlich nominirt“ 
habe; „welchemnächst denn derselbe durch einstimmige, einmüthige, 
pflichtmässige Wahl des Metropolitan-Capituls zu Gnesen zu dessen 
Oberhaupt und zum Erz-Bischof zu Gnesen rite et canonice und 
unter Beobachtung der gewöhnlichen Feierlichkeiten und Gebräuche 
gewählet worden“. 
Ja das Gnesener Kapitel selbst berichtete in seinem am 14. März 1805 
nach Rom gesandten Bestätigungs-(Admissions-)Gesuch (IX, 804): 
Vacanti Sedi Gnesnensi ad Literas Nominationis Serenissimae 
Regiae Maiestatis Friderici Vilchelmi (!) Domini Nostri Clemen- 
tissimi in Archi-Episcopum Ecelesiae Nostrae ... Comitem Rac- 
zynski Ecclesiae Posnaniensis Episcopum ... pro consuetudine 
Capituli Nostri concordi animorum sensu a Nobis electum esse. 
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Kein Wunder, dass um dieselbe Zeit der Ministerresident Freiherr v. Hum- 
boldt unterm 13. Juli 1805 anlässlich der Verhandlungen über ein deutsches 
Konkordat bezüglich der Erwähnung eines Nominationsrechtes Preussens 
für seine Bischofssitze berichten musste, die Kardinäle wollten davon 
durchaus nichts wissen (IX, 851): 
Malgr&e que la Cour de Rome n’en ose certainement pas me&eme 
se flatter d’empächer jamais V. M. d’exercer cette prerogative, elle 
ne veut pourtant pas qu’il existe une seule ligne, signee par le 
Pape, dans laquelle on en fasse mention. C’est li la veritable 
politique romaine. Les tems pouvroient changer,, c’est alors qu’il 
faut avoir les mains libres. 
Demgemäss wurden nach bisheriger Uebung Raczynski und Malczewski 
zwar bestätigt, aber ohne dass in den betreffenden Bullen einer Nomination 
gedacht war. 

Auch in Kulm, über das man die Abhandlung von C. P. Woelky, 
Der Katalog der Bischöfe von Culm, Zeitschrift für die Geschichte und 
Altertumskunde Ermlands, VI, 1878, S. 363 fi., besonders 436 fi. ver- 
gleichen mag, war es zunächst die Bestellung eines Koadjutors mit dem 
Recht der Nachfolge für den Bischof Andreas Ignaz v. Bayer, die Fried- 
rich dem Grossen Gelegenheit gab, durch eine von ihm als Nomination 
bezeichnete Wahlempfehlung zu Gunsten des Grafen Karl von Hohen- 
zollern in die Besetzung einzugreifen; vgl. V, 33, 257, 265, 271, 272, 
276, 280, 283, 351, 841, besonders aber 273 vom 25. April 1777, worin 
der König erklärt: 

L’eveque de Culm m’ayant fait connaitre, qu’il avait besoin 
d’un coadjuteur A cause de son äge avance, jai nomme a ladite 
coadjutorie de Culm selon le droit incontestable, que j’en ai, le 
comte de Hohenzollern, qui a depuis longtemps embrasse l’etat 
ecclösiastique, 

V, 288 vom 18. August 1777, wodurch er dem Kapitel in Kulmsee kund- 
tut, dass er den Grafen 

„kraft des Uns zustehenden iuris nominandi zum Coadjutor des 
gedachten Bischofs von Culm ausersehen und nominiret ... Wir 
thun solches auch hiermit und gesinnen hierdurch an Euch in 
Gnaden, diesen und keinen andern als jetzigen Coadjutor und 
künftigen Successor im Bischofthum Culm zu erwählen und anzu- 
nehmen und ihm deshalb zu diesem Amte Eure Stimme zu geben“, 

und 329 vom 29. Dezember desselben Jahres, wonach der Etatsminister 
Freiherr v. Zedlitz dem König berichtet: 

„Um die Coadjutorie-Angelegenheit des Grafen von Hohenzollern 
zur Richtigkeit zu bringen, fehlt es nach dortigem Gebrauch noch 
an einem in E. M. Namen an das Dom-Capitel zu erlassenden 
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Empfehlungsschreiben, welches, weil es vor der Wahl vorhergehen 
sollen, so weit zurück datiret ist.“ 
Der König hat dann ein solches Schreiben noch nachträglich vollzogen 
und Hohenzollern demgemäss nicht nur am 20. Juli 1778 die päpst- 
liche „Proviste“ erhalten, sondern auch nach dem Abieben v. Bayers 1785 
den bischöflichen Stuhl bestiegen. 

Unmittelbar um die Besetzung des Bistums selbst handelte es sich, 
als Kulm, wie unten noch zu erwähnen sein wird, durch die Versetzung 
Hohenzollerns nach Ermland 1795 frei wurde (VII, 188, 202, 207, 208). 
Friedrich Wilhelm II. nahm alsbald den Grafen Franz Xaver von Verbno- 
Rydzynski in Aussicht, dem er unterm 23. März 1795 (VII, 209) folgen- 
den Erlass zugehen liess: 

„Um Euch ein Merkmal Unseres Euch zutragenden gnädigen 

Wohlwollens und Unserer höchsten Zufriedenheit zu geben, haben 

Wir beschlossen, Euch zum Bischof zu Culm in Gnaden zu er- 

nennen. Wir erwarten nur noch die Resignation des Grafen 

v. Hohenzollern, den Wir zu einem andern Bisthum bestimmt haben, 

um wegen Eurer wirklichen Nomination das Weitere zu verfügen.“ 

Zunächst schien die Besetzung genau wie in den oben geschilderten Fällen 

verlaufen zu sollen, da die westpreussische Regierung am 15. Mai 1795 
auf eine an sie gerichtete Anfrage den Bescheid gab (VII, 236): 

„Nach der vormaligen Verfassung sollte zwar in Preussen der 

Bischof von Ermland stets vom Capitul und zwar e gremio des- 

selben gewählet werden; allein in Culm ist, wie in den mehresten 

Hochstiften Polens, die Wahl zwar auch zum Schein vorgenommen, 

allein sie musste stets auf den fallen, den der König ernannt 

hatte. Wir finden in den hiesigen Geschichten keinen einzigen 

Fall in contrarium während der drei letzten Jahrhunderte. Bloss 

deshalb machten die Stände motus und Vorstellungen, wenn zum 

Bischofe ein Pole oder ein anderer Fremder und kein Einzögling 

ernannt wurde; allein auch diese Vorstellungen waren ohne Wir- 

kung.“ ... „In Absicht der Ansetzung des letzten Bischofes 

v. Beyer werden die beiliegende Verfügungen Königs Augusts III. 

vom 26. October 1758 die eigentliche Verfahrungsart darthun. Der 

König ernannte nämlich einen Commissarium, der Wahl beizu- 

wohnen und darauf zu sehen, dass solche Wahl auf keinen anderen 

als auf den von ihm bereits ernannten J. v. Beyer falle, und dieser 

Commissarius musste eine Verfügung gleichen Inhalts an das Capitel 

diesem zustellen. Solchemnach überlassen E. K.M. wir... ., (1) den 

Commissarium zu ernennen, der der Wahl des neuen Bischofes bei- 

wohnen solle, und ihm bekannt zu machen, dass solche auf den 

bisherigen Weihbischof von Posen, Graf von Verbno-Ridzynski, 
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fallen müsse, und (2) eine hiemit übereinstimmende Verfügung an 
das Capitel zu erlassen. Welchemnächst der Commissarius sich 
bei der Wahl selbst nach denen vom Kaiser Carl VI. vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten zu richten haben wird, deren Beobachtung 
uns vorgeschrieben worden.“ 
Dementsprechend wurde der Regierungspräsident Freiherr v. Schroetter 
zum Wahlkommissar ernannt (VII, 240) und ihm das Nominationspatent 
vom 28. Mai 1795 (VII, 241) zugestellt, das in der Hauptsache folgenden 
Wortlaut hatte: 

„So nominiren und ernennen Wir hiedurch kraft Unseres Patronat- 
und Ernennungsrechts dem römischen Hofe und Papst den hoch- 
würdigen und vesten Unsern lieben Getreuen Xaver v. Verbno- 
Rydzynski, bisherigen Weihbischof des Bisthums Posen, zum 
Bischof zu Culm und gesinnen an Euch, diesem und keinem an- 
dern bei der bevorstehenden Wahl Eure Stimme zum künftigen 
Bischof zu Culm zu geben und Euch hierunter demjenigen zu 
conformiren, was unser Wahl-Commissarius ... Euch deshalb von 
Unsertwegen eröffnen wird.“ 

Schroetter aber wurde angewiesen, dem Wahlakt beizuwohnen und dem 
Kapitel zu erklären, nur Rydzynski 

„und kein Anderer sei zu wählen“. 

Ist dabei schon das als Neuerung beachtenswert, dass die Nomination 
oder Designation nicht bloss an das Kapitel, sondern auch, als handelte 
es sich um ein kirchenrechtliches Nominationsrecht, „dem römischen Hofe 
und Papste“ gemacht wurde, und lernen wir aus dieser Nominationsurkunde 
ausserdem, dass das „Ernennen“ des damaligen Sprachgebrauchs nicht 
notwendig den absoluten Sinn hatte, den der heutige Leser aus ihm 
herauszulesen geneigt ist, sondern wie das lateinische nominare auch 
gleichbedeutend mit designare, praesentare als „Benennen“ verwendet 
wurde, so gestaltete sich der Kulmer Besetzungsfall in der Folge auch 
in anderer Hinsicht höchst eigenartig. Als es sich nämlich herausstellte, 
dass, weil der in Aussicht Genommene nicht dem Kapitel angehörte, 
nach den Kulmer Statuten bloss eine Postulation stattfinden könne (VII, 
244), und als der Weihbischof Rogowski in Kulmsee auf eine Anfrage 
betreffend die Wahlförmlichkeiten am 16. August 1795 (VII, $S. 284 Anm. 1) 
erwiderte, 

„dass, da unser Dom-Capitul das Recht, einen Bischof zu wählen. 
nie gehabt, sondern nach einer jedesmaligen Erledigung des bischöf- 
lichen Stuhls der Nachfolger von denen Königen von Pohlen allein 
abhing, wir die in andern Diöcesen üblichen Ceremonien nie be- 
obachtet haben. Der vom König ernannte Bischof überreichte 
dem Dom-Capitul seine Präsentation durch seinen Deputirten, und 
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solche, falls nichts dawider zu erinnern war, wurde sogleich ange- 

nommen, alsdann eine Postulation nach Rom geschickt und nach 

erfolgter päpstlicher Bestätigung der neu ernannte Bischof in Person 
oder durch seinen Delegatum in die Dom-Kirche introdueirt“, 
begnügte man sich damit (VII, 261) 

„dem Dom-Capitul zu eröffnen, dass, da dasselbe den von Uns 
nominirten v. Rydzynski, statt einer förmlichen Wahl, einmüthig 
als Bischof annehme und erkenne, es dabei sein Bewenden habe 
und es keiner weitern Wahl-Feierlichkeit bedürfe, sondern das 
Capitul bloss (1) diese Annahme ohne Wahl-Förmlichkeit Uns 
schriftlich anzuzeigen, (2) dem Papst zu melden habe, dass es den 
nominatum regium einmüthig zum Bischof wähle und annehme 
und um die päpstliche Bestätigung bitte“ (VII, 267, VIII, 193). 

In der Diözese Kujavien-Pomerellen (V, 321, 402, IX, 898, 
307, 930), Plock (VII, 265, 372, 438), in den aus ehemals polni- 
schen Gebieten neu errichteten (Westerburg, 8. 19 ff., 74 ff.) Bis- 
tümern Warschau (VII, 378, 413, 436, VIII, 112, 295, IX, 782, 801, 
308, 914, 922, 923), Wygry (VII, 403, 404, 470, VIII, 48, 87, 88, 92, 
168 mit S. 224 Anm. 3, 169, 208, 239, 295, IX, 665, 692, 748, 831, 859) 
und in dem griechisch-orthodoxen Bistum Suprasl (VII, 392, 403, 404, 
470, VIII, 48, 92, 168 mit S. 224 Anm. 3, 169, 295, IX, 687 mit Anm. 2, 
331, 897) ging die Besetzung gleichfalls in der an das polnische Her- 
kommen sich anschliessenden Weise vor sich, nur dass, wie IX, 787, 814 
hervorgehoben wird, in den neuen Bistümern kein Wahlrecht der Kapitel 
in Frage kam. 

„In Absicht des erledigten Bisthums Warschau, wozu des Königs 
Majestät den p. Grafen v. Raczynski gleichfalls Inhalts Höchster 
Cabinets-Ordre vom 22. Januar d. J. (1805) zu nominiren geruhet 
haben, ist es auf eine capitularische Wahl nicht angekommen, weil 
das Bisthum neu und bei seiner Errichtung dem dortigen Dom- 
Capitul kein Wahlrecht eingeräumt worden ist. Das Capitul hat 
folglich nicht wie die Capitul zu Gnesen und Posen Verfassung 
und Observanz für seine Wahlbefugniss anzuführen und muss sich 
ohne weiteres die landesherrliche Nomination zum bischöflichen 
Sitze gefallen lassen“ (vgl. VII, 392 auf S. 491 a. E. und in der 
Beilage $. 492). 

In Ermland endlich, für das vor allem auf die älteren, jedoch 
auf sorgfältigstes Quellenstudium aufgebauten Untersuchungen Eichhorns 
über die Geschichte der dortigen Bischofswahlen in ‘der Ermländischen 
Zeitschrift, I, 1858, S. 93 f., 269 ff., 460 ff., II, 1861, 8. 1 ff., 396 £f., 
610ff., 632 ff., IV, 1869, S. 551 ff. und ausserdem etwa noch auf J. A. Lilien- 
thal, Ueber die Bischofswahl im Ermlande, mit vorzüglicher Berück- 
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sichtigung der Verhältnisse zur Zeit der polnischen Oberherrschaft, Berlin 
1841, sowie auf Franz Hipler, Die ermländische Bischofswahl vom 
Jahre 1549, Ermländische Zeitschrift, XI, 1894, S. 56 ff. verwiesen sei, 
lagen die Dinge in so fern eigenartig, als für dies Bistum der Petrikauer 
Vertrag vom 7. Dezember 1512, bestätigt von Leo X. unterm 25. No- 
vember 1513, galt (bester Druck bei Hipler a. a. O., 8.58 ff., die ein- 
schlägige Stelle auch bei Laspeyres, Geschichte der katholischen 
Kirche Preussens, I, S. 398 Anm. 44 und dazu besonders Eichhorn, 
Ermländische Zeitschrift, I, S. 276 f£., IL, S. 631; Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, S. 44, 218, 219). Darnach (vgl. VI, 252, 467 mit den auf 
S. 550 Anm. 1 abgedruckten Beilagen und besonders VIII, 110, wo das 
ganze Besetzungsverfahren von dem Fürstbischof Grafen Karl von Hohen- 
zollern selbst eingehend beschrieben ist, 193, IX, 751) hatte das Kapitel 
nach Eintritt der Stuhlerledigung dem König schleunig ein mit näheren 
Angaben über die Einzelnen versehenes Verzeichnis seiner Mitglieder ein- 
zureichen, worauf der König binnen acht Tagen nach dessen Empfang 
vier davon, die das preussische Indigenat besassen, nennen und das 
Kapitel schliesslich einen von den Genannten wählen sollte. 

„In der Folge haben die Könige dem Capitul allezeit aus den 
vier subiectis eligibilibus dasjenige empfohlen und vorgeschrieben, 
welches sie gewählt wissen wollen. Der König hat also nach dem 
Besitze und Herkommen das Ernennungs-Recht, das Capitul den 
Schein und Schatten einer Wahl“ (Auswärtiges Departement unterm 
18. Januar 1793, VI, S. 550 Anm. 1). 

Unter preussischer Herrschaft hielt das Kapitel, wie auch Eichhorn 
a. a. O., II, S. 631, IV, S. 574 ff., 582, 595 trotz seiner grundsätzlichen 
Bedenken ausdrücklich zugibt, an dem Petrikauer Vertrage ungeachtet 
des nicht katholischen Bekenntnisses des neuen Landesherrn fest und 
ebenso die preussische Regierung an der hergebrachten Uebung (vgl. die 
oben angeführten Aktenstücke und ausserdem VII, 190, 208, 235 sowie 
Eichhorn, IV, S. 578 ft., 585 ff., 595, 601 fi.), nur dass die Designation 
in dieselbe, noch etwas bestimmtere Form gebracht wurde, wie wir sie 
bei den übrigen Wahlbistümern kennen gelernt haben; vgl. VII, 207 vom 
23. März 1795: 

„Wir haben den bisherigen Fürsten Bischof von Ermeland, 
Grafen v. Krasicki, zum Erzbischof von Gnesen ernannt, unter 
der Bedingung, dass er das Bisthum Ermeland resignire, dieses 
hingegen dem jetzigen Bischof zu Culm, Grafen von Hohenzollern, 
gegen Abtretung des Bisthums Culm und der Abtei Pelplin be- 
stimmt. Die Form erfordert, dass der Graf v. Hohenzollern von 
dem Dom-Capitul zu Frauenburg gewählt werde. Wir erlassen 
deshalb an dasselbe das in originali et copia anliegende Rescript, 
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und da es nöthig ist, dass dem Wahl-Actui von Unserer Seite ein 
Commissarius und Bevollmächtigter beiwohne, so haben wir... 
Euch (den Staatsminister Grafen v. Finkenstein) dazu ausersehen 
und durch die Original-Anlage bevollmächtigt. Ihr habt also mit 
Bekanntmachung Eures Auftrages das originaliter beigefügte Re- 
script an das Dom-Capitul abzuschicken und von demselben zu 
verlangen, dass es unverzüglich zur Wahl eines neuen Fürsten 
Bischofs schreite und sich mit Euch über den Termin vereinige 
oder wenigstens den ohne Eure Concurrenz anzusetzenden Termin 
Euch in Zeiten bekannt mache. Das Dom-Capitul wird vermuth- 
lich erinnern, dass die Observanz mit sich bringe, ihm vier Sub- 
jecte zu benennen, um daraus eines zu wählen. Ihr könnt dem 
Dom-Capitul sodann remonstriren: dass dieser Formalität unge- 
achtet es doch bisher immer denjenigen habe wählen müssen, den 
die Könige von Polen von den vier Vorgeschlagenen hätten haben 
wollen, und dass also für das Capitul nichts gewonnen werde, wenn 
wir ausser dem Grafen v. Hohenzollern noch drei andern Capitu- 
laren denominiren wollten ; dass wir schlechterdings keinen Andern be- 
stätigen und das Temporale keinem Andern als dem Grafen v. Hohen- 
zollern verabfolgen lassen würden. Sollte diesem ungeachtet das 
Capitul wünschen, dass noch drei andere Candidaten aufgestellt wer- _ 
den, so habt Ihr nach Eurer Einsicht drei solche Capitularen aus- 
zuwählen, gegen die zwar nichts auszustellen, deren Concurrenz aber 
auch nicht gefährlich ist, und solche dem Capitul in Unserem 
Namen zu proponiren. Dagegen müsst Ihr Eure Maassregeln mit 
der grössten Sicherheit so nehmen, dass die Wahl auf keinen An- 
deren als den Grafen von Hohenzollern falle. Vielleicht wird das 
Stift sich auch mit einer Versicherung begnügen, dass die Nicht- 
aufstellung drei anderer Candidaten ihm nicht zum Präjudiz ge- 
reichen solle. Ihr habt also erst dieses Mittel zu versuchen, ehe 
Ihr neben dem Grafen v. Hohenzollern noch drei andere Candi- 
daten zur Wahl vorschlaget. Da übrigens seit der Besitznehmung 
von Westpreussen die jetzige Bischofs-Wahl in Ermeland die erste 
in ihrer Art ist, so werden vielleicht von Seiten des Dom-Capituls 
noch andere Prätensionen oder Formalitäten auf die Bahn gebracht 
werden. Ihr werdet leicht zu beurtheilen wissen, was davon Unsern 
Absichten in dem gegenwärtigen Fall und Unsern landesherrlichen 
Gerechtsamen überhaupt nachtheilig ist oder nicht. Wo es nur 
auf leere und unschädliche Formalitäten ankommt, könnt Ihr auf 
der Stelle ein convenables Abkommen treffen.“ 

Siehe ferner den Erlass an das Domkapitel in Frauenburg selbst vom 

gleichen Datum (VII, 208), der aber von dem Ausdruck Nomination oder 
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Ernennung absieht und davon spricht, dass der König den Grafen 
v. Hohenzollern 

„allergnädigst ausersehen“ habe, „um dem bisherigen Fürsten 

Bischof von Ermeland ... zu succediren“, 
und darauf das „allergnädigste Gesinnen“ an das Kapitel richtet: 

„Ihr wollet bei der bevorstehenden Wahl eines Fürsten Bischofs 
von Ermeland (wozu Wir Unsern Wirklichen Geheimen Staats- und 
Justiz-Minister, auch Kanzler Grafen von Finckenstein als Unsern 

| Commissarium und Bevollmächtigten abordnen werden) Euer Augen- 
| merk auf obgedachten Bischof zu Culm ... richten: in welchem 
| Fall Ihr Unserer landesherrlichen Bestätigung, sowie überhaupt 
Unseres höchsten Beifalls und gnädigen Wohlwollens zum Voraus 
| versichert sein könnet.“ 
Die Wahl Hohenzollerns erfolgte denn auch am 16. Juli 1795 einstimmig, 
ohne dass das Kapitel auf dem Vierervorschlag beharrte, lediglich auf 
die Versicherung hin, der König wolle die Rechte des Kapitels nicht 
schmälern; vgl. VII, 257; Eichhorn, IV, 8. 585 f. In dem Gesuch 
des Kapitels um die päpstliche Bestätigung wurde weder der königlichen 
Empfehlung noch des Petrikauer Vertrags Erwähnung getan, desgleichen 
nicht in den Konfirmationsbullen vom 18. Dezember 1795; das königliche 
„Confirmations-Patent“ vom 24. Juli dagegen verriet zum nicht geringen 
Schrecken des um sein Wahlrecht besorgten Kapitels, dass die Wahl er- 
folgt sei, nachdem der König Hohenzollern vermöge des ihm 

„zustehenden iuris patronatus und landesherrlichen Gerechtsame 
zu dem Bisthum Ermeland nominirt und präsentirt“ habe. 

Die nächste Besetzung zog sich lange hin, teils wegen der Schulden- 
last, die Fürstbischof Karl v. Hohenzollern hinterliess, teils wegen der 
Kriegsläufte und anderer widriger Umstände, vor allem aber weil Friedrich 
Wilhelm III., nachdem 1803 der bischöfliche Stuhl zur Erledigung ge- 
kommen war, unterm 10. September 1804 (IX, 751) in Anbetracht dessen, 
dass dem Neffen des Verstorbenen, Grafen Joseph v. Hohenzollern, noch 
zwei Jahre zu dem für einen Bischof vom kanonischen Rechte vorge- 
schriebenen Mindestalter von dreissig Jahren fehlten, verfügt hatte: 

„Bis dass der Graf Joseph von Hohenzollern die Majorennität 
erlangt hat, soll die Vergebung des Bisthums ausgesezt bleiben, 
alsdenn aber anderweit berichtet werden.“ 

Ueber das weitere siehe Eichhorn, IV, 8. 598 fi.; die Wahl vom 
6. Juli 1808 und die königliche Bestätigung vom 16. Juli erfolgten fast 
genau in derselben Form wie bei der Wahl von 1795; die von Pius VII. 
unterm 14. April 1817 ausgefertigten Bullen stellten die Besetzung als 
motu proprio des Papstes geschehen hin, nannten den Grafen nur bei- 
läufig Electus Warmiensis und schwiegen sich über die Einwirkung des 
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Königs ganz aus; vgl. auch Franz Hipler, Briefe, Tagebücher und 
Regesten des Fürstbischofs von Ermland Joseph v. Hohenzollern (1776 
bis 1836), in Monumenta historiae Warmiensis VII, Bibliotheca Warmiensis 
Ill; Braunsberg, 1883, S. XXIII. 

Bekanntlich hat später die preussische Regierung den Petrikauer 
Vertrag wieder hervorgezogen und ist erst durch königliche Kabinetts- 
ordre vom 28. September 1858 (Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 263) 
endgültig angeordnet worden, 

„bei den im Bisthum Ermeland vorkommenden Bischofswahlen 
dasselbe Verfahren eintreten zu lassen, welches in den übrigen 
Bisthümern der Monarchie befolgt werde, und von der Rücksicht- 
nahme auf den Inhalt des Petrikauer Vertrags vom 7. Dezember 
1512 für die Zukunft abzusehen“. = 

Aus alledem ergibt sich — um nunmehr den Ertrag dieses Exkurses 
zusammenzufassen — mit noch weit grösserer Bestimmtheit als nach der 
bisherigen Forschung folgendes: 

1. Der König von Preussen hat während des ganzen Zeitraums, über 
den sich diese Akten erstrecken und, fügen wir auf Grund anderweitig 
bekannt gewordener Tatsachen gleich hinzu, darüber hinaus bis zur 
Bulle: De salute animarum tatsächlich auf die Besetzung der sämtlichen 
Bistümer den entscheidenden Einfluss ausgeübt (vgl. auch IX, 673, 801, 
930), sei es, dass daneben zum Schein eine sogenannte „freie“ Wahl 
stattgefunden hat, oder, wie es in Ermland bei gewissenhafter Beobach- 
tung des Petrikauer Vertrags hätte sein müssen, eine beschränkte. 

2. Der hohe Klerus fand sich unbedenklich mit diesem Zustand ab, 
vor allem diejenigen Mitglieder des Episkopates und diejenigen Bewerber 
um diesen, welche vom König dessen „Nomination“ erbaten. 

3. Rom hatte von diesen Vorgängen Kenntnis, verurteilte sie nicht, 
sondern ‚fand sie sogar gelegentlich, wenn man in schwieriger Lage damit 
Schlimmeres abwenden zu können glaubte, nach vertraulichen Aeusse- 
rungen des kirchlichen Oberhauptes zu schliessen, ganz selbstverständlich, 
wobei freilich zu bedenken ist, dass Benedikt XIV. etwas von der reichen 
Erfahrung und dem skeptischen Relativismus des gelehrten Historikers 
beseelt war, dem es, wenn er sich und seine Wissenschaft nicht selbst 
verleugnen will, nicht gegeben ist, politischen und juristischen Systemen 
durch dick und dünn zu folgen. Jedenfalls machte Rom keinerlei prak- 
tische Schwierigkeiten, begnügte sich vielmehr damit, die Einmischung 
des preussischen Königs offiziell zu dissimulieren und demselben ein Nomi- 
nationsrecht auf Bistümer im kirchenrechtlichen Sinne, auf das ja auch 
der Tatbestand nicht passte, und das man nach Erledigung des Falles 
Schaffgotsch preussischerseits ernstlich gar nicht mehr beanspruchte, zu 
versagen. 


Anhang 30 zu Seite 48. 165 


Damit vergleiche man nun die bei den Verhandlungen über die 
Bulle: De salute animarum von Seite Preussens vertretene Anschauung, 
insbesondere die Noten und Berichte Niebuhrs vom 22., 25. und 27. Juli, 
11. und 29. August, 16. Dezember 1820, 10. Februar, 20., 27. März, 
18. Juli 1821 (bei Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 49 ff., 54 f., 58 ff., 
II, S. 6 ff., 14 ff., 24 ff.) und die Instruktion für denselben vom 23. No- 
vember 1820 (ebenda II, S. 12 ff.) einerseits sowie die Aeusserungen Con- 
salvis vom 10. August (Esposizione dei Sentimenti di sua Santita) und 
24. September 1819 (diese beiden allerdings an die oberrheinische Ge- 
sandtschaft gerichtet; bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 96 £., 103 
mit I, S. 114 f., 117 f.; Mejer, Römisch-deutsche Frage, III, S. 28, 53 
in der Anm., 55 f.), vom 6. Oktober 1820, 9. Februar 1821 (Friedberg, 
Bischofswahlen, I, 52 £., 57 £,, II, S. 9 ff., 22 ff.) und andere anderseits, 
aber auch die Depesche des hannoverschen Gesandten, Freiherrn v. Ompteda, 
vom 9. Juni 1817 (a. a. O. II, S. 36) und die von seinem Nachfolger Baron 
v. Reden berichteten Aeusserungen Consalvis vom 17. und 22. April 1820 
(Friedberg, Veto, 8.51; Derselbe, Bischofswahlen, I, S. 86, 411 Anm.). 
Ist auch, zumal angesichts der sehr bestimmten Einwendungen der Kurie 
und der Selbstbescheidung, die Preussen gleich den übrigen Staaten im 
Laufe der Verhandlung zu üben sich veranlasst sah (vgl. oben S. 41 mit 
Anm. 2), nicht daran zu denken, dass mit dem oben $. 137 f. mitgeteilten 
Wortlaut der Bulle eine Einigung im Sinne der Beibehaltung des bisherigen 
Zustandes und der Gutheissung des königlichen Ernennungsanspruchs 
sowie der blossen Scheinwabl erzielt wurde (vgl. aber den Bericht Bunsens 
vom 15. Januar 1824 beiFriedberg, Bischofswahlen, I, S.222f.; Rösch, 
Einfluss, S. 74 Anm, 3 und die darin und bei Friedberg, I, S. 224 mit- 
geteilten Aeusserungen von Monsignore Mazio und Leo XII.), wird man 
vielmehr nach Lage des Aktenmaterials urteilen müssen, man habe sich 
nur auf die Kapitelwahl unter Ausschluss Missliebiger als auf das in den 
preussischen Mehrforderungen 'enthaltene Geringere wirklich geeinigt, so 
machen doch obige Darlegungen nicht nur die preussischen Forderungen 
und den Optimismus der preussischen Unterhändler hinsichtlich des erzielten 
Erfolges verständlich, sondern sie erklären uns auch, weshalb die preussische 
Regierung und die preussischen Kapitel zunächst im besten Glauben bei 
Neubesetzungen in der hergebrachten Weise weiter verfuhren. 

Im übrigen mag man — das sei zum Schluss bemerkt — diese 
älteren Besetzungen und die Verhandlungen, die zu der Fassung der 
Bulle betreffend die östlichen Bistümer geführt haben, beurteilen wie 
man will; für das geltende Recht ist das ohne Belang, da das oben 
S. 47 mit Anm. 2 erwähnte Abkommen von 1841 die unverkürzte Durch- 
führung des vereinbarten Rechtes auch für den Osten sichert. 
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31. 


Die Wahlvorschriften der Bulle: Impensa Romanorum. 
Zu 8. 50. 


Die einschlägige Stelle lautet nach den oben 8. 16 Anm. 5 er- 
wähnten Drucken: 

XII. Quotiescumque vero aliqua ex supradictis Sedibus Epi- 
scopalibus, tam Hildesimensi, quam Osnabrugensi, quae ambae per- 
petuis futuris temporibus immediate subiectae erunt Apostolicae 
Sedi, vacaverit, illius Cathedralis Ecelesiae Capitulum intra mensem 
a die vacationis computandum Regios Ministros certiores fieri 
curabit de nominibus Candidatorum e Clero totius Regni selecto- 
rum, quorum unusquisque trigesimum suae aetatis annum ad 
minimum compleverit, et indigenatu praeditus sit, studia in Theo- 
logia et Jure Canonico cum laude absolverit, curam animarum aut 
munus Professoris in Seminariis egregie exercuerit aut in admini- 
strandis negotiis Ecelesiasticis excelluerit, optima fama gaudeat, 
sana doctrina, et integris sit moribus. At si forte aliquis ex Can- 
didatis ipsis Gubernio sit minus gratus, Capitulum e catalogo eum 
expunget, reliquo tamen manente sufficienti Candidatorum numero, 
ex quo novus Episcopus eligi valeat. Tune vero Capitulum ad 
Canonicam Electionem in Episcopum unius ex Candidatis, qui super- 
erunt, iuxta consuetas formas procedet, ac documentum electionis 
in forma authentica intra mensem ad Summum Pontificem perferri 
curabit. XIV. Confectio autem Processus informativi super quali- 
tatibus Promovendorum ad regimen Episcopalium Ecclesiarum 
Regni Hannoverani vel Episcopo alterius Sedis non vacantis vel 
Ecelesiastico illius Regni Viro in Dignitate constituto a Romano 
Pontifice committetur, et ad formam Instructionis ab Apostolica 
Sede in singulis casibus transmittendae exarabitur, quo accepto 
Summus Pontifex, si compererit Promovendum instructum iis 
dotibus, quas Sacri Canones in Episcopo requirunt, eum, quo citius 
fieri poterit, iuxta statutas formas per Apostolicas Litteras confir- 
mabit. XV. Si vero aut Electio minime fuerit Canonice peracta 
aut Promovendus praedictis dotibus instructus non reperiatur, ex 
speciali gratia indulgemus, quod Cathedrale Capitulum ad novam 
Electionem, ut supra, Canonica methodo valeat procedere. XVI. No- 
vus Episcopus ab altero Regni Episcopo iam consecrato atque 
facultatem expresse ad id ab Apostolica Sede habente assistentibus 
duobus aliis Episcopis ad hoc rogatis et in eorum defectum duobus 
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Praelatis Pontificalium usum habentibus vel his quoque deficienti- 
bus duobus Presbyteris e Regni Clero in Ecclesiastica Dignitate 
constitutis consecrabitur. 


32, 


Die Ablehnung des Listenverfahrens durch Preussen im Urteile 
der Literatur. 
Zu 8. 50. 


Ueber die Verhandlungen, die zu der Ablehnung des Listenverfahrens 
durch Preussen führten, vgl. Mejer, Veto, S. 36ff.; Derselbe, Römisch- 
deutsche Frage, III, S. 135 ff., 140, 142 mit Anm. 1, 145, 146 f.; (v. Rei- 
sach,) Die badische Regierung, S. 14 ff., 56; Herrmann, 8. 18; Hir- 
schel, 8. 36 ff., 43ff.; v. Sybel, 8. 8f£.; Friedberg, Veto, 8. 6f., 8; 
Derselbe, Bischofswahlen, I, S. 50 ff., 54, 55 ff, 245 mit II, 8. 14 fi. 
und dazu die ebenda I, $. 234 f. mitgeteilten Aeusserungen des Kardinal- 
staatssekretärs Lambruschini aus dem Jahre 1840; Rösch, Einfluss, 
Ss. 113. 

Die Meinungen darüber sind geteilt, was vom Standpunkt des Staates 
aus vorzuziehen sei, das preussische Recht, wie es durch den ursprüng- 
lichen Sinn der Bulle: De salute animarum und des Breves: Quod de 
fidellum gegeben ist, oder das Listenverfahren. Dachte man zunächst 
von letzterem preussischerseits gering, und hat auch noch in einem an 
Bismarck gerichteten Briefe vom 18. November 1864 der damalige Kron- 
prinz von Preussen, Friedrich Wilhelm, sich entschieden dagegen aus- 
gesprochen (Aus Bismarcks Briefwechsel, Anhang zu den Gedanken und 
Erinnerungen, II, Stuttgart 1901, 8. 376 ff.), so schlug auf der andern 
Seite der Vertrauensmann Badens und spätere Bischof von Mainz, Burg, 
in seiner Denkschrift vom 22. September 1825 (Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, S. 171£.) die Gewähr, die das preussische Recht für genehme 
Wahlen bot, nichts weniger als hoch an. Es wird weiter unten noch 
auszuführen sein, dass an sich schon das hannoversche System, sinn- 
gemäss angewendet, ausreichende Sicherheit bietet, dass aber in der Folge- 
zeit für den Oberrhein und nunmehr für das ganze deutsche Wahlrechts- 
gebiet noch gewisse weitere Sicherungen dazu gekommen sind, die das 
Listenverfahren nach Möglichkeit vervollkommnen. Die abfällige Kritik, 
die v. Sybel, S. 10ff., 28ff.; Friedberg, Bischofswahlen, I, 8. 237 fE® 
359, 394; v. Schulte, Lebenserinnerungen, II, S. 22 ff., an dem Listen- 
verfahren und wegen dessen Einführung an der Regierung Friedrich 
Wilhelms IV. üben, geht von der unzutreffenden Voraussetzung aus, dass 
die Besetzungspraxis seines Vorgängers, die, wie wir sahen, sich nur aus 
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geschichtlichem Beharrungsvermögen erklärt, dem vereinbarten Recht 
entsprochen habs, und sie verkennt, dass, weil auch nach Einführung 
des Listenverfahrens neben der Liste die Garantien des Breves: Quod 
de fidelium fortbestanden haben und fortbestehen, schon bisher die 
preussische Besetzungsart der hannoverschen in der Sicherung der staat- 
lichen Interessen überlegen war. Vgl. übrigens auch Herrmann, $. 15f.; 
Rösch, Einfluss, S. 84, 92, 


33. 


Der irische Wahlmodus. 
Zu 8.51. 


Vgl. das Schreiben des Präfekten der Propaganda, Kardinal Litta 
vom 26. April 1815 an den apostolischen Vikar zu London, Dr. Poynter 
(bei Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 53 Anm. 1), dessen wesentlicher 
Wortlaut, weil es an anderer Stelle dieser Untersuchung ($. 59 mit An- 
hang 42) auf ihn ankommt, hier mitgeteilt werden mag: 

Sanctitas Sua etiam atque etiam hortatur et absolute praeeipit, 
ut ii, quibus mos est vacantibus sedibus eos designare, qui Sanctae 
Sedi proponendi et commendandi sunt, omnem omnino curam et 
cogitationem impendant, ut in numero Candidatorum non admit- 
tantur nisi ii, qui cum ceteris pastoralibus virtutibus, sic apprime 
prudentia, studio tranquillitatis et fidelitate erga Maiestatem Re- 
giam maxime praefulgeant. Deinde ... ad maiorem Gubernii 
ipsius satisfactionem eadem Sanctitas Sua non dubitat permittere, 
ut illi, ad quos spectat, exhibeant Candidatorum notulam Regiis 
Ministris, ut Gubernium, si forte quisinvisus aut suspectus sit, 
quam primum illum indicet, ut expungatur; ita tamen, ut nume- 
rus sufficiens supersit, ex quo Sanctitas Sua libere eos eligere 
possit, quos vacantibus Ecclesiis regendis magis idoneos in Domino 
iudicaverit. 

Die Einführung dieser Wahlart scheiterte übrigens an dem Wider- 
stand der katholischen Kreise in Irland, die von einem solchen Einfluss 
der nicht katholischen Regierung auf die Besetzung der bischöflichen Stühle 
nichts wissen wollten. Vgl. hierüber und über das seit 1829 in Irland 
geltende Recht der Bistumsbesetzung den interessanten Bericht Niebuhrs 
vom 27. Dezember 1820 (bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 17 fi.); 
Mejer, Propaganda, II, S. 18ff.; Derselbe, Veto, 8.3, 6 fi., 9 ff.; 
(v: Reisach,) Die badische Regierung, 8. 10#.; v. Ketteler, 8. 12#.; 
Schulte, S. 15fl.; Friedberg, Veto, S. 38 fi.; Derselbe, Bischofs- 
wahlen, I, 8.53, 85, 104f., 169, 399 mit II, S. 58f., 82; Hinschius, 
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Kirchenrecht, II, $ 131, 8. 683 Anm. 2; Heinrich Brück, Das 
irische Veto, Mainz 1879, S. 37 fi., 45 ff., 52 ft., 56 fi., 61fi., 66f., 68 ff., 
70, 75, 76ff.; Vering, Kirchenrecht’, $ 138, S. 565; Rösch, Einfluss, 
S. 30ff.; Giobbio, II, $$ 155 ss., p. 202 ss. 


34. 


Die Wahlvorschriften der Bulle: Ad Dominici gregis custodiam. 


7028852 


Sie lauten nach den oben $. 16 Anm. 2 angeführten Drucken, 


wie folgt: 


Primo: Quotiescumque sedes Archiepiscopalis vel Episcopalis va- 
caverit, illius Cathedralis Ecclesiae Capitulum intra mensem & die 
vacationis computandum Summos respectivi Territorii Principes 
certiores fieri curabit de nominibus Candidatorum ad Clerum Dioe- 
cesanum spectantium, quos dignos et idoneos iuxta Sacrorum Cano- 
num praescripta iudicaverit ad Archiepiscopalem vel Episcopalem 
Ecclesiam sancte sapienterque regendam; si forte vero aliquis ex 
Candidatis ipsis summo Territorii Prineipi minus gratus exstiterit, 
Capitulum e catalogo eum delebit, reliquo tamen manente suffi- 
cienti Candidatorum numero, ex quo novus Antistes eligi valeat; 
tunc vero Capitulum ad canonicam electionem in Archiepiscopum 
vel Episcopum unius ex Candidatis, qui supererunt, iuxta consue- 
tas canonicas formas procedet, ac documentum electionis in forma 
authentica intra mensem ad Summum Pontificem perferri curabit, 
Secundo: Confectio Processus informativi super qualitatibus Promo- 
vendorum ad Archiepiscopalem vel Episcopales Ecclesias a Romano 
Pontifice ad formam instructionis piae memoriae Urbani P.P. octavi 
iussu editae uni Episcoporum Provinciae vel Ecclesiastico respectivae 
Dioecesis viro in Dignitate constituto committetur, quo accepto, 
si Summus Pontifex compererit Promovendum iis dotibus instru- 
ctum, quas Sacri Canones in Episcopo requirunt, eum quantocitius 
fieri poterit, iuxta statutas canonicas formas per Apostolicas Literas 
confirmabit. Tertio: Si vero aut electio minime fuerit canonice 
peracta aut Promovendus praedietis dotibus instructus non repe- 
riatur, ex speciali gratia Summus Pontifex indulgebit, ut Capitu- 
lum ad novam electionem, ut supra, Canonica methodo valeat 
procedere. 
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35. 


Das Breve: Re sacra. 
Zu S. 52. 


Die entscheidende Stelle lautet (Drucke oben S. 97, Anhang 2): 

Cum porro ex Ivonis Carnotensis monitu florere inspiciatur et 
fructificare Ecclesia, quando Regnum et Sacerdotium inter se 
conveniunt, Vestrarum erit partium, eos adsciscere, quos ante 
solemnem Electionis actum noveritis praeter qualitates caeteras 
Ecclesiastico iure praefinitas prudentiae insuper laude commendari 
nec Serenissimo Principi minus gratos esse. 


36. 


Subjektive oder objektive Gewissheit ? 
Zu S. 54. 


Auf die subjektive Gewissheit in der Art, dass es auf das Wissen 
und die Ueberzeugung des Kapitels und nur darauf ankomme, stellen 
namentlich ab die oben $S. 25 mit Anm. 4, 26 mit Anm. 1 erwähnten Er- 
lasse der Kurie von 1837, 1844 und 1863, womit man das bei Fried- 
berg, Bischofswahlen, I, S. 233 mitgeteilte Gesuch des Trierer Kapitels 
und das Promemoria des Kardinalstaatssekretärs Antonelli über die Er- 
richtung einer katholischen Feldpropstei, ebenda II, S. 260 mit I, S. 455 
vergleichen möge. Dafür u. A. auch (v. Reisach,) Die badische Regie- 
rung, 8. 72ff., 78; v. Ketteler, 8.9f£., 31, besonders S.43f£.; Hir- 
schel, der seine in der Hauptsache zutreffenden Ausführungen S. 71 ft. 
hinterher S. 79, 90, 91, 93 £., 136 £. wieder in diesem Sinne ungebührlich 
einschränkt, Rosner im Archiv, XXX, 1873, 8. 428 ff., XXXI, 1874, 
S. 82 fi., XXXV, 1876, 8. 95 fi.; Vering, Kirchenrecht, $138, S. 564, 566; 
Rösch, Einfluss, S. 70 ff., 82 fi. 

Die Anhänger dieser Ansicht gehen dabei von der von der Kurie 
wiederholt ausgesprochenen Auffassung aus, dass Bischofskandidaten, die 
den kirchlichen, namentlich den tridentinischen Anforderungen entsprä- 
chen, doch unmöglich denjenigen des Staates nicht genügen und deshalb 
auch nicht minder genehm sein könnten. Vgl. die bei Hirschel, 8. 75f.; 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 52, 57, 192f., 399 Anm. 1, II, 
S. 81, 157, 158, 169, 184, mitgeteilten Belege, namentlich die Note 
des Kardinalstaatssekretärs Somaglia an die Höfe von Baden und Württem- 
berg vom 6. Januar 1827: 

Les quatre articles (das Ultimatum) pris dans leur sens propre 
et naturel auroient dü convaincre les Princes et Etats reunis, que 
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le St. Pere desirait et desire autant qu’Eux qu’il ne soit porte 
& l’Episcopat, aux Dignites et aux Canonicats des Chapitres que 
des personnes instruites dans les sciences ecclesiastiques, sages, 
vertueuses, en un mot dignes et aptes & couvrir ces places et qui 
par cela-m&me soient appreciables par leurs Souverains et suscep- 
tibles de leur agr&ement. 
Aehnlich äusserte sich Kardinal Reisach 1856 gegen den badischen 
Bevollmächtigten Staatsrat Brunner (Friedberg, Bischofswahlen, I, 
S. 319), es sei 
„nach den den Capitularen durch die Kirchengesetze und die 
Breven in Bezug auf die Auswahl der Candidaten eingeschärften 
Gewissenspflichten kaum denkbar“, 
dass lauter Ungenehme auf die Liste kämen. 

Siehe auch Hirschel, 8. 75ff.; Rösch, Einfluss, S. 228f., 238, 
der aber doch S. 250 Anm. 4 diese Anschauung vorsichtig dahin formuliert: 
„Ist ein Kandidat vollständig den kanonischen Anforderungen entspre- 
chend, so sollte er (im allgemeinen wenigstens), wie es in den päpstlichen 
Aktenstücken wiederholt ausgedrückt ist, auch der Regierung genehm 
sein“. Diese Ansicht wurzelt in letzter Linie noch in der mittelalterlichen 
Vorstellung von einer der civitas coelestis dienstbaren civitas terrena und 
einem dem sacerdotium botmässigen imperium und verkennt vollständig 
die selbständigen Aufgaben und Interessen des neuzeitlichen Staates, um 
dessetwillen die Staatstüchtigkeit nicht mehr und nicht ohne weiteres 
mit kirchlichem Verdienst sich deckt. Vgl. auch Herrmann, 8. 6ft. 

Objektive Gewissheit verlangen dagegen vornehmlich Friedberg, 
Veto, 8. 25; Derselbe, Bischofswahlen, I, S. 233, 364 ff., 367, 378; 
v. Sybel, 8. I1ff., wo übrigens die Wahl und die Aufstellung der Liste 
nicht genügend auseinandergehalten ist, 17 ff., 50; Fleiner, 8. 184 ff., 193 
und die bei Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 233 und 246 mitgeteilten 
preussischen Erlasse von 1839 und 1844. 

Die ganze Unterscheidung ist aber überhaupt wenig glücklich und 
der Streit um sie zu einem guten Teil ein solcher um Worte. So auch 
Rosner im Archiv, XXXV, 1876, S.95; Rösch, Einfluss, S. 71 Anm. 1 
und Ebers in den Historisch-politischen Blättern, CXL, 1907, der nach 
Erörterung des Streitpunktes $. 236 ff. auf 8.239 fi., wie schon zuvor 
Rosner, „ausreichende Sicherheit“ verlangt und damit einen Vermittlungs- 
vorschlag zu machen bestrebt ist, der einerseits das Urteil über die Ge- 
nehmheit der Kandidaten „nicht dem alleinigen guten Willen, der Will- 
kür des Kapitels überlässt“, anderseits das „absolute Veto“ fernhält. Der 
Fehler dieses Lösungsversuches ist nur der, dass er weder theoretisch 
noch praktisch die Rollen sicher verteilt und dem Grundgedanken des 
vereinbarten Bischofswahlrechtes: Wahrung der beiderseitigen Interessen 
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durch streng einseitige Massnahmen der beiden souveränen Mächte nicht 
hinreichend gerecht wird. 3 

Das Entscheidende ist, dass, wie unsere Ausführungen des weiteren 
dartun sollen, da, wo das Listenverfahren vorgeschrieben ist, also am 
Oberrhein und in Hannover, und da, wo es, wie in Preussen, nach jahr- 
zehntelanger Uebung regelmässig zur Anwendung gelangt, eine Pflicht, 
darüber hinaus in einem vorläufigen Erkundigungsverfahren die Genehm- 
heit festzustellen, für das Kapitel nicht besteht, weder nach dem verein- 
barten Recht noch im Sinne des Erlasses von 1900. Es ist Rosner 
im Archiv, XXXI, 1874, S. 83, XXXV, 1876, 8. 413, 416f. durchaus 
beizupflichten, wenn er ausführt, von einem der Aufstellung der Liste 
vorangehenden Informationsverfahren oder gar von einer Vorliste wüssten 
die Bullen und Breven nichts; vgl. auch Rösch, Einfluss, S. 162. 

Die Sache liegt vielmehr so: Das Kapitel hat nach bestem Wissen 
und Gewissen von der Liste alle fernzuhalten, deren Mindergenehmheit 
nach seiner Kenntnis der Dinge angenommen werden muss. Und es hat 
weiter durch Einreichung der Liste — nicht die Genehmheit der darauf 
Stehenden, sondern — die ihm trotz gewissenhaftester Aufstellung etwa 
doch noch entgangene Mindergenehmheit des einen oder andern Auf- 
gestellten zu erkunden. Mehr mutet ihm das vereinbarte Recht nicht 
zu und kann ihm nach dem, was wir noch über sein Wesen und seinen 
Zweck sowie über den Begriff der Genehmheit in Erfahrung bringen 
werden, vernünftiger Weise gar nicht zumuten. 

Der Landesherr bezw. seine Regierung aber streichen den auf der 
Liste eventuell doch noch verhandenen einen oder andern Mindergenehmen. 
Oder vielmehr: sie veranlassen, genau gesprochen, dessen Streichung durch 
das Kapitel. Denn nach dem Worlaut der Bullen: Impensa Romanorum 
und: Ad Dominici gregis custodiam, die auch in dieser Aeusserlichkeit 
die Selbständigkeit der kirchlichen Wahlkörper bezüglich aller Wahl- 
handlungen ängstlich wahren, und die ja die Staaten angenommen haben, 
sind es nicht die Landesherren und Regierungen, sondern die Kapitel, die, 
allerdings lediglich und durchaus nach den Weisungen jener, die Strei- 
chung vornehmen; vgl. oben S. 166 und S. 169. So richtig v. Waenker, 
S. 18, der nur darin fehlt, dass er den Kapiteln das Recht zuspricht, 
über die Rechtmässigkeit oder Unrechtmässigkeit der Streichung zu be- 
finden, während sie doch hinsichtlich der Streichung durch die Bullen 
schlechthin zum Vollzug der staatlichen Entschliessung angehalten sind; 
Hirschel, S. 146, 165; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 393. Tat- 
sächlich und dem gemeinen Sprachgebrauch nach „streicht“ freilich die 
Regierung und ist diese Formfrage ohne praktische Bedeutung. Vgl. aber 
unten Anhang 40, 54, 56. 

Das Ergebnis unserer Darlegung können wir also dahin zusammen- 
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fassen, dass im Sinne der hergebrachten fachmännischen Ausdrucksweise 
sowohl subjektive als auch objektive Gewissheit der Nichtmindergenehm- 
heit vorliegen muss; jene wird bei der Aufstellung der Liste vom Kapitel 
selbst in Acht genommen, diese ihm durch die Aeusserung des Landes- 
herrn bezw. seiner Regierung zu der Liste vermittelt. 

So für Deutschland. Im schweizerischen Bistum St. Gallen, für 
welches das geltende Bischofswahlrecht eben erst 1844—1847 vereinbart 
wurde, mithin nach den oben 8.25 f. erwähnten Trierer und Gnesen- 
Posener Erlassen des Pontifikats Gregors XVL., hat das Breve Pius IX. 
von 1858, das aber schon bei der Vereinbarung zugesagt war, allerdings 
die „subjektive Gewissheit“ zur kirchlichen Vorschrift erhoben, indem es 
bestimmt (Gareisund Zorn, II, S. XXXIX mit S. 194; Fehr, S. 218), 
das Kapitel solle nur einen Mann wählen, 

„von dem Ihr wisset, dass er durch Frömmigkeit, Wissen- 
schaft, Klugheit und andere nothwendige Tugenden sich auszeichne, 
und von dem Ihr urtheilt, dasser dem katholischen 
Collegium von St. Gallen nicht unangenehm sei, 
entweder aus der Beschaffenheit und Eigenschaft 
seiner Person oder aus vorangegangenen Thatsachen 
desselben katholischen Collegiums oder aus andern 
zur Erkenntniss der Sache passenden und geeigneten 
Gründen.“ 

Hier haben also die kurialen Ansprüche unter der Aera Antonelli- 
Reisach den gesetzgeberischen Erfolg erzielt, der, wie wir im folgenden 
noch sehen werden, ihnen bei den Konventionsverhandlungen mit Baden 
und Württemberg versagt blieb. 


37. 


Kanonische und nur formell ins Kirchenrecht eingeführte 
Erfordernisse der Wählbarkeit. 
Zu 8. 56. 


Hirschel, S. 73, übersetzt den lateinischen Wortlaut und dessen 
sprachlichen Zusammenhang ebenso missachtend wie die Fassung der 
zu Grunde liegenden italienischen Note, ganz unrichtig: „welche ausser 
den übrigen im Kirchenrechte bestimmten Eigenschaften sich zudem 
durch Klugheit auszeichnen und nicht dem Könige minder genehm“ sind, 
und bringt es (vgl. dazu Friedberg, Veto, S. 27, und jetzt auch Bischofs- 
wahlen, I, S. 364) fertig, im Anschluss daran, fünf ganze Seiten, zu denen 
ausserdem noch Ausführungen auf $, 82 ff,, 93 kommen, der „canonischen 
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Klugheit“ zu widmen, sowie, durch Unterstellung unter die Klugheit, auch 
die Nichtmindergenehmheit zum kanonischen Erfordernis zu stempeln. 
Aber auch Friedberg, Bischofswahlen, I, $. 382 lässt, trotzdem er 
zuvor 8. 364 die einschlägige Stelle in Consalvis Note richtig wieder- 
gegeben hat, den Papst im Breve: Quod de fidelium „den übrigen 
canonischen Wahlrequisiten die Nothwendigkeit der Genehmigung des 
Gewählten durch den König von Preussen als vollkommen gleichwiegend 
an die Seite“ stellen (vgl. dazu Ebers, Devolutionsrecht, 8. 398 mit 
Anm. 1). Ebenso spricht Rosner, XXXI, 1874, 8. 82, davon, dass, 
wie es Sache des Kapitels sei, das Vorhandensein „der übrigen canoni- 
schen Eigenschaften“ zu ermitteln, es auch darauf zu achten hat, dass 
die Kandidaten „sich durch das Lob der Klugheit empfehlen und dem 
Landesherrn nicht minder genehm seien, da diese Eigenschaften, obwohl 
sie eigentlich implieite in den canonischen Qualitäten eingeschlossen sind, 
doch im Breve noch ausdrücklich hervorgehoben werden, also in der 
Idoneität inbegriffen sind“. Und Rösch, Einfluss, S. 86, der zunächst 
ganz richtig die Prüfung über die Genehmheit des Kandidaten und die- 
jenige „über die kanonischen Eigenschaften“ auseinanderhält, lässt gleich 
nachher doch die prudentia „schon zu den kanonischen Eigenschaften“ 
gehören und folgt, wiewohl er $S. 249 nochmals die „kanonischen Eigen- 
schaften“ und die Genehmheit gesondert erwähnt, doch im übrigen 
Hirschels und Rosners Ausführungen über diesen Punkt. 

Dagegen bemerkt Schulte S. 57 richtig: „Deshalb kommt das 
non minus ingratus (!) erst zu den qualitates canonicae hinzu, deshalb 
ist auf letztere in der (preussischen) Bulle allein, in dem Breve nur in 
Gestalt einer selbstverständlichen Bedingung Rücksicht genommen.“ Aber 
er folgert aus dem Gesagten nichts weiter als, „dass eine Person dem 
Könige an sich sehr genehm sein kann, aber zu gleicher Zeit als Bischof 
nicht genehm, weil er überzeugt ist, dieselbe passe nicht, habe nicht die 
nöthige Klugheit, sei unbedachtsam u. s. w.“, kommt aber allerdings im 
weitern zu dem richtigen Ergebnis, „dass Niemand ausser dem Könige 
selbst sagen kann, ob die Person ihm für das im Falle zu besetzende 
Bisthum minder genehm sei oder nicht“. Und in der Besprechung von 
v.Sybels Schrift in den Bonner theologischen Jahrbüchern, herausgegeben 
vonReusch, VIII, 1873, S. 395, sagt er mit nichts mehr zu wünschen 
übrig lassender Deutlichkeit: „Es steht fest, dass die Qualität einer 
persona non minus grata neben den kanonischen Eigenschaften vor- 
handen sein muss, und nicht in dem Vorhandensein dieser letztern be- 
steht, weil ihre Forderung sonst gar keinen Sinn hätte,“ 

Vgl. dazu die Auseinanderhaltung der beiden Arten von Erforder- 
nissen bei Stutz, Kirchenrecht, $ 96, a.a. O., II, S. 948 Anm. 1 und 
dazu Ebers, Devolutionsrecht, S. 398 mit Anm. 1; Derselbe in den 
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 Historisch-politischen Blättern, CXL, 1907, 8. 238f. mit 243. Selbst 
der spätere Bischof Burg von Mainz, der doch sonst in seinem Gutachten 

_ über die oberrheinischer Bullen und Breven vom 16. Juni 1828 (Fried- 

_ berg, Veto, S.53f.; Derselbe, Bischofswahlen, I, S. 201; vgl. oben 
S. 48 Anm. 2, 60 Anm. 2) hinsichtlich der rechtlichen und politischen 

_ Missdeutung des vereinbarten Rechtes das Menschenmögliche leistete, ging 
nicht so weit, die Klugheit und die Nichtmindergenehmheit geradezu zu 
kanonischen Eigenschaften zu machen. 


38. 


Gerechte Gründe. 
Zu S. 57. 


Die Lehre von den „gerechten Gründen“, zu der in letzter Linie 
der Freiburger Wahlstreit von 1868 ff. (oben $. 7 mit Anm. 1) und 
ein Erlass des badischen Ministeriums des Innern (Jolly) vom 18. Mai 
1868 den Anstoss gegeben hat, der das Kapitel zur Vorlegung einer er- 
gänzten Kandidatenliste aufforderte, geht, wie sich im folgenden zeigen 
wird, zurück auf Ausführungen des Kölner Domkapitulars Dr. Kirch in 
Nr. 303, 323 der Kölnischen Blätter vom 2., 22. November 1868 und 
v. Kettelers, $S. 44f. Im Anschluss an diese äussert sich bereits 
Brück, Erzbischofswahl, S. 34 dahin, das Kapitel habe bei der Auf- 
stellung der Liste darauf Rücksicht zu nehmen, „dass es keine dem Fürsten 
mit Recht missfällige Persönlichkeit auf dieselbe“ setze (ähnlich 
v. Waenker, 8. 18), gibt er S. 35 zu, die Liste könne unter Umständen 
doch „lauter mit Recht dem Fürsten missfällige Personen“ enthalten, und 
will er $. 36 im letztern Fall das Kapitel vom Papste und nur von ihm 
zur Rechenschaft gezogen wissen, nachdem sich die Regierung „an den 
apostolischen Stuhl gewendet hat, um mit diesem die Sache auszumachen“. 

Aber formuliert und ausgebaut hat die Lehre, und zwar wesentlich 
im Gegensatz zu den inzwischen erschienenen Schriften von S chulte und 
Friedberg und unter unzulässiger Hineintragung vermeintlichen kano- 
nischen Rechtes in das doch von der „kanonischen Wahl“ sorgfältig zu 
trennende (oben S. 45 f., 133 £.) Vorverfahren , Hirschel. Er erklärt 
z. B. S. 81: „In den Verhandlungen wurde aber von beiden Theilen 
ausdrücklich anerkannt, dass die Mißliebigkeit einer Person auf ‚ge- 
rechten Gründen‘ beruhen müsse. ... Die Mindergeneigtheit der Re- 
gierung gegenüber einem Candidaten muß sich also auf Gründe, auf 
äußerliche, von Jedem erkennbare Ursachen, auf Thatsachen stützen; diese 
müssen gerecht, daher zuerst an sich wahr, sodann so beschaffen sein, 
daß aus ihnen vernünftiger Weise die Abneigung der Regierung gegen 
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die betreffende Person gefolgert werden muß. Der König von Preußen 
kann demnach gerade nicht, blos weil er eine Person aus ‚subjectivem 
Gefühle‘ ‚nicht mag‘, ihr die Exclusive geben, er muß vielmehr hierzu 
‚begründete und vernünftige Ursachen‘, oder wie die Contrahenten sich 
ausdrücken, ‚gerechte Gründe‘ haben“. S. 86: „Der apostolische Stuhl 
räumte ferner Preußen das Recht ein, verlangen zu können, daß keine 
Persönlichkeit, gegen welche der Hof der staatlichen Interessen wegen 
mit Grund auch nur einiges Mißtrauen hege, ein Bisthum erhalten 
dürfe. Während nach dem canonischen Rechte die Landesherrn nur dann 
gegen einen Candidaten für einen Bischofssitz beim Papste Einsprache 
erheben können, wenn jener eine ihnen geradezu feindselige Stellung ein- 
nimmt, ist es dem Könige von Preußen gestattet, nicht blos Solche vom 
Episcopate ferne zu halten, welche positive Gegner seiner Regierung sind, 
sondern auch Diejenigen, welche streitsüchtig, unverträglich, ja sogar Die, 
welche nicht friedliebend, rücksichtsvoll, umsichtig genug sind. Und wenn 
das Capitel im besten Glauben verfuhr, so kann der König den Gewählten 
an der Besteigung des bischöflichen Thrones verhindern , insofern er aus 
gerechten Gründen Mindergenehmheit (beim Papste zum Zwecke der 
Erreichung der Konfirmations-Verweigerung) gegen ihn geltend machen 
kann.“ 8.93: „Schulte und Friedberg lassen die von beiden Theilen 
ausdrücklich hervorgehobene, so wichtige Beschränkung, daß die Minder- 
genehmheit sich nur auf gerechte Gründe stützen dürfe, völlig un- 
berücksichtigt. Auf diese Art kommen sie denn dazu, geradeweg zu er- 
klären, der König von Preußen könne ohne alle Ursache, lediglich nach 
seinem subjectiven Gefühle und Belieben Jeden von der bischöflichen 
Würde ausschliessen.“ 8. 96: „Die Möglichkeit der Wahl einer aus ge- 
rechten Gründen mißliebigen Person aus Irrthum wird, aber als eine 
äusserste Seltenheit, zugestanden“ (Note Consalvis vom 9. Februar 1821), 
S. 103, 104, 133. 

Hirschels Ansicht sind von den Späteren ausser Vering, Kirchen- 
recht, $138, S.565 namentlich Rosner und Rösch gefolgt. Ersterer ver- 
langt im Archiv XXX, 1873, S. 430 gleichfalls, dass die Regierung, „wie 
dies auch die beiderseitige Voraussetzung bei den Negociationen war, ihr 
Ausschliessungsrecht auf solche Candidaten beschränkt, gegen welche sie 
gerechte Gründe hat, eingenommen zu sein“, fügt aber in einer An- 
merkung immerhin einschränkend hinzu: „Dass der Staat nicht die Pflicht 
hat, die Gründe, warum er eine Person für weniger genehm erklärt, dem 
Capitel anzugeben, ist richtig. Träte aber in Folge zu weit ausgedehnter 
Ausübung der Exclusive der Fall ein, dass das Capitel durch Zurückweisung 
der Idonei sich in seiner Wahlfreiheit beschränkt sähe, so würde ein Confliet 
vorliegen, dessen Austrag im Wege der diplomatischen Verhandlungen von 
selbst zu einer Erörterung über die Frage führen müsste, in wiefern die 
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Gründe, aus denen die Regierung die ihr vorgeschlagenen, canonisch quali- 
ficirten, Candidaten zurückgewiesen, als gerecht zu betrachten seien. 
Dergleichen loyale Aussprache muss bei solchen Erörterungen stattfinden, 
wenn sie zu einer Verständigung führen sollen“, S. 435. Ebenso im Archiv 
XXXIIL, 1875, S. 143 und XXXV, S. 108 ff., wo er gleichfalls von „einer 
gemässigten, auf gerechten Gründen beruhenden Exclusive“ spricht, 
endlich S. 111. Den ausgiebigsten Gebrauch von der Theorie der gerechten 
Gründe macht jedoch ihr jüngster Vertreter, Rösch. Wie ein roter Faden 
zieht sie sich durch seine ganze Darstellung; vgl.z. B. S. 32: Nach hannover- 
schem Recht „könnte die Regierung ... erst in dem Falle... die Kandi- 
datenliste anfechten, wenn das Kapitel die Liste derartig zusammengesetzt 
hätte, daß die Wahl eines aus gerechten Gründen mißliebigen Kan- 
didaten auch durch Ausübung des Streichungsrechtes nicht verhindert 
werden könnte“, eine Ansicht, die, wie S. 33 Anm. 1 hinzugefügt wird, 
„zwar nicht aus dem Wortlaut, aber aus dem Geiste der Bulle sich er- 
gibt, durch welche der Regierung das Recht eingeräumt werden sollte, 
alle ihr aus gerechten Gründen mißliebigen Personen von den 
bischöflichen Sitzen fernzuhalten“; S. 50 Anm. 2; S. 52 Anm. 4: „Sollte 
das Kapitel etwa aus reiner Chikane die Liste so eingerichtet haben, 
daß trotz des geübten Ablehnungsrechtes der Regierung die Wahl einer 
ihr gerechter Weise mißliebigen Person nicht verhindert werden kann, 
so darf die Regierung im Sinne des Vertrages in Rom gegen eine solche 
Wahl Protest erheben. Rom muß die Wahl kassieren, falls es die 
Beschwerde für begründet erkennt“; S. 79 mit Anm. 2: „Die Re- 
gierung könnte nur in dem Fall, wo das Kapitel eine der Regierung aus 
gerechten Gründen mißliebige Person gewählt, in Rom vorstellig 
werden, damit dem Gewählten die Bestätigung versagt werde. Ich sage 
aus ‚gerechten Gründen‘, sonst könnte die Regierung ja gegen jede 
Bischofswahl protestieren und wir hätten wieder das absolute Veto (vgl. 
aber oben S. 129 £.). Die Regierung hat darum Gründe für die Be- 
anstandung vorzubringen, die auch dem Papste als stichhaltig 
erscheinen müssen. Daß solche Verhandlungen ihrer Natur nach 
sehr heikel und schwierig sind, ist nicht zu leugnen. Aber das System 
verlangt es einmal so“; $. 84, besonders Anm. 2: „Die Kapitularen haben 
zu prüfen, ob der Kandidat aus ‚gerechten Gründen‘ mißliebig sei. 
Dies ist nicht so zu verstehen, als ob diese Gründe objektiv gerecht sein 
müßten (darüber kann überhaupt kein Mensch unfehlbar urteilen), noch 
weniger, daß der Prüfende selbst diese Gründe für gerecht hält. Sondern 
das Kapitel hat sich in diesem Falle in die Lage der Regierung hinein- 
zudenken und sich zu fragen: Wenn solche Beziehungen zwischen der 
Regierung und dem Kandidaten obgewaltet haben, wenn vielleicht sein 
heftiger Charakter der Regierung zu Besorgnissen Anlaß geben kann, 
Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 12 
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wenn das und das (ob fälschlich oder wahr) über diese Person der Re- 
gierung berichtet worden, so daß also dieses ungünstige Urteil bei ihr 
feststeht; kann man es unter diesen Umständen der Regierung ver- 
übeln oder nicht, eine solche Person nicht als Bischof zu wün- 
schen? Wenn man sagen muss: es ist der Regierung nicht zu ver- 
übeln; dann ist die Person ‚aus gerechten Gründen‘ minus grata, darf 
also nicht gewählt werden (so in Preussen). — Auch für Hannover und 
die Staaten der oberrheinischen Kirchenprovinz ist Vertragsintention, daß 
die Streichung von Kandidaten auf der Liste nur ‚aus gerechten 
Gründen‘ erfolgen solle. Freilich wird eine Prüfung dieser Gründe 
durch den andern Kontrahenten, den Papst, nur dann vorgenommen, 
wenn die Regierung glaubt, nicht einmal drei Namen auf der Liste be- 
lassen zu können, Bei Streichung bis auf drei Namen braucht sie dem 
Papst keine Rechenschaft abzulegen; will sie aber weiter gehen, so hat 
sie ihr Verlangen mit Gründen zu rechtfertigen, die dem Papste annehm- 
bar erscheinen;“ 8. 85, wo kurzweg behauptet wird, im Breve: Quod 
de fidellum bedeute: Minus gratus nicht so viel als „mißliebig aus was 
immer für einem Grunde“, sondern nur „mißliebig aus gerechten Grün- 
den“, während das Breve weder für das Eine noch für das Andere einen 
Anhaltspunkt gibt; S. 86, 89 Anm. 1; S. 92 Anm. 1, wo ausserdem ein 
tatsächlich nach den Breven und Bullen gar nicht bestehender Unterschied 
zwischen dem preussischen und dem hannoverschen Rechte gemacht wird 
(vgl. ebenda S. 165, oben 8. 66 Anm. 6); S. 98 Anm. 1 wird unter b) und ce) 
ausgeführt: „Gerechte Gründe‘ kann an sich in einem doppelten 
Sinne gebraucht werden; nämlich 1. von solchen, die der König für gerecht 
hält, wo er aber keinem andern darüber Rechenschaft ablegen will; in 
diesem Sinne ist es nahezu bedeutungslos, würde fast mit ‚aus be- 
liebigen Gründen‘ zusammenfallen; 2. Ablehnung aus gerechten Gründen 
kann auch bedeuten: aus objektiv gerechten Gründen, worüber man dem 
Interessenten Rechenschaft zu geben imstande und gewillt ist. In 
diesem Falle würde dann der päpstliche Stuhl ein Urteil fällen können, 
ob die Gründe einer Ablehnung gerechte seien. Dadurch erhebt sich 
der heilige Stuhl keineswegs als richterliche Instanz über 
den Staat, sonst dürfte ja nie eines von zwei völkerrechtlichen Sub- 
jekten seine Ansicht, sein Urteil über die Auslegung und Ausführung eines 
gemeinsamen Vertrages durch den andern Kontrahenten äussern. ... Zu- 
zugeben ist, dass das Kapitel nicht über die Gerechtigkeit der Gründe 
zu urteilen hat, sondern der Papst. ... Will die Regierung mehr (als alle 
bis auf drei) gestrichen haben, so muß sie sich nach Rom wenden, da 
das Kapitel in solchem Falle nicht wählen darf, und Rom beweisen, 
daß sie gerechte, stichhaltige Gründe habe, die Streichung von 
mehr Namen zu fordern“; S. 101, 111, 112, 122, 124, 132, 137, 145, 
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165 f., 214, 219, 222, 229 Anm. 1, 233 f., 238, 249, 251. Uebrigens ver- 
dienen die Aeusserungen von Rosner auch unter dem Gesichtspunkt 
Beachtung, daß sich unter diesem Decknamen der kurz zuvor entlassene 
Vorsteher der katholischen Abteilung im preussischen Kultusministerium 
verbirgt, vgl. oben S. 5 Anm. 2 und dazu S. 129f.; aus Vering, Kirchen- 

recht?, $ 39, 8. 170 Anm. 3 u.a. erhellt, dass Krätzig auch unter den 
| Pseudonymen Reuter, Kugel u, a. sowie anonym in jenen Jahren eine 
lebhafte litterarische Tätigkeit in extrem-kirchlichem und vor allem anti- 
staatlichen Sinne entfaltet hat, 


39. 


Justes motifs de prevention (giusti motivi di contraria prevenzione) 
in den Verhandlungen. 
Zu 8. 57. 


Es war Niebuhr, der in seiner Note vom 22. Juli 1820, durch die 
er die Verhandlungen eröffnete, und worin er die Bereitwilligkeit der 
preussischen Regierung zur Beibehaltung bezw. Zulassung des Wahlrechtes 
erklärte, folgendes ausführte (Schulte, S. 24; Friedberg, Bischofs- 
wahlen, II, S. 6 mit I, S. 50; Mejer, Römisch-deutsche Frage, III, 

#3,122£.): 

Sa Majeste pense que la redaction de stipulations, dont le but 
serait d’arr&ter un mode preeis pour exclure des candidats desa. 
greables au Gouvernement n’am£nerait que des discussions inutiles 
et que de semblables determinations ne serviraient qu’& faire con- 
cevoir la fausse idee d’un &tat de defiance entre P’Etat et le 
clerge. Le Roi desire que: les chapitres fassent des choix con- 
sciencieux et il espere qu’ils seront heureux: mais il s’entend 
et il est presque superfiu que le Soussigne le declare que Sa 
Majest& ne permettra jamais que dans le cas heureusement peu 
probable qu’un funeste &garement düt porter un jour un chapitre 
a elire un sujet contre lequel le Gouvernement aurait de justes 
motifs deprevention, un tel choix soit port& devant le St. Siege 
pour obtenir l’institution canonique. Dans un tel cas le chapitre 
devrait proceder & une nouvelle Election. 

Also die preussische Regierung, die bei diesen ihren ersten Vor- 
schlägen noch auf dem Standpunkt des Erfordernisses staatlicher Be- 
stätigung nach erfolgter Wahl stand, gibt die Versicherung ab, dass sie 
zu der Versagung der Bestätigung als staatliche Präventivmassregel gegen 
die Erteilung der päpstlichen Institution bezw. Konfirmation und damit 
gegen den Erwerb des Rechtes am Bistum von seite des Gewählten 
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sowie zu der Veranlassung einer zweiten Wahl nur im Notfall und aus 
guten Gründen schreiten werde. 

Consalvi hat dann bekanntlich schon in der mündlichen Besprechung 
dieser Vorschläge keinen Zweifel daran gelassen, dass das landesherrliche 
Verwerfungsrecht vor der Wahl ausgeübt werden müsse, und am 6. Ok- 
tober, wie gleichfalls schon zuvor mündlich, in Beantwortung jener Vor- 
schläge der preussischen Regierung den irischen Wahlmodus angeboten. 
Dabei nahm er die Wendung von den gerechten Gründen auf und erklärte 
folgendes (Schulte, 8.28 ff.; Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 9 ft. 
mit I, S. 52£.; Mejer, Römisch-deutsche Frage, III, S. 132 fi.): 

„Seine Heiligkeit kann nicht darauf eingehen, dass in dem Falle 
— dessen allerhöchste Unwahrscheinlichkeit auch Ew. etc. zuzu- 
geben scheinen, — wo nämlich ein Capitel ein Subject zum Bischof 
erwählte, gegen welches die Regierung aus gerechten Gründen 
eingenommen wäre (genau: gegen welches sie giusti motivi 
di contraria prevenzione hätte — man beachte die wörtliche 
Uebernahme der preussischerseits gebrauchten Wendungen), Seine 

Majestät nicht erlauben würde, dass die Acte einer solchen Wahl 

an den heiligen Stuhl zur Einholung der canonischen Einsetzung 
des Erwählten eingesandt werde, sondern dass in diesem Falle das 
Capitel zu einer neuen Wahl schreiten müsse. Ew. etc. wissen wohl, 
dass nach dem canonischen Rechte von dem Punkt der Wahlen 
bestimmt ist, (dass,) wenn die Wahl des Bischofs von einem zu dieser 
Handlung befugten Capitel vorgenommen worden, der Gewählte, 
falls er die canonischen Eigenschaften besitzt und falls die canoni- 
schen Regeln bei seiner Erwählung beobachtet werden, ein unbe- 
strittenes Recht auf die Apostolische Bestätigung erhält. Dieses 
Rechtes ihn zu berauben, wäre eine offenbare Ungerechtigkeit... 
Seine Heiligkeit hofft deshalb, dass der Königlich Preussische Hof 
sich überzeugen werde, wie begründet diese Bemerkungen sind und 
demzufolge die Idee aufgeben, die Bestätigung des Erwählten zu 
verhindern, um sich im Voraus gegen einen Fall sicher zu stellen, 
der, wie der heilige Vater hofft, niemals eintreten wird, indem er 
nicht zweifelt, dass die Capitel es immer als ihre Schuldigkeit er- 
kennen werden, Subjecte zu erwählen, welche die erforderlichen 

Eigenschaften besitzen, und gegen welche die Regierung nicht ge- 

rechte Gründe hat, eingenommen zu sein. Sollte es Seiner 

Majestät angenehm sein, im Voraus die Subjecte zu kennen, unter 

welchen die Capitel zu wählen haben, um versichert zu sein, 

dass sich darunter keiner befände, dessen Erwählung 
ihm missfällig sein könnte, so ist der Unterzeichnete vom 
heiligen Vater ermächtigt, für diesen Fall vorzuschlagen, dass die 
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Wahlen auf folgende Weise gemacht werden: So oft einer der 
Sitze von Cöln, Münster und Trier erledigt ist, hat das Capitel 
der vacanten Kirche innerhalb eines Monats von dem Tage der 
Erledigung an gerechnet dem Ministerio Seiner Majestät eine 
Liste von canonisch-wahlfähigen Geistlichen einzugeben, um dem- 
nächst zu der Wahl eines derselben zu schreiten. Sollte nun zu- 
fälliger Weise unter den Candidaten einer sein, gegen welchen die 
Regierung gerechte Gründe hätte, eingenommen zu sein, 
so wird dieselbe so schnell als möglich diesen dem Capitel an- 
zeigen, damit er von der erwähnten Liste ausgestrichen werde, so 
jedoch, dass auf dieser Liste noch eine hinlängliche Anzahl von 
Subjecten übrig bleibe, unter welchen der neue Bischof gewählt 
werden könne. Hierauf wird das Capitel einen der auf der Liste 
gebliebenen Candidaten durch canonische Wahl zum Bischofe er- 
nennen und das Wahlinstrument in authentischer Form binnen 
eines Monats an den Papst entsenden.“ 

Jedoch auch dieser Vorschlag beliebte nicht; am 16. Dezember 
lehnte ihn Niebuhr namens seiner Regierung ab (oben $. 25, 50, 167). 

Die Verhandlung trat in ein neues, ihr letztes Stadium ein. Con- 
salvi machte unterm 9. Februar 1821 den Vorschlag, in einer blossen Zir- 
kumskriptionsbulle einfach zu sagen: 

in tutte le vacanze delle Sedi (da nominarsi in essa Bolla) i 
rispettivi Capitoli eleggeranno il nuovo Vescovo secondo le solite 
forme canoniche, 

und ausserdem an die Kapitel ein Breve zu richten, über das er sich 
mit den oben $. 55 Anm. 2 mitgeteilten Worten äussert. Darauf nahm 
Niebuhr am 20. März an. 

In diesem letzten Meinungsaustausch wurden die ge- 
rechten Gründe überhaupt nicht mehr erwähnt. 

Ausserdem erfolgte nach ihm der Abschluss auf einer ganz anderen 
Grundlage als auf derjenigen, um deretwillen die gerechten Gründe er- 
wähnt worden waren. 

Und endlich waren nicht mehr blosse Gewissenswahlen vorgesehen 
und war nicht mehr auf eine Regelung aller Einzelheiten verzichtet, mit- 
hin die Voraussetzung hinfällig, unter der die preussische Regierung sich 
veranlasst gesehen hatte, strengste Selbstprüfung und peinlichste Beschrän- 
kung auf gute, stichhaltige, gerechte Gründe zuzusichern. An die Stelle 
der Vertrauensregelung war die durch ein rechtsförmliches Verfahren und. 
zwar nicht nach der Wahl, sondern im Vorverfahren, also in weniger 
verantwortungsvoller Lage getreten. Vgl. dazu einerseits Friedberg, 
Bischofswahlen, I, 8. 371 ff. gegen Hirschel, 8. 26 fi, sl, 96, den 
nunmehr Rösch, Einfluss, S. 97 ff., 98 Anm. 1, 111 ff., 124 noch über- 
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bietet, namentlich indem er zur Note Consalvis vom 6. Oktober bemerkt 
S. 99 Anm. 1: „Der heilige Vater wird von den Kapiteln erwarten, daß 
sie niemals solche wählen werden, die aus objektiv gerechten Gründen 
mißliebig sind, aber keineswegs, daß das ebenso geschieht, wenn die 
Regierung aus Laune vielleicht die Allerbesten und Würdigsten aus- 
schließt. Rom hat damit seine Auffassung der ‚justes motifs‘ genügend 
erklärt; Preußen hat nichts dagegen eingewendet; also hat es zugestimmt 
(qui tacet, consentire videtur)“. Siehe auch Ebers in den Historisch- 
politischen Blättern, CXL, 1907, S. 244, 246. 

Sonst aber gedenkt kein einziges Aktenstück aus den zwischen den 
verschiedenen Regierungen und der Kurie gepflogenen Verhandlungen — 
die oben 8. 55 Anm. 1 mitgeteilte Note Antonellis und das Protokoll 
der Verhandlungen zwischen der Kurie und Württemberg vom 4. August 
1855, wonach der Kardinal Reisach als Vertreter des römischen Stuhls 
erklärte (Friedberg, Bischofswahlen, I, $. 332): 

„es verstehe sich von selbst, dass die Wählenden, welche das Recht 

Seiner Majestät des Königs kennen, schon bei Anfertigung der Liste 

darauf Bedacht nehmen werden, dass sie nicht Personen darauf setzen, 

welche mit Grund als unangenehm betrachtet werden könnten,“ 

sowie etwaige ähnliche Aeusserungen und Erlasse der Kurie kommen als 

einseitige Parteiinterpretationen aus späterer Zeit natürlich nicht in Be- 

tracht — der „gerechten Gründe“, höchstens dass die oben 8. 170 £. 

mitgeteilte Note Somaglias mit ihrem: par cela-möme vielleicht, aber 
nicht notwendig als Anspielung darauf angesehen werden darf. 

Es entspricht also durchaus nicht den Tatsachen, wenn Rösch an 
den oben 8.177 f. namhaft gemachten Stellen mit oder ohne Klammern 
die „gerechten Gründe“ überall in die Verhandlungen, in die Bullen und 
Breven hineinträgt, und es ist überhaupt schwer zu verstehen, wie man 
angesichts solch ungenügender Grundlage diese ganze Theorie hat 'auf- 
stellen und vertreten können. 


40. 


Das angebliche kirchliche Entscheidungsrecht über die 
Stichhaltigkeit der Ausschliessung. 
Zu 8.58. 


Vgl. Kirch in den Kölnischen Blättern vom 22. November 1868 
Nr. 323, (v. Reisach,) Die badische Regierung, S. 78; v. Ketteler, 
S. 44 f.; Brück, Erzbischofswahl, S. 35 f.; Herrmann, S. 77 £.: „Wenn 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Staat und Kirche über das verein- 
barte Rechtsverhältniss auftauchen, so dürfen diese, in Ermangelung einer 
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 Einvernehmens zwischen beiden gehoben werden: kein Theil darf sich zum 
Richter über das Recht des andern aufwerfen,“ (Maas,) Archiv für katho- 
 lisches Kirchenrecht, XXI, 1869, S. 198: Hat das Kapitel die allgemeinen 
und partikulären kirchenrechtlichen Vorschriften über die Wahl nicht be- 
folgt, so „ist die Liste nichtig, und sie kann von der Regierung eventuell 
bei dem heiligen Stuhl angefochten werden ... nicht eine Veränderung 
derselben, sondern die Aufstellung einer neuen, canonisch correcten ist 
erforderlich resp. zulässig“, Hirschel, S. 66, 96; Friedberg, Veto, 
S.27; Rosner, im Archiv XXXV, 1876, 8. 84 f., 109: „Treibt die Re- 
gierung mit ihrem Einspruchsrechte Missbrauch, so dass dem Capitel eine 
canonische Wahl unmöglich wird, so entsteht eben ein Conflict und die 
Sache gelangt an den heiligen Stuhl, welcher dann zwar nicht als In- 
stanz über der weltlichen Regierung, wohl aber als Mitcontrahent des 
mit ihr geschlossenen völkerrechtlichen Vertrages über die richtige Aus- 
führung desselben von ihr Rechenschaft zu fordern vollkommen befugt 
ist, wie ja umgekehrt auch die weltliche Regierung wegen capitularischer 
Excesse sich an den Papst als Mitcontrahenten halten kann. Die beiden 
Contrahenten stehen hierbei einander vollkommen selbstständig gegenüber, 
und der Confliet kann nur durch wohlwollende Verständigung beglichen 
werden. Ist diese unmöglich, dann besteht er freilich zum Schaden von 
Staat und Kirche fort“; Vering, Kirchenrecht?, $138, S. 565£.; Rösch, 
Einfluss, $. 32, 52 Anm. 4 (beide Stellen oben S. 77); 177, 81, 148. 

Mit Absicht habe ich hier und oben $. 175 ff. die Anhänger der 
Theorie der gerechten Gründe und des kirchlichen Entscheidungsrechtes 
in Sachen der Mindergenehmheit ausführlich zum Wort kommen lassen, 

Niemand wird, bei aller Anerkennung des Bestrebens, auch dem 
Staat und seinen Interessen gerecht zu werden, das an mehr als einer 
Stelle in ihren Ausführungen hervortritt, die Widersprüche verkennen, in 
die sie sich verwickeln, indem sie bald dem Kapitel bald der Kurie die 
Beanstandung und die Beurteilung der vom Staate bewirkten Ausschliessung 
zuweisen. Die schönsten Versicherungen können darüber nicht hinweg- 
täuschen, dass, wenn man es dem Ermessen eines Kapitels anheimstellt, 
ob: es eine Streichung gemäss der landesherrlichen bezw. ministeriellen 
Erklärung vornehmen, und ob es eine Restliste als hinreichend für die 
Vornahme einer Wahl anerkennen will — nach Rösch wird die ganze 
Frage überhaupt nur bei Streichung mit Uebriglassen von weniger als 
dreien praktisch, da bis dahin auch die missbräuchliche Streichung vom 
Kapitel hin- bezw. vorgenommen werden muss —, das Kapitel damit 
zum Richter über Massnahmen des Landesherrn und der Regierung ge- 
setzt wird, trotzdem der Wahlstreit nachher nach Rom weitergeleitet und 
der Kurie die endgültige Entscheidung vorbehalten wird. 
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Und niemandem, der obige Ausführungen zu Gunsten eines kirch- 
lichen Entscheidungsrechtes im Zusammenhang liest, wird die Unklarheit 
entgehen, in der sich die Anhänger dieser Theorie samt und sonders hin- 
sichtlich der Natur des von ihnen behaupteten Rechtsmittels bezw. tat- 
sächlichen Vorgehens befinden. Sie werfen nämlich durcheinander: 

1. von Tatbeständen die folgenden : 

a) das Kapitel stellt die Liste nach bestem Wissen und Gewissen 
auf, aber so, dass sie lauter Mindergenehme enthält; 

b) das Kapitel bringt dolos, aus Chikane, nur Mindergenehme auf 
die Liste; 

c) die Liste weist so viele Mindergenehme auf, dass der Staat mehr 
ausschliessen müsste oder ausschliesst, als gestrichen werden können, da- 
mit ein numerus sufficiens für die Wahl übrig bleibt; 

d) das Kapitel erachtet die gegen einen seiner Kandidaten zur An- 
wendung gebrachte Ausschliessung für unberechtigt, behält ihn auf der 
Liste und wählt ihn; 

2. von Einschreitungsmöglichkeiten die folgenden: 

a) diplomatische Vorstellungen; 

b) Beschwerde mit dem Begehren um Abhilfe auf dem Verwal- 
tungsweg; 

c) Antrag auf Verweigerung der Konfirmation; 

d) Begehren, dass die Liste oder die getroffene Wahl für nichtig 
erklärt werde. 

Es ist nun zunächst nicht einzusehen, wie der Staat die drei letzt- 
genannten Wege gehen könnte, ohne damit seinen Vertragsgegner, den 
römischen Stuhl, zum Richter über sich zu machen; denn im einen 
wie in den andern Fällen müsste er doch sein Begehren begründen und 
der Kurie das Urteil über dessen Stichhaltigkeit in aller Form über- 
lassen. Die Regierung hat nun aber — um von allem Weiteren abzu- 
sehen — wie unsere folgenden Ausführungen ergeben werden, in den 
meisten der oben unter 1. angeführten Fällen gar keine Veranlassung, 
von sich aus vorzugehen. Sie wahrt ihre Rechte und ihre Interessen 
besser, wenn sie sich rein passiv verhält bezw. auf die Ablehnung ein- 
zelner Kandidaten oder der ganzen Liste beschränkt und dem Kapitel 
es überlässt, eventuell nach Anrufung der Kurie, darüber schlüssig zu 
werden, wie das Besetzungsgeschäft nunmehr weiter gefördert werden soll. 

Nur in einem Fall wird und muss sie aus dieser Zurückhaltung 
heraustreten, nämlich beim Vorliegen des oben unter 1d aufgeführten 
Tatbestandes; vgl. auch Ebers in den Historisch-politischen Blättern, 
CXL, 1907, 8. 252. Dann aber bietet sich als einzig richtiges und mög- 
liches Vorgehen das des Protestes auf diplomatischem Wege dar, wobei 
einfach vorgebracht und festgestellt zu werden braucht, dass sich das 
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Kapitel über die erteilte Exklusive hinweggesetzt hat, daran wäre 
weiter die Erklärung der Nichtanerkennung des trotzdem Gewählten zu 
knüpfen. Alles Uebrige bleibt dann Sache der Kurie, die es sich überlegen 
wird, ob sie es, zumal angesichts der mit gutem Grunde zu behaupten- 
den kirchlichen Ungültigkeit einer solchen Listenaufstellung oder Wahl 
(vgl. oben $. 56 Anm. 1), zum Zusammenstoss treibt oder eine freundschaft- 
liche Beilegung — auf welchem Wege, mag sie entscheiden — vorzieht. 
Nur auf diesen Fall und Ausweg geht offenbar auch die, selbstredend 
unverbindliche, Schlussbemerkung Niebuhrs in seinem Bericht an den 
Minister des Auswärtigen v. Bernstorff vom 27. März 1821 (bei Fried- 
berg, Bischofswahlen, II, 8. 26): 

„Das päpstliche Breve gewährt übrigens, im Fall die Capitel 
ihre Pflichten gegen die Regierung bei der Wahl aus den Augen 
setzen sollten, unzweifelhafte Mittel der Remedur. Der Papst 
würde, nach einer Darstellung des Vorgefallenen, dem Erwählten 
die Institution gewiss nicht ertheilen.“ 

Vgl. dazu auch die von dem badischen Staatsrat Brunner 1856 nach 
Karlsruhe berichtete Aeusserung des päpstlichen Unterhändlers Kardinal 
Brunelli (Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 318): 

„es sei immer eine missliche Sache, einer bereits vollzogenen 
Wahl die Bestätigung zu versagen; dennoch werde dies geschehen, 
wenn wirklich wichtige Anstände vorlägen“. 

In allen übrigen Fällen aber liegen Verhandlungen der berechtigten 
Staaten mit der Kurie ebenso sehr ausserhalb des Bereiches des verein- 
barten Bischofswahlrechtes selbst wie seiner Theorie, so dass es für eine 
das Recht der Bischofswahlen behandelnde Untersuchung sich erübrigt, 
sich damit als mit rein tatsächlichen Möglichkeiten zu befassen. Wer 
weiter geht, kommt darauf hinaus, politische Ratschläge zu erteilen und 
zwar in Dingen, die im Schosse der Zukunft liegen. 


41. 


Der Bischof als Richter über die Exklusive bei niederen Pfründen 
nach den oberrheinischen Verhandlungen der fünfziger Jahre des 
19. Jahrhunderts. 

Zu 8.59. 


In einer Bestimmung, die sich offensichtlich an das oben $S. 26 mit 
Anm. 1 erwähnte Breve Gregors XVI. für die Domkapitel von Gnesen- 
Posen aus dem Jahre 1844 anlehnte, hatte Pius IX. schon unterm 
5. November 1855 zum österreichischen Konkordat angeordnet 


186 Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 


(Archiv für katholisches Kirchenrecht, I, 1857, S. XXVI; Walter, 
p. 300; Schneider, S$. 186): 

Cum autem ob tristissimas omnibusque notissimas rerum vicissi- 
tudines aliquis forsitan inter ecclesiasticos viros possit reperiri, 
qui Cacsareae et Apostolicae Maiestati Suae haud sit probatus, 
iceirco ad omnem difficultatem penitus amovendam, tum in pa- 
rochiis tum in aliis ecclesiasticis beneficiis conferendis curae Vobis 
erit, ut ad illa minime ii eligantur ecclesiastici viri, qui Caesareae 
et Apostolicae Maiestati Suae minus sint accepti. Atque id noscere 
poteritis (scil. episcopi) sive ex ipsa- ecclesiasticorum indole et 
conditione sive ex praecedentibus Gubernii factis sive aliis idoneis 
adhibitis modis. 

Und darauf hatte dann der K. K. Minister für Kultus und Unterricht, 
Graf Leo v. Thun, unterm 25. Jänner 1856 die sämtlichen Herren katho- 
lischen Erzbischöfe und Bischöfe der Monarchie noch besonders aufmerk- 
sam gemacht (Archiv, I, 1857, S. XXXI), in einem gleichzeitigen Erlass 
an sämtliche Herren Länderchefs sich aber mit der Bemerkung begnügt 
(a.a.0. S. XL): 

„Das päpstliche Breve spricht in dieser Beziehung (Besetzung 
der Pfarrpfründen) aus, dass zu Pfarrpfründen und überhaupt zu 
Beneficien jeder Art niemals solche Geistliche befördert werden 
sollen, welche der kaiserlichen Regierung nicht genehm wären. 
Hingegen wird im Punkte XVI. des fürsterzbischöflichen Schreibens 
vom 18. August vorigen Jahres erklärt, dass Seine k. k. aposto- 
lische Majestät diessfalls die Einhaltung der bisher geübten Vor- 
gangsweise beabsichtigen unter der Voraussetzung, dass keine Noth- 
wendigkeit eintreten werde, von der Vorsichtsmassregel eines Vor- 
behaltes der vorläufig einzuholenden Zustimmung der weltlichen 
Behörden einen ausgedehnteren als den bisher eingeführten Ge- 
brauch zu machen. Demnach ist vorläufig in jedem Kronlande 
der Status quo der bisherigen Uebung aufrecht zu erhalten.“ 

In der Tat hatte der Fürsterzbischof von Wien, spätere Kardinal Rauscher, 
als kaiserlicher Bevollmächtigter dem päpstlichen Unterhändler, Kardinal 
Viale Preli, die Erklärung abgegeben (Archiv, I, 1857, S. XXI; Walter, 
p. 294; Schneider, S. 182): 

Quoad ratas habendas personas ad beneficia ecclesiastica promo- 
vendas Maiestas Sua intendit, cuncta in eo, quo nunc sunt, statu 
relinquere et sperat, numquam futurum, quod necessitatem inferat, 
eiusmodi cautionem amplius, quam hucusque factum sit, adhibendi. 

So wurde in Oesterreich die Exklusive nur grundsätzlich festgesetzt, 
praktisch aber nicht einmal in dem von der Kirche zugestandenen be- 
schränkten Umfange in Anspruch genommen, bis das Gesetz vom 7. Mai 
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1874, $ 6 mit 2 (Schneider, $. 529 mit 528; Richter-Dove-Kahl, 
Kirchenrecht ®, $ 181, 8. 631 Anm. 29, 639 Anm, 32; Maxv. Hussarek, 
Grundriss des Staatskirchenrechts in A. Finger und O. Frankl, Grund- 
riss des österreichischen Rechts, III, 3, 2. Aufl., Leipzig 1908, S. 32) 
Wandel schuf und bestimmte: 

„In Fällen der freien Verleihung oder einer nicht vom Kaiser 
oder von den landesfürstlichen Behörden ausgehenden Präsenta- 
tion, dann in dem Falle der Bestellung eines Pfarrverwesers für 
eine inkorporirte Pfründe hat der Bischof die hiefür ausersehene 
Person der Landesbehörde anzuzeigen. Der letzteren steht zu, dem 
Bischofe ihre Einwendungen unter Angabe der Gründe ($ 2 = Nicht- 
vorhandensein eines in sittlicher und staatsbürgerlicher Hinsicht 
vorwurfsfreien Verhaltens oder derjenigen besonderen Befähigung, 
welche für bestimmte kirchliche Aemter und Pfründen in den 
Staatsgesetzen vorgeschrieben ist) mitzutheilen. Wird von der 
Landesbehörde binnen dreissig Tagen nach geschehener Anzeige 
keine Einwendung erhoben, so steht der Instituirung des betref- 
fenden Geistlichen oder der Besetzung der inkorporirten Pfründe 
nichts im Wege. Gegen eine von der Landesbehörde erhobene Ein- 
wendung steht die Berufung an den Kultusminister offen. Wird 
der Berufung nicht Folge gegeben, so darf die Instituirung oder 
Besetzung nicht stattfinden.“ 

So weit wie in Oesterreich kam man nun allerdings bei den ober- 
deutschen Konventionsverhandlungen der Kirche von Seite des Staates 
nicht entgegen. 

In Württemberg bestimmte die vereinbarte päpstliche Instruktion 
für den Bischof von Rottenburg (Walter, p. 369) zu Artikel IV der 
Konvention: 

„Der Bischof wird kirchliche Pfründen niemals an Geistliche 
verleihen, welche aus erheblichen und auf Thatsachen 
gestützten Gründen der Königlichen Regierung in rein 
bürgerlicher oder politischer Hinsicht missfällig sind. Um dieses 
zu erfahren, wird der Bischof bei jeder Vacatur der Königlichen 
Regierung in offiziöser Weise die Namen der Bewerber mittheilen, 
damit dieselbe binnen einer kurzen zu vereinbarenden Frist ihre 
etwaigen Einwendungen geltend machen kann.“ 

Dabei sollte offenbar die Entscheidung darüber dem Bischofe zu- 
kommen, und er darüber zu befinden haben, ob die Gründe auch wirklich 
vorhanden und erheblich seien; vgl. Archiv für katholisches Kirchenrecht, 
II, 1857, S. 513 mit 160, 166; Golther, 8. 151, 170. 

Dass das für Baden beabsichtigt war, steht fest. Schon bei den 
Verhandlungen von 1855 zwischen Staatsrat Brunner und Kardinalstaats- 
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sekretär Antonelli (Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, S. 4l1f.; 
Heinrich Maas, Die badische Convention, Archiv für katholisches 
Kirchenrecht, V, 1860, S. 395; Friedberg, Gränzen, $. 893, 894, 897; 
Derselbe, Bischofswahlen, I, S. 317 und über noch weiter gehende, jede 
Ausschliessung verwerfende Bestrebungen der Umgebung des Freiburger Erz- 
bischofs v. Schulte, Lebenserinnerungen, I, S.19,43f.) hatte man wieder- 
um unter Berufung auf das Breve Gregors XVI. von 1844 von Seiten der 
Kurie sich bereit erklärt, die Mindergenehmheit in der Weise zu beachten, 
„dass die Verantwortlichkeit lediglich dem Bi- 
schof obliege und die Regierung keinerlei Theil 
daran habe. Und weil dies einige Besorgniss bei der Gross- 
herzoglichen Regierung erregen könnte, indem sie sich den Fall 
vergegenwärtigte, wo das Beneficium einem ihr aus politischen 
Gründen, die vielleicht dem Bischof unbekannt sind, missliebigen 
Geistlichen übertragen werden möchte, wird der heilige Stuhl, 
geleitet von der Liebe zum Frieden und zur Nachsicht, nicht ab- 
geneigt sein, ein anderes Verfahren einzuschlagen, das nämlich, 
dem Bischof zu eröffnen, dass, nachdem er den Concurs ausge- 
schrieben hat und die Namen der Concurrenten um eine vacante 
Pfarrei oder um mehrere Pfarreien zusammengestellt sind, er die 
Liste derselben der Regierung vertraulich mittheile, damit diese 
innerhalb einer zu bestimmenden Frist ihm von den Beschwerden, 
welchen irgend einer der Concurrenten aus politischen Gründen 
unterworfen ist, Kenntniss geben könne, in welchem Falle, wenn 
die Beschwerden erheblich, begründet und wahrhaft 
politische sind, der Bischof den also Gravirten und dem- 
nach der Regierung mit Grund missliebigen Geistlichen vom 
Concurse ausschliessen wird.“ 

So bestimmten denn auch in der Tat die vereinbarten Wei- 
sungen der päpstlichen Instruktion für den Erzbischof von Freiburg 
zu Art. IV Nr. 1 der Konvention (Walter, p. 386; vgl. dazu Maas, Die 
badische Convention, Archiv für katholisches Kirchenrecht, V, 1860, S. 396): 

„Der Erzbischof wird kirchliche Pfründen niemals Ausländern 
und ebensowenig Solchen verleihen, die aus erheblichen und auf 
Thatsachen gestützten Gründen der Grossherzoglichen Regierung 
in rein bürgerlicher oder politischer Hinsicht missfällig sind. Um 
sich über letzteren Punkt zu verlässigen, wird der Erzbischof in 
jedem Falle der Erledigung einer Pfründe die Namen derjenigen, 
welche sich um dieselbe bewerben, in officiöser Weise der Gross- 
herzoglichen Regierung mittheilen, damit die letztere innerhalb 
einer zu vereinbarenden kurzen, drei Wochen nicht übersteigenden 
Frist ihre etwaigen Einwendungen geltend machen kann.“ 
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Dazu fügte nun aber die Instruktion Antonellis vom 30. September 
(Maas, Geschichte, $. 328 Anm. 1; vgl. damit Sester, S.207, 244; 
Lauer, $. 223) hinzu, was man in den Weisungen offenbar nicht hatte 
niederlegen wollen, was aber der ganzen Anordnung erst ihr für den 
Staat bedenkliches Gepräge gab: 

„Etsi Gubernium ob politicas civilesque dumtaxat causas easque 
veras graves factisque probatas possit aliquas proponere 
exceptiones, quarum ratio Tibi (scil. archiepiscopo Friburgensi) 
erit habenda, tamen ad Te, ... Reverendissime Domine, 
semper pertinebit iudicare, utrum exceptiones a Gu- 
bernio propositae sint verae et factiscomprobatae. 
Atque hic scito, quod Apostclica haec Sedes concedens Gubernio 

. indieis communicationem haud omisit eidem clare decla- 
rare, huiusmodi concessione ... nullo modo Archi- 
episcopi libertatem ... posse impediri, quominusipse 
de exceptionibus iudicet.... Quae quidem Gubernium 
non potuit non recognoscere. Quoties inter designatos a 
privatis patronis aliquis adsit, qui Gubernio propter graves factis- 
que probatas et unice politicas civilesque rationes minus sit 
gratus, Tuae episcopalis sollicitudinis erit prospicere, ne Gubernium 
aut absolutum suffragium ... exercere aut sibi arro- 
gari velitius approbandi.... praesentationem. 

Und der Kardinal Reisach machte in seinen von der Kurie dem Erz- 
bischof mitgeteilten Erläuterungen über die Entstehung des Art. IV Nr. 1 
der Konvention noch genauer die Mitteilung (Maas, Geschichte, S. 328 
Anm. 1, 2. Absatz): 

„Man wollte es dem Bischof anheimgeben, zu beur- 
theilen, ob und inwieweit die von der Regierung in politischer 
und bürgerlicher Beziehung vorgebrachten Einwendungen 
zu berücksichtigen und auf ihren Grund hin der eine 
oderandereCandidat vonderZulassung zur Bewerbung 
um dasBeneficium auszuschließen sei oder nicht. Des- 
halb berief man sich auf ein Breve Gregors XVI. vom 10. April 
1844 an das Kapitel von Gnesen und Posen, weil aus diesem 
Breve hervorgeht, daß die Erwägung, ob und inwieweit eine Person 
dem Gubernium minus grata sei, gänzlich dem Gewissen des Kapitels 
überlassen wird. ... Die Großherzogliche Regierung sprach da- 
gegen die Erwartung aus, daß, wenn sie gegen Bewerber 
um Pfründen, die der Erzbischof verleiht, erhebliche, 
aufThatsachen gestützteEinwendungeninrein bürger- 
lichen und politischen Dingen vorbringt, der Erz- 
bischof diese Einwendungen, sofern er sie nicht für 
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zureichend hält, nicht schlechthin unbeachtet lasse, 
sondern mit der Regierung sich benehme, damit wo+ 
möglich ein Einverständniß erzielt werde ... Es 
sei keineswegs die Absicht der Regierung, ein abso- 
lutes Veto anzusprechen und zu verlangen, daß in 
jedem Fall und ohne weiteres die beanstandeten Indi- 
viduen von der Bewerbung ausgeschlossen werden 
sollten; sie verlange bloß, daß der Erzbischof den Ein- 
wendungen der Regierung das gehörige Gewicht gebe.“ 
Es liegt auf der Hand, dass, zumal die Art. I der beiden Konven- 
tionen es für die Besetzung der bischöflichen Stühle und der Kanonikate 
ohne weitere Erklärung bei dem vereinbarten Recht beliessen, dies für 
die niederen Pfründen festgesetzte Recht auf das Bischofswahlrecht zurück- 
gewirkt und eine ähnliche Beschränkung des staatlichen Ausschliessungs- 
rechtes auch dort zur Folge gehabt hätte. Allein das hat der Fall der 
beiden Konventionen und deren Zurücknahme auch von Seiten der Kurie 
(oben 8. 125) verhütet. 
Für Württemberg bestimmt jetzt Art. 4 Abs. 1 des Gesetzes vom 
30. Januar 1862 (Hauber in der Zeitschrift für Kirchenrecht, II, 1862, 
S. 381£.; Golther, S. 542 mit 291ff.; Schneider, 8. 310): 

„Die Kirchenämter, welche nicht von der Staatsregierung selbst 
abhängen, können nur an solche verliehen werden, welche nicht 
von der Staatsregierung unter Anführung von Thatsachen als ihr 
in bürgerlicher oder politischer Beziehung missfällig erklärt werden.“ 

In Baden aber hatte schon das Gesetz vom 9. Oktober 1860, $ 9 
(Walter, p. 406; Spohn, $. 18ff.; Heiner, Gesetze, S. 4; Schnei- 
der, S. 337) angeordnet: 

„Die Kirchenämter können nur an Solche vergabt werden, weiche 
das badische Staatsbürgerrecht besitzen oder erlangen und nicht 
von der Staatsregierung unter Angabe des Grundes als ihr in 
bürgerlicher oder politischer Beziehung missfällig erklärt werden“, 

womit die erzbischöfliche Verordnung vom 30. November 1861 über das 
Verfahren bei Besetzung erledigter Pfründen $ 8 (Archiv für katholisches 
Kirchenrecht, VII, 1862, 8. 129f.; Friedberg, Staat und katholische 
Kirche in Baden’, 8.247; Franz Heiner, Die kirchlichen Erlasse, 
Verordnungen und Bekanntmachungen der Erzdiöcese Freiburg, 2. Aufl., 
Freiburg i. Br. 1898, S. 56) zu vergleichen ist: 

„Bei Pfründen freier Collatur werden Wir der Grossherzoglichen 
Regierung die Liste der Bewerber zu dem Ende mittheilen, damit 
sie in den Stand gesetzt sei, gegen Diejenigen, welche ihr aus 
Gründen in rein bürgerlicher oder politischer Hinsicht missfällig 
sind, ihre Einwendungen zu machen. Die Grossherzogliche Regie- 
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rung wird diese Einwendungen innerhalb drei Wochen Uns kund 
geben. Sollte sie in einem einzelnen Falle die Verlängerung dieser 
Frist für nöthig halten, so wird sie mit Uns Rücksprache nehmen, 
Wenn innerhalb dieser Frist eine Erklärung der Grossherzoglichen 
Regierung nicht erfolgt, wird angenommen, dass sie keine Erinne- 
rung zu machen habe. Ehe die canonische Institution auf eine 
Pfründe, welche unter einem Privatpatronate steht, von Uns er- 
folgt, müssen Wir Gewissheit darüber haben, dass der Präsentirte 
nicht aus Gründen in rein bürgerlicher oder politischer Hinsicht der 
Grossherzoglichen Regierung missfällig sei, wesshalb Dieser die Liste 
der Bewerber vor der Präsentation zur Erklärung vorzulegen ist.“ 
Trotz dem Versuch von Heinrich Maas, Die kirchlichen Verhältnisse 
in Baden nach den Gesetzen vom 9. Oktober 1860 und den Vereinba- 
rungen mit der Kirche, Archiv für katholisches Kirchenrecht, VII, 1862, 
S. 58 Anm. 2; Derselbe, Geschichte, S. 464 mit Anm. 1 und 465, die 
Entscheidung über die Stichhaltigkeit des Ausschlusses auch nach Gesetz 
und Verordnung von 1860 und 1861 unter jetzt nicht mehr zulässiger, 
die Konvention zu Grunde legender Deutung einer Vereinbarung vom 
10. November 1859 für die kirchliche Behörde in Anspruch zu nehmen, 
kann kein Zweifel daran bestehen, dass sowohl nach württembergi- 
schem als nach badischem Recht die staatliche Exklusive kirch- 
licher Ueberprüfung nicht unterliegt, und dass ihr unbedingt 
Folge gegeben werden muss, wenn sie nicht nach freundschaftlicher 


' Verständigung zurückgenommen wird; vgl. Hauber in der Zeitschrift 


| für Kirchenrecht, II, 1862, S. 381fl.; Golther, S. 291 fi. und für 
' Baden, wo es darob noch zu einzelnen Zusammenstössen kam Fried- 


berg, Staat und katholische Kirche in Baden?, S. 26 ff., 30 f., 240 fi.; 


' Heinrich Maas, Der Staat und die katholische Kirche in Baden, 


Archiv für katholisches Kirchenrecht, XXIX, 1873, S. 127 fi., 132 fi.; 
Derselbe, Geschichte, 8.483 ff.; Sester, 8. 265£.; Lauer, S. 239. 
Es verhält sich eben in unserem Falle ähnlich wie bei anderen Be- 
stimmungen jener Gesetze von 1860 und 1862; bei aller sachlichen Ueber- 
einstimmung unterscheiden sie sich gemäss ihrer nunmehrigen Unter- 


 bringung in Staatsgesetzen und entsprechend dem ganzen diese Gesetzgebung 


beherrschenden Geiste von den betreffenden Vorschriften der Vereinbarung 
dadurch, dass dem Staate die Unterstellung unter die Kirche erspart 


und die selbständige Entscheidung bezw. die Initiative gewahrt ist. 


Auch im Grossherzogtum Hessen kam man schliesslich wieder auf 
diesen Standpunkt, nachdem dort zuvor die kirchliche Auffassung sich 
durchgesetzt und eine ganze Anzahl von Jahren als auch staatlich an- 
erkanntes positives Recht gegolten hatte. Die vorläufige Uebereinkunft 
von 1854 (oben S. 108) und der daran anknüpfende beidseitig inne- 
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gehaltene Modus vivendi bestimmte nämlich (Archiv für katholisches 
Kirchenrecht, VI, 1861, S. 158f., LIV, 1885, S. 204; Walter, p. 359; 
Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, 8. 547; Friedberg in der Zeit- 
schrift für Kirchenrecht, VIII, 1869, 8.348f.; Schmidt, 8. 57f,; 
Schneider, 8. 372f.; Reidel, $. 88f. mit 85£.): 

„l. Der Bischof von Mainz wird die im Umfange des Grossherzog- 
tumes dermalen befindlichen katholischen Kirchenpfründen mit 
Vorbehalt der unter Pos. 2 zu bezeichnenden Ausnahmen und ab- 
gesehen von denjenigen Kirchenämtern, hinsichtlich welcher die 
Bulle: Ad Dominici Gregis custodiam ein anderes Verfahren an- 
ordnet, oder zu welchen einem Dritten ein auf kanonischer Erwerbs- 
art beruhendes Patronatrecht zusteht, selbständig besetzen. Der 
Bischof wird jedoch seine Ernennung zu den Kirchenpfründen 
vor deren Veröffentlichung und vor Erteilung der kanonischen 
Institution der Grossherzoglichen Staatsregierung vorlegen, um 
dieseinden Standzu setzen,etwaigeAnstände, welche 
gegen einen Ernanntenin bürgerlicher und politischer 
Hinsicht obwalten sollten, ehe die Investitur erfolgt, gel- 
tend zu machen. Dagegen wird die Grossherzogliche Staats- 
regierung, deren Absicht esnichtsein kann, das bischöf- 
liche Ernennungsrecht in Frage zu stellen oder zu 
beeinträchtigen, dem Bischof, wenn gegen einen Ernannten 
Bedenken erhoben werden, die in bürgerlicher oder politi- 
scher Beziehung vorliegenden Anstände nicht vor- 
enthalten, sondern mit demselben hierüber in Be- 
nehmen treten. Sollte die Regierung innerhalb Monatsfrist 
nach geschehener Anzeige von der stattgefundenen Ernennung 
keine Erklärung abgeben, so wird angenommen, dass keine An- 
stände entgegenstehen. Bei denjenigen Kirchenpfründen, zu wel- 
chen einem Dritten das Präsentationsrecht zusteht, wird dasselbe 
Verfahren eintreten.“ 

Und die animadversiones der Kurie dazu erklärten: 

Sanctissimus Pater methodum quoad qualitates candidatorum 
non respuit, dummodo Episcopus rationum seu difficul- 
tatum, quae contra aliquem a se electum a Gubernio obiici 
poterunt, iudex sit. 

1866 fiel jedoch auch dies Recht der antikonkordatären Bewegung zum 
Opfer; vgl. den Schriftenwechsel zwischen dem Bischof von Mainz und 
dem hessischen Ministerium des Innern über die Zurücknahme der Ver- 
einbarung im Archiv für katholisches Kirchenrecht, LIV, 1885, S. 208 
und dazu Pfülf, Bischof v. Ketteler, II, S. 271f.; Brück, Geschichte, 
IIL?, S. 330f. Die folgenden Jahre hindurch wandte man in Hessen die 
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Grundsätze des neuen badischen Rechtes an, bis die Gesetze’ vom 
23. April 1875, Art. 1 und 4 (Archiv für katholisches Kirchenrecht, LIV, 
1885, S. 219£., 221ff.; Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht®, $ 181, 
S. 639 f. Anm. 32; Schmidt, 8. 139£.; Schneider, S$.382£.) und 
vom 5. Juli 1887, Art. 1 und 9 (Schmidt, S. 207 fl., 212; Schnei- 
der, 8.388f.; Reidel, S. 217 ff.) als noch jetzt geltendes Recht fest- 
setzten: 

„Ein Kirchenamt, welches mit einem Geistlichen zu besetzen 
ist, darf in einer der christlichen Kirchen nur einem Deutschen 
übertragen werden, welcher seine wissenschaftliche Vorbildung 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes dargethan hat, und gegen 
dessen Anstellung kein Einspruch von Seiten der Staatsregierung 
erhoben worden ist. .... Die obere kirchliche Behörde ist ver- 
pflichtet, die Person, welcher ein kirchliches Amt dauernd über- 
tragen werden soll, Unserem Ministerium des Innern und der Justiz 
unter Bezeichnung der Stelle, für welche sie ausersehen ist, an- 
zuzeigen. ... Unser Ministerium des Innern und der Justiz ist 
berechtigt, innerhalb vier Wochen nach der Anzeige gegen die be- 
absichtigte Anstellung Einspruch zu erheben, wenn der Anzustel- 
lende aus einem auf Thatsachen beruhenden Grunde, welcher dem 
bürgerlichen oder staatsbürgerlichen Gebiete angehört, für die 
Stelle nicht geeignet ist. Die Thatsachen, welche den Einspruch 
begründen, sind anzugeben“. ... DR 

Bekanntlich gilt in Preussen gemäss dem unterm 29. April 1887 ab- 
geänderten Gesetz vom 11. Mai 1873 (Schneider, $. 243 ff.) im wesent- 
lichen dasselbe Recht (Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht ®, $ 181, 
S. 636 fi. Anm. 32; Friedberg, Kirchenrecht ’, $ 114, S. 333 Anm. 28; 
Stutz, Kirchenrecht, $ 98, a. a. O., II, S. 950 Anm. 1), da die hessischen 
Bestimmungen den preussischen nachgebildet sind. Das Ausschlies- 
sungsrechtfür dieniederen Pfründen befindet sichalso in 
der Hauptsache durchaus mit demin Einklang, was nach 
unseren Ausführungen für dieBischofswahlen gilt. Werden 
auch im Interesse einer massvollen und der Kirche möglichst entgegen- 
kommenden Ausübung bei der Ausschliessung von niederen Pfründen die 
Gründe angegeben, so unterliegen sie doch keinerlei kirchlichen Beurtei- 
lung. Vielmehr handhabt der Staat sein Recht völlig selbständig und 
mit dem Erfolg, dass der erhobene und aufrecht erhaltene Einspruch den 
Erwerb des Amtes mit Wirkung für den Staat unbedingt ausschliesst. 

Die Theorie der „gerechten Gründe“ aber entpuppt sich auf dem 
Hintergrund dieser früheren Vorgänge als der Versuch, für die Bistümer 
und — in Hannover und am Oberrhein — für die Kanonikate auf dem 
Wege der Interpretation der Bullen und Breven das zu erreichen, was 
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für die niederen Pfründen gesetzlich festzulegen in den fünfziger und 
sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts für Hessen nur vorübergehend, 
für Württemberg und Baden überhaupt nicht gelungen war. 


42. 
Suspectus aut invisus. 
Zu S. 59. 


Siehe dazu oben $. 168. Noch 1818 gab Consalvi in seinem Kon- 
kordatsentwurf für Hannover (Friedberg, Bischofswahlen, I, 8. 78; 
Mejer, Römisch-deutsche Frage, II, 2, S. 248 Anm.) den Bestimmungen 
über das staatliche Ausschliessungsrecht folgende Fassung: 

Quotiescungue Sedes Episcopalis vacaverit, Capitulum illius 
Eeclesiae intra mensem a die vacationis computandum exhibebit 
Regiis Ministris rotulum candidatorum, qui iis dotibus instructi 
sunt, quas sacri Canones in Episcopo requirunt, Gubernium autem, 
si forte ex candidatis ipsis quis ei suspectus aut invisus sit, 
quamprimum illum Capitulo indicare poterit, ut expungatur, ita 
tamen, ut numerus sufficiens supersit, ex quo novus Episcopus 
seligi valeat. 

Und ähnlich drückte er sich auch einige Zeit nachher noch in den Fogli 
confidenziali aus (oben 8. 129). Ja noch am 26. Februar 1842 bediente 
sich der Kardinalstaatssekretär Lambruschini in einer Note an die hanno- 
versche Regierung einer ähnlichen Wendung, indem er ausführte (Fried- 
berg, Bischofswahlen, I, 8. 280): 

„Es lässt sich nicht verkennen, dass das K. Gouvernement kein 
anderes Interesse bei der Wahl hat, als nur dass dieselbe nicht 
auf eine persona invisa falle; und dieses Interesse ist vollständig 
gewahrt durch die dem Capitel auferlegte Verbindlichkeit, die 
Namen der Candidaten anzugeben und personas non gratas gubernio 
aus der Liste zu entfernen.“ 

Siehe auch die gleichzeitige Aeusserung des Nuntius Viale-Prelä unten 
S.221. Was Rösch, $. 32, von sachlichen Unterschieden zwischen dem 
Rechte der Bulle: Impensa und dem irischen Entwurf von 1815 behauptet, 
besteht in Wahrheit nicht. Bei genauer Prüfung ergeben sich bloss Fort- 
schritte in der kurialen Gesetzgebungstechnik. 
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43. 
Ausschliessung nach landesherrlichem Ermessen. 
Zu 8. 59. 


In einer Note an den badischen Unterhändler v. Genotte vom 
26. Mai 1825 (Herrmann, S. 43 Anm. 1; Friedberg, Bischofswahlen, 
II, S. 141 mit I, S. 161; Mejer, Römisch-deutsche Frage, III, 8. 347 £.) 
‚bemerkte Kardinalstaatssekretär Somaglia, die vorgesehene Zulassung 
auch von nicht freiburgischen Kandidaten hätte der badischen Regierung 
keinerlei Schwierigkeiten machen können: 
| giache quando S. A. R. il Granduca non gradisce la scelta di 
un Eccelesiastico il quale non appartenesse alla Diocesi di Friburgo, 
potrebbe farlo cancellare della Nota dei Candidati. 
Also hätte damals die Kurie nichts dawider gehabt, wenn trotz der 
Vorschrift, dass der Kandidat nur dem clerus Germanicus anzugehören 
brauche, der Grossherzog von Baden ohne weiteres das badische Staats- 
interesse durch Streichung des Auswärtigen wahrgenommen hätte. 
Selbst der Episkopat der oberrheinischen Kirchenprovinz hat, ob- 
wohl im Konflikte mit den Regierungen liegend, 1851 nicht umhin ge- 
konnt, in seiner Denkschrift, S. 11 (vgl. Friedberg, Bischofswahlen, 
1,8. 307 ff.) die Ausübung der Exklusive als „freien, selbständigen Act 
des Landesherrn“ anzuerkennen, indem er ausführt: 

„Die Aufstellung des Verzeichnisses (der Liste) ... ist und bleibt 
ein ebenso freier, selbstständiger Act des Bischofs (bei der 
Besetzung von Kanonikaten) oder Capitels wie die Bezeichnung 
eines etwa minder Angenehmen auf Seiten des Landes- 
herrn.“ 

Ja sogar in dem oft (z. B. oben $. 26 mit Anm. 1, 170) erwähnten Breve Gre- 
gors XVI. für Gnesen-Posen kommt in gewissem Sinne doch die Ueber- 
zeugung zum Ausdruck, dass für die Ausschliessung im Grunde genommen 
alles von dem freien Ermessen des Landesherrn abhänge, gestattet doch 
der Papst die Aufstellung einer neuen Liste in dem „Vertrauen“, also 
in der Erwartung, aber doch nicht mit dem Ansinnen, dass der König 
keinen von den darin Aufzunehmenden für nicht genehm erklärt. 
Uebrigens sind die Anhänger des freien landesherrlichen Ermessens 
mit den Vertretern der „gerechten Gründe“ darin einig, dass der Landes- 
herr gehalten ist, bei der Ausschliessung, trotzdem oder gerade weil sie 
keiner Ueberprüfung unterliegt, nur mit grösster Gewissenhaftigkeit zu 
verfahren und wirkliche Staatsinteressen wahrzunehmen. Vgl. Herrmann, 
S. 81: „Natürlich verbindet sich für ihn mit diesem Rechte auch eine 
ernste Pflicht gegen die Kirche, dass er es (sein Veto) nur bei wirklich 
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dringendem Bedürfniss des Schutzes des bürgerlichen Friedens in An- 
wendung bringe. Allein diese Pflicht ist wesentlich moralischer Natur: 
das Recht überlässt seinem Gewissen das entscheidende und von der 
Kirche zu respectirende Urteil‘; Schulte, 8.56, 57£.; Hirschel, S. 79f.; 
Ebers in den Historisch-politischen Blättern, CXL, 1907, S. 243. 


44. 
Keine Gründe. Subexklusive. 
Zu S. 60. 


Um ja keine Unklarheit aufkommen zu lassen, sei hier noch ausdrück- 
lich festgestellt, dass, anders als nach dem für die niederen Kirchenämter 
geltenden Recht (oben $S. 190, 193), bei der Ausschliessung von 
der Liste für die Bischofswahl — und in Hannover und in der ober- 
rheinischen Kirchenprovinz auch für die Kanonikatsbesetzung — Gründe 
weder anzugeben sindnochangegeben werden. So schon Leist 
in seinem Gutachten über die päpstliche Note an die hannoversche Regierung 
vom 2. September 1817, bei Friedberg, II, S.58 mit I, 8. 74 und für das 
vereinbarte Recht: Historisch-politische Blätter, IV, 1839, 8. 248: „Es 
wird in dieser Instruction (dem preussischen Breve) nicht ausdrücklich er- 
wähnt, daß der König gehalten sei, die Gründe der etwaigen  Aus- 
schließung einer Person den Domcapiteln oder dem Papste anzuzeigen 
und so sich gewissermaßen deßfalls zu verantworten“; Schulte, S. 56: 
„Mit keinem Worte ist in den Verhandlungen gesagt, daß die Mißliebigkeit 
sich auf bestimmte Gründe stützen müsse“, v. Sybel, S. 19£.; Rosner 
im Archiv, XXX, 1873, S. 430 Anm. 1 (oben 8. 176); Fleiner, S. 188. 

Im schweizerischen Bistum St. Gallen übt das katholische Gross- 
ratskollegium die Ausschliessungsbefugnis so aus, dass ohne Dis- 
kussion in der betreffenden Sitzung alsbald durch geheime Abstimmung 
die Frage entschieden wird, ob das Kollegium die vorliegende Liste 
für die bevorstehende Bischofswahl im allgemeinen genehm halten wolle 
oder aber nicht. Wird diese Frage bejaht, so ist damit erklärt, dass 
keiner der sechs vorgeschlagenen Kandidaten dem Kollegium persona in- 
grata sei, dass somit die Wahl aus der Zahl derselben frei erfolgen 
könne. Wird die Frage verneint, so erhält jedes Mitglied des Kollegiums 
einen Zettel mit den Namen der sechs Kandidaten; die Namen dürfen 
alsdann bis auf drei gestrichen werden. Die drei, deren Namen mit ab- 
soluter Mehrheit gestrichen werden, fallen als minder genehm aus. Hier 
sind also dem Kollegium selbst die Gründe unbekannt und können schon 
deswegen nicht angegeben werden; Regulativ vom 18. Februar 1846 Art. 4 
bis 7 bei Gareis und Zorn, II, S. XLI£. mit 195£.; Fehr, 8. 210f. 
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Uebrigens wurde 1888 von der Basler Diözesankonferenz in Solothurn 
ähnlich verfahren; Fleiner, S. 161. 

Darum, weil es sich dabei um eine durchaus beim Landesherrn 
liegende Entscheidung handelt, weil eine Begründung nicht erfolgt, und 
weil zu den staatlichen Interessen, für deren Wahrung das Ausschliessungs- 
verfahren bestimmt ist, natürlich auch das gute Einvernehmen mit ver- 
bündeten Staaten, die an dem Jurisdiktionsbezirk des zu besetzenden 
Kirchenamtes beteiligt sind, sowie die Rücksicht auf deren Wohl gehört, 
steht weder der Form noch der Sache nach etwas im Wege, dass der zur 
Exklusive berufene Landesherr bei deren Ausübung auch solche Verbün- 
dete anhört und mit in Schutz nimmt. So hatten durch Staatsvertrag 
vom 8. Oktober 1818, $ 4 (Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 419; 
Höhler, Anhang, S. XXXVII) Nassau und Frankfurt vereinbart: 

„Siehet sich der. Senat (von Frankfurt) veranlasst, zu wünschen, 
dass einem oder dem andern Geistlichen der Diöcese die Exclusive 
gegeben werde, so gibt derselbe hiervon und dem Beweggrund 
Seiner Herzoglichen Durchlaucht zu Nassau Kenntniss, worauf die 
Exclusive sofort gegeben wird, oder weitere dessfallsige Communi- 
cation statt findet.“ 

Und durch Uebereinkunft vom 8. Februar 1822 (Friedberg, Bischofs- 
wahlen, II, S. 117 mit I, S. 419), womit man den Zusatz vom 15. No- 
vember 1827 (ebenda II, S. 161) vergleichen möge, hatten die oberrheini- 
schen Regierungen bestimmt: 

„Da die zur Feststellung der katholisch-kirchlichen Einrichtungen 
vereinten deutschen Bundesstaaten ein gemeinschaftliches Interesse 
haben, dass keine Person als Erzbischof aufgestellt werde, welche 
in dieser Eigenschaft das zur Einführung und Aufrechthaltung 
der kirchlichen Provinzialverfassung erforderliche Vertrauen nicht 
gewährt, und der Grossherzoglich Badische Hof geneigt ist, in 
dieser Beziehung den Wünschen der übrigen vereinten Höfe zu 
entsprechen, so machen sich S. K. H. der Grossherzog von Baden 
verbindlich, dass sowohl für das erste Mal als in Zukunft der erz- 
bischöfliche Sitz mit keiner den übrigen Höfen, welche Bisthümer 
constituiren, unangenehmen Person besetzt werde. Wenn nach ge- 
schehener vertraulicher Mittheilung hierüber von einem oder dem 
andern Hofe binnen drei Wochen keine motivirten Einwendungen 
gemacht werden, so soll es so n werden, als fänden der - 

gleichen nicht statt.“ 

Nur Hohenzollern, das ja auch kein eigenes Suffraganbistum erhielt, son- 
dern der badischen Erzdiözese Freiburg zugeschlagen wurde, verzichtete 
seinerseits und vertraute auf Baden, dass es auch seine staatlichen Inter- 
essen ohne weiteres mit wahrnehme. Vgl. v. Sybel, 8. 43; Friedberg, 
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Bischofswahlen, I, S. 419 mit Anm. 1 (und dazu Baumgarten-Jolly, 
S. 131); Rosner im Archiv XXXI, 1874, S. 72 ff.; Vering, Kirchen- 
recht ®, $ 138, S. 566 Anm. 15, von denen aber die beiden letztgenannten 
zu Unrecht gegen die formelle und materielle Zulässigkeit einer sölchen 
Subexklusive sich aussprechen. Golther, 8.62 und Karl Göz, Das 
Staatsrecht des Königreichs Württemberg (= Handbuch des öffentlichen 
Rechts der Gegenwart II), Tübingen 1908, S. 504 Anm. 2 vermissen eine 
ausdrückliche Bestimmung zu Gunsten der Subexklusive. 


45. 


Der oberrheinische Episkopat und die Kurie im Kampf wider die 
Breven: Re sacra und: Diem quem votis. 
Zu 8. 68. 


In seiner aus dem Jahre 1853 stammenden zweiten Denkschrift, in 
der er sich auch sonst über das Wesen und die Geltungskraft des Breves: 
Re sacra auffallend mangelhaft unterrichtet zeigt (oben 8. 113), S. 102 
(auch bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S.200; Rösch, Einfluss, 
S. 153), behauptete der oberrheinische Episkopat: 

e3 „wiederholen jene apostolischen Schreiben (:Re sacra und :Diem 
quem votis, oben $. 98) rein und einfach die Bestimmungen 
der kurz zuvor erlassenen Bulle: Ad Dominieci gregis custodiam und 
schärfen deren so wie aller Kirchengesetze genaueste Befolgung ein, 
ohne irgend etwas zu ändern oder zuzusetzen; sie beziehen sich 
lediglich auf die damalige erste Besetzung der Stellen im 
Domcapitel und auf die später vorkommenden Bischofswahlen.“ 

Diese Anschauung aber wurde, so völlig unbegründet sie war (vgl. 
dagegen ausser Herrmann, 8. 85f. auch Rösch, Einfluss, S. 153 
Anm. 1; 2, $. 154 Anm. 1, S. 163 ff.), von der Kurie in den folgenden 
Jahren anlässlich der Konventionsverhandlungen benutzt, um den Ver- 
such zu machen, den oberrheinischen Staaten die Garantieen des Breves: 
Re sacra wieder zu entziehen. 

Zuerst stiess man in diesem Sinne gegenüber Hessen vor. Die 
vorläufige Uebereinkunft zwischen der dortigen Regierung und dem Bischof 
v. Ketteler von Mainz (oben $. 108, 191f.) hatte schon ganz im Sinne 
der Denkschrift des Episkopats in Art. XIII bestimmt (Archiv für katho- 
lisches Kirchenrecht, VI, 1861, S. 161; Walter, p. 362; Brück, Ober- 
rheinische Kirchenprovinz, S. 549; Friedberg, Zeitschrift für Kirchen- 
recht, VIII, 1869, S. 353, und desselben Bischofswahlen, I, S. 335; 
Schmidt, S. 64; Reidel, S. 91 £.): 

„In Betreff der Besetzung des bischöflichen Stuhles, der Kanoni- 
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kate und Dompräbenden bleibt es bei dem mit dem Heiligen Stuhle 
nach dem Inhalte der Bulle: {Ad Dominici Gregis custodiam ver- 
einbarten Verfahren.“ 
Die Kurie wollte sich aber die Gelegenheit nicht entgehen lassen, die 
bisher von ihr selbst nicht vertretene, aber den kirchlichen Ansprüchen 
immerhin günstige und daher ihr willkommene Anschauung des ober- 
rheinischen Episkopats mit aller wünschenswerten Deutlichkeit als geltendes 
Recht festzulegen und verlangte deshalb in ihren Animadversiones XIII 
eine Bestimmung des Inhalts, dass nur die Bulle massgebend sein solle 
(Friedberg, Zeitschrift für Kirchenrecht, VIII, 1869, S. 353, mit des- 
selben Bischofswahlen, I, S. 353; Schmidt, 8. 64; Reidel, 8. 87): 
Quum Sanctae Sedi innotuerit, quosdam abusus in ecclesiastica 
provincia Rheni superioris adiectos fuisse methodo praescriptae a 
Leone in Sua Constitutione „Ad Dominieci Gregis eustodiam“ quoad 
provisionem Sedis Episcopalis et Canonicatuum, Episcopi partes 
erunt contra eos abusus apud Gubernium reclamare ac dare operam, 
ut huie artieulo ante verbum „observabitur“ addatur „tantummodo“, 
Aber auch die Basi per la Convenzione fra la Santa Sede ed il 
Governo Gran-Ducale di Baden, die auf Grund von Verhandlungen zwi- 
schen dem badischen Abgesandten Staatsrat Brunner und dem Kardinal 
Brunelli im Sommer 1855 von Kardinalstaatssekretär Antonelli an die 
badische Regierung wie an die württembergische und die nassauische 
gerichtet wurde (Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, S.412ff., besonders 
S. 414; Derselbe, Geschichte, III?, S. 172; Herrmann, 8. 104 f.; 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 317; Goyau, IV, p. 72), enthielt 
unter Nr. XIII (Friedberg, Gränzen, S. 903) folgende Ausführungen : 
„Die dreizehnte Forderung hat Bezug auf die Besetzung des 
bischöflichen Stuhls und der Canonicate. Durch die mehrfach ge- 
dachte Bulle: Ad Dominiei gregis custodiam wurden den Fürsten 
der oberrheinischen Kirchenprovinz in Betreff der beiden hier an- 
geregten Punkte die weitesten Zugeständnisse gemacht. Nichts- 
destoweniger hat die weltliche Gewalt noch andere von den hl. 
Canones nicht vorgesehene Bedingungen für die Wählbarkeit der 
Candidaten zur bischöflichen Würde und zu den Canonicaten hin- 
zugefügt. Man hat einen Commissair abgeordnet, um der Wahl 
des Erzbischofs beizuwohnen; ferner hat man das Recht ange- 
sprochen, die Wahl eines Canonicus oder Beneficiaten zu bestätigen, 
ungeachtet der Ausübung des Privilegiums, welches der heilige 
Stuhl in Betreff der Candidatenliste eingeräumt hat. Alle diese 
und andere derartige Missbräuche können nicht geduldet werden. 
Darum wird in dem bezüglichen Artikel der Uebereinkunft, auf 
welche die jetzigen Verhandlungen gerichtet sind, nachdem gesagt 
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worden, dass: Circa provisionem sedis Episcopalis , Canonicatuum 
et praebendarum firma manent, quae cum Sancta Sede convenerunt 
hinzugefügt werden müssen: Quocunque abusu semoto, oder es 
wird wenigstens ein gleichbedeutender Ausdruck eingeschaltet wer- 
den müssen, aus welchem erhelle, dass die Bestimmungen der 
Bulle auf das Entschiedenste wieder in Kraft gerufen werden, 
und dass sich die Regierung keine anderen Rechte und Befugnisse 
aneignen (anmassen) dürfe, als die in derselben (Bulle) bezeich- 
neten.“ 
Ist hier, zwar nicht ausdrücklich, aber immerhin deutlich genug, das Breve 
ausgeschaltet, indem allein auf die Bulle abgestellt wird und legt die 
oben $. 187 ff., 190 dargestellte gleichzeitige Verhandlung über die nie- 
deren Pfründen es nahe, dass diese Ausschaltung nicht bloss zum Zweck 
der Beseitigung des Wahlkommissars und der landesherrlichen Bestäti- 
gung erfolgte, sondern um das Ausschliessungsrecht im Sinne des Gnesen- 
Posenschen Breves Gregors XVI (oben $S. 26 Anm. 1) zu beschränken, 
so lassen die Verhandlungen, die 1856 mit Kardinal Reisach, einem frei- 
lich selbst nach dem Urteil des Kardinalstaatssekretärs Antonelli (bei 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 254 f.) besonders eifrigen und schrofien 
Vertreter der kurialen Interessen , fortgesetzt wurden, darüber keinen 
Zweifel. Die badische Regierung hatte inzwischen auf das Breve nach- 
drücklich hingewiesen. Dessenungeachtet schlug der päpstliche Unter- 
händler vor, in der Konvention einfach auf das zu verweisen: 
quae cum Sancta Sede convenerunt, 
und wollte in der päpstlichen Instruktion an den Erzbischof bloss ge- 
sagt wissen (Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 319): 

che nella provisione dei Canonicati e benefiei dia egli notizia al 
governo della istituzione canonica conferita ai candidati eletti a 
forma della Bolla di Leone XII: Ad Dominici. 

Aber Brunner gab in diesem Punkte nicht nach und erreichte wenigstens, 
dass, ohne nähere Erklärung über die Bedeutung und Tragweite des 
Breves, dessen Weitergeltung neben der Bulle auch von seiten der Kurie 
anerkannt wurde, indem die genannte Instruktion jetzt die nachstehende, 
freilich recht zweideutige Fassung erhielt (Herrmann, S. 108; Fried- 
berg, Bischofswahlen, I, S. 319 £.): 

Sancta Sedes nullam interponit difficultatem, quominus memo- 
ratae litterae (Breven: Re sacra und: Diem quem votis) apte ob- 
serventur in sensu, quem prae se ferunt. 

Jedoch ein Jahr später versuchte Kardinal Reisach nochmals, das Breve, 
wenn auch nicht zu beseitigen, so doch in seinem Sinne unschädlich zu 
machen. Unterm 18. April 1858 berichteten die nunmehrigen badischen 
Abgesandten v. Berckheim und Rosshirt Sohn über die Verhandlung in 
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Betreff Artikel I der immer noch zur Beratung stehenden päpstlichen 
Instruktion für den Erzbischof (Friedberg, I], S. 321): 

„Der Herr Cardinal stellte hier in Aussicht, dass das die Bischofs- 
wahl berührende Breve Leos XII. mit dem richtigen Datum (vgl. 
dazu Herrmann, S. 109) werde allegirt werden, wie dies stets 
in der Absicht des heiligen Stuhles gelegen habe. An die Worte 
der Instruction: in sensu quem prae se ferunt, knüpfte der Herr 
Cardinal die Auslegung der fraglichen Breven, wonach dieselben 
ihrem wahren Sinne nach nicht mehr zu sagen bestimmt seien, als 
was bereits in der Bulle: Ad Dominici gregis custodiam gesagt sei. 
... Man setzte unsererseits auseinander, dass die Breven mehr 
als die Bulle zu sagen bestimmt sein müssten und berief sich hier- 
wegen auf die bekannte Entstehungsgeschichte der fraglichen Breven, 
wonach dieselben ja zu grösserer Sicherung der Staaten nach 
der Bulle verlangt und darauf hin zugestanden worden seien. Ge- 
rade aus dieser Entstehungsgeschichte » weil nämlich die Breven 
zunächst für Preussen erlassen worden und die für dieses Land 
bestimmte Bulle: De salute animarum nicht, wie die Bulle: Ad 
Dominici das Recht personae ingratae zu beseitigen verleihe, ent- 
nahm der Herr Cardinal Argumente für seine Anschauungsweise. 
Dem diesseits geltend gemachten Grunde, dass, wenn die Ansicht 
des Herrn Cardinals richtig wäre, die Breven für Baden ein 
superfluum sein würden, gegenüber liess der Herr Cardina! 
durchblicken, dass der Inhalt der Breven doch eine Mahnung an 
das Gewissen der Wähler enthalte, eine persona grata zu wählen. 
... Man vereinigte sich daher, von einer übereinkunftsmässigen 
Feststellung der Bedeutung der Breven dermalen Umgang zu 
nehmen. Wir sind der Ansicht, dass diese Sache recht wohl sich 
selbst überlassen werden kann.“ 

Und so geschah’s bekanntlich; vgl. S. 98. 

Dem entsprach der Verlauf und das Ergebnis der Verhandlung für 
Württemberg. In der Uebereinkunft mit dem Bischof Lipp von Rottenburg 
vom 12./16. Januar 1854 (Golther, S. 150) fand zunächst als Artikel XIII 
ganz dieselbe Bestimmung Aufnahme, wie wir sie oben 8.198 f. in der hessi- 
schen vorläufigen Uebereinkunft getroffen haben, nur dass daneben durch 
Schriftenwechsel zwischen Regierung und Bischof festgestellt wurde, dass 
das Breve: Re sacra, über dessen Bedeutung man sich natürlich auch hier 
nicht einigen konnte, so dass man sie dahingestellt sein lassen musste, 
dem vereinbarten Recht mit zu Grunde liege; vgl. Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, S. 323 ff. Jedoch Rom erhob bekanntlich Einspruch und legte 
den nunmehr beginnenden direkten Verhandlungen die oben S. 199 er- 
wähnte Basi zu Grunde. Ja ein Progetto für eine Konvention, das 
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Kardinalstaatssekretär Antonelli am 14. April 1855 dem württembergi- 
schen Vertreter v. Kolb übergab, ging noch weiter und blieb an der Ver- 
werfung des Breves nicht hinter den nach Mainz gerichteten Animad- 
versiones zurück, indem es in Artikel XII bestimmte (Friedberg, 
Bischofswahlen, I, 8. 328): 

„Die Provision des bischöflichen Stuhles, der Canonicate und der 
Praebenden der Cathedralkirche wird ausgeführt werden unter 
strenger und alleiniger Beobachtung alles dessen, was in der 
schon angeführten Constitution von Leo XII.: Ad Dominiei vorge- 
schrieben ist, mit Ausschliessung jedes beliebigen an- 
deren Actenstückes“, 

Damit sollten offenbar nicht bloss das Fundationsinstrument, die Verord- 
nung vom 30. Januar 1830 und etwaige andere staatliche Erlasse, sondern 
auch das Breve: Re sacra aus der Welt geschafit werden. Darauf wies 
man auch von seiten Württembergs hin, tat aber, als ob man keine Absicht 
dahinter vermutete, und schlug vor, diesen Artikel ganz fallen zu lassen. 
Doch kam nach vorangegangener Verständigung mit der badischen Re- 
gierung die von Rümelin ausgearbeitete Proposition, welche die württem- 
bergische Spezialgesandtschaft der Kurie überreichen sollte, in ihrer Begrün- 
dung wieder auf die Brevenfrage zurück, indem sie (Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, 8.329) ausführte, das Breve seinichtals Interpretation, 
sondern als eine weitere Einräumung aufgefasst. Man könne 
sich also bei einer blossen Erwähnung der Bulle nur dann beruhigen, 

„wenn die Curie in der Instruction an den Bischof den Haupt- 
inhalt des Breve wiederholen würde, wonach jedenfalls nur eine 
persona grata Bischof oder Mitglied des Domcapitels werden könne“. 

Auch der württembergische Geheimerat stellte sich auf diesen Standpunkt 
und wünschte ausdrückliche Anerkennung des Breves oder zum mindesten 
eine Erklärung in der Instruktion darüber, 

„dass die Wahl zu der Stelle eines Bischofs und eines Domcapi- 
tulars jederzeit nur auf eine dem Landesherrn nicht missfällige 
Person fallen dürfe“. 

Dies entschiedene Auftreten verfehlte in Rom seine Wirkung nicht. Der 
Kardinal Reisach sah sich bei der Wiederaufnahme der Verhandlungen 
veranlasst, das Progetto Antonellis einer einschränkenden Auslegung im 
Sinne der Anerkennung des Breves zu unterziehen. Das Protokoll der 
Konferenz vom 21. Juli 1855 berichtet darüber (Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, 8. 330): 

„Bei Besprechung der XII. These schien sich ein Theil der be- 
stehenden Schwierigkeit durch Aufhellung eines durch die Ueber- 
setzung herbeigeführten Missverständnisses zu heben. Durch die 
Worte: eon esclusione di qualsivoglia altro atto, er- 
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klärte nämlich der Cardinal, wolle, wie auch die ältere Basi zeige, 
keineswegsjedesandere Actenstück, sondern nurjeder 
andere durch einseitige Anordnung der Regierungen 
zur Wahl hinzugekommene in der genannten Basis ge- 
nauer beschriebene Act ausgeschlossen werden. Atto 
hiesse weniger Actenstück als Handlung u. ss. w. Demnach 
wolle der heilige Stuhl in seinem Projeete die nach der Bulle: 
Ad Dominici an den Bischof und das Capitel erlassenen beiden 
Breven keineswegs desavouiren. ... Dagegen machten wir 
geltend: ... denke man ... den Fall, dass auf der Liste nur un- 
angenehme oder mit Ausnahme von einer lauter unangenehme Per- 
sonen ständen. so müssten nach der Forderung der Bulle wenig- 
stens zwei Namen stehen gelassen werden, und somit wäre Seine 
Majestät keineswegs gesichert, dass nicht eine unangenehme Person 
für den bischöflichen Stuhl p. p. gewählt werde. Deshalb habe 
man schon nach dem Erlass der Bulle alsbald neue Ver- 
handlungen angeknüpft und fast ein ganzes Jahr lang 
fortgesetzt. Das Resultat derselben sei in den genannten beiden 
Breven ausgedrückt. Schon in dieser beschriebenen Ent- 
stehung sei klar angezeigt, dassdie Breven etwas 
Neues und Günstigeres für die Regierung enthalten 
müssten. Dasselbe zeigen aber auch die betreffenden Worte .. .“ 
Der Kardinal erklärte darauf, über die beiden Breven, über die doch 
schon seit geraumer Zeit verhandelt wurde und lebhafte Verhandlungen 
mit dem oberrheinischen Episkopat und den Regierungen stattgefunden 
hatten oder im Gange waren, nicht hinreichend orientiert zu sein und die 
Weisungen des heiligen Stuhls einholen zu müssen. Doch sicherte er, 
schon ehe ihm die Segreterie die gewünschte Auskunft erteilte, am 4. Au- 
gust den württembergischen Abgeordneten zu, die Kurie werde jedenfalls 
die beiden Breven, deren Echtheit vorausgesetzt, anerkennen. Aber 
nur im Sinne der einschränkenden Auslegung der Erlasse 
Gregors XVI. Dem gegenüber erklärten die württembergischen Abge- 
sandten wiederum, die schlichte Bezugnahme auf das vereinbarte Recht in 
der Konvention und einen Hinweis auf die Breven in der Instruktion an 
den Bischof vorzuziehen. So bestimmte denn genau wie für Baden die 
Konvention Art. I (Walter, p. 364; Schneider, $8. 145; vgl. auch Archiv 
für katholisches Kirchenrecht, II, 1857, S. 273 ff. und Christoph Kolb 
in der Württembergischen Kirchengeschichte, herausgegeben vom Calwer 
Verlagsverein, Calw 1893, S. 676): 
Circa provisionem Sedis Episcopalis Rottemburgensis, Canoni- 
catuum et Praebendarum Cathedralis Ecclesiae ea tantum serva- 
buntur, de quibus cum Sancta Sede iam conventum est. 
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Und die Instruktion an den Bischof erläuterte dies dahin (Walter, p. 369): 
„Es ist des heiligen Stuhles Absicht, dass an den apostolischen 
Sendschreiben, welche in der Form von Breves von Leo ER 
unterm 22. März 1828 erlassen worden sind, in dem Sinne fest- 
gehalten werde, welchen die Worte geben.“ 

Einer den Staaten ungünstigen Ausdeutung der in diesen Abschlüssen 
liegenden Zweideutigkeit beugte der Fall und die Zurücknahme der ober- 
rheinischen Konvention und die Ausserkraftsetzung der vorläufigen hessi- 
schen Uebereinkunft vor, sowie die oben $. 190 f., 193 geschilderte 
Ausgestaltung des Ausschliessungsrechtes bei niederen Pfründen zu Gun- 
sten des Staates, Ausserdem bestimmte das württembergische Gesetz 
vom 30. Januar 1862 betreffend die Regelung des Verhältnisses der Staats- 
gewalt zur katholischen Kirche in Art. 4 Abs. 2 (Hauber in der Zeit- 
schrift für Kirchenrecht, II, 1862, S. 382; Golther, 8.542 mit 8. 297 fi; 
Schneider, $. 310 f.) ausdrücklich: 

„In Betreff der Besetzung des bischöflichen Stuhles, der Kanoni- 
kate und der Domkaplaneien bleibt es bei dem Verfahren, wie 
solches in der Bulle: Ad Dominici gregis custodiam vom 11. April 
1827 und in dem dazu gehörigen Erläuterungs-Breve vom 22. März 
1828 beschrieben ist, sowie bei den Bestimmungen des königlichen 
Fundationsinstrumentes vom 14. Mai 1828 über die Eigenschaften 
der zu Wählenden.“ 

Der hier dargestellte Vorstoss des oberrheinischen Episkopats und 
der Kurie gegen das Breve: Re sacra gehört also längst der Geschichte 
an. Aber nichts setzt besser als er die Errungenschaften des kurialen 
Erlasses von 1900 ins Licht, der das einst so angefeindete Breve nicht 
nur aufrecht erhält, sondern auch sein Recht auf die übrigen Wahl- 
rechtsgebiete ausdehnt und dies in einem Sinne, der mindestens dem 
Regierungsstandpunkt der fünfziger Jahre des vorigen Jahrhunderts näher 
steht als der kurialen Auffassung von damals. 


46. 


Kardinalstaatssekretär Della Somaglia und die Wünsche der 
oberrheinischen Regierungen betreffend das Ergänzungsbreve. 
Zu S. 65. 


In der Note des Kardinalstaatssekretärs Somaglia an den badischen 
Minister v. Berstett vom 2. August 1826 (Friedberg, Bischofswahlen, II, 
S; 157 mit I, 8. 192f., Mejer, Römisch-deutsche Frage, III, S. 376) heisst es: 

„Votre Excellence a tres-justement observ& que dans l’Ultima- 
tum du St. Pere se trouve la garantie que les Souverains peuvent 
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desirer dans les &leetions, car V. E. aura sans doute remarque; 
que selon les expressions de l’Ultimatum les Candidats qui peu- 
vent avoir place dans la liste & presenter aux Souverains doivent 
ötre propresägouverner leurDioc&senonseulement 
avec cet esprit de saintete& qui doit distinguer les 
Eve ques, mais aussi avec sagesse „dignos et idoneos .. 
ad Ecelesiam sancte sapienterque regendam.“ Or tels individus 
ne sauraient etre desagreables & leurs Souverains (dazu oben 
S. 170 f.). Mais outre cela les Souverains n’ont ils pas garan- 
tie de pouvoir indiquer aux Chapitres ceux parmi les Candidats 
qui ne leur seraient pas agreables? Et le St. Pere doit-il 
faire le tort & la fleur du Clerge catholique de la partie meridio- 
nale de l’Allemagne, tels que seront les Chanoines des Eglises 
Cathedrales, de les supposer capables de pre&senter 
A Leurs Souverains une liste d’Ecel&siastiques 
comme dignes de remplir avec saintete et avec 
sagesse les hautes fonctions de l’Episcopat, qui 
soient tous dösagr&ables auGouvernement? Mais 
puisque $8.A.R. le Grand Duc parait desirer, que le 
St. Pere sans toucher niä l’espritniä la lettre de 
’Ultimatum veuille bien expliquer la chose dans le 
sens qu’il y attache Lui-möme, Sa Saintete pour 
donnerä S.A.R. une nouvelle preuve de confiance 
ne se refusera pas A adresser aux Chapitres un 
Brefsemblable A celui, que Son Auguste Predeces- 
seur adressa aux Chapitres de la Prusse le 16 Juillet 1821. 
Erst nach dieser Bewilligung lief in Rom die württembergisch- 
badische Note vom 4./7. September 1826 ein, aus der folgende Stellen 
hier wiedergegeben werden mögen, weil sie die Lage, der die Kurie 
bei der Bewilligung des Begehrens der verbündeten Regierungen gegen- 
überstand, besonders hell beleuchtet (Brück, Oberrheinische Kirchen- 
provinz, 8. 544f.; Herrmann, S. 58; Schulte, 8. 67ff.; Friedberg, 
Bischofswahlen, II, $S.151f. mit I, S. 182; Mejer, Römisch-deutsche 
Frage, III, S. 386; Rösch, Einfluss, S. 230 fi.): 

Le mode propose par Sa SaintetE pour le choix des &v&ques, 
du doyen et des membres des chapitres peut donner lieu ü des 
interpretations differentes et admet suivant qu’on adopte une 
ou Y’autre de celles, aux quelles le sens litteral se pröte, la pos- 
sibilite de voir arriver aux sieges Episcopaux et aux 
places vacantes dans les chapitres desindividus, quine seraient 
point agr&ables aux Gouvernemens respectifs. Les 
graves inconveniens, qui resulteraient necessairement de toute in- 
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certitude & cet &gard et A plus forte raison d’un &tat de desunion, 
qui pouvait en &tre la suite... imposent aux Princes et Etats 
reunis le devoir d’aviser aux moyens de le prevenir pour tous les 
cas possible. Ils ne sauraient douter que Sa Saintete ne se 
trouve parfaitement disposee & reunir Ses efforts aux leurs pour 
parvenir au möme but, la proposition en question 
reposant &videmment sur le möme principe, savoir 
que les sieges Episcopaux et les places vacantes dans les 
chapitres ne doivent ötre occupees que par des per- 
sonnes, qui aient l’agr&öment des Gouvernements; 
ce principe reconnu de part et d’autre, il ne s’agit plus que 
de s’entendre sur telle explication de la proposition qui ne laisse 
aucun doute sur la maniere de l’appliquer, La mesure comple- 
mentaire que les Princes et Etats r&unis regardent parfaitement 
propre pour atteindre ce but commun, en tant qu’elle &carterait 
definitivement toute obscuritE d’un objet aussi important, 
mesure que les soussignes sont charges par consequent de 
proposer formellement & Sa Saintete de la part des Princes et Etats 
reunis, comme condition de leur adhesion aux quatre premiers ar- 
ticles de P’annexe & la note du 16 Juin 1825 consisterait dans des 
lettres apostoliques explicatoires de la Bulle suppl&men- 
taire, adressees aux &veques et A chaque chapitre de la province, 
par lesquelles toute obscurit& sur le sens dans lequel la proposition 
en question doive etre appliquee se trouverait completement 
levee, de maniere que ceux-ci aientä s’entendre avec les 
Gouvernements respectifsavant l’&leetion aux si6ges 
episcopaux et aux places des doyens et autres vacantes dans les 
chapitres, afin que le choix ne tombe que sur des per- 
sonnes, qui aient l’agr&ement des Gouvernements. Par 
cette mesure le mode d’election des &vöques et des membres des 
chapitres se trouverait etabli absolument sur les bases des arrange- 
mens pris par Sa SainteteE de concert avec les cours de Berlin 
et de Hannovre pour le m&me objet. 


47. 
Das Breve: Re sacra une garantie de plus. 
Zu 8. 65. 


Man vergleiche zunächst die Depesche des badischen Ministers 


v. Berstett vom 17. April 1826, durch die er den Unterhändler v. Genotte 
zu vertraulichen Mitteilungen an Kardinal Somaglia über den Gang der 
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Frankfurter Konferenzen folgendermassen instruierte (Friedberg, Bi- 
schofswahlen, I, 8.186; Mejer, Römisch-deutsche Frage, III, S. 372; 
Rösch, Einfluss, S. 213 f.): 

Les Commissaires des trois Etats designes ci-haut ont demande 
de prier Sa Saintete de bien vouloir accorder & leurs gouverne- 
ments le meme bref, relativement aux choix des &vöques et mem- 
bres du chapitre qu’Elle a accord& & la Prusse, afin d’ötre 
persuadesdeplus, que les choix futurs netomberaient 
que sur des individus agr&eables. Je ne connais point 
textuellement ce bref; mais il fut adress6 en son temps aux chapi- 
tres prussiens et porte une exhortation de ne pas s’eloigner dans 
les choix des egards düs aux gouvernements et de faire attention 
& Ses voeux. Ce desir ne portant aucune atteinte aux 
propositions soumises & la Cour de Rome ayant pro- 
cur aux Etats r&unis les me&mes avantages que ceux accordes A 
la Prusse, j’espere qu’on ne voudrait point voir dans notre ad- 
hesion provisoire ä& cette demande un dedit ou manque de parole, 

sowie die unten S. 208 abgedruckten Stellen aus einer zweiten Depesche 
desselben Ministers an denselben Empfänger vom 19. Juni 1826. 

Und damit halte man zusammen einmal die Noten des Kardinalstaats- 
sekretärs Somaglia an v. Genotte (Friedberg, Bischofswahlen, IT, 
S. 157 mit I, S. 194) und namentlich an den Minister v. Berstett vom 
2. August 1826.; in der letzteren gibt er zunächst der Befriedigung des 
heiligen Vaters über die Schritte Ausdruck, die Baden getan habe, um 
die übrigen Vertragsstaaten zu dem Entschlusse zu bringen; 

de ne plus s’appuyer sur les principes contenus dans la soi-disant 
Pragmatique et de consentir & l’acception pure et simple de 
l’Ultimatum; 

hierauf entschuldigt er das Nicht-völlige-Gelingen letzterer Unternehmung 
und zuletzt gibt er die oben 8. 204 f. wiedergegebene Erklärung ab. Und 
sodann vergleiche man damit Somaglias Antwort vom 6. Januar 1827 auf 
die oben S. 205 mitgeteilte Note der vereinten Regierungen (Friedberg, 
Bischofswahlen II, S. 158 mit I, S. 196; Mejer, Römisch-deutsche Frage, 
III, S. 388.) an der bereits oben (S8. 170f.) abgedruckten Stelle, auf die 
nachstehende Sätze folgen: 

Mais cela non obstant le St. P&re toujours guid& par les inten- 
tions les plus pures veut encore donner aux Princes et Etats r&unis 
une nouvelle marque d’egards particuliers en ötant de son cöte et 
autant que se peut faire toute espece d’obstacle & un arrange- 
ment, qui sous tous les rapports et dans tous les inter&ts bien 
entendus est devenu pressant. 
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48. 


Sachliches Verhältnis des Breves: Re sacra zur Bulle: 
Ad Dominici gregis custodiam. 
Zu 8. 66. 


Gewiss hat Baden bei seiner geheimen Separatverhandlung und 
haben die verbündeten Regierungen in ihren nach Rom gerichteten 
Noten, wie die in den zwei vorigen Exkursen abgedruckten Stellen zur 
Genüge lehren, der Kurie die Annahme des modifizierten Ultimatums 
bezw. die Bewilligung des Breves dadurch besser mundgerecht zu machen 
gesucht, dass sie ihr vorstellten, eigentlich liege ja schon im Ultimatum, 
was sie begehrten, es handle sich nur darum, die ‚Durchführung des 
vereinbarten Grundsatzes zu sichern, Unklarheit und Unsicherheit zu 
beseitigen. Aber daneben machten sie doch auch kein Hehl daraus, 
dass sie mit ihren Wünschen in gewisser Beziehung allerdings ein Mehr 
erstrebten, nicht sowohl in der Sache und an Recht, als in der Form 
und an Gewähr. 

So schrieb v. Berstett unterm 19. (nicht 29.) Juni 1826 zur Weiter- 
gabe an Somaglia dem badischen Vertreter v. Genotte (Herrmann, 
S. 60; Friedberg, Bischofswahlen, II, 8.155 mit I, 8.187; Mejer, 
Römisch-deutsche Frage, III, S. 373; Rösch, Einfluss, S. 215 £.): 

Il ne pouvait &chapper ä& ces gouvernements (Hessen-Darmstadt, 
Kur-Hessen und Nassau) que l’influence des litats r&unis sur les 
elections se trouvait suffisamment garantie par la dis- 
position que la liste des candidats leur devait ötre 
soumis pr&ealablement, mais ils se sont abandonnes nean- 
moins & Vespoir que le S. Siege ferait quelque chose de plus, 
afın qu’aucune ambiguite ne subsistät et pour terminer les nego- 
ciations & la satisfaction de toutes les parties interessees ... La 
Cour granducale de Bade, quoique intimement convajin- 
cue qu’il n’y avait aucune ne&cessite urgente ä de- 
mander le bref susdit a neanmoins cru que la Cour de Rome 
ne se refuserait pas de l’accorder aux Etats r&unis, parcequ’il 
ne pouvait nuire en aucune maniere aux droits du 
S. Siege et parcequ’il pouvait servir a donner aux 
chapitres une garantie de plus de la liberte des Elections. 

Vor allem aber kommt hier in Betracht die entscheidende Note 
v. Berstetts an Somaglia vom 8. Juli 1826 (Brück, Oberrheinische 
Kirchenprovinz, S. 113f.; Herrmann, S$. 62f. mit 60fi.; Friedberg, 
Bischofswahlen, II, S. 155£. mit I, S. 188£.; Mejer, Römisch-deutsche 
Frage, III. S. 374; Rösch, Einfluss, S. 220f., 249), auf welche hin 
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der Kardinalstaatssekretär unterm 2. August die Annahme erklärte (oben 
8. 204 f., 206 f.) und zwar in Wendungen, die sich enge an den Wortlaut 
der badischen Note anschliessen und zeigen, dass man in Rom es genau 
verstand, inwiefern das modifizierte Ultimatum nach Ansicht der Regie- 
rungen mit dem einfachen übereinstimmen und ihm gegenüber doch wieder 
ein Mehr enthalten sollte. Es heisst in diesem wichtigen Aktenstück, 
Baden sei es gelungen, die übrigen Höfe zu bewegen, 
de ne plus s’appuyer sur les principes contenus dans la soi-disant 
Pragmatique et de consentir & ce que !’Ultimatum füt insere litterale- 
ment dans la bulle suppl&mentaire et publi& de m&me. Par la le 
but principal se trouve atteint. S’il existe neanmoins encore une 
divergence d’opinions entre les Cours r&unies, j’ose remarquer ä& 
V. E., que peut-etre un passage de Sa Note du 16 Juin 1825 y 
a donne lieu. Dans cette note il est dit, que Sa Saintete a rap- 
proch& les negociations actuelles de celles suivies avec les Cours 
de Berlin et de Hanovre et que c’est dans ces sources qu’Elle 
a puise les propositions remises aux Etats r&unis. Cette deelara- 
tion a fait naitre lidee de demander & la Cour des lettres apostoli- 
ques semblables a celles accordees aux chapitres de la Monarchie 
Prussienne, et V. E. sentira, combien il nous a &t& difficile d’ecarter 
entierement cette demande. S. A. R., le Grand Duc a neanmoins 
insistö surl’acceptation pureet simpledel’Ultimatum, 
mais malgre tous Ses efforts, Iln’a pas r&ussi & ramener les autres 
Cours a Son opinion. Dans ces circonstances et pour ne pas 
compromettre toute la negociation 8. A. R. a dü Se contenter pour 
le moment d’avoir decid& les Cours de Hesse-Darmstadt, Hesse- 
Cassel et de Nassau de ne demander ces lettres que dans un 
sens quis’accorde parfaitement avec l’Ultimatum 
et qui laisse subsister toute la liberte& de lelection 
en donnant toute-fois aux Gouvernements une garantie de 
plus de ce qu’aucun individu desagreable ne puisse etre Elu. 
Votre Eminence me r&pondra sans doute que cette garantie 
se trouve d&ejä dans l’Ultimatumet je suis si loin 
de le nier que je l’ai m&me faitdeclarer hautement 
aux conferences de Francfort; maissi les autres 
Gouvernements sont d’une autre opinion et sils 
demandent, que Sa Saintete veuille bien expliquer les propositions 
en question dans le sens, qu’Elle y attache Elle-möme, et si enfin 
cette declaration parait necessaire pour lever la derniere diffi- 
eulte, qui s’oppose & l’arrangement d£finitif des affaires eccelesia- 
stiques de l’Fglise catholique dans les Etats r&unis, il m’est permis 
d’esperer que V. E. ne me refusera pas son puissant appui. 
Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 14 
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Auch später haben die oberrheinischen Regierungen in dem Breve 
stets eine über die Bulle hinaus gehende Errungenschaft, einen Mehr- 
erfolg erblickt. Vgl. ihre dahinzielenden Aeusserungen aus den Jahren 
1828 und 1846 bei Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 200, II, S. 188, 
und namentlich die oben $. 200 ff. angeführten Darlegungen der badi- 
schen und württembergischen Regierungsvertreter anlässlich der Konven- 
tionsverhandlungen sowie endlich das Schreiben des badischen Ministers 
des Innern Jolly an das Freiburger Domkapitel vom 10. September 1868 
(bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 210). 


49. 
Rechtliche oder tatsächliche Unmöglichkeit? 
Zu S. 66. 


Schon Herrmann, 8. 17, 53, 79 sprach wenigstens von „fakti- 
schem“ Einfluss auf die Gestaltung der Liste, von der „faktischen“ oder 
von der „tatsächlichen resp. moralischen“ Möglichkeit einer mit unan- 
genehmen Personen überladenen Liste. 

Wohl im Gegensatz dazu verwandte dann Friedberg in seiner 
Schrift über das Veto den Ausdruck „juristisch“ oder „rechtlich unmög- 
lich“. Aber nur, um die seiner Meinung nach unrichtige Ansicht der 
oberrheinischen Regierungen über den Sinn des Ultimatums zu charakte- 
risieren. So sagt er $. 52 von Somaglia: „Seine Antwort ist in jeder 
Beziehung correct; er geht gar nicht auf die Idee ein, dass durch die 
Bulle schon jede persona minus grata juristisch ausgeschlossen sei, 
aber er will die Capitel zur Befolgung dieses Grundsatzes durch ein Breve 
anweisen.“ Und $. 53: „Man übersieht dann ferner, dass, selbst wenn 
die Regierungen nur eine Verdeutlichung der Bulle wünschten, dies doch 
bei ihnen auf der auch ausgesprochenen Voraussetzung beruhte, dass die 
Bulle schon die Wahl einer missliebigen Person rechtlich unmöglich 
mache.“ Im übrigen vertritt Friedberg in dieser seiner ersten, unserem 
Gegenstand gewidmeten Untersuchung noch schlechthin die Auffassung, 
dass (8. 57) „die Forderung des Breve nur als Princip zu dem genau 
formulirten Wahlmodus der Bulle hinzutrete“; vgl. oben 8. 112 mit S. 23 
Anm. 3 und ausserdem Friedberg, Bischofswahlen, 1.897417. 

Erst in Friedbergs Hauptwerk über den Staat und die Bischofs- 
wahlen tritt die in unserem Texte erwähnte, ihm eigentümliche Formulie- 
rung bestimmt und als wesentlicher Bestandteil seiner Theorie von dem 
Verhältnis von Bulle und Breve hervor. Ich hebe einige Stellen heraus: 
I, 8.182 liest man: Die Antwort der verbündeten Regierungen vom 
4./7. September 1826 (oben $. 205 f.) „bezeichnete das geforderte Breve 
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nur deshalb als eine Interpretation der beabsichtigten Bulle, weil auch 
schon nach dieser die Wahl einer missliebigen Person — wie ausdrück- 
lich gesagt wurde (wo? in der Note findet sich davon nicht ein Wort) — 
juristisch unmöglich, die juristische Unmöglichkeit aber in 
zweideutiger Form ausgedrückt sei“. I, S. 190 heisst es: „So oft die Curie 
ihre Vorschläge erläuterte, hat sie zwar immer die Unwahrscheinlich- 
keit betont, die factische Unmöglichkeit, dass nach dem irischen 
Wahlmodus ein ungenehmer Bischof gewählt werden könne; sie hat sich 
aber nie mit einem Worte über die juristische Möglichkeit oder Un- 
möglichkeit dieses Falls ausgesprochen.“ Dagegen hütete sich nach 
I, S. 192 Somaglia in seiner Antwort vom 2. August (oben $. 204) 
wohl, „die juristische Unmöglichkeit der Wahl eines missliebigen 
Bischofs zuzugestehen“. Wenn er dabei (I, S. 193) „nichts desto weniger 
dieses Breve dem Geiste des Ultimatum entsprechend erklärte, so kann 
das nichts weiter heissen, als dass jetzt rechtlich unmöglich gemacht 
werde, was nach dem Ultimatum factisch unmöglich sei: die Wahl 
eines ungenehmen Bischofs“. Korrekter war übrigens der Kardinal in 
seiner Note vom 6. Januar 1827 (oben $.170f., 207), sagt er doch 
(I, S. 196) „nicht mehr wie vorher, dass schon nach dem Ultimatum die 
Wahl eines ungenehmen Bischofs unmöglich sei, sondern nur, dass die 
dort getroffenen Anordnungen von der Absicht des Papstes, solche Wahlen 
zu verhindern, hätten genügendes Zeugniss ablegen können, nichts desto 
weniger solle doch ... dies gewünschte Breve erlassen werden“. S. 399 
Anm. 1 wird einer unten $. 214 zu erwähnenden Note Consalvis von 
1819 die Deutung gegeben, sie erkläre es „nur für moralisch, nicht 
aber rechtlich unmöglich“, dass die Regierung nicht drei oder 
vier Kandidaten auf der Liste belasse. S. 411 Anm. 1 wird der 
Standpunkt der oberrheinischen Regierungen mit Ausnahme Badens 
während der Verhandlung von 1826 nochmals dahin präzisiert: „Sie 
glaubten allerdings in den Worten der Bulle die Möglichkeit, dass ihnen 
eine persona minus grata vom Capitel als Bischof oetroyirt würde, auch juri- 
stisch ausgeschlossen zu sehen, sie wollten diesen Grundsatz aber direct 
ausgesprochen wissen, da, wie sie sagen, der Wortsinn der Bulle: „admet... 
la possibilite& de voir arriver aux sieges 6&piscopaux ... des individus 
qui ne seraient point agreables aux gouvernements respectifs“. Diese 
Forderung beruhte bei ihnen (I, S. 412 Anm.): „auf der auch ausge- 
sprochenen Voraussetzung, dass die Bulle schon die Wahl einer miss- 
liebigen Person rechtlich unmöglich mache“. Endlich I, S. 416: „Zu- 
erst war die Absicht, dass der irische Wahlmodus zur Anwendung kommen 
sollte. Die römische Curie behauptete, dass danach factisch nie eine 
ungenehme Person zum Bischof gewählt werden könne. Ueber die juri- 
stische Unmöglichkeit schwieg sie.“ 
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Dem allem gegenüber sind wir, ganz abgesehen von dem oben 
S. 66 in unserem Texte über das wahre Verhältnis von juristischer und 
faktischer Unmöglichkeit Ausgeführten der Ansicht, dass die Auffassung, 
welche die Regierungen beider Hessen, Nassaus und Württembergs hin- 
sichtlich des Ultimatums bezw. der Bulle und ihres Verhältnisses zu dem 
begehrten Breve vertraten, und der nachträglich auch Baden, obschon mit 
einigen Redensarten, die seine Worttreue retten und seinen guten Willen 
dartun sollten, sich anschloss, vollkommen richtig und zutreffend 
war, sowie dass sich die Kurie bei der Annahme des modifizierten 
Ultimatums, ohne weiter auf die Sache einzutreten, lediglich mit einigen 
ihr Nachgeben bezw. ihr Entgegenkommen verbrämenden Wendungen 
auf denselben Standpunkt gestellt habe. Was das formelle Verhältnis 
von Bulle und Breve anlangt, so haben die Regierungen einen vollen Er- 
folg erzielt und entspricht das vereinbarte Recht durchaus ihren damali- 
gen Wünschen. 


50. 


Das Breve: Re sacra ein Mehr gegenüber der Bulle: Ad Dominici 
gregis custodiam ? 
Zu 8. 66. 


Nach dem im Archiv für katholisches Kirchenrecht, XX, 1868 
abgedruckten Aufsatz (von Maas) über die Freiburger Erzbischofswahl 
(1868), die eben auch diese Frage wieder in Fluss gebracht hat, würde 
(vgl. S. 295 mit 290) das Breve: Re sacra in keiner Hinsicht ein Mehr 
über die Bulle hinaus bedeuten. 

Hirschel, 8.136 (vgl. dazu 8. 137) kommt dem wahren Sach- 
verhalt.nahe, wenn er sagt: „Das Breve hatte also den Zweck, gerade 
das durch die Bulle gewährte Ausschließungsrecht der Regierung 
nur noch wirksamer zu machen, es sollte das Ausschließungsrecht _ 
und dieses allein verstärken in der Art, daß zuerst die Capitel 
sich bezüglich der Nichtmißfälligkeit der Candidaten verlässigen sollen, 
und daß wenn trotz der Vergewisserung hinsichtlich der Nichtbeanstan- 
dung derselben dennoch einer oder der andere mißliebig sei, er als solcher 
erklärt und von der Wahl ausgeschlossen werde. Auch das Breve gewährte 
daher den Staaten nur das Ausschließungs- und in keiner Weise 
ein anderweitiges Recht in Betreff der Wahlen.“ Aber er ist sich 
über den formellen Charakter dieser Verstärkung nicht klar geworden 
und gefährdet seine richtige Erkenntnis durch seine oben S. 170f. und 
S. 175£. besprochene Ansicht von der „subjektiven Gewissheit“ und den 
„gerechten Gründen“. 
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Rosnerim Archiv, XXXIII, 1875, S. 170 erkennt in dem Breve 
nur in so fern ein Mehr an, als „einer explicite ausgesprochenen spe- 
ciellen Vorschrift des hl. Stuhles naturgemäss immer eine grössere und 
sorgfältigere Beachtung zu Theil werden wird, als einer nur implicite in 
den Worten einer gegebenen Bestimmung enthaltenen“ ; im übrigen ver- 
tritt er die „Identität“ von Bulle und Breve und verwirft Friedbergs 
„Unterscheidung von factischer und juristischer Unmöglichkeit“, mit der 
dieser jene „Identität hinweg zu escamotiren sucht“, 

Rösch, Einfluss, S. 164 f., 249 verschliesst sich der Einsicht nicht, 
dass das Breve ein Mehr bedeute, lehnt sich im übrigen ziemlich wört- 
lich an das oben S. 200f. mitgeteilte Protokoll der badisch-römischen 
Verhandlungen vom 18. April 1858 an, und will nur in so weit eine weiter 
gehende Garantie als mit dem Breve gegeben anerkennen, als das Breve 
eine Erklärung der Bulle dahin sei, dass „die Kapitularen schon 
bei Aufstellung der Liste neben den kanonischen Eigenschaften 
der Kandidaten auch auf das Verhältnis derselben zum Landesherrn Rück- 
sicht nehmen müssen und Personen, welche dem Landesherrn nach 
ihrem Urteil gerechterweise missliebig sind, nicht auf die 
Liste dürfen“. S.250: „Auf diese Weise wurde für die Regierungen 
in der That eine neue Garantie geschaffen. Denn die Kapitel konnten 
recht wohl der Ansicht sein, man dürfe auch einige minus grati auf die 
Liste setzen, da ja der Landesherr ein Streichungsrecht besitze, und das 
eine oder andere zur Opposition neigende Kapitel konnte auch leicht in die 
Versuchung kommen, solches zu thun, um seinen bevorzugten Kandidaten, 
der aller Wahrscheinlichkeit nach sonst gestrichen worden wäre, zu retten, 
Eine solche Handlungsweise der Kapitel war nun durch das Breve un- 
möglich gemacht und dadurch den Regierungen die Garantie gegeben, 
dass eine persona minus grata sehr selten überhaupt nur auf die 
Liste gelangen würde.“ Hiezu genügt es, zu bemerken, dass, wenn das 
reine Listenverfahren wirklich einer solchen Handhabung ausgesetzt sein 
könnte, es in der Tat höchste Zeit war, dass die Kurie durch den Erlass 
von 1900 das Recht des oberrheinischen Breve auf Hannover und Preussen 
ausdehnte, 


öl. 


Moralmente impossible. 
Zu 8. 66. 


Den quellenmässigen Anhalt zu der Theorie von der faktischen und 
juristischen Unmöglichkeit haben, wie die oben 8. 210f. erwähnten Aeusse- 
rungen Herrmanns und Friedbergs deutlich verraten, zwei Noten 
Consalvis gegeben. 
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In der einen vom 24. September 1819 (Brück, Oberrheinische 
Kirchenprovinz, 8.537; F riedberg, Bischofswahlen, II, S. 103), in der- 
jenigen, die zunächst die Abreise der oberrheinischen Gesandtschaft aus 
Rom und Jahre langes Stocken der Verhandlung zur Folge hatte, machte 
der Kardinalstaatssekretär für den Fall, dass seine sonstigen Vorschläge 
nicht beliebten, namens des Papstes den weitern einer wirklichen Kapitels- 
wahl, doch so: 

che il Capitolo prima di venire alla scelta communichi col Go- 
verno sulli Candidati che ha in vista di eleggere, ed il Governo 
escluda quelli che gli fossero meno grati, lasciando perö sempre 
un numero sufficiente alla libera elezione del Capitolo. I soggetti 
per poter essere eletti devono a tenore della stessa Dichiarazione 
avere tante e tali qualit\, per le quali deve presumersi moral- 
mente impossibile il caso, che possano essere sospetti ad un 
Governo saggio ed illuminato, onde sarä ben raro che i Prineipi 
si trovino nella necessitä di escludere aleuno di quelli che il Ca- 
pitolo presentasse Loro nella Nota dei Candidati; ed accadendo 
un tal caso non sarebbe certamente possibile che almeno tre o 
quattro Individui tra i Candidati non fossero di gradimento dei 
Governi. 


Die andere Note Consalvis, die hier in Betracht kommt, ist die 
unterm 9. Februar 1821 an Niebuhr gerichtete Erklärung der Bewilli- 
gung des preussischen Breves (vgl. oben 8. 55 Anm. 2). Die betreffende 
Stelle beginnt mit den Worten (Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 22): 


Il Sottoseritto non si tratters a far rilevare a V. E. la diffi- 
colt\ incontrata dal Ministero di $. M. relativamente al metodo 
per la elezione dei Vescovi proposto nella nota del Sottoscritto 
del 6 di ottobre (Irischer Wahlmodus) si riduce sostanzialmente a 
voler prevedere un caso estremo, raro, improbabile, e moralmente 
anche impossibile attese le qualitä degli Elettori e le doti che de- 
vono concorrere nelle persone eligibili. 


Für beide Stellen wird das: moralmente impossibile durchweg, 
z. B. auch von Herrmann und namentlich von Friedberg (vgl. 
oben $. 210f.) einfach mit „moralisch“ oder mit „faktisch, tatsäch- 
lich“ unmöglich wiedergegeben. Nur Hirschel, 8.95 hält es für 
nötig, zu der einschlägigen Wendung der Note von 1821 zu bemerken: 
„Dies kann doch nur heißen, daß mit der höchsten Wahrschein- 
lichkeit und sogar mit moralischer Gewißheit angenommen 
werden müsse, daß minder genehme Personen nicht gewählt würden. 
Es ist demnach nicht von einer unbedingten, absoluten Sicher- 
heit die Rede, sondern von einer solchen, wie sie Angesichts der Eigen- 
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schaften der Wähler und des zu Wählenden vernünftigerweise nicht 
größer verlangt werden kann.“ 

Diesen Ausführungen ist jedenfalls so weit zuzustimmen, als damit 
die Wiedergabe des: moralmente impossibile mit „moralisch“ oder „fak- 
tisch“ bezw. „tatsächlich unmöglich“ mittelbar abgelehnt erscheint. Ge- 
rade unsere Stellen, über deren Sinn doch eigentlich kein Zweifel sein 
kann, lehren, dass die Kurie den Fall der Wahl einer minder genehmen 
Person beim einfachen Listenverfahren ganz wohl als tatsächlich mög- 
lich, wenn auch als höchst unwahrscheinlich ansah. Man wird dem: 
moralmente impossibile am besten gerecht, wenn man die ja auch der 
kurialen Rechtssprache geläufige (vgl. z. B. die Note Antonellis vom 
5. August 1865, oben $S. 133) Bezeichnung: persona morale, personne 
morale zum Vergleich heranzieht. Sie geht bekanntlich nicht auf eine 
„tatsächliche“ Person, sondern auf eine bloss der Idee nach vorhan- 
dene, künstliche, „vorgestellte“, „juristische“ Person. Consalvi 
will sagen: Angesichts der von den Wählern und dem zu Wählenden 
geforderten Eigenschaften ist schon beim reinen Listenverfahren die 
Wahl eines Mindergenehmen äusserst selten, unwahrscheinlich, ja „der 
Vorstellung nach ganz ausgeschlossen“, siekann, wenn das 
Listenverfahren richtig arbeitet, gar nicht vorkom- 
men, oder, wenn man Friedbergs Ausdrucksweise anwenden will, 
sie ist „rechtlich“, „juristisch“ unmöglich. 


52. 
Die Liste das Mittel zur Ermittelung der Nichtmindergenehmheit, 
nicht der besonderen Wohlgefälligkeit. 
Zu 8. 67. 


Das Ausschliessungsrecht hat — und zwar nicht bloss nach dem 
Erlass von 1900, sondern nach seinem aus den Bullen und Breven wie 
aus den Vereinbarungsverhandlungen sich ergebenden Sinn und Ver- 
stand — keineswegs den Zweck, die Wahl bestimmter, regierungsseitig 
gewünschter Persönlichkeiten zu sichern. 

Wenn also die Regierung die Initiative ergreifen und dem Kapitel 
„bestimmte oder auch nur eine Person als nicht ungenehm“ oder gar 
als besonders genehm bezeichnen sollte, wie das z. B. der oben S. 49 
Anm. 1 erwähnte preussische Ministerialbericht oder die württembergi- 
sche Denkschrift von 1846 (bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 189, 
190, wozu man den noch überdies den wahren Tatbestand mildernden 
Bericht des Kapitels, ebenda, I, S. 290 vgl.) für die Regierung in Anspruch 
genommen haben, so kann das Kapitel zwar die so Genannten berück- 
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sichtigen (oben S. 49 mit Anm. 3; Fleiner, S. 149 f., 156 f.), aber 
es braucht es nicht; so für Preussen seit Einführung des Listenverfahrens 
Mejer, Veto, 8. 53 und selbst v. Sybel, 8. 28, sowie überhaupt 
Herrmann, S. 77; Friedberg, Veto, 8. 35; Derselbe, Bischofs- 
wahlen, I, S. 369, 379; Rösch, Einfluss, S. 71£.; Ebers in den Histo- 
risch-politischen Blättern, CXL, 1907, S. 239 mit Anm. 2. 

Umgekehrt ist das Kapitel — ausser in Preussen im Falle der 
Niehtanwendung des Listenverfahrens (oben S. 53 mit Anm.1, 172; 
Hinschius, Kirchenrecht, II, $ 131, S. 686 Anm. 3) — zu anderer 
Erkundigung als durch die Liste nicht verpflichtet (vgl. oben 8. 172), 
und wenn es eine solche vornimmt, braucht es sie stets nur auf die 
Mindergenehmheit, nicht auf die Genehmheit oder gar auf die Wohl- 
genehmheit oder besondere Erwünschtheit zu richten. Im gegenteiligen 
Sinn ergangene staatliche Kundmachungen, wie z. B. wiederholte, bei 
v. Sybel, 8. 23, 24 Anm. *, 25, 34; Friedberg, Bischofswahlen, I, 
S. 216 f., 224 f., 226, 227, mitgeteilte Instruktionen und mündliche oder 
schriftliche Aeusserungen von preussischen Wahlkommissären oder son- 
stigen Regierungsvertretern (vgl. oben S. 60 Anm. 3, 64 Anm. 1) stehen zu 
dem Wortlaut der Bullen und Breven und mit dem Sinn und Zweck des 
vereinbarten Rechtes ebenso im Widerspruch wie dahingehende Behaup- 
tungen v. Sybels, S. 11, 21, 50 u. A., und sind höchstens für die 
ältere Zeit als Nachwirkung früherer Anschauung und Uebung erklärlich 
(vgl. oben 8. 49 mit Anm. 2). So schief im übrigen die von der mehr- 
mals erwähnten Denkschrift des oberrheinischen Episkopats von 1853 
hinsichtlich des Bischofswahlrechtes vertretenen Ansichten sind, darin 
muss ihr zugestimmt werden, wenn sie S. 101 (bei Friedberg, Bischofs- 
wahlen, II S. 200) sagt, es sei unrichtig, 

„wenn die Entschliessungen (der Regierungen auf die erste Denk- 
schrift von 1851; die einschlägige Stelle S. 12 und bei Fried- 
berg, Bischofswahlen, I, S. 308) die Bestimmung der Bulle, dass 
keine persona principi minus grata gewählt werden solle, so deuten, 
als sei es Pflicht der Wähler, ‚nur solche Personen auf den bischöf- 
lichen Stuhl oder zu Domkapitularen zu wählen, von welchen sie 
sich vor dem Wahlakte die Gewissheit verschafft, dass sie dem 
Landesherrn besonders wohlgefällig seien‘, und zu verstehen 
geben, dass daraus dem Landesherrn ein Recht erwachse, diese be- 
sonders wohlgefälligen Personen den Wählern irgendwie zu be- 
zeichnen.“ 

Und desgleichen traf Kardinal Reisach, der allerdings im übrigen die 
staatliche Exklusive über Gebühr einzuschränken bestrebt war, das Rich- 
tige, wenn er 1858 bei den Verhandlungen mit den badischen Abge- 
sandten ausführte (Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 321): 
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„Es sei die grossherzogliche Regierung nicht befugt, auf Grund 
der Breven zu verlangen, dass die Wähler sich erkundigten, wer 
persona grata sei, und dass dieselben sodann eine Person, 
diemanihnenpositivals grata bezeichnete, wählten; 
es könne sich vielmehr die grossherzogliche Regierung nicht be- 
schwert fühlen, wenn nur eine Person gewähltwerde, die 
sie nicht bei Vorlage der Candidatenliste als minus grata be- 
zeichnet habe.“ 

Ebenso wohl Friedberg, Veto, S. 57; Derselbe, Bischofswahlen, I, 
S. 413, 417 und jedenfalls Historisch-politische Blätter, IV, 1839, 8. 249; 
Rosner im Archiv, XXXI, 1874, S. 83; XXXV, 1876, S. 416 £.; vgl. 
auch oben S. 172, 182 ff. 


53. 


Anordnungen und Praxis der Kirche bezüglich der Bemessung 
des sufficiens numerus. Dreizahl in St. Gallen. 
Zu 8.68. 


In Limburg wurde 1833 vom Kapitel eine Liste aufgestellt, aus 
welcher der herzogliche Wahlkommissar zwar keinen der Kandidaten 
geradezu streichen liess, aber von zweien erklärte, dass die Regierung 
die Wahl des einen oder des andern wünsche, Das Kapitel wählte den 
einen davon, Bausch, und Rom bestätigte ihn. Als nach dem Tode 
Bauschs im Jahre 1840 nur zwei Kandidaten auf der Liste blieben und 
wieder einer von diesen gewählt wurde, erklärte Kardinalstaatssekretär 
Lambruschini 1841 die Wahl wohl mit aus diesem Grunde für nichtig. 
Vgl. zu diesen Wahlen Historisch-politische Blätter, VII, 1841, S. 297 ff.; 
Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, 8. 161 f.; v. Sybel, 8. 56f£.; 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 300 f.; II, S. 196 £.; Rosner, im 
Archiv, XXXI, 1874, S. 93£., XXXIV, 1875, S. 123 ff; Höhler, II, 
S. 123 f., 137 f., 166 f., der aber merkwürdiger Weise über die Vorgänge 
bei der Wahl Bauschs sich völlig ausschweigt. In ähnlicher Weise an- 
nullierte Rom 1846 eine Rottenburger Wahl, bei der schliesslich auch 
nur noch aus Zweien gewählt worden war; Historisch-politische Blätter, 
XVII, 1846, S. 190 ff.; Brück, Oberrheinische Kirchenprovinz, $. 163; 
Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 290 ff., II, S. 181 ff.; Rosner im 
Archiv XXXIV, 1875, 8. 113. „Die Wahl (Postulation) des Bischofs 
Komp von Fulda zum Erzbischof von Freiburg 1898 erfolgte mit Ge- 
nehmigung Roms auf Grund einer bis auf zwei Namen reduzierten Liste, 
jedoch mit Protest gegen eine solche Ausdehnung des Streichungsrechtes‘“; 
Rösch, Einfluss, $S. 36 Anm. 2; vgl. auch ebenda $. 92 Anm. 2. 
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Wiederholt hat Rom, aber stets nur für den Einzelfall und nicht, 
ohne, wie bei dem eben erwähnten Anlass, gelegentlich davon zu dispen- 
sieren, die Dreizahl vorgeschrieben. Vgl. das Schreiben der Luzerner 
Nuntiatur an das Basler Domkapitel von 1854 (Fleiner, $. 146), die 
Zuschrift des Münchener Nuntius an das Metropolitankapitel von Köln 
vom 26. September 1865 (Hirschel, S. 151 f.; v.Sybel, 8. 33 mit 
Anm. *; Friedberg, Bischofswahlen, I, S.261f.; Rosner im Archiv 
XXXIII, 1875, S. 318f; Pfülf, Bischof v. Ketteler, II, S. 257) 
sowie das, wie es scheint (Pfülf, Bischof v. Ketteler, II, S. 367; 
Brück-Kissling, IV,2 8.251) namentlich durch Bischof v. Ket- 
teler von Mainz erwirkte Breve Pius IX. an den Freiburger Kapitels- 
vikar Lothar v. Kübel vom 4. Mai 1869 und das demgemäss vom 
Freiburger Metropolitankapitel unterm 27. Mai desselben Jahres an das 
badische Ministerium des Innern gerichtete Schreiben (Friedberg, 
Staat und katholische Kirche in Baden ?, $. 212, 501f.; Derselbe, 
Bischofswahlen , II, 8. 207 £., 205 £. mit I, S. 342; v. Sybel, 8. 55; 
Rosner im Archiv XXXI, 1874, S. 93, XXXIV, 1875, S. 132 ff.). End- 
lich sei noch erwähnt, dass Kardinal Reisach 1855 in den Verhandlungen 
mit den württembergischen Abgesandten erklärte (Friedberg, Bischofs- 
wahlen, I, S. 332; vgl. ebenda S. 322), 

„das Recht, alle Personen bis auf Eine, bezw. zwei zu streichen, 
und somit die Vorlage einer neuen Liste zu veranlassen, werde die 
Curie der Regierung wohl nie zugestehen“. 

In einem ausserdeutschen Bistum, nämlich in St. Gallen, ist die 
Verpflichtung, drei Kandidaten auf der Liste stehen zu lassen, auch staat- 
licherseits anerkannt, nämlich durch ein vom Grossen Rat des Kantons 
St. Gallen mittelst Beschlusses vom 11. März 1847 anerkanntes Regulativ 
des dortigen katholischen Grossratskollegiums vom 18. Februar 1846 
Art. VII (Gareis und Zorn, IL, S. XLII, 195 f.; Fehr, 8. 210 £, 219): 

„Jene Wahlcandidaten, deren Namen von der absoluten Mehr- 
heit der Stimmenden gestrichen würden, sollen als minder genehme 
Personen für die bevorstehende Wahl aus der Liste entfernt und 
sodann dem versammelten Collegium das Resultat der Abstim- 
mung eröffnet werden. Die bereinigte Wahlliste der übrig- 
bleibenden Candidaten, mindestensdrei an der Zahl, 
wird durch den Administrationsrath sofort dem Domcapitel er- 
öffnet, worauf dasselbe unverzüglich Einen der auf der Wahlliste 
gebliebenen Candidaten nach canonischen Vorschriften zum Bischof 
von St. Gallen ernennen wird.“ 

Der Grosse Rat suchte gegen die Nachteile dieser Bestimmung und 
gegen die auf das subjektive Ermessen des Kapitels abstellende Fassung 
des päpstlichen Breves (oben $. 172) die staatlichen Interessen dadurch 
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zu schützen, dass er dem Regierungsrat die Befugnis vorbehielt, dem 
Gewählten vor Einholung der päpstlichen Konfirmation das Plazet zu 
erteilen oder zu verweigern; doch schliesst schon der oben S. 196 ge- 
schilderte Exklusionsmodus eine Ueberprüfung eigentlich aus. 

In Basel haben die Diözesanstände eine Pflicht, drei Kandidaten 
stehen zu lassen, nie anerkannt; Fleiner, S. 140, 145, 147 f., 149, 151, 
156, 157, 161, 194 ff. 


54. 


Nichteintreten auf die Liste, nicht Streichung aller oder aller 
his auf einen bezw. zwei. 
Zu 8. 71. 


In der amtlichen Behandlung und zwar von seiten der 
Kirche wie von seiten des Staates — vgl. z. B. die bei v. Sybel, 
8. 68 f.; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 318 mitgeteilte, von Staats- 
rat Brunner nach Karlsruhe unterm 17. August 1856 berichtete Aeusse- 
rung des Kardinals Brunelli: 

„dass, wenn der Regierung keiner der Vorgeschlagenen genehm 
sei, sie unbedenklich alle streichen und andere Vorschläge 
verlangen möge, dies liege in ihrem Rechte; und sollte je 
eine Person gewählt werden, bei der sich zwischen der Wahl und 
der Bestätigung erhebliche Bedenken zeigten, so möge man dies 
dem hl. Stuhl anzeigen“, 

eine Aeusserung, die durch die oben $. 185 angeführte ergänzt wird, 
aber aus Gründen, die sich aus oben $. 199 fi., 204 ergeben, keine weitere 
Folge nach sich zog, so dass es gar nicht nötig ist, sie, wie dies Hir- 
schel, S. 163 f. versucht, mit gewaltsamer Interpretation für das ver- 
meintliche kirchliche Recht unschädlich zu machen, oder wie Rösch, Ein- 
fluss, S. 154 Anm. 3, es tut, in ihrer Authentizität anzuzweifeln; vgl. ferner 
die oben S. 218 abgedruckte Aeusserung des Kardinals Reisach und end- 
lich das bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 210 wiedergegebene 
Schreiben des badischen Ministers des Innern Jolly an das Freiburger 
Domkapitel vom 10. September 1868 und ähnliche Regierungserlasse — 
und nicht minder 

in der Literatur — vgl. z. B. Leist bei Friedberg, Bischofs- 
wahlen, II, S. 67; Mejer, Veto, $. 51, 53; Herrmann, S. 106 £.; 
Schulte, S. 76; Derselbe, Bonner theologisches Literaturblatt, her- 
ausgegeben von Reusch, VIII, 1873, S. 395 £.; Rosner im Archiv 
XXXI, 1874, S.79 Anm. 1; Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht ®, 
$ 181, S. 632, 633 Anm. 29; Rösch, Einfluss, S. 154 ff.; Ebers in den 
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Historisch-politischen Blättern, CXL, 1907, S. 253 £.; Hartm ann-Lux 
im Staatslexikon, I’, Sp. 909 — ' 

hat man bisher, durch die Uebereinstimmung im praktischen 
Erfolg verleitet, zwei Arten des Vorgehens mit einander ver- 
quiekt und verwechselt, die ihrem Wesen nach grundverschie- 
densind und deshalb sorgfältig auseinandergehalten werden müssen. 

Das eine ist die übermässige oder restlose Ausschlies- 
sung von der Liste, d. h. — da das Kapitel schlechthin den An- 
weisungen des Landesherrn bezw. der Regierung gemäss zu streichen hat; 
vgl. oben S. 172 — die Streichung alleroderallerbisaufeinen 
bezw. zwei, verbunden mit dem Begehren nach Einreichung einer neuen 
oder Ergänzung der alten Liste. Dass dieses Verfahren, für dessen Zu- 
lässigkeit wenigstens nach preussischem Recht neuerdings auch Ebers in 
den Historisch-politischen Blättern, CXL, 1907, S. 253 und Hartmann- 
Lux im Staatslexikon, I’, Sp. 909 sich ausgesprochen haben, im Wider- 
spruch mit dem vereinbarten Rechte steht und deshalb unzulässig ist, sollte 
nicht bestritten werden. Ganz abgesehen davon, dass mit der Aufforde- 
rung zur Neueinreichung oder Ergänzung, worauf noch zurückgekommen 
werden soll, die Regierung die Grenzen des ihr allein zukommenden 
negativen Abwehrrechtes überschreiten würde, erscheint nach dem klaren 
Wortlaut der Bullen ein Eintreten auf die Liste anders als 
unter Belassung der zu einer Wahl ausreichenden Zahl von 
Kandidaten ausgeschlossen. Dem von unserem deutschen Bischofs- 
wahlrecht anerkannten Streichungsverfahren ist der sufficiens numerus 
nicht minder wesentlich als der catalogus candidatorum. 

Ganz anders verhält es sich dagegen mit einem Nichteintreten 
auf eine mit Mindergenehmen übersetzte Liste. Diese Art des Verfahrens 
hält sich durchaus auf der Linie der blossen Abwehr. Sie verstösst aber 
auch nicht wider den Wortlaut der massgebenden Rechtsquellen ; denn 
die letzteren berücksichtigen weder das Nichteintreten selbst noch den 
Fall, der zu ihm Veranlassung gibt. Wohl aber entspricht sie dem Sinne 
des vereinbarten Rechtes; ist doch dieses darauf angelegt, dass Kapitel 
und Regierung in gemeinsamer, sich gegenseitig ergänzender Tätigkeit 
alle Mindergenehmen von der Wahl fernhalten (vgl. dazu auch die Aus- 
führungen in Consalvis Verbalnote für Hannover vom 27. Mai 1820 bei 
Friedberg, II, S. 81). Lässt sich dieser Erfolg durch die Ergän- 
zungsmassregel des regierungsseitigen Ausschlusses nicht erreichen, weil 
das Kapitel vorher überhaupt nicht oder nicht genug die vorausge- 
setzte Auslese und Fernhaltungsarbeit besorgt hat, so ist nichts natür- 
licher und sachgemässer, als dass die Regierung gar nicht erst in Tätig- 
keit tritt. In dem Sinne und mit dem Erfolg, wie sie die Vereinbarungen 
vorsehen, könnte sie sie doch nicht ausüben. Und nur durch Nichtein- 
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treten verhindert sie ohne fremde Hilfe, aus eigener Kraft und in einer 
mit dem Ansehen des Staates verträglichen Weise das, wovor diesen das 
vereinbarte Recht schützen sollte, wovor es ihn aber in solchem Falle, weil 
vom Kapitel nicht richtig gehandhabt, nicht schützt: die Wahl eines 
Mindergenehmen. So erscheint es am klügsten und am sichersten, zu 
warten, bis von seiten des Kapitels die Voraussetzungen erfüllt werden, 
unter denen das vereinbarte Recht den Staat zur Mitwirkung bei der 
Besetzung eines in seinem Gebiet erledigten Bistums allein verpflichtet 
und berechtigt. 


55. 


Ein mit Mindergenehmen übersetztes Kandidatenverzeichnis ist 
keine Liste im Sinne des vereinbarten Rechtes. 
Zar Sl, 


Ob die von dem Legationsrat v. Gagern an die nassauische Regie- 
rung berichtete Aeusserung des Münchener Nuntius Viale-Prelä von 1842 
(bei v. Sybel, S. 50£.; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 303; Rosner 
im Archiv XXXI, 1874, S. 8l, XXXIV, 1875, S. 127 f.; Rösch, Ein- 
fluss, S. 154 Anm. 3): 

„nach dem Geiste der Verhandlungen zwischen dem heiligen 

Stuhl und den hohen Regierungen dürfe eine unangenehme 

oder gar feindselig gestellte Person dem Landesherrn gar nicht 

aufgedrungen werden, vielmehr könne im obigen Falle 

dem Domcapitel die Liste unbeachtet zurück ge- 
geben werden“, 

in der Tat so gefallen ist, kann dahingestellt bleiben. Sie würde, wenn 

wirklich so getan, nur beweisen, dass man gelegentlich schon früher in 

höheren kirchlichen Kreisen die für den Staat nach der Natur der Sache 

und dem vereinbarten Recht gegebene Stellung zu den Bischofswahlen 

richtig erkannt und anerkannt hat. Die von uns vertretene Ansicht 

würde, eben weil unmittelbar auf den Sinn und Geist der Bullen und 

Breven gegründet, auch ohne eine solche Stütze nicht mehr und nicht 
weniger haltbar bleiben. 

Wenn Herrmann, $. 80f., für das eberrheinische Recht lehrt: 
„Sind die auf die Liste gesetzten Candidaten sämmtlich, oder alle bis auf 
einen nicht genehme Personen, so ist sie nicht in dem durch das Breve 
erklärten Sinne der Bulle gebildet: sie geht vielmehr auf Vereitelung des 
staatlichen Ausschliessungsrechts aus und verletzt die den Kapiteln auf- 
erlegte Pflicht, dass sie, da sie keine missfällige Person wählen sollen, 
auch eine Candidatenliste aufzustellen haben, auf welcher sich mehrere 
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genehme Personen befinden,“ so könnte man dem nur zustimmen und 
darin das unserer Ansicht nach einzig zulässige Verfahren empfohlen 
finden, wenn nicht die Fortsetzung und $. 103 zeigten, dass auch Herr- 
mann dabei an Streichung und nachherige Aufforderung zur Einreichung 
einer neuen oder zur Ergänzung der alten Liste gedacht hat. Zweifellos 
unzutreffiend sind dagegen Ausführungen wie die von v. Sybel, 
S. 49 £,, 52. 


56. 


Nichteintreten auf eine nicht ordnungsmässige Liste erscheint 
selbst nach dem ursprünglichen hannoverschen Rechte zulässig 
und geboten. 

Zu 8. 71. 


Hirschel, S. 139 mit 145 sagt: „Vollkommen wahr ist die An- 
nahme: daß, wenn die auf die Liste gesetzten Candidaten sämmtlich 
oder bis auf einen nicht genehme Personen sind, dieselbe nicht in dem 
durch das Breve (:Re sacra) erklärten Sinne der Bulle gebildet ist. Allein 
die aus diesem Satze abgeleitete Folgerung, daß, weil eine solche Liste 
die dem Capitel auferlegte Pflicht verletze, sie an dasselbe zur Neubildung 
oder Ergänzung zurückgegeben werde, ist durchaus unberechtigt. Vor 
Allem erkennt weder die Bulle noch das Breve mit irgend einem Worte 
den Regierungen die Befugniß zu, den Capiteln die Candidatenliste zur 
Neubildung oder Ergänzung wieder zuzustellen.“ 

Letzteres ist richtig, spricht aber durchaus nicht gegen die von uns 

behauptete Zulässigkeit eines mit Rückgabe verbundenen Nichteintretens 
auf eine nicht ordnungsmässige Liste. Der Gesetzgeber rechnet eben 
stets nur mit der Beobachtung des von ihm gesetzten Rechtes. Auch 
für den Fall Bestimmungen zu treffen, dass seine Vorschriften nicht be- 
folgt werden, ist nicht seine Aufgabe und liegt ausser seiner Macht. Viel- 
mehr bleibt es den Beteiligten überlassen, darauf hinzuwirken, dass trotz 
der Störung der vom Gesetz gewollte Erfolg erreicht werde. Dies ge- 
schieht aber in unserem Fall, wie gezeigt, am besten durch Nichteintreten 
und Rückgabe der Liste. 

Uebrigens lagen die Dinge schon nach reinem hannoverschen Recht, 
trotz Fehlens des Breves und vor dem Hinzukommen des Erlasses von 1900, 
im Grunde genommen genau so. Liste und Streichung zielen auch dort 
selbstverständlich einzig und allein darauf ab, dass kein Missliebiger in 
die feierliche Wahl kommt; vgl. Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 394. 
Eine Uebersetzung der Liste mit Missliebigen würde also ein Missbrauch 
dieser Einrichtung, unter Umständen ein in fraudem legis agere sein 
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und in jedem Falle die Regierung berechtigen, dadurch dass sie ihre Mit- 
wirkung versagt, die dem Gesetz zuwiderlaufende Wahl eines Minder- 
genehmen zu verhindern. Dies auch gegen Rösch, Einfluss, S. 33. 


57. 


Zulässigkeit wiederholter Listeneinreichung nach dem vereinbarten 
Recht. 
Zu S. 72. 


Einzig darin weiche ich also von Friedberg, Veto, S.58 ff. und 
Bischofswahlen I, $. 413 ff. bezüglich des in Rede stehenden Punktes 
ab, dass ich eine Aufforderung zur Neueinreichung bezw. Ergänzung für 
unzulässig und unvereinbar mit dem Sinn und Wesen unseres Bischofs- 
wahlrechtes halte. 

Dagegen gehe ich mit ihm darin einig, dass ich vom Standpunkt 
des vereinbarten Rechtes aus — und auf dieses kommt es auch hier 
allein an — eine wiederholte Einreichung oder eine Ergänzung der Liste, 
zu der es ja auch kommen kann, ohne dass die Regierung auf die Liste 
eingetreten ist und mit dem Ausschliessen begonnen hat, von seiten des 
Kapitels ohne weiteres für erlaubt erachte. 

Was dagegen geltend gemacht worden ist, hält einer genaueren 
Prüfang nicht stand. Wenn z. B. (Maas) im Archiv für katholisches 
Kirchenrecht XXI, 1869, S. 198 meint, dass es nur eine unveränder- 
liche Kandidatenliste geben dürfe, folge daraus, dass „naturgemäss die 
auf Betreiben der Regierung geschehende Aenderung der Liste diese im 
Sinne der Letzteren, also nicht nach der Ueberzeugung des Capitels ge- 
stalten würde“, und wenn Rosner ebenda XXXI 1874, S. 80 ausführt: 
„Die Aufstellung der Liste bildet die Grundlage für das ganze Wahl- 
verfahren. In diese Liste hat das Capitel diejenigen, die es für geeignet 
erachtet, aufzunehmen. Damit ist die Candidatenliste geschlossen und 
das Capitel ist nicht in der Lage, eine zweite Liste aufzustellen, ohne 
sich dem begründeten Vorwurfe auszusetzen, damit, wenn auch der Re- 
gierung genehmere, so doch canonisch weniger geeignete Persönlichkeiten 
an Stelle der tauglicheren und würdigeren zu setzen“, so übersieht der 
ersterwähnte Schriftsteller, dass, wenigstens wenn man das „Betreiben 
der Regierung“, wie wir, auf die blosse Rücksendung der Liste beschränkt, 
von einer positiven Beeinflussung der zweiten Liste mit Fug nicht ge- 
sprochen werden kann. Und namentlich tragen beide Schriftsteller dem 
Umstande nicht Rechnung, dass das vereinbarte Recht nirgends dem 
Kapitel vorschreibt, auf seine Liste alle für das bischöfliche Amt Taug- 
lichen oder auch nur alle dafür besonders Tauglichen zu setzen. 
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Rosner versucht freilich a. a. O. S. 84 aus dem römischen Ultimatum 
von 1825 und damit aus der Bulle: Ad Dominici gregis custodiam etwas 
derartiges herauszuinterpretieren. Er macht gegen v. Sybel, 8. 44 gel- 
tend, dort sei nicht gesagt, „die Capitel sollten vor der Wahl eine An- 
zahl Diöcesangeistlicher als Candidaten auf einer Liste namhaft machen, 
von welcher alsdann die Regierung die ihr nicht genehmen Personen zu 
streichen befugt sein würde, sondern sie sollten die zum Diöcesanclerus 
gehörigen Candidaten, welche sie nach den canonischen Vorschriften für 
geeignet halten, die resp. bischöfliche oder erzbischöfliche Kirche heilig 
und weise zu regieren, dem Landesherrn namhaft machen. Der Unter- 
schied leuchtet ein.“ Jedoch das Demonstrativpronomen, das diesen 
Unterschied zu stande bringt, steht natürlich nur in Rosners Ueber- 
setzung. Das Latein der Bulle (oben $. 169) lässt es selbstverständ- 
lich an sich dahingestellt, ob zu übersetzen ist, wie Rosner es tut, 
oder: „über Namen von zum Diözesanklerus gehörigen Kandidaten, 
die würdig und geeignet sind“. Dass letztere Deutung und damit die 
v. Sybels, S. 44 den Sinn der Bestimmung besser trifft, brauche ich 
nach allem bisher Vorgebrachten nicht weiter zu erörtern. Noch weniger 
aber, dass allein diese Deutung den Tatsachen und dem Leben gerecht 
wird. Es hiesse, namentlich für grössere Bistümer, fast deren Klerus be- 
leidigen, wenn man behaupten wollte, nur die sechs bis zwölf Leute, die 
auf die Liste zu kommen pflegen, weil sie den zeitigen Mitgliedern des 
Domkapitels auf die eine oder andere Art, möglicher Weise recht zufällig, 
in ihrer Tüchtigkeit bekannt geworden sind, seien würdig und geeignet, den 
bischöflichen Stuhl zu besteigen. Und wenn gar, wie das nicht selten 
geschieht, vor irgendwelcher Nennung einfach geschäftsordnungsmässig 
beschlossen wird, die Liste auf eine bestimmte Anzahl zu bemessen, sind 
denn etwa diejenigen, die bloss deshalb nicht mehr auf die Liste kommen, 
weil sonst die festgesetzte Zahl überschritten werden müsste, dann, wenn 
sie auf der neuen oder der ergänzten Liste Platz finden, weniger würdig 
und tauglich, weniger nach dem Herzen und Sinn des Kapitels? Auch 
dadurch wird Rosners Ansicht nicht besser, dass er ihr später, Archiv, 
XXXV, 1876, S. 413 £. die Fassung gegeben hat: „Die Bulle: Ad Dominieci 
kennt keine Liste vor der Liste, sondern nur eine Liste, auch kein 
öfteres Einreichen der einen Liste, sondern nur ein einheit- 
lichesListenverfahren, welches in der Einreichung der vom Capitel 
aufzustellenden, alle geeigneten und würdigen Candidaten umfassenden 
einen Liste besteht“ und in der Befugnis des Landesherrn, den einen 
oder andern etwa noch Mindergenehmen unter Belassung eines sufficiens 
numerus dem Kapitel „zur Absetzung von der Liste zu bezeichnen“, 
Dabei wird nämlich ganz übersehen, dass die Namhaftmachung einer 
mit Mindergenehmen übersetzten Anzahl von Geistlichen zwar ein Ver- 
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 zeichnis von Kapitelskandidaten für das Bistum darstellt, nie und 
nimmerabereineListe im Sinne der Bullen, vgl. oben S. 221 fi. 
Erst die etwa später eingereichten neuen und als zum Eintreten auf 
_ sie bezw. zur Betätigung des staatlichen Ausschliessungsrechtes geeignet er- 
fundenen Vorschläge stellen die Liste im Sinne des verein- 
barten Rechtes dar, und diese wird tatsächlich nur ein Mal einge- 
reicht. Dies auch gegen (Maas im) Archiv für katholisches Kirchenrecht, 
XX, 1868, S. 291; Brück, Erzbischofswahl, $S. 36; Rösch, Einfluss, 
S. 33, 161, 251 £. Schliesslich widerlegt sich Rosner am letztangeführten 
Orte $S. 414 noch selbst dadurch, dass er zugibt, die Liste stelle 
sich einfach als Ergebnis eines Kapitelsbeschlusses dar 
und könne durch anderweiten Kapitelsbeschluss allen- 
falls abgeändert werden; „es kann das jedoch nur aus freier 
Initiative des Capitels und nur so lange geschehen, als der Landesherr 
sein Streichungsrecht noch nicht ausgeübt hat“. Mehr wollen unsere 
Aufstellungen ja auch gar nicht; denn Rosners folgender Satz: „Dem 
Landesherrn selbst steht ein Recht nicht zu, eine von ihm über Gebühr 
gestrichene Liste dem Capitel zur Ergänzung oder zur Aufstellung 
einer neuen Liste zurückzugeben“, trifft wohl die bisherigen Vertreter des 
staatlichen Standpunktes, nicht aber unsere Darstellung des vereinbarten 
und geltenden Rechtes. 

Das Entscheidende ist und bleibt, dass, wogegen Rösch, Einfluss, 
S. 34 f., sich umsonst sträubt, die Bullen klipp und klar das ganze Listen- 
verfahren zum formlosen Vorverfahren rechnen und von der electio 
canonica et sollennis scharf scheiden; vgl. oben $S. 45 mit Anm. 5, 46 
mit Anm. 1, 133 ff. Daraus ergibt sich, dass das Kapitel sehr wohl, ohne 
weiteres und von sich aus, die Liste zurücknehmen, neu aufstellen, er- 
gänzen oder verändern kann. Allerdings ist dies gelegentlich einem Kapitel 
für den Einzelfall von Rom aus untersagt worden (Breve Pius IX. vom 
6. Juli 1868 bezw. 8. Februar 1869 an das Freiburger Metropolitankapitel 
bei Friedberg, Bischofswahlen, II, S. 209 mit I, S. 342; Brück- 
Kissling, IV, 2, S. 251 — Schreiben des Nuntius in München an das 
Domkapitel zu Mainz vom 4. Mai 1878 im Archiv für katholisches Kir- 
chenrecht, LIV, 1885, S. 238 mit Anm. 2), während bei anderer Gelegen- 
heit die Kapitel, wiederum für Einzelfälle, anstandslos die Erlaubnis dazu 
erhielten (z. B. Köln 1865, v. Sybel, S. 32 mit Anm. *. Friedberg, 
Bischofswahlen, I, S. 254, 257; Goyau, II, p. 309 — Freiburg 1874, 
Rosner im Archiv, XXXV, 1876, $S. 415 Anm. 1; Pfülf, Bischof 
v. Ketteler, II, S. 373; Lauer, 8.275; Brück -Kissling, IV, 2,8. 253). 
Eine grundsätzliche Nichtgestattung der Wiederholung oder Ergänzung 
der Liste ist daraus nicht zu entnehmen, wie es auch Rom bisher wohl- 
weislich vermieden hat, eine allgemeine Bestimmung in diesem Sinne zu 
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treffen; vgl. Rösch, Einfluss, S. 34. Man behandelt die Frage lieber 
politisch und spricht je nach der Lage des Einzelfalls sein: Non possumus 
oder sein: Tolerari posse aus. Eine allgemeine Entscheidung würde ja 
auch noch in höherem Masse als die gedachten Einzelbescheide als un- 
zulässige Parteiinterpretation wider das vereinbarte Recht verstossen und 
angesichts des zu erwartenden staatlichen Widerspruchs in dem oben 
S. 24 ff. klargestellten Sinne materiell Unrecht und gegenüber dem Staat 
unwirksam sein. 

Endlich steht, von seiten des Staates wenigstens, auch dem nichts 
entgegen, dass, nachdem die Regierung bereits auf die Liste eingetreten 
ist und sie, vielleicht nach Vornahme der einen oder anderen Aus- 
schliessung, dem Kapitel wieder zugestellt hat, dieses aus freien Stücken 
sie ergänzt, weil inzwischen noch andere geeignete Persönlichkeiten in 
seinen Gesichtskreis getreten sind, und weil ihm, zumal nach der Streichung 
des Einen oder Andern, eine Erweiterung der Wahlliste erwünscht er- 
scheint. Nur muss natürlich dem Landesherrn bezw. der Regierung auch 
bezüglich der neu Aufgenommenen Gelegenheit gegeben werden, sich 
über ihre etwaige Mindergenehmheit zu äussern. Die gegenteilige An- 
sicht v. Sybels, S. 51 entbehrt einer stichhaltigen Begründung. 


58. 
Staats- und Bistumsangehörigkeit als Erfordernis der Wählbarkeit. 
Zu 8.73. 


Vgl. dazu die bei Friedberg, Bischofswahlen, IT, S. 210 bezw. 
208 mitgeteilten Aktenstücke und ebenda I, S. 341 fi., 379 mit Anm. 2, 
408, 423 mit Anm. 1; Rosner im Archiv, XXXI, 1874, S. 93; Rösch, 
Einfluss, S. 52 mit Anm. 1, 142 Anm. 1, 253 mit Anm. 1. Die Ein- 
verleibung von Hannover, Kurhessen und Nassau in das Königreich 
Preussen einerseits, sowie die Gründung des Deutschen Reiches und da- 
mit die Schaffung eines Reichsindigenates (Art. 3 der Reichsverfassungs- 
urkunde) anderseits haben den Wert der die Landes- oder Diözesan- 
zugehörigkeit fordernden Bestimmungen der Bullen und Breven stark 
herabgemindert. In Hildesheim und Osnabrück muss jetzt 
jeder imübrigen geeignete Preusse ohne weiteres als wähl- 
bar gelten, in Altpreussen, und zwar ohne königliche Ermächti- 
gung, auch ein Kurhesse oder Nassauer. Aber auch im Be- 
reich der oberrheinischen Kirchenprovinz ist in neuerer 
Zeit dieBerücksichtigung von Landeskindern, die dem be- 
treffenden Diözesanverband nicht angehören, ja selbst 
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von landesfremden Reichsangehörigen nicht mehr auf 
Schwierigkeiten gestossen. 

Uebrigens ist die oben $. 138 f. abgedruckte Stelle des Breve: Quod 
de fidelium, wonach mit Zustimmung des Königs ein nichtpreussischer 
Geistlicher gewählt werden kann, nicht selten von der Literatur, zu- 
letzt von Rösch, Einfluss, S. 87; Ebers in den Historisch-politischen 
Blättern, CXL, 1907, S. 245 dazu benutzt worden, um die „subjektive 
Genehmheit‘, die „gerechten Gründe“, die „Nichtabsolutheit“ des landes- 
herrlichen Vetos darzutun. Einen Landesfremden könne der König von 
Preussen nach eigenem, freien, unbeschränkten Ermessen fernhalten. 
Also müsse die in Gegensatz dazu gestellte Ausschliessung wegen Minder- 
genehmheit nur in dem von jenen Schriftstellern behaupteten geringeren 
Masse gegeben sein. Ich habe diese Beweisführung bei der Erörterung 
der betreffenden Streitfragen gar nicht erst berücksichtigt, weil ihre Un- 
stichhaltigkeit in die Augen springt. Die beiden Fälle können nicht in 
Vergleich gezogen werden. Denn gegenüber dem Nichtpreussen handelt 
es sich nicht um Betätigung einer Ausschliessungsbefugnis bezw. um Be- 
freiung davon, sondern es wird ihm trotz des Mangels der durch das 
vereinbarte Recht geforderten Staatsangehörigkeit durch Allerhöchste 
Entschliessung mit zum voraus und allgemein erteilter Zustimmung des 
Papstes die Wählbarkeit verliehen. 


59. 


Das Wahlkommissariat bei den Verhandlungen von der Kurie 
abgelehnt. 
Zu 8. 74. 


In den Verhandlungen mit Hannover hat Kardinalstaatssekretär 
Consalvi das durch den Gesandten v. Reden namens seiner Regierung 
begehrte Zugeständnis der Zulassung eines landesherrlichen Wahlkommis- 
sars in den Fogli confidenziali vom 18. August 1819 mit solcher Ent- 
schiedenheit zurückgewiesen, dass man weiterhin nicht mehr darauf 
zurückkam und es vorzog, 

„die Absendung eines solchen Commissarii aus dem iure maie- 
statico zu deduciren“, 
Vgl. dazu Mejer, Veto, $. 20,21; Derselbe, Römisch-deutsche Frage, 
III, S. 68 £.; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 80, 83, 84 mit II, S. 32, 
35, 65, 68 f., 75, 78; Rosner im Archiv, XXXV, 1876, S. 404 ff.; Rösch, 
Einfluss, S. 27 ft. 

Preussen und die oberrheinischen Staaten aber brachten, 

durch den Misserfolg Hannovers über die Aussichtslosigkeit dieser For- 
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derung belehrt (vgl. v. Niebuhrs Bericht vom 27. März 1821 bei Fried- 
berg, Bischofswahlen, II, S. 26; Mejer, Römisch-deutsche Frage, III, 
S. 161), die Zulassung des Wahlkommissars gar nicht erst zur Sprache, erach- 
teten vielmehr diesen Punkt, wie eine ministerielle Instruktion für den 
preussischen Gesandten v. Niebuhr vom 23. November 1820 sagt, nicht für 
geeignet, 
„ein Gegenstand der Unterhandlungen zu sein“, 

und hielten es mit dem badischen Gutachter Geistlichem Rat und späteren 
Mainzer Bischof Burg, der unterm 5. Januar 1825 zu dem römischen 
Ultimatum, der späteren Bulle: Ad Dominici gregis custodiam hinsicht- 
lich des Wahlkommissars bemerkte: 

„Es versteht sich übrigens von selbst, dass diese Bedingniss 
nicht darf in die Fassung aufgenommen werden, da man überein- 
gekommen ist, dass dielandesherrlichen Rechte reservirt 
werden, ohne ihrer zu erwähnen.“ 

Vgl. Mejer, Veto, S. 37 ff.; Herrmann, S. 38; Brück, Oberrheinische 
Kirchenprovinz, S. 88, Anm. 13, 111; v. Sybel, S. 8; Friedberg, 
Bischofswahlen, I, S. 53, 59, 96, 99, 156 £., 175, 177 mit II, S. 13; 
Rosner im Archiv, XXXI, 1874, S. 98 f.; Rösch, Einfluss, S. 76, 
114 ff., 123, 125, 127, 136, 200, 209, 222. 


60. 
Einseitige staatliche Festsetzungen über den Wahlkommissar. 
Zu 8. 74. 


Die oberrheinischen Regierungen hatten sich bereits auf der 
vierten Sitzung der Frankfurter Konferenzen vom 28. März 1818 im Sinne 
der Abordnung eines Wahlkommissars geeinigt und eine Bestimmung dar- 
über in die „Deklaration“ sowie in die später vom römischen Stuhl ver- 
worfene und von den vereinigten Staaten diesem gegenüber aufgegebene 
Kirchenpragmatik vom 14. Juni 1820, aber auch in das Bistumsfundations- 
instrument vom 13. Mai desselben Jahres aufgenommen. Vgl. Longner, 
Beiträge, S. 427, 510 ff., 644; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 95, 
122, 123; Brück, Erzbischofswahl, $S. 4; Mejer, Römisch-deutsche 
Frage, III, S. 200 f£., 214; Rösch, Einfluss, S. 170, 182f. Die landes- 
herrliche Verordnung vom 30. Januar 1830 (oben S. 106), die an Stelle 
der Pragmatik trat, verwies in $ 14 hinsichtlich der Besetzung der bischöf- 
lichen Stühle allerdings nur auf die vorgeschriebene Form. Aber das 
Fundationsinstrument wurde für alle Staaten und Bistümer aufrecht er- 
halten und bestimmte (Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 205 Anm.; 
Rösch, Einfluss, S. 246 Anm. 3): 
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„Wir behalten uns vor, zu der Wahlhandlung einen landesherr- 
lichen Commissarius abzuordnen, ohne dessen Zustimmung die 
Wahl nicht verkündet (werden), noch irgend ein Schritt zu deren 
Vollziehung geschehen darf.“ 
Vgl. dazu die Ausführungen des Berichts der nassauischen Stände vom 
25. Juni 1865 bei Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 340. 

In Preussen behielt man einfach die Bestimmung des Allgemeinen 
Landrechts, II, 11, $ 982 (Hinschius, Das preussische Kirchenrecht, 
S. 461) bei: 

„Das Wahlgeschäft ist der Landesherr durch dazu bestellte 

Commissarien zu dirigiren berechtigt.“ 

Im übrigen aber wurden für die Wahlkommissäre eingehende Wahl- 
instruktionen erlassen, die das Recht des Wahlkommissariates ausbauten. 
Vgl. namentlich die Instruktion des Ministers v. Altenstein für den zum 
Kommissar bei der Münsterschen Bischofswahl von 1825 bestimmten 
Grafen Merveldt vom 13. Mai 1825 (bei Friedberg, Bischofswahlen, 
I, S. 224 f.; Rosner im Archiv, XXX, 1873, S. 448 f., XXXI, 1874, 
S. 97; Rösch, Einfluss, S. 75 £.). 

In Hannover berief sich die Regierung in einem Schreiben vom 
23. August 1828 an das Domkapitel Hildesheim kurz und bündig darauf 
(Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 267), dass 

„die Ordnung es erfordert, dass die vorzunehmenden Wahlhand- 
lungen unter der Leitung eines von Uns zu ernennenden Commis- 
sarius statthaben, welcher dabey Unsere landesherrlichen Bechte 
gehörig zu wahren hat“. 

Seit 1866 findet übrigens in Osnabrück und Hildesheim 
das preussische Recht Anwendung; v. Sybel, $. 42; Fried- 
berg, Bischofswahlen, I, S. 403 f. 

Demnach ist es zu viel behauptet, wenn v. Sybel, S. 66, sagt, 
in allen drei Rechtsgebieten sei die Beaufsichtigung der Wahl durch 
einen Regierungskommissar gesetzlich geordnet. Und wenn er diesem 
Satz den andern vorausschickt, die Berechtigung des Staates, zu allen 
Akten der kirchlichen Verwaltung beaufsichtigende Kommissäre abzu- 
ordnen, stehe über allem Zweifel, so übersieht er, dass hinsichtlich der 
Bischofswahl der Staat durch Vereinbarung mit der Kirche sich gebunden 
hat, und dass staatliche Einrichtungen, die dem vereinbarten Recht — 
und zwar auch nach den Erklärungen sowie nach dem Bewusstsein der 
Parteien — so bestimmt zuwiderlaufen wie ein bei der Wahl anwesender 
und eventuell mitredender Regierungskommissar, ebenso wenig aufrecht 
erhalten werden können wie kirchliche. Mit der Berufung darauf, dass 
die Publikation der Bullen bekanntlich unter Vorbehalt der Majestäts- 
rechte erfolgt, dass also z. B. die Aufrechterhaltung der Bestimmungen 
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des Preussischen Allgemeinen Landrechts im Sinne einer Aktivbeteiligung 
des Kommissars durchaus statthaft gewesen sei (so v. Sybel, S. 35), 
ist nach dem oben S. 24 ff. ausgeführten noch lange nicht das materielle 
Unrecht aus der Welt geschafft und das vereinbarungswidrige Verhalten 
gerechtfertigt, das unzweifelhaft ein solches Vergehen in sich schloss. 

Ueber die preussische Praxis siehe oben S. 79 ff., über die 
hannoversche und oberrheinische vgl. v. Sybel, S. 42, 56 ff., 60 ff., 
64 f.; Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 267, 270 £., 274, 289 f., 295 f., 
299 £., 303, 419; Rosner im Archiv, XXXI, 1874, S. 100 £., XXXIV, 
1875, S. 121 £.; Rösch, Einfluss, S. 150 f. 


61. 


Verzicht Badens und anderer oberrheinischer Staaten auf die 


Anwesenheit des Regierungskommissars bei der Wahl. 
Zu 8. 76. 


Die Angaben von Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 421, ins- 
besondere die Behauptung, Baden habe erst seit 1863, und zunächst 
bloss für die Besetzung der Domherrenstellen, von der Entsendung eines 
Kommissars Abstand genommen, sind teils unrichtig, teils ungenau, teils 
unvollständig, wie das folgende ergeben wird. 

Wenn in den Konventionsverhandlungen der fünfziger Jahre des 
vorigen Jahrhunderts, und zwar auch in den badischen, der Wahlkom- 
missar, wie sich aus dem oben S. 198 ff. mitgeteilten und aus Herrmann, 
S. 104 f.; v. Sybel, 8. 61; Friedberg, a. a. O., II, S. 201 £. mit 
I, S. 312 £., 316, 324, 333; Rosner im Archiv, XXXI, 1874, S. 100; 
Rösch, Einfluss, S. 154, ergibt, noch eine Rolle spielte, so lag das nicht 
bloss daran, dass der Kurie die badische Praxis noch nicht gesichert genug 
erscheinen mochte. Vielmehr hatte es seinen Grund namentlich darin, 
dass der oberrheinische Episkopat mit Rücksicht auf die Anwohnung 
des Kommissars bei den in den übrigen Staaten vor sich gehenden 
Bischofswahlen gegenüber den Regierungen und in Rom gemeinsame 
Schritte zu tun sich veranlasst gesehen hatte. Deshalb machte auch 
die oben S. 199 erwähnte Basi allerwärts in gleicher Weise gegen die 
Beteiligung des Kommissars am Wahlakt Front und suchte Rom in den 
Vereinbarungen mit allen Regierungen dagegen sich zu sichern. 

Wie wir sahen, in der Weise, dass man nur die Bulle und allen- 
falls noch das Breve als weiterhin massgebend anerkannt sehen wollte, 
unter Ausschluss also der Fundationsinstrumente. Nur der Bischof von 
Limburg schlug in seinem Entwurf zu einer Uebereinkunft vom 19. August 
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1856 (Höhler, II, S. 266) der Regierung einen Zusatzartikel zu Artikel I 
vor des Inhalts (Friedberg, Bischofswahlen, I, S. 339): 
„Es wird fernerhin von der Absendung eines landesherrlichen 
Commissarius zur Wahl der zu disignirenden Candidaten und zur 
Wahl des aus den höchst landesherrlich genehmigten Personen zu 
erwählenden Bischofs, Domherrn oder Vicarius abgesehen werden.“ 
Darauf ging man nun freilich in Wiesbaden nicht ein. Aber in einer 
Verfügung vom 25. Juli 1861 zur vorläufigen Beilegung des Kirchen- 
konflikts verzichtete die Regierung doch auf die „späteren Zuthaten“ zu 
der Bulle und damit auch auf die Einrichtung des Wahlkommissars. 
Und dabei blieb es, ähnlich wie in Fulda, auch unter preussischer 
Herrschaft. Bezüglich Württembergs vgl. Göz, Württembergisches 
Staatsrecht 8. 504 Anm. 1 und dazu oben $. 204. 


62, 
Die Exklusive bei der Papstwahl. Pius X. Konstitution: 


Commissum Nobis. 
Zu S. 91, 


"Durch die Acta Pii X., vol. III, p. 289 ss. wird soeben eine Kon- 
stitution: Commissum Nobis. bekannt, die der regierende Papst unterm 
20. Januar 1904, also nicht ganz ein halbes Jahr nach seiner Thronbe- 
steigung erlassen hat, und von der schon bisher in der Literatur, z. B. 
bei Ludwig Gaugusch, Das Rechtsinstitut der Papstwahl, Wien 1905, 
8,192; Alexander Eisler, Das Veto der katholischen Staaten bei 
der Papstwahl seit dem Ende des 16. Jahrhunderts, Wien 1907, S. 288 
einiges verlautete, jedoch ohne dass sich etwas Sicheres hätte ermitteln 
lassen. 

Darnach fordert die Freiheit der Kirche, die Christus ihr zum ge- 
meinen Besten verliehen hat, und für die schon so viele Zeugen des 
Evangeliums gekämpft, ja ihr Blut vergossen haben, vor allem die Frei- 
heit der Papstwahl. 

Huic plenae libertati in Summo Pastore eligendo opponitur in 
primis eivile illud Veto, a supremis nonnullarum civitatum recto- 
ribus haud semel prolatum, quo tentatur aditum ad Supremum 
Pontificatum alicui praecludere. Id si aliquoties ac eidit, 
Apostolicae tamen Sedi probatum est nunquam. 
Quin etiam Romani Pontifices, in iis quae de habendo Conclavi 
constituerunt, nihil paene maiore contentione studiove conati 
sunt, quam ut externae cuiusvis potestatis interventum a 8acro 
Cardinalium Senatu ad Pontificeem eligendum vocato propulsarent, 
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Rem plane declarant Constitutiones: „In eligendis“ Pü IV; — 
„4eterni Patris“ Gregorii XV; — „4Apöstolatus officium“ Clemen- 
tis XII; in primisque Pii IX ‚In haec sublimi“ — „Licet per Apo- 
stolicas“‘ et „Consulturi“. 
Jedoch diese Verbote fruchteten nichts. Insbesondere machte sich die 
Exklusive, wenn auch wohl nicht in der alten feierlichen und hochoffi- 
ziellen Form, sondern mehr in Gestalt eines staatlicherseits ausgespro- 
chenen Wunsches von neuem geltend im Konklave Pius X. selbst, indem 
der Kardinal Puzyna von Krakau die Erklärung abgegeben zu haben 
scheint, die Wahl des Kardinals Rampolla würde dem Kaiser von Oester- 
reich weniger genehm sein. Wenn das von hochgestellter kirchlicher 
Seite z. B. im Giornale d’Italia vom 16. Dezember 1906 (auch bei Eis- 
ler, 8.247 Anm. 69) bestritten worden ist, so stehen dem nicht nur 
Mitteilungen wie die von Un t&moin (Cardinal Mathieu), Les derniers 
jours de Leon XIII. et le conclave, Paris 1904, p. 106ss. (auch Revue 
des Deux-mondes vom 15. März 1904 Nr. 5 p. 280) und aus wohlunter- 
richteten venetianischen Kreisen (bei Anton de Wa al, Papst Pius X., 
München 1903, S. 63) entgegen. Vielmehr liefert die Konstitution: Com- 
missum Nobis nunmehr selbst den besten Beweis dafür. Denn sie fährt 
nach obiger Einleitung fort: 
Verum, quandoquidem et experientia docuerit, hactenus con- 
stituta ad impediendum civile Veto, seu Exclusivam non ita votis 
respondisse, et ob mutata temporum adiuncta huiusmodi civilis 
potestatis immixtio nostra aetate multo videatur magis omni 
rationis et aequitatis fundamento destituta, ideirco Nos, pro Apo- 
stolico Nobis commisso munere, et Praedecessorum Nostrorum ve- 
stigiis inhaerentes re mature deliberata, certa scientia et proprio 
motu, civile Veto, sive Exclusivam, quam dieunt, etiam sub 
formasimplicisdesiderii, itemque omnes interventus, inter- 
cessiones quaslibet omnino reprobamus, edicentes licere 
nemini, ne supremis quidem civitatum moderatoribus, quovis prae- 
textu se interponere aut ingerere in gravi negotio electionis Romani 
Pontifieis. 
Die hier erwähnten Erfahrungen können nach allem, was wir von den 
Konklaven der jüngsten Vergangenheit wissen, nur im letzten gemacht 
worden sein. Beachtenswert ist auch das ausdrückliche Verbot des ein- 
fachen Ausschliessungs wunsches, und dass den (katholischen) Staats- 
oberhäuptern in ihrer Eigenschaft als Angehörigen der Kirche per- 
sönlich die Einmischung kraft Kirchenrecht untersagt wird, beides Neue- 
rungen, die wiederum nur durch die Vorgänge bei der Wahl Pius X. sich 
erklären. 

In erster Linie wendet sich aber die Konstitution an die-Kardinäle: 


Anhang 62 zu Seite 91. 2835 


Quamobrem in virtute sanctae obedientiae, sub interminatione 
divini iudicji et poena excommunicationis latae sententiae speciali 
modo reservatae futuro Pontifici, omnes et singulos S. R. E. Car- 
dinales, tam praesentes quam futuros pariterque Secretarium S. Col- 
legii Cardinalium aliosque omnes in Conclavi partem habentes 
prohibemus, ne, quovis praetextu, a quavis civili potestate 
munus recipiant Veto sive Exclusivam, etiam sub forma 
simplicis desiderii, proponendi, ipsumve hoc veto Veto 
qualibet ratione sibi cognitum, patefaciant sive universo 
Cardinalium Collegio simul congregato sive singulis 
purpuratis Patribus, sive scripto, sive ore, sive di- 
recto ac proxime, sive oblique ac per alios. Quam 
prohibitionem extendi volumus ad memoratos omnes interventus, 
intercessiones aliosque modos quoslibet, quibus laicae potestates 
cuiuslibet gradus et ordinis voluerint sese in Pontificis electione 
immiscere. 

Behufs grösstmöglicher Sicherung der tatsächlichen Beobachtung dieser 
Vorschriften ist ihre Verlesung bei drei, jedem Purpurträger besonders 
eindrucksvollen und für die Besetzung des päpstlichen Stuhls bedeut- 
samen Gelegenheiten angeordnet, nämlich bei der Kreation eines neuen 
Kardinals, also jedes künftigen Papstwählers, ferner nach Beendigung 
eines Pontifikats in der ersten Generalkongregation der Kardinäle und 
endlich nach dem Eintritt in das Konklave. Ausserdem ist die oben mit- 
geteilte, an die Kardinäle gerichtete Stelle in die neue Papstwahlbulle: 
Vacante Sede Apostolica (c. VI, 81) wörtlich aufgenommen und durch sie 
ausdrücklich bestätigt worden (Il. c. II, p. 282s.). Und vor allem hat jeder 
Kardinal bei den genannten Gelegenheiten sich eidlich darauf zu ver- 
pflichten; insbesondere ist der Konstitution: Vacante Sede Apostolica 
für diesen Zweck ein Formular beigegeben, wonach alle Papstwähler 
schwören (l. c. III, p. 244 n. 2 i. f.): 

Nullo modo a quavis civili potestate, quovis praetextu, munus 
proponendi Veto sive Exclusivam etiam sub forma simplicis desiderii 
esse recepturos ipsumve hoc Veto, qualibet ratione Nobis cogni- 
tum, patefacturos sive, universo Cardinalium Collegio simul con- 
gregato, sive singulis purpuratis Patribus, sive scripto, sive ore, 
sive directo ac proxime, sive oblique ac per alios, sive ante Con- 
clave sive ipso perdurante; nullique interventui, intercessioni, alüive 
cuilibet modo, quo laicae potestates cuiuslibet gradus et ordinis 
voluerint sese in Pontifieis electione immiscere, auxilium vel favorem 
praestituros. 

Damit ist allerdings die Anbringung einer Exklusive oder eines veto- 
artigen Einspruchs aufs äusserste erschwert. Dazu kommt, dass die 
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Konstitution: Vacante Sede Apostolica c. II, 11£.) (l. c. III, p. 246), 
offenbar um die direkte Anbringung von Ausschliessungserklärungen oder 
Ausschliessungswünschen durch die beim Vatikan beglaubigten Gesandten 
nach Möglichkeit zu erschweren, folgende Bestimmung trifft, die, wie der 
Vergleich mit dem Chirographum Klemens XII. vom 24. Dezember 1732 
Nr. 17 (Magnum Bullarium Romanum XXIII, Augustae Taurinorum 1872, 
p. 461 s.) und mit den Angaben von LuciusLector (Monsignore Guthe- 
lin), Le conclave, Paris 1900, p. 205 ss. lehrt, neu ist: 

Legati (civilium Regiminum) nonnisi simul congregati admit- 

tantur 

(zu dem vor dem Eintritt in das Konklave in einer Generalkongregation 
versammelten Kardinalskolleg; während des Konklaves werden sie über- 
haupt nicht mehr vorgelassen, auch nicht wie früher am Konklave- 
eingang) 

neque singulis facultas in posterum concedatur S. Collegium 

adeundi. 

Wenn es also der staatlichen Diplomatie, was jedoch keineswegs ausge- 
schlossen erscheint, nicht gelingt, neue Mittel und Wege zu finden, um 
ein Ablehnungsvotum an das Kardinalskolleg zu bringen, oder wenn, was 
freilich besonders für die nächste Zeit wenig Aussicht haben dürfte, nicht 
der eine oder andere Papstwähler, etwa bei seiner Beförderung zum Pur- 
pur oder nachher, sei es aus Patriotismus, sei es wegen seiner Gegner- 
schaft gegen eine Papstkandidatur, sich doch für eine irgendwelche Ueber- 
mittelung der staatlichen Willensmeinung gewinnen lässt, vielleicht in der 
immerhin nur zu leicht trügenden Hoffnung, der Neugewählte, der der 
Exklusive gegen den Andern seine Wahl verdanke, werde es mit der 
Absolution nicht allzu streng nehmen, so wird der Versuch einer Ein- 
mischung fortan schon an dem Mangel eines Organs für ihre Geltend- 
machung: scheitern. 

Sind so die Abwehrmittel verschärft, ja geradezu neu, so ist es 
dagegen nicht das Verbot selbst. So viel dürften nämlich die auf bis 
dahin unbekanntes Aktenmaterial gestützten Ausführungen von Eisler 
jedenfalls dargetan haben, dass, seit an die Stelle der Parteien- oder 
Stimmenexklusion, die gegen einen missliebigen Kandidaten mehr als ein 
Drittel der Stimmen zusammenzubringen suchte, die blosse, eigentliche 
Exklusive getreten ist, d.h. der nackte, nicht auf eine Wahlpartei ge- 
stützte staatliche Einspruch, diese neue Form staatlicher Einmischung 
von Seiten der Kirche verpönt wurde. Hatte noch die Bulle: Aetemi 
patris filius Gregors XV. vom 15. November 1621 nur die Inklusion und 
Exklusion untersagt (Eisler, S. 192), so nahm die Bulle: Apostolatus 
offieium Klemens XII. vom 5. Oktober 1732 eine Vorschrift auf, welche 
den Kardinälen gebot, zu wählen (Magnum Bullarium XXTIT, p. 445): 
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principum saecularium intercessionibus caeterisque mundanis 
respectibus ... minime attentis. 

Diese Stelle hatte allerdings auch schon in der Bulle: In eligendis Pius IV. 
vom 9. Oktober 1562 gestanden (Eisler, S. 191, 192). Dass sie aber unter 
Klemens XII. in einem andern, bestimmt gegen die Exklusive ge- 
richteten Sinn gemeint ist, lehrt folgendes. Der genannte Papst, der 
als Kardinal drei Konklaven mitgemacht hatte — und zwar zwei, dasjenige 
Innocenz XIII. und sein eigenes, in denen, dort durch den Kaiser, hier 
durch den König von Frankreich, die Exklusive ausgesprochen worden 
war (Eisler, $. 183 ff.) —, setzte alsbald nach seiner Wahl eine Kardinals- 
kommission zur Ausarbeitung einer neuen Konklaveordnung ein. Vor- 
sitzender war Prospero Lambertini, der spätere Benedikt XIV., einer 
der gewiegtesten Kanonisten aller Zeiten. Wir haben durch Eisler, 
S. 195 ff., 324 fi., 327 fi., die darauf bezüglichen Aktenstücke, namentlich 
das Beratungsprotokoll dieser Spezialkongregation kennen lernen. Gleich 
am ersten Tag beschäftigte man sich mit der Frage: 

Quali provvedimenti debbano prendersi intorno all’ abuso del!’ 
esclusive, che sidanno a nome de’ Prineipi? 

Allerdings lautet das Ergebnis: 
Nihil 
und ebenso heisst es bei der zweiten Frage: 

Si debba farsi alcuna ordinazione ed in qual modo per impedire, 
che i Cardinali assumino il ministero de’ Principi e l’esercitino 
anche in Conclave? — Negative. 

Aber, wenn man auch so die Mittel verschmähte, welche die Konstitution: 
Commissum Nobis jetzt anwendet, so erkannte man doch nicht das be- 
anspruchte Recht an: 

Nella Congregazione tenutassi il di 10 Febbraio 1731 & stato 
considerato non essere espediente, che nella nuova Costituzione ei 
faccia direttamente proibizione di attendersi l’esclusive pro- 
cedenti da’ Prineipi, siperch&lagrandelicatezzadiquesta 
materia ne pure permette di autenticare in tal modo 
la prova dell’ uso di esse infatto siancora, perch£önel 
pubblicarsi la nuova Bolla con tal provvedimento si 
ecciterebbe verisimilmente un gravissimo disturbo 
con le corone. 

Dafür wolle man dem abuso steuern 
1. mit verschiedenen Klauseln, die geeignet seien 

a stabilire la piena libertä del Sacro Collegio ed a garantirlo non 
solo dall’ esclusive formali ed aperte, ma anche da quelle, che piü 
copertamente venghino date col maneggio dei ministri e con la 
soggezione öÖ timore impresso da essi; 
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2. mit dem $ Caeterum der nachmaligen Bulle; 

3. durch Aenderung der Instruktionen der Nuntien am kaiserlichen, 
am spanischen und am französischen Hofe; 

4. durch Verschärfung des Eides, den die Kardinäle auf die Papst- 
wahlbullen zu leisten hätten; 

5. durch die Anordnung wiederholter Vorlesung der zu erlassenden 
Konstitution im Konklave; 

6. durch die von jedem Kardinal bei seiner Kreation und beim 
Eintritt ins Konklave einzugehende eidliche Verpflichtung, wenigstens für 
das Konklave keine (der allerdings sehr einträglichen) staatlichen Vertre- 
tungen (Kardinalprotektorat) zu übernehmen ; 

7. durch Anlegung eines Fonds für bessere Einrichtung und Ab- 
schliessung des Konklaves; 

8. durch bessere Ausstattung der Kardinäle mit (unmittelbar vom 
Papste) durch die Datarie zu verleihenden Benefizien (oder Gnadenvoll- 
machten ?), damit sie gegenüber den Fürsten und deren Zumutungen hin- 
sichtlich der Exklusive eher Widerstand leisteten. 

In der zweiten Sitzung vom 3. März 1731 sodann 

fü letta la minuta dell’ ammonizione per i Cardinali da inserirsi 
nella nuova Bolla e ripertö approvazione, con mutarsi perö alcune 
parole. Dicessi alla minuta „Principum saecularium inter- 
cessionibus et minime attentis“ che sono le stesse parole 
espresse nella coste 63 $ 26 di Pio IV. 

Ma fü considerato da aleuno de’ Signori Cardinali, che l’inter- 
cessione si riferiva all’ effetto di ottenere l’elezione di qualche 
soggetti in Pontefice, ma non all’ opposto efietto di escluderlo. 
E bench& fosse risposto, che la parola „intercessio“ in buona e 
propria significazione latina vale lo stesso che „oppositio“, non 
dimeno fü replicato, non esser tale il senso, in cui suol inpigliarsi 
dai meno eruditi, che sogliono essere i piü dinumero. Fü dunque 
proposto di surrogare queste parole „Principum saecularium autori- 
tate quocumque modo interposita“ per comprendere si le parti 
favorevoli per includere che le opposizioni per escludere. Ma 
parve troppo forte quella voce d’autoritä eche ne men convenisse 
supposta benche ad oggetto d’impedirla. Onde sembra piü proprio 
il dirsi: „Principum saecularium opera quocumque modo interposita 
eorumque officiis aliisque humanis respectibus minime attentis.“ 

Sovviene perö ora al segretario, che forse ancor meglio sarebbe 
il dirsi solo „Principum saecularium interpositionibus“, si perch& 
€ piü simile alla parola „intercessionibus“, che gia stava nella Bolla 
di Pio IV, e pereiö la novitä non darebbe tanto nel? 
occhio ai Principi, si anco perch® con tal parola d’interposi- 


Anhang 62 zu Seite 91. 287 


zione si sodisffa al desiderio di comprendere tanto lYinclusiva che 
Vesclusiva, procedente dai Prineipi. All’ incontro la parola 
„offieiis“ dagli autori latini suole usarsi significare atti favorevoli 
ö per giovamento Ö per decoro d’un altro, non per denotare atti 
eontrarii, quali sono quelli dell’ esclusiva. 
Also dieselbe, durch die damalige politische Lage gebotene Vorsicht, die- 
selben sprachlichen und sonstigen gelehrten Bedenken und Umständlich- 
keiten, denen wir auch in der Nominationsfrage (oben S. 148 ff.) bei 
Benedikt XIV. begegnet sind, aber wie dort volle Wahrung des Grund- 
satzes und der Hauptstellung des kirchlichen Standpunktes. Das Er- 
gebnis ist eine Bulle, in der die Exklusive verworfen wird; das Verbot 
erfolgt leise, ja fast schüchtern, aber es erfolgt. 

Und im letzten Jahrhundert hat Pius IX. in der Bulle: In hac 

Sublimi vom 23. August 1871, hier mit den Worten: 
excluso prorsus atque remoto quovis laicae potestatis 
ceuiuslibet gradus et conditionis interventu, 
und in der Konstitution: Consulturi vom 10. Oktober 1877, hier in der 
Fassung 
Inprimis autem monemus et enixe in Domino observamus Cardi- 
nales, ut ad electionem procedant.... non intercessione in 
saeculo potentium moti, 
die Exklusive verboten; so auch nach der Ansicht von Eisler, S$. 2481. 
und schon nach Johann Friedrich v. Schulte, Die Papstwahl nach 
den Erlassen Pius IX., Preussische Jahrbücher, LXVIII, 1891, S. 840; 
siehe dazu ausserdem Sägmüller, Kirchenrecht ?, $ 88, S. 364 Anm. 1, wo 
die reiche neuere und neuste Literatur am vollständigsten verzeichnet ist. 

Die Konstitution: Commissum Nobis befindet sich also mit ihrer 
Angabe, die Exklusive habe niemals die Billigung der Kirche gefunden, 
durchaus im Recht. 

Damit ist aber ohne weiteres jeder Versuch ausgeschlossen, die Ex- 
klusive auf eine Vereinbarung zwischen Staat und Kirche, eine ausdrück- 
liche oder stillschweigende, nach Art eines Konkordates, einer Konvention 
oder sonstigen Abmachung, zurückzuführen und daraus die Unzuständig- 
keit der Kirche zu einseitiger „Zurücknahme“, zu einem Verbot bezw. 
einer Verschärfung eines solchen herzuleiten. Uebrigens würde ein solcher 
Konstruktionsversuch auch daran scheitern, dass ihm jede geschichtliche 
Unterlage fehlt, dass er also auf eine Fiktion sich aufbauen müsste. 

Durch die obige Feststellung wird aber auch jene, namentlich von 
Ludwig Wahrmund in verschiedenen, in den achtziger und neun- 
ziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts erschienenen Schriften ver- 
tretene Ansicht ausgeschlossen, die die Exklusive auf kirchliches Ge- 
wohnheitsrecht stützt. Selbst ohne das Vorliegen eines ausdrücklichen 
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Verbotes müsste — vom kirchlichen Standpunkt aus, und auf diesen 
kommt es ja für das kirchliche Recht allein an — die Rationabilität der 
Einrichtung bestritten werden, ohne die im Gebiet der Kirche anders als 
auf weltlichem Boden kein Gewohnheitsrecht sich bilden kann. Aber 
auch der tacitus consensus legislatoris, die ungestörte Uebung, vielleicht 
sogar das Vorhandensein der opinio necessitatis und anderer Erfordernisse, 
die eben trotz Silvio Pivano, Il „Veto“ od „Esclusiva“ nell’ elezione 
del pontefice, Studi di diritto pubblicati in onore di Vittorio Scialoja, II, 
Milano 1905, p. 317ss. für das seit der kanonischen Periode durchaus 
absolutistische und dem Gewohnheitsrecht abholde Kirchenrecht aufrecht 
zu erhalten sind, muss in Abrede gestellt werden. 

Ist unter diesen Umständen die Exklusive überhaupt hinfällig ge- 
worden? Mit nichten. Als endgültig gescheitert ist lediglich der Versuch 
zu bezeichnen, für die katholischen Grossmächte Oesterreich und Spanien 
— Frankreich kommt seit der Trennung nicht mehr in Betracht — ein 
kirchliches Privileg im Sinne einer einmaligen Ausschliessungsbefugnis 
bei der Papstwahl in Anspruch zu nehmen, dessen Nichtachtung übrigens 
anerkanntermassen niemals die Nichtigkeit der ihm zuwider getroffenen 
Wahl nach sich gezogen hätte. Mit anderen Worten: Es ist nicht ge- 
lungen, den staatlichen Anspruch in kirchenrechtliche 
Form zu kleiden. Und dies wiederum ist gleichbedeutend mit dem 
Fehlschlagen rechtlicher Gestaltung überhaupt; denn staat- 
liches Recht oder das Recht von Staatenvereinigungen kommt nicht in Be. 
tracht, und einen der Kirche und dem Staat gemeinsamen Rechtsboden gibt 
es vollends nicht; vgl. Stutz, Kirchenrecht, 8 55, a. a. O., II, S. 903 fi.; 
nur innerhalb des Kirchenrechts hätte die Papstexklusive rechtlich be- 
deutsam werden können, wie es nach den Bullen und Breven das Bischofs- 
veto geworden ist, das sich überhaupt als eine ziemlich gleichzeitig oder 
nur wenig später auftretende Parallelerscheinung zu jener darstellt, als 
das Kind derselben Zeit und desselben Geistes. 

So steht die Exklusive wieder nackt und unverhüllt als das da, 
was sie in Wahrheit ist und im Grunde genommen von jeher war, als 
ein staatlicher Machtanspruch gegenüber der Kirche. 

Dass sie deshalb doch ihre Daseinsberechtigung hat, dürfte schon 
unser Text (oben S. 90 ff.) gezeigt haben. Wäre die katholische Kirche 
eine mehr oder weniger unbedeutende, ein verborgenes Sonderdasein 
führende Freikirche, so würde es keiner der Mächte einfallen, sich um 
die Bestellung ihres Oberhauptes zu kümmern. An der die Welt um- 
spannenden katholischen Volkskirche sind dagegen alle Staaten in 
höherem oder geringerem Masse interessiert. Selbst auf kirchlicher Seite 
sollte man sich darüber klar sein, dass die Einmischung in die Papstwahl 
grundsätzlich — Missbrauch in der Anwendung kann vorkommen — nicht 
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sowohl ein aus staatlichem Allmachtbewusstsein und Uebermut ent- 
sprungener willkürlicher Eingriff als die notwendige Folge der sozialen 
und politischen Bedeutung der katholischen Kirche, ja gewissermassen 
deren Gradmesser ist. 

Es war von dem neuen kirchlichen Kurs nach allem, was über ihn 
oben S. 88 mit Anm. 2 und S. 136 f. gesagt ist, zu erwarten, dass er 
gegen die Exklusive vorgehen werde. Ueberhaupt ist nichts natürlicher, 
als dass die Kirche immer und immer wieder bestrebt ist, die Un- 
abhängigkeit und Freiheit der Papstwahl herbeizuführen und sicherzu- 
stellen. Pius X. hat denn auch nach dem oben S. 87 fi. ausgeführten 
den besten und einzigen Weg eingeschlagen, den es gibt, um den Staaten 
den Anlass zur Einmischung möglichst zu nehmen, nämlich den erhöhter 
Selbstbeschränkung der unmittelbaren Tätigkeit der Kirche auf das rein 
religiöse, innerkirchliche Gebiet. Dadurch wird das Interesse der Staaten 
an der Papstwahlfrage herabgemindert, und sie werden bei nicht ge- 
nügend begründeten Einmischungsversuchen dem Verdikt der öffentlichen 
Meinung verfallen und Misserfolgen sich aussetzen. 

Aber freilich die kirchliche Kräftekonzentration der Gegenwart 
vermindert nur die Reibungsflächen mit dem Staat, sie beseitigt sie nicht. 
Denn die katholische Kirche ist ihrem innersten Wesen nach eine Gross- 
macht auch auf sozialem und politischem Gebiet, und sie will es sein und 
bleiben. Damit bleibt aber auch das Interesse der Staaten an der Papst- 
wahl bestehen ; bald tritt es mehr hervor, bald mehr zurück, bald ist es 
vornehmlich da, bald in erster Linie dort vorhanden. 

Und wit Rechtsvorschriften lässt es sich nicht beseitigen. Das 
Recht kann Macht sein, aber es gebietet nicht über die Macht, auch 
nicht das Kirchenrecht, dieses sogar weniger als manches andere. 

Ja die gegen die Exklusive gerichteten Bestimmungen könnten 
leicht eine Ausdehnung des staatlichen Ausschliessungsanspruchs zur Folge 
haben. Bisher wurde er in Gestalt eines kirchlichen Privilegs nur von 
einigen wenigen katholischen Staatsoberhäuptern erstrebt. Mit dessen 
endgültiger Versagung ist alles auf die beiden Begriffe Macht und Staat 
abgestellt. Staatliche Macht und rein politisches Interesse an der Papst- 
wahl kommt aber auch Italien und Frankreich zu, die von der Kirche 
sich getrennt haben und im Krieg mit ihr liegen, und ebenso dem Deut- 
schen Reich, trotzdem sein Kaiser nicht zum katholischen Glauben sich 
bekennt. Sollten die Dinge bei der Papstwahl so ganz anders liegen als 
bei den Bischofswahlen, bei denen die Kirche einen negativen Einfluss 
akatholischer Regierungen sogar in kirchlichen Erlassen rechtlich gut- 
geheissen hat? Wenn eine Macht oder gar eine Vereinigung von Mächten 
vor der Wahl — es braucht ja gar nicht im Konklave zu sein — laut und 
offiziell erklärt, sie wünsche einen oder mehrere bestimmt bezeichnete 
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Bewerber nicht gewählt zu sehen — ängstliche und feinfühligs Rücksicht- 
nahme ist seit den Tagen Prospero Lambertinis auch auf staatlicher Seite 
seltener geworden — werden dann die Papstwähler dem Eindruck einer 
solchen Kundgebung sich entziehen? Ich denke es kaum, oder wenn sie 
es tun, werden sie unter Umständen damit solche Erfahrungen machen, 
dass eine Wiederholung so gut wie ausgeschlossen ist. Und werden sie 
nur solchen Aeusserungen Gehör schenken, die von Oesterreich oder 
Spanien kommen? Auch das nicht. Einzig und allein darauf kommt es 
an, ob der Katholizismus in dem betreffenden Lande oder in den be- 
treffenden Ländern angesichts der Zahl seiner Bekenner oder wegen seines 
Ansehens oder aus sonstigen, durch die zeitige Lage des Gesamtkatholi- 
zismus bestimmten Gründen eine solche Stellung einnimmt, dass man 
ihm und in Folge dessen dem Gemeinwesen, dem er angehört, Rechnung 
tragen muss. Ist dies der Fall, so werden die Papstwähler auch in Zu- 
kunft sich kaum je einer so oder anders gearteten Einwirkung in nega- 
tivem Sinn entziehen, vielmehr ihre Wahl auf einen Andern als den Aus- 
geschlossenen richten — der dann freilich möglicherweise die Leitung der 
Kirche in einem Sinne besorgt, welcher den Ausschliessungsmächten noch 
weniger zusagt. 

Mit den letzten Worten soll zum Schluss angedeutet werden, dass 
das Papstwahlveto, sowohl in der bisherigen Gestalt als auch in etwaiger 
rein politischer Neufassung, von weit prekärerem Wert ist als das ja 
auch schon nicht unfehlbar wirkende Ausschliessungsrecht bei Bischofs- 
wahlen. Schon deshalb wird kein Staat ohne Not davon Gebrauch 
machen. Und kein Staatsoberhaupt wird ausser acht lassen dürfen, dass 
für seine Untertanen, soweit sie gläubige Katholiken sind, es sich bei der 
Wahl „des Statthalters Christi“ nicht bloss um die Besetzung des obersten 
katholischen Kirchenamtes handelt, sondern vor allem um eine Hand- 
lung von höchster religiöser Bedeutung. 
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188. 189. 195. 200. 203. 

Grenadiere, preussische 142. 

Gross, Karl 825 (83). 

Gründe der Mindergenehmheit 
55. 173. 175 ff. 186. 187. 198. 
196 ff. ;siehe auch gerechte Gründe. 

Grünewald, Oskar 39. 

Grünhagen, Colmar 141. 142. 
152. 

Guthelin, Monsignore 234. 


H. 


Habicht, Georg Philipp 82° (83). 

Haffner, Paul Leopold, Bischof 
von Mainz 7! (8). 118. 

Halberstadt 147. 

Haneberg, Daniel Bonifatius, 
Abt von St. Bonifaz in München, 
später Bischof von Speyer 117. 

Hannover, Bistümer, Recht, Regie- 
rung 6. 16. 17. 24°. 27. 28. 40, 
41. 43 2. 44 1,3. 46. 50. 50 '. 52. 


532. 651. 66. 66°. 79%. 98. 101. | 


102. 121. 122. 123. 128. 166. 167. 
172. 193. 196. 206. 209. 213. 220. 
222. 226. 227. 229. 230. 
Hardenberg, Karl August, 
Fürst v., preussischer Staats- 
kanzler 17. 47°. 
Haring, Johann 
(83). 
Hartmann 9® (10). 
Hauber, Fr. Albert 108. 
Heers, Franz 4°. 
Heiliggeistamt 77. 
Heiner, Franz, Uditore der Rota 
Romana 11!. 17°. 101. 190. 
Hergenröther, Philipp 11". 
Herrmann, Emil 9°. 82. 
Herrscher, evangelischer 41; ka- 
tholischer 41. 
Herz, Pfarrer 78 '. 
Hessen-Kassel; siehe Kur- 
hessen. 


Baptist 82° 
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Hessen-Darmstadt, Grossher- 
zogtum 19. 75. 77° (78). 108. 
110. 118. 191 ff. 194. 198 ff. 208. 
209. 212. 

—.Nassau 19. 24°. 521. 75". 
80 ?. 102. 109. 131. 197. 199. 208. 
209. 212. 221. 226. 229. 

Heyne, Johann 141. 

Hierarchie, deren Wiederher- 
stellung 101. 

Hildesheim, Bistum 6. 26 '. 28. 
50. 118. 166. 226. 229. 

Hilling, Nikolaus 29° (30). 

Hinschius, Paul 9!. 391. 87\. 

Hipler, Franz 161. 164. 

Hirschel, Johann Joseph, Dom- 
kapitular in Mainz 3'. 8? (9). 

NIE 

Höhler, Matthias, Domkapitular 
in Limburg 6°. 

Hoheitsrechte; siehe Majestäts- 
rechte. 

Hohenlohe-Bartenstein,Prinz 
Joseph Christian v., Koadjutor, 
hernach Fürstbischof von Bres- 
lau 152. 153. 

Hohenzollern, Fürstentum 197. 

— Joseph v., Fürstbischof von Erm- 
land 20 ?. 163. 

— Karl v., Bischof von Kulm, her- 
nach Fürstbischof von Ermland 
153. 154. 157 f. 161. 

Holland 116. 

Hollweck, Joseph 11. 

Holtzendorff, Franz v., 12'. 

Hommer, Joseph, Freiherr v., Bi- 
schof von Trier 5. 

Hoym, Karl George Heinrich, 
Graf v., preussischer Etatsminister 
152. 153. 

Hüffer, Hermann 155. 

Humboldt, Wilhelm, Freiherr v., 
preussischer Ministerresident in 
Rom 157. 

Hussarek, Max, Ritter v. Hein- 
lein 187. 


IN. 
Ideoque 61. 62. %. 


| Jesuiten 148 ff. 
| Impensa Romanorum, hanno- 
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versche Zirkumskriptionsbulle 16. ı Justes 


46 !. 580..52. 583 2. 
121. 166. 172. 194. 

Indigenat; siehe Staatsangehörig- 
keit. 

In eligendis, Konstitution 232. 
235. 

Informativprozess, 44. 132 f. 
138. 166. 169; siehe auch Kon- 
firmation. 

Information, siehe Erkundigung. 

Ingratus 60 ?. 194. 196. 201; siehe 
auch invisus, mindergenehm, miss- 
fällig, suspectus, verdächtig, ver- 
hasst. 

In hac sublimi, Bulle 232. 237. 

Initiative 71. 215. 

Inklusion 234 ft. 

Innocenz XIII. 235. 

Inspiratio 49. 

Instabilis, st. gallische Zirkum- 
skriptionsbulle 165. 21° (22). 
113. 116. 122. 

Institution, päpstliche 36 !. 124. 
126 £. 129. 143 f. 179 f. 185. 

Instruktion, für den Erzbischof 
von Freiburg 98. 188 f. 200 £.; 
für den Bischof von Rottenburg 
187. 202. 203 f.; für Wahlkom- 
missare 153. 216. 229. 

Internuntius, apostolischer 
Luzern 26 !. 

Inter praecipua, Basler Zirkum- 
skriptionsbulle 16°. 113. 121. 
139. 

Interpretation,einseitigeauthen- 
tische 24. 28. 62.226; unzulässige 
Versuche einer solchen 25 £. 

Investitur 192. 

Invisus 168. 194. 

Jolly, Julius, badischer Staats- 
minister 67 *. 114. 175. 210. 219. 

— Ludwig 7". 

Irischer Wahlmodus 
65 !. 168 f. 180. 214. 

Irland 51. 59. 116. 168. 

Italien 116. 133. 239. 

Jungnitz, Joseph 141. 

Jurisdiktion, bischöfliche 20. 44. 
99. 108; siehe auch Befugnisse. 

Juristisch unmöglich 66. 210 ff. 

Jus, ad rem 44; in re 44. 179 f. 


95. 101. 102. 


in 


80. 59. 


Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 


motifs; 
Gründe, 

Justitiar 80°. 

Jvo, Bischof von Chartres 138. 
170. 


sieke gerechte 


K. 
Kabinettsordre, preussische, vom 
23. August 1821 17. 183%, °. 19. 
20 ?. 98. 102; 7. Februar 1830 
123; 28. September 1858 164; 
13. November 1865 53 !, 
Kahl, Wilhelm 383, 44. 


| Kaiser, deutscher 39. 127. 239; 


römischer deutscher Nation 82° 
(83). 234. 

— Peter Leopold, 
Mainz 6. 

Kanada 116. 

Kanones 20:21.213 29)2132 
138 f. 166. 169. 

Kanonikate; siehe Domkanoni- 
kate. 

Kanonisches Recht 4° (5). 21%. 
44. 45. 45 3,° (46). 46. 68. 68. 
111. 121. 123. 134 f. 138; siehe 
auch Eigenschaften. 

Kapitel; siehe Domkapitel. 

Kapitelssaal 75. 75'!. 80°. 

Kapitelsschluss 134 f. 225. 

Kardinäle 157. 232 ff. 

Karl IV., Kaiser 159. 

Karlsruhe 97. 185. 219. 

Keller, Johann Baptist v., Bischof 
von Rottenburg 6. 

Ketteler, Wilhelm Emanuel, Frei- 
herr v., Bischof von Mainz 4'. 
D..7 18)u0.: 70 170 TTS 
218. 

Kintzinger 21. 

Kirch, Matthias Heinrich, Dom- 
kapitular in Köln 175. 

Kirche 41. 109. 119; Selbständig- 
keit 88 ?; evangelische 98. 109. 
französische 125 £. 

Kirchengesang, gregorianischer 
88 ?. 

Kirchengut, Verlust desselben 
88 


Bischof von 


Kirchenpragmatik 106. 107. 207, 
209. 228. 


Register. 


Kirchenrecht 16. 18° (19). 22. 
23. 28. 120. 173 f. 232. 238; fran- 
zösisches 125; gemeines 116. 122. 
125; neuestes 87 ff. 88!. 136 f.; 
vatikanisches 46. 136 f.; Neuauf- 
zeichnung 88. 88°. 136; dessen 
selbständige Geltung 16° (17). 
215 (22). 122; siehe auch Eigen- 
schaften. 

Kirchenstaat, dessen Untergang 
88. 891. 

Kirchenstreit, badischer 8. 59. 

Kissling, Johann Baptist 6°. 7". 

Klein, Karl, Domdechant, hernach 
Bischof zu Limburg 118. 

Klemens XII, Papst 231. 233. 
234. 

Klugheit 55. 55 ? (56). 56. 61. 138. 
168. 170. 174. 

Knecht, August 101. 


Koadjutor 4. 87! 142ff. 143. 
1521.#157: 

Kodifikation;sieheKirchenrecht, 
Neuaufzeichnung. 


Köln, Erzbistum 5. 6. 18° (19). 25. 
262.45 3247::55.7.(56)2.79.°..30>. 
118. 123. 134. 135. 137. 181. 218. 
225. 

König, Leo 37? (38). 

Kohler, Joseph 12. 

Kolb, Christoph 203. 

— v., württembergischer Geschäfts- 
träger 202. 

Kolin, Schlacht bei 152. 

Kommissar, bischöflicher 131; 
siehe auch Wahlkommissar. 

Kommissorium 80. 

Komp, Georg Ignaz, Bischof von 
Fulda, erwählter Erzbischof von 
Freiburg 15 !. 217. 

Konferenzen, Frankfurter, siehe 
Frankfurt. 

Konfirmation, päpstliche 36. 
36 1. 44.44 !. 138. 179. 184. 219; 
Frist dafür abgelehnt 44 °, siehe 
auch Bestätigung. 

Konklave 232 f. 

Konkordat 58. 58°; bayrisches 
124 f.; französisches von 1516 143; 
von 1801 37 ? (38). 38. 39. 124. 
125 ff., in Elsass-Lothringen 38 f. 
39 1, 127; österreichisches 185 ff.; 
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st. gallisches 124 f., Wormser 4. 
43. 144; siehe auch Konvention. 
Konkordatsversuche, deut- 
sche 87 ?. 157. 
Konsekration 44. 80°. 166. 
Konstanz, Bistum 4. 
Konsul, erster 38. 124. 
Konvention, badische von 1859 
22. 58. 108. 109. 119. 125. 172. 
188 f. 190. 191. 199 ff. 204. 210. 
230; württembergische von 1857 
58. 108. 110. 119. 125. 173. 187. 
190. 203. 204. 210. 230. 
Konventionsversuch, 
tembergischer von 1807 40. 
Konvikt 110. 
Konzentration, kirchliche 88 °. 
90. 238. 


würt- 


| Koser, Reinhold 142. 


Krätzig, Adalbert 5 ?. 130. 179; 
siehe auch Kugel, Rosner. 

Krakau 232. 

Krasicki, Ignaz, Graf, Fürst- 
bischof von Ermland, hernach 
Erzbischof von Gnesen 155. 161. 

Kremer-Auenrode, H. v. 100. 

Kübel, Lothar v., Weihbischof 
und Kapitelsvikar in Freiburg 21®. 

Kühlewetter, v.,‚Zivilkommissar 
im Elsass 38 °. 

Kugel 179; siehe auch Krätzig. 

Kujavien-Pomerellen, Bis- 
tum 160. 

Kulm, Bistum 47. 138. 153. 157 it. 
161: 

Kulmsee, 157. 159. 

Kulturkampf 119. 

Kultus 88° 

Kultusfreiheit 41. 90. 

Kumulation von Pfründen 4. 

Kurhessen 19. 24°. 80? 102. 
109. 208. 209. 212. 226. 

Kurie 10. 15. 18. 21. 22. 25. 28. 
30. 34. 37. 39. 40. 41. 44°. 45°. 
475. 51. 58. 60. 61°. 62. 63. 64. 
09.=237.10.2.581..87..89..98.99: 
102. 104. 105. 106. 111. 116. 118. 
121. 122. 126. 137. 142. 165. 170. 
182. 183. 185. 188. 189. 192. 195. 
198. 199. 200. 202. 204. 205. 203. 
213. 215. 218. 230; deren Neu- 
ordnung 89. 137. 
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Kurpfalz 148. 150. 
KusSej, J.R. 54°. 


L . 


Laien, Einmischung der 44. 45. 

Lambertini, Prospero, Kardi- 
nal 235. 240; siehe auch Bene- 
dikt XIV. 

Lambruschini, Luigi, Kardi- 
nalstaatssekretär 25.26 !. 55 ? (56). 
772 (78). 118. 131. 167. 173. 194. 
217. 

Landesherr, evangelischer 
45. 67. 

Landrecht, preussisches 
meines 82. 87 !. 230. 

Laspeyres, E. A. Th. 102. 140. 

Laubmann, Georg v. 125. 

Lauer, Hermann 7'. 

Laurentius, Josephus 11. 

Lausitz, Präfektur 128. 

Leetor, Lucius 234. 

Leder, Paul August 825 (83). 

Ledochowski, Miecislaus, Erz- 
bischof von Gnesen-Posen, später 
Kardinal 118. 

Lehmann, Max 82°. 140. 141. 

Leist, Justus Christoph, Professor 
in Göttingen, später Hofrat und 
hannoverscher Legationsrat 128. 
196. 

Leo X., Papst 161. 

— XIL, Papst 40. 95. 98. 105. 
199 ff. 202. 204. 

— XII,., Papst 10. 27. 87. 83%, 
88° (89). 89 !. 95 ff. 

Leoni, Albert 39 !. 

Leuthen, Schlacht bei 152. 

Lex propria Sacrae Romanae 
Rotae et Signaturae Apostolicae. 
293 

Licet per Apostolicas, Bulle 
232. 

Lilienthal, J. A. 160. 
Limburg, Bistum 6. 751. 76. 
80 ?. 110. 118. 131. 217.230. 
Linsenmann, Franz Xaver v., 
erwählter Bischof von Rottenburg 

152 

Lipp,Joseph v., Bischofvon Rotten- 

burg 6. 201. 


allge- 


| 
| 


Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 


Liste 453. 46 !. 47°. 50. 53 °. 54. 
59. 61..61.2. 65. 2766.%,68:.09770: 
GO BETL ILS TAN 2 
79. 80 2. 118. 129. 133. 134 f. 166. 
168. 169. 171. 172. 173. 175. 183. 
184. 194. 195. 196. 199. 205. 208. 
214. 215 8. 221 f. 225; Aufstel- 
lung 54. 61. 70. 75 2. 133. 134. 
172. 173. 184. 185; Einreichung 
einer neuen 71. 73. 135. 175. 195. 
220. 223 ff.; Ergänzung 65 !. 175. 
220. 226; Nichteintreten auf sie 
71.219. 2221.; Rückgabe 71, 
71°. 73.128. 222; vorschriftswidrige 
72.203. 205. 221 £. 224; Zahl der 
Aufzunehmenden 69°. 196. 224; 
Zweck 215 ff. 222. 

Listenverfahren, hannoversches 
50. 51. 167 £. 172.213. 215; ober- 
rheinisches51.52.167. 172; preussi- 
sches 23°. 25. 47 *. 50. 52. 58. 
53.2, 64577 65.°.766 1221672 
172. 213. 216. 

Literatur des 19. Jahrhunderts 
über das Bischofswahlrecht 8 f£. 

Litta, Kardinalpräfekt der Propa- 
ganda 59. 168. 

Lochmann, Eduard 152. 

Longner, Ignaz v., Domdekan in 
Rottenburg 9°. 

London 168. 

Ludwig, A. Fr. 37 ? (33). 

— Grossherzog von Baden 105. 

— Theodor 37°. 

Lutterbeck, Anton 132. 

Lux, Karl 9® (10). 

Luxemburg 116. 

Luzern 26 '. 218. 


M. 


Maas, Heinrich 7 !. 21° (22). 103. 
191: 

Magdeburg 147. 

Majestätsrecht als Titel der 
Nomination 42 !. 

Majestätsrechte, unveräusser- 
liche 4? (5). 21. 59. 98. 99. 104. 
227 f. 229. 

Mainz, Bistum 6. 7!(8). 9. 43 ?. 
60 3.:724,75..26....1082182 107 


175. 192. 198. 202. 218. 225. 228. 


Register. >51 


Malezewski, Franz Skarbek v., 


Dompropst, dann Generaladmini- | 


strator von Gnesen, schliesslich 
Bischof von Posen 155 ff. 

Mandel, Karl 39. 

Mansi, Dominicus 124. 

Marmottan, Paul 126. 

Marquardsen, Heinrich 391. 

Martin, Jean Baptiste 124. 

Mathieu, Francois Desidere, Kar- 
dinal 37 ? (38). 232. 

Maximilian I. Joseph, König 
von Bayern 124. 

Mayer, Ernst 124. 

Mazio, Monsignore, Kurialprälat 
165. 

Mehr, das Breve gegenüber der 
Bulle ein 65. 66. 201. 202. 203. 
208. 210. 212 f. 

Mehrheit, einfache bei der Wahl 
43. 45°; absolute oder relative 
bei der Aufstellung der Liste? 
134 f. 

Mejer, Otto 8°. 

Melchers, Paulus, Bischof von 
Osnabrück, nachmals Erzbischof 
von Köln, schliesslich Kardinal 
52.16), 118. 

Merveldt, Graf v., 229. 

Metz, Bistum 39. 40. 127. 

Meurer, Christian 125. 

— H. 50°. 

Meyer, Georg 39". 

Mindergenehm, Mindergenehm- 
heit 43. 47. 50. 54. 55. 55 ° (56). 
56 ', 57. 58. 60. 60 ? (61). 61. 61°. 
62. 68. 64. 64 !. 65. 66 ®. 67. 67°. 
a a rer 
83 1. 129. 130. 139. 170.£. 172. 
173. 179. 182. 184. 183. 195. 196. 
203. 205. 214. 215. 216. 218. 220. 
221. 222. 226. 227. 

Ministerium, badisches des In- 
nern 26 ?. 60 °. 67*. 114. 175. 
210. 218. 219; hannoversches 53 ?; 
hessisches des Innern 192. 193; 
preussisches der geistlichen An- 


oelegenheiten 17. 49%. 79. 215; | 


Erlasse desselben 130. 134 £. 
Minus gratus 64! 96. 138. 

166.169. 216. 217; siehe auch in- 

gratus, invisus, mindergenehm, 


missfällig, suspectus, verdächtig, 
verhasst. 

Missfällig, missliebig 47 °. 57. 
60 3 (61). 65. 68. 130. 165. 180. 
202. 222; siehe auch minderge- 
nehm. 

Missionsprengel 101. 116. 128. 

Mitwirkung, negative 37. 39. 
42. 49. 60° (61). 64. 72. 9. 
96. 130; positive 42. 49. 72. 73. 
96. 

Modernismus 88°. 

Modus vivendi, hessischer 108. 
192. 

Möhrs, Karl 142. 

Mommsen, Theodor 142. 

Mone, Franz Joseph, Direktor des 
badischen Generallandesarchivs 


2 


Montgelas, Maximilian Joseph, 
bayrıscher Minister 125. 

Moralisch möglich bezw. unmög- 
lich 210 f. 

Moralische Person 133. 

Moralmente impossibile 213 ff. 

Mosbach, August 141. 

Moser, Johann Jacob 82 (83). 

Motive, siehe Gründe. 

Motu proprio, Besetzung, Be- 
stätigung 118. 150. 154. 157. 163; 
Erlass: Arduum sane munus 136. 

Moufang, Christoph 132. 

Mühler, Heinrich v., preussischer 
Kultusminister 129. 

Müller, Andreas 106. 

München 117. 132. 
225. 

— Nikolaus, Dompropst zu Köln 
18° (19). 

Münchow, Ludwig Wilhelm, Graf 
v., preussischer Etatsminister 145. 

Münster, Bistum 47. 64 '. 137. 
181. 229. 


218. 221. 


N. 
Nachkanonisches Recht 44. 45° 


(46). 
Nachwahl 88° (89). 
Napoleon]I., Kaiser der Franzo- 
sen 40. 
Nassau; siehe Hessen-Nassau. 
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Nebenius, ©. F., badischer Staats- 
rat und Präsident des Ministe- 
riums des Innern 17°. 

Nec minus 60 ?. 

Negative; siehe Mitwirkung. 

Neller, Georg Christoph 4°. 

Ne temere, Dekret 100. 137. 

Nichtigkeit der Wahl 45. 56. 
81°. 184 217. 

Nichtplazetierung der Breven 
22 f.; von Art. V, VI der Bulle: 
Ad Dominici, siehe daselbst ; eines 
Teils der Bulle: Instabilis 21 (22). 

Nichtverkündigung der Breven 
22. 112f. 

Nichtwissen des Kapitels 70. 71%. 

Niebuhr, Barthold Georg, preussi- 
scher Gesandter 47 °. 65 !. 70°. 
114. 165. 168. 179. 181. 185. 214. 
228. 

Niederrhein, 
46 f. 

Nippold, Friedrich 46 . 

Nisard, französischer Botschafter 
beim Vatikan 126. 

Nobis nominavit 125 fi. 

Nomination 38. 40. 42.421.482. 
90.2 (91).#11625124.5.°126 2.7129. 
143 fi. 151. 152 £. 154 f. 156. 
159. 163. 164; zu niederen Pfrün- 
den 143 ff.; siehe auch Benennung, 
Ernennung. 

Nordamerika, Vereinigte Staaten 
von 91!. 116. 

Notifikatorium 79. 

Numerus sufficiens 65 !. 68. 
128 f. 166. 168. 169. 181. 184. 
194. 214. 217 ff. 220; siehe auch 
Dreizahl, Zweizahl. 

Nuntiatur, Luzerner 26 !. 218; 
Münchener 117. 132. 218. 221.225. 

Nussi, Vincentius 97. 


v. 


OÖberpräsident 79. 80 2. 

Oberrhein, Bischöfe, Bistümer, 
Kirchenprovinz, Recht, Regie- 
rungen 6 !. 10. 15. 16. 17. 19. 20. 
22. 27. 28.40. 41. 411.43?. 441,3, 
46.451..915%:..522. 593.2. 54.00.23. 
65. ,65°%1.06.066 22:67. :69: 70% 


Kirchenprovinz 


Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 


81:97. 98:799.:.21022102210% 
109. 111. 121. 122. 123. 165. 167. 
172. 173. 185 #. 193. 195. 196. 
197. 198 fi. 203. 204. 207. 208. 
209. 210. 211. 214. 227. 228. 230. 

Obitus extra curiam 123; in curia 
123. 137. 

OÖboedienz, kanonische der Ka- 
pitel 27. 

Oesterreich 82° (83). 141. 143. 
147. 149. 150. 151. 152. 186. 232. 
237. 

Okecki, Anton Önufrius, Graf v., 
Bischof von Posen 153. 

Oldenburg, Grossherzogtum 131. 

Olmütz, Erzbistum 82° (83). 

Ompteda, Freiherr Friedrich v., 
hannoverscher Gesandter 41!. 128. 
165. 

Ordensverleihung 63° (64). 

Ordines zur Konstitution: Sa- 
pienti consilio 29 ®, 

Osnabrück, Bistum 28. 50. 50°, 
118. 132. 166. 226. 229. 

Österproklamation 109. 

Otto, Carl 141. 


IH 


Paderborn, Bistum 47. 132. 137. 

Papstwahl, insbesondere deren 
Neuregelung &8. 88° (89). 90. 
90? (91). 

Par cela-m&me 62!. 182. 

Pars maior et sanior 134 f. 

Patent, königliches, für Hannover 
vom 20. Mai 1824 17. 

Patronat, landesherrliches 42 !, 
141. 146. 147. 154. 156. 159. 
163. 

Pelldram, Leopold, katholischer 
Feldpropst, nachher Bischof von 
Trier 117. 

Pelplin, Abtei 161. 

Pervenerat, Breve 106. 

Petit, Louis 124. 

Petrikau; siehe Vertrag. 

Pfaff, Johann Leonard, Bischof 
von Fulda 130. 

Pfarrkonkurs 188. 

Pfründen, niedere, 


Seelsorge, 
siehe Exklusive. 


Register. 


Pfülf, Otto 5° (6). 

Philippe, E. 117. 

Phillips, Georg 28°. 

Piasten 147. 149. 

Pietro, di, Kardinal 37 ? (38). 

Pigge, Heinrich 142. 

Pius IV., Papst 232. 235. 236. 

— VIL, Papst 95. 139. 163. 

— VIII, Papst 106. 

— IX., Papst 25. 26. 118. 173. 
218. 225. 232. 237. 

3X), Papst: 88.,88% 88.2 (89). 
891. 99. 115. 136. 137. 231 ff. 

Pivano, Silvio 238. 

Plazet 18. 21. 99. 102. 107 ff. 113. 
153. 219; zur Verkündigung des 
Wahlergebnisses 75°. 81. 81?. 

Plock, Bistum 160. 

Polen 82° (83). 143. 148. 150. 
154 f. 158. 159. 160. 162. 

Poniatowski, Michael, Fürst, 
Bischof von Plock, hernach Erz- 
bischof von Gnesen und Primas 
von Polen 155. 

Portugal 143. 

Posen, Bistum 153 f. 156. 160; 
siehe auch Gnesen-Posen. 

Postulatio 44!. 137. 155. 159 £. 

Poynter, apostolischer Vikar in 
London 168. 


Praedecessores nostri, Konsti- | 


tution 88 ? (89). 89 !. 

Praeelectio 45°. 47%. 

Präliminarübereinkunft zwi- 
schen Baden und der Kurie 108. 

Praesentaverit 126. 

Pragmatik; siehe Kirchenprag- 
matik. 

Preussen, Bischöfe, Bistum, Recht, 
Regierung 5. 10.15. 15£. 17. 20°, °. 
938, 25. 252. 27. 28. 40. 41. 43. 
432. 441. 46. 46%. 47° (48). 48°. 
49 750. 594553%..55 27 642.268. 
66. 66°. 675, 70°. 75%. 79. 791. 
792. 80. 80? 82. 102. 110. 111. 
1182122.719871272150. 1812183: 
134 f. 138. 139. 140 ff. 147. 150. 
151. 155. 157. 158. 159. 162. 164. 
1552. 167°. 17 10172217 3E18072T7. 
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Privileg, Widerruf 33 *; das Aus- 
schliessungsrecht ein päpstliches 
199; das Wahlrecht ein könig- 
liches 122. 148. 149. 151, ein 
päpstliches 33. 33. 95 f. 116 £. 
1 151; siehe auch Wahlprivi- 

eg. 

Progetto für eine Konvention mit 
Württemberg 201 f. 

Promulgandi, Konstitution 115. 

Protest gegen vorschriftswidrige 
Wahl 71° (72). 184 £.; gegen Weg- 
nahme des Kirchenstaats 89'; 
siehe auch Beschwerde, Ueber- 

. prüfung. 

Protestantenehe 101. 

Provida, Konstitution 99 £. 

— solersque, oberrheinische Zir- 
kumskriptionsbulle 16. 20. 102. 
105. 131. 

Provinzen, östliche 47. 79?. 82° 
(83). 137. 165. 

Proviste 158. 

Publikation; siehe Wahlergebnis, 
Mitteilung desselben, Verkündi- 
gung. 

Publikationsform für päpst- 
liche Erlasse 29. 115. 

Publikationspatente, 
rheinische 17. 18°. 19°. 
102. 105. 107. 

Puzyna, Fürstbischof von Krakau, 
Kardinal 232. 


®. 


Qualitäten; siehe Eigenschaften. 

Quies publica; siehe Ruhe. 

Quod ad rem sacram, Basler 
Breve 16°. 114. 139. 

Quod de fidelium, preussisches 
Breve 16. 233. 26. 27. 46!. 47. 
50. 52. 55 2. 66 ® (67). 70°, *. 95. 
97. 113. 116. 188 1. 167. 168. 
185. 205. 207. 214. 227.; dessen 
Zustellung 23 ?. 


ober- 
98 ft. 


R. 


193. 201. 207. 209. 213. 216. 220. | Raczynski, Ignaz, Graf, Bischof 


226. 227. 229. 230. 


Primatialgewalt 37. 


von Posen, schliesslich Erzbischof 
von Gnesen 153 ff. 
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Rampolla del Tindaro, Mariano, 
Kardinalstaatssekretär 10. 27. 35. 
40. 43. 49. 54. 61. 61°. 62. 64. 
66. 68. 74. 75 f. 83. 95. 97. 130. 
232. 

Rauscher, Joseph Otmar v., Fürst- 
bischof von Wien, später Kar- 
dinal 186. 

Rechenschaft; siehe Ueberprü- 
fung. 

Rechtsnatur der Breven 23 £. 
111 £. 113. 114; der Bullen 16 ff.; 
des Erlasses von 1900 15. 27 £. 

Reck, Eberhard Friedrich Chri- 
stoph Ludwig, Freiherr von der, 
preussischer Etatsminister 156. 

Recklingh, Franz 38°. 

Reden, Baron F. v., hannover- 
scher Gesandter 129. 165. 227. 
Regierung, Mitwirkung einer aka- 

tholischen bei der Wahl 37. 39. 
67. 95. 127. 129. 144. 148. 155. 
161. 168. 239 f.; empfängt und 
erledigt die Liste 53 ?. 160. 168. 

172. 194. 


Regierungen, protestantische 41. | 


42. 
Regierungsblatt, badisches 21 *. 
106. 
Regierungskommissar, 
Wahlkommissar. 
Regierungspräsident 79. 
Regierungsrat von St. Gallen 
212.122).2219: 
Regolamento zur Konstitution: 


siehe 


Sapienticonsilio29°; zuLeosXIl. | 


Papstwahlbulle 88 ® (89). 

Regulativ, St. Galler, vom 18. Fe- 
bruar 1846 69°. 196. 218. 

Reichsindigenat 226. 

Reidel, Carl J. 10? (11). 

Reisach, Karl August, Graf v., 
Kardinal 7!. 171. 173. 182. 189. 
200 ff. 216. 218. 219. 

Rekommendationsschreiben; 
siehe Wahlempfehlung. 

Re sacra, oberrheinisches Breve 
16. 26. 27. 48 2 (49). 51. 52. 60°. 
61 ?. 65. 66. 66 ®. 68. 71. 715 (72). 
95. 97. 98. 113. 116. 170. 198 ff. 
203. 204. 205. 206 f. 208 ff. 212 f. 
230. 


Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 


Reservationen, päpstliche 123. 

Resignatio 123. 137. 158. 

Reskript, württembergisches, vom 
13. Juni 1861 110. 

Reusch, Friedrich Heinrich 9. 20 °. 

Reuter, G. 130. 179; siehe auch 
Krätzig. 

Revolution, französische 88. 

Richter, Aemilius Ludwig 44 '. 
52% 68°010% 

— Wilhelm 132. 

Rieger, Johann Adam, Bischof 
von Fulda 130. 

Rinieri, Ilario 126. 

Rösch, Adolf 5'. 9® 111. 57. 58. 
62. 67. 68. 

Rogowski, Ivo v., Weihbischof 
von Kulm 159. 

Rom 20. 26 !. 30. 33. 39. 47. 52: 
57.641.772.88?.89.891. 97: 104, 
107. 108. 117. 119. 123. 130. 132. 
143. 148. 151. 153. 154. 155. 157. 
159. 160. 164. 183. 201. 202. 207. 
208. 209. 214. 217. 225. 230. 

Rosin, Heinrich 17? (18). 

Rosner, Michael 5°; siehe auch 
Krätzig. 

Rosshirt, Franz, Kanzler 200. 

Rota, römische 89 !, 

Rothenbücher, Karl 16°. 

Rottenburg, Bistum 6. 9. 15‘. 
77.2..97.:106.°187,.20087 21% 

Rümelin, Gustav v., württem- 
bergischer Kultusminister, später 
Kanzler der Universität Tübingen 
107. 202. 

Ruhe, öffentliche, Bestreben sie 
zu wahren 61. 62. 96. 168. 

Russland 153. 

Rydzynski, Franz Xaver, Graf 
Verbno-, Weihbischof in Posen, 
dann Bischof von Kulm 158 f. 


S. 


Sachsen, Apostolisches Vikariat 
127 £. 

Sägmüller, Johann Baptist 11' 
(dies einzige, noch auf die 1. Auf- 
lage gestellte Zitat ist jetzt ab- 
zuändern in 2. Auflage, Freiburg 
i. Br. 1909, $ 72, S. 297, Anm. 1). 


Register. 


Säkularisation von 1803 88. 
Salzburg, Erzbistum 82? (83). 
Sanktion 17. 19. 21. 98. 102. 
Sapienti consilio, Konstitution 
ur 29% 116. 132. 137. 

Sardinien 143. 

Sartori, Joseph, Edler v. 4°. 

 Savoyen 143. 

' Schaffgotsch, Philipp Gotthard, 
Graf v., Domherr, dann Koad- 
jutor, zuletzt Fürstbischof von 
Breslau 92. 142 ff. 152. 164. 

Scheinwahl 492 141. 149. 151. 
153 ff. 158. 161. 164. 165. 

Scherer, Rudolf v. 29°. 

Schlesien 142 fi. 

Schmidlin, Christoph Friedrich v., 
württembergischer Staatsminister 
106. 

Schmidt, Anton 4°. 

— Arthur Benno 16 ?. 

Schneider, Franz Egon 24°. 

— Philipp 9® (10). 15 2. 28°. 

— Robert 102. 

Schottland 116. 

Schroetter, Karl Wilhelm, Frei- 
herr v., Regierungspräsident für 
Westpreussen 159. 

Schulte, Johann Friedrich v., 8%. 
475 (48). 491. 68°. 128. 237. 

Schweiz 9° (10). 16°. 17°? (18). 99. 
114. 

Scrutinium 43. 

Segreterie, päpstliche 203. 

Selbstverwaltung, kirchliche 
108. 109. 110. 

Selchow, Johann Heinrich Chri- 
stian v. 825 (83). 

Seminare, tridentinische 
108. 

Separatverhandlung, badische 
51.7208. 

Sester, Joseph 108. 

Sicherer, Hermann v. 37? (38). 

Sicherheit, ausreichende 171;siehe 
auch Gewissheit. 

Siegel, Geheimerat, Direktor der 
katholischen Kirchensektion zu 
Karlsruhe 78. 

Simar, Hubert, Erzbischof von 
Köln 80°. 135. | 

Sinzendorf, Philipp Ludwig, | 


20. 
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Graf v., Bischof von Breslau, Kar- 
dinal 141 ff. 
Sizilien 143. 
Solothurn 26 !. 197. 
Sonderrecht 33. 95. 116; die 
Wahlbefugnis als solches 33. 
Somaglia, Cattolico della, Kar- 
dinalstaatssekretär 104. 111. 170. 
182. 195. 204 ff. 206 f. 208 £. 210 f. 

Souveränität 21. 59. 104; als 
Titel der Designation oder Nomi- 
nation 42!. 141. 146. 

Spanien 143. 237 f. 

Spina, Erzbischof von Korinth 87° 
(38). 

Spiritualisierung 88'. 136. 

Spohn, Georg 109. 

Staat 41. 92. 

Staatsangehörigkeit 73. 139. 
161. 166. 226 f. 

Staatsgesetz 17. 18°. 19. 22. 92. 
1198. 

Staatskirchentum 59. 81!. 82. 
99. 108. 145. 

Staatsrat, französischer 126. 

Staatstreue 61. 62. 96. 168. 

Staatsvertrag zwischen Nassau 
und Frankfurt vom 8.Oktober 1813 
aan hr 

Staatszweck, Anerkennung durch 
die Kirche 64. 

Status quo in Schlesien 142. 

Statut der katholischen Kirche 17. 
18019: 

Staudenmaier, Franz Anton 4°. 

1 

St. Bartholomäus 
furt a.M. 131. 

Stettiner, Paul 142. 

St. Gallen, Bistum 9° (10). 16°. 
173 (18). 21° (22). 69°. 81°. 99. 
107. 113. 116. 121. 122. 132. 139. 
173,:196218. 

St. Hedwig in Berlin, Propst zu 
131. 

Stimmabgabe 75". 


Frank- 


in 


| Strassburg, Bistum 39. 40. 127; 


theologische Fakultät an der dor- 
tigen Universität 87°. 


| Streichung 61°. 68. 70. 71.78". 


812. 82. 168. 169. 172. 183. 195. 
217. 218. 219 ff. 222. 
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Ströbele, Alfons 9° (10). 

Stutz, Ulrich 11°.12%°16°(17). 
54°. 108. 140. 

Subexklusive 196 ff.; siehe auch 
Beteiligung. 

Superfluum, das Breve ein 201. 

Suprasl, Bistum 160. 

Suspectus 168. 194; siehe auch 
verdächtig. 

Sybel, Friedrich v. 5°. 

— Heinrich v. 141. 

Syndikus 80°. 


T. 


Tametsi, Trienter Dekret 100. 

Tatsächlich ausgeschlossen 66. 
210 ff. 

Tauglichkeit, körperliche 35. 
96. 

Te Deum bei der Wahlverkündi- 
gung 35. 96; Grund des Verbots 
39°. 

Teilnahme, siehe Anwesenheit. 

Temporale, siehe Kirchenstaat. 

Tencin, Pierre Guerin, Kardinal, 
französischer Botschafter an der 
Kurie 148. 

Tendenz der neuesten Kirchen- 
rechtsentwickelung 87 ff. 88 ?. 
Terrae Sedis Apostolicae 

116. 

Theiner, Augustin, Oratorianer, 
später Präfekt des vatikanischen 
Archivs 142. 

Thiers, Adolphe, Präsident der 
französischen Republik 126. 

Thun, Graf Leo v., österreichi- 
scher Kultus- und Unterrichts- 
minister 186. 

Titulardomherren 42. 

Toleranz 99. 

Tractatus praevi 131. 

Translation 44. 

Trennung von Kirche und Staat 
912,27116,125.7126. 

Trennungsgesetz, französisches 
38. 88. 88? 

Trier, Bistum 5. 25. 47.492 55 2 
(561811.21.5181.2137.:1702. 172: 
181. 

Troska, Ferdinand 141. 


Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 


U 


Uebereinkunft, vorläufige hes- 
sische 108. 191. 198. 201. 204; 
nassauische 230; württembergi- 
sche 201; der oberrheinischen 
Regierungen vom 8. Februar 1822 
bezw. 15. November 1827 197; 
siehe auch Animadversiones und 
Konvention. 

Uebereinstimmung des Wahl- 
rechts 53 f. 

Ueberprüfung, kirchenrichter- 
liche der Mindergenehmheit 55. 
57: 582.99..01.0141628. 02.22. 4130 
182 ff. 185 ff. 191. 193. 195; nur 
wenn mehr als alle bis auf drei 
ausgeschlossen 178. 183; für nie- 
dere Pfründen laut den oberrhei- 
nischen Konventionen 59. 185 ft. 

Ultimatum, römisches 20. 51. 
53.37265.2103. 21042,170252047% 
206. 207. 208. 209. 2108. 212. 
DIA, 

„Und deshalb‘, siehe ideoque und 
par cela-m&me. 

Ungarn 100. 

Urban VIII., Papst 138. 169. 


V. 


Vacante Sede, Konstitution 88 ®. 
8922253 1. 

Vatıkanum 136 f. 

Verdächtig 59; siehe auch in- 
gratus, invisus, mindergenehn, 
missfällig, suspectus, verhasst. 

Vereinbarung zwischen Staat und 
Kirche über das Bischofswahl- 

. recht 4 f. 16. 22. 23. 24. 28. 34 !, 
45.65.2767 Sa 72T ae 
81#.7822:987106. 11321129122 
123. 124. 168. 175. 188. 220. 221. 
223. 225. 229. 237; zwischen der 
badischen Regierung und dem 
Erzbischof von Freiburg vom 
10. November 1859 191. 

Vereinsfreiheit 90. 

Verfassung 82°; des deutschen 
Reichs 226; preussische 110; von 
St. Gallen 99; württembergische 
110. 


Register. 


Verhältnis von Breve und Bulle 
am Oberrhein 23. 65. 66. 198. 201. 
208 ff. 210. 212; in Preussen 23. 
28°. 

Verhandlungen, hannoversche 
50. 50 !. 227; oberrheinische 51. 
514,2,°, 203. 214; preussische 
46.17.46 % 54% 128. 

Verhasst 59; siehe auch ingratus, 
invisus, mindergenehm, missfällig, 
suspectus, verdächtig. 

Vering, Friedrich Heinrich 5 ?. 

Verkehr mit den kirchlichen 
Oberen 20°. 110. 

Verkündigung, staatliche, der 
Bullen 17 ff. 101 ff. 119. 229. 

Verleihung der Bistümer durch 
den Papst, Regel und gemeines 
Recht 116. 

Verordnung, erzbischöflich frei- 
burgische vom 30. November 1861 
190; oberrheinische vom 30. Ja- 
nuar 1830 105 ff. 117. 202. 228, 
vom 1. März 1853 107. 

Versammlungsfreiheit 9. 

Verschiedenheiten des Wahl- 
rechts 53. 53 °. 

Verständigung, direkte, zwischen 
Regierung und Kurie 33. 34°. 39. 

Vertrag, Langenthaler 107; Petri- 
kauer 161 fi. 

Vertragstheorie 58. 58 2. 

Verurteilung 68. 

Verzicht auf die Anwesenheit des 
Wahlkommissars 76; auf Befug- 
nisse aus Privilegien 34; auf die 
Wahl 77; auf das Wahlrecht im 
Einzelfall 33. 73. 117 fi; auf 
veraltete kirchenrechtliche Herr- 
schaftsmittel gegenüber dem Staat 
88. 88 ?. 90. 

Veto 65 !. 73. 81 !. 195. 227. 231 ff; 
absolutes 128 ff. 171. 190; un- 
bedingtes 129; unbeschränktes 
128 ff.; siehe auch Ausschliessung. 

Viale-Prelä, Nuntius in Wien, 
später Pronuntius daselbst und 
Kardinal 186. 194. 221. 

Vicari, Hermann v., Erzbischof 
von Freiburg 7. 72. 76. 77. 77 ?. 
78. 188 f. 

Vierervorschlag 161 fi. 


Stutz, Deutsches Bischofswahlrecht. 
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Vollzugsverordnung, siehe Aus- 
führungsverordnung. 

Vorbehalt, siehe 
Nichtplazetierung. 

Vorliste 172. 224. 

Vorstellungen, 
184. 

Vorverfahren 44. 45. 45°. 46. 
46 1.47 *. 75. 131. 133. 134 f. 225. 

Vorwahl 45°. 461. 47. 475 (48). 
54. 134 £. 

Voss, Hubert, Bischof von Osna- 
brück 132. 

— Otto Karl Friedrich v., preussi- 
scher Etatsminister 154. 156. 


W. 


Waal, Anton de 2232. 

Waenker, Otto v. 9®. 

Wahl, feierliche 35. 43. 44. 45. 
26.40.2247,47 5, 50,61870, 19% 
76. 772. 78. 79. 82. 96. 138. 160. 
170. 222. 225; kanonische 43. 46. 
48 2. 75. 792. 134£. 166. 169. 181. 
225; vorläufige 133; deren Wieder 
holung 118. 121. 122. 134; siehe 
auch Vorwahl. 

Wahlempfehlung 141. 153. 154. 
157. 

Wahlerfordernisse 35. 56° 
(57). 61. 138. 166. 168. 170. 173 £. 
199. 214. 226 f.; siehe auch Eigen- 
schaften. 

Wahlergebnis, Mitteilung des- 
selben 35. 48. 74. 75 1. 78. 80°. 
81. 81°. 83. 84. 96. 

Wahlfreiheit, Wahrung der 33. 
37. 42. 74. 95. 139. 149. 209. 

Wahlfrist; siehe Frist. 

Wahlkommissar 74. 751,2. 76. 
TITLE ERT EP IIN IE SO. 
80.2, 8.823,97 (83), 96.7141. 150. 
151. 152. 153. 154. 156. 158. 159. 
162. 199. 200. 216. 217. 227 f. 

Wahllokal, siehe Wahlraum. 

Wahlmodus, siehe irisch. 

Wahlpraxis 69°. 82. 

Wahlprivileg 82° (83). 149. 151. 
152. 

Wahlprogramm 76". 

Wahlraum 75. 76. 79 ?. 

17 


Bestätigung, 


diplomatische 


358 Stutz, Deutsches 


Wahlrecht, siehe Bischofswahl- 
recht; parlamentarisches 90. 


Wahlstreitigkeiten 5 ff. 144. 
149. 

Wahltag 77. 79. 134. 

Wahlvorschriften Kaiser 


Karls IV. 159. 

Wahlzeugen 80°. 

Wahrmund, Ludwig 237. 

Walter, Ferdinand 15 ?. 

Wand, spanische 75 !. 

Wandt, Jakob Joseph, Bischof von 
Hildesheim 6. 

Warschau, Bistum 160. 

Weihbischof 44!. 142. 

Weihegewalt 44. 

Weiss, Karl Eduard 17°. 

Weissbuch, vatikanisches be- 
treffend den französischen Kir- 
chenstreit 126. 

Weisungen für den Freiburger 
Erzbischof 98. 188 f. 

Weitergeltung der Bullen und 
Breven in den neuen Provinzen 
Preussens 102; des französischen 
Konkordates in Elsass-Lothringen 
838.1..882.2127. 

Wernz, Franz Xaver, 
general 11. 

Werther, Freiherr v., preussischer 
Minister 49 !. 

Westerburg, Hans 140. 

Wiesbaden 230. 

Wippermann, Wilhelm 825 (83). 

Wirren, Kölner 6. 


Jesuiten- 


Bischofswahlrecht. 


| 


| 


Wittichen, Paul 40 ?. 
Woelky, C. P. 157. 


Wohlgefällig 60°. 215ff. 217; 


siehe auch gratus. 


Württemberg 19. 34°. 40. 52. 


58.277:27.(18)29932 1071082230; 
111. 119. 125. 129. 170. 173. 182. 
187. 190. 191. 194. 199. 201 ff. 
202. 203. 204. 205. 210. 212. 213. 
218. 

Wygry, Bistum 160. 


2. 


Zedlitz, Karl Abraham, Freiherr v., 
preussischer Etatsminister 157. 
Zelada, Francesco Xaverio de, Kar- 

dinalstaatssekretär 154. 155. 
Zell, Karl 108. 
Zirkumskriptionsbullen 15. 22. 

DAR ATI A 56 20582760860 5 

69.::70 2.2.742.101.21025119.2172: 

175. 181. 182. 193. 216. 221. 225. 

226. 229; siehe auch Ad Dominici, 

De salute, Impensa Romanorum, 

Instabilis, Inter praecipua, Provida 

solersque, Verkündigung. 
Zorn, Philipp 9® (10). 117. 
Zusatzwahl 88° (89). 
Zustellung der Bulle: De salute 
19 !; des Breve: Quod de fidelium 
23 ?; der oberrheinischen Breven 


97. 
Zweidrittelmehrheit 88° (89). 
Zweizahl 68. 68°. 69. 203. ‚217. 
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